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Vorwort. 


— 


Der Verfaſſer der hier folgenden Blätter war 
ſeit einer Reihe von Jahren dahin geführt worden, 
die Gedanken, welche das Erlebte, Gehörte oder 
Geleſene in ihm erregten, ſich auch ſchriftlich zu 
vergegenwärtigen. Im Laufe der Zeit iſt hier- 
durch, wie es in der Natur eines mannigfach 
bewegten Lebens liegt, eine Anzahl von Betrach— 
tungen auf ebenſo mannigfachen Gebieten zuſam— 
mengekommen, ungleich an Umfang und an Aus⸗ 
führ ung, vereinzelte Andeutungen und größere 
Aufſätze, bloße Skizzen und durchgeführte Ab— 
handlungen. Eine kleine Zahl unter ihnen fand 
ſeinen Weg früher in einige Zeitſchriften, ins- 
beſondere in das ehemalige Berliner politiſche 
Wochen blatt, in die ſüddeutſche Zeitung und in 
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die Gaſſnerſche muſikaliſche Zeitung. Einige an- 
dere ſind mit gleichen oder ähnlichen Worten in 
die ſpäteren Schriften deſſelben Verfaſſers über— 
gegangen. 

Die Herausgabe der geſammelten Schriften 
wurde Veranlaſſung, dieſe Bruchſtücke zuſammen 
zu ſtellen und zu ordnen. | 

Ausgeſchieden ift zuvor dasjenige, was un— 
mittelbar aus amtlichen Erlebniſſen hervorgegan— 
gen und auf dieſe bezüglich iſt; Niemand ſteht 
zu auch über ſeine eigenen Aufzeichnungen zu ver- 
fügen, wenn dieſe den Stoff aus ſeinem dienſt⸗ 
lichen Leben entnommen haben. Es iſt ferner 
ausgeſchieden Alles, was rein ſubjectiv, nur den⸗ 
jenigen Leſern ein Intereſſe darbieten könnte, welche 
an den inneren und äußeren Führungen des Ver— 
faſſers Theil zu nehmen gewillt wären. 

Die Fragmente ſelbſt find in drei Abthei⸗ 
lungen vereinigt worden: 

Zur Politik und Rechtslehre — Zur Re— 
figion und Philoſophie — Zur Literatur und 
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Kunſt, welcher letzteren Abtheilung auch folche 
Betrachtungen angeſchloſſen wurden, die ſich auf 
ſonſtige Lebensverhältniſſe beziehen. 

Die Anordnung iſt lediglich die chronologiſche, 
da die Zeitfolge für die Beurtheilung des Aus— 
geſprochenen vielfach maßgebend iſt. Allerdings iſt 
hieraus auch gewiſſermaßen eine Rechenſchaft über 
den Gang erwachſen, welchen die politiſche Erkennt— 
niß des Verfaſſers ſelbſt genommen hat. Irrt er 
ſich nicht, ſo wird dieſer Gang aber auch die Erfah— 
rungen vieler Zeitgenoſſen abſpiegeln, welche wie 
er von der ausſchließlichen Verehrung der frühe— 
ren Geſtalten des Staates ausgegangen, jetzt nach 
gewiſſenhafter Selbſtprüfung bei der Ueberzeugung 
von der heilſamen Nothwendigkeit einer verfaſ— 
ſungsmäßigen Ordnung in der Monarchie ange— 
langt ſind. 

Iſt es nöthig, daß der Verfaſſer ſich gegen 
den Schein dilettirender Polyhiſtorie beſonders ver— 
wahre? Auch wer nicht das bürgerliche oder das 
Staatsrecht, die wiſſenſchaftliche Theologie, die 
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Geſchichte der Völker und ihrer Geiſtesthätigkeiten 
in Kunſt und Literatur, oder den philoſophiren⸗ 
den Gedanken zur ausſchließlichen Aufgabe ſeines 
Lebens und zum Gegenſtande eigener, umfaſſen— 
der Forſchungen gemacht hat, auch ein Solcher 
kann nicht umhin dieſen großen Erſcheinungen ſein 
innigſtes Intereſſe und feine Betrachtung zuzu— 
wenden. Wenn er, was ihm dabei nahe getre— 
ten, was er gedacht und empfunden, zuweilen viel— 
leicht mit den eigenen Worten der Quellen, aus 
denen er die Anregung und Belehrung ſchöpfte, 
dann niederſchreibt, ſo maßt er ſich damit Feines- 
wegs die Stelle an, welche diejenigen einzunehmen 
berufen ſind, die jenen beſonderen Richtungen die 
Geſammtſumme der Thätigkeit eines ganzen Le— 
bens zuwenden konnten und wollten. Er erfüllt 
lediglich eine Pflicht gegen ſich ſelbſt, indem 
er ſich nach dem Maße ſeiner Einſicht Rechen— 
ſchaft ablegt, und kann ſelbſt vorausſetzen An— 
deren, die ſich in gleichem Falle befinden, hier— 
durch den Anlaß zu ſelbſtthätiger Beſchäftigung 
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mit den großen Problemen des Menſchengeiſtes 
zu geben. 

Es kounte nicht ausbleiben, daß hierbei gewiſſe 
Stoffe ſich zu wiederholter Betrachtung darboten. 
Solcher Art ſind unter Andern: die Idee des 
Staates und die Geſtalten welche ſie durchlaufen 
hat, der Gegenſatz der Confeſſionen, das Verhält— 
niß des Idealen und des Realen in der Kunſt. 
An dieſen Stoffen haften die Mittelpuncte der 
höchſten Intereſſen; ſie müſſen, wenn auch von 
verſchiedenen Seiten aus gefaßt und in verſchie— 
denem Zuſammenhange betrachtet, doch ſtets wie— 
derkehren. 5 

Das aber ſei hier noch ſchließlich und in ern— 
ſteſter Gewiſſenserforſchung ausgeſprochen: Wenn 
in dieſe Aufzeichnungen etwas übergegangen wäre, 
das mit der Lehre in der katholiſchen Kirche un— 
vereinbar iſt, ſo iſt es unbewußt geſchehen, und 
es ſoll angeſehen werden, als ſei es nicht geſchrie— 
ben. Wenn in dieſelben Aufzeichnungen etwas 
übergegangen wäre, was mit der Liebe zu den 
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Chriſten anderer Confeſſionen unvereinbar iſt, ſo 
iſt es unbewußt geſchehen, und es ſoll angeſehen 
werden, als ſei es nicht geſchrieben. „Christia- 
nus mihi nomen, Catholicus cognomen!“ 


Er furt, den 1. October 1852. 
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1826. 
Politiſche — Religiöſe Lehren. 


Es läßt ſich ein fruchtbarer Vergleich durchführen 
zwiſchen dem Pſeudo- Liberalismus der dem Deismus, 
und dem eigentlichen Jacobinismus der dem Atheismus 
entſpricht. 

Die pſeudo-liberalen Theorien find wirklich nichts 
weiter, als der religiböſe Rationalismus auf das Gebiet 
der Politik übertragen. Ein Conſtruiren aus dem Ver⸗ 
ſtande und Begründen auf die menſchliche Baſis, die ſich 
an die Stelle des Glaubens und der göttlichen Autori⸗ 
tät ſetzt. 

Ebenſo hat das jacobiniſche Weſen in feiner Roh— 
heit und ſeinem Cynismus unverkennbare Aehnlichkeit mit 
dem Atheismus des 18ten Jahrhunderts, und der ſoge— 
nannten Philoſophie der Materie. 

Der große Gegenſatz zwiſchen Wahrheit und Lüge in 
der Politik iſt am klarſten an der Frage zu zeigen, was 
der Zweck und die Entſtehung des Staatsvereines ſei. 

So wie der einzelne Menſch nicht deswegen auf der 
Welt iſt, damit es ihm wohlgehe, ſondern damit er ſelig 
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werde, jo ift es auch mit dem Vereine Mehrerer im 
Staate. Der Zweck der geſelligen Vereinigung iſt und 
kann nicht ſeyn, die Wohlfahrt, das Nationalglück zu 
wirken, ſondern überhaupt die göttliche Ordnung in den 
menſchlichen Dingen zu fördern. Dieſe aber zeigt ſich 
darin daß jeder Recht thue, und wieder bei ſeinem Rechte 
erhalten und beſchützt werde. Ob damit immer die ſoge— 
nannte äußere Wohlfahrt gleichen Schrittes gehe, iſt nicht 
nothwendig, oft nicht möglich; die innere, die auf der 
Gerechtigkeit und Wahrheit beruht, gedeiht dabei ſicher. 

Ebenſo iſt es mit der Art der Entſtehung. Gegen⸗ 
ſeitiger Nutzen und Intereſſe welche nach der Glückſelig— 
keitslehre den Staat begründen, hätten nicht hingereicht, 
um die großen hiſtoriſchen Erſcheinungen hervorzurufen, 
die die Staaten gegründet haben. Es bedurfte der un- 
mittelbaren Fügung, ja der ſichtbaren Hand Gottes um 
die außerhalb aller menſchlichen Vereinbarung liegenden 
Thatſachen zu bewirken, aus denen jene Anſtalten für 
Seine ewigen Zwecke hervorgegangen ſind. 

Dies iſt der allein richtige Sinn der hiſtoriſchen Auf— 
faſſung des Rechtes. 


S 5 » 
Dienen und Arbeiten. 


Von allen Formen der Sklaverei iſt die Geldſklaverei 
die ſchlimmſte, weil ſie mit der Täuſchung vermeintlicher 
Freiheit zuſammengeht. Selbſt der Leibeigene des Mit- 
telalters befand ſich in einer beſſeren Lage; derjenige, 
welchem ſein Leib zu eigen war, hatte auch die Pflicht 
und das Intereſſe für dieſen zu ſorgen. Jetzt aber bei 
dem Proletarier nimmt der Herr das Weſentlichſte des 
Leibes, die Kraft, für ſich, und überläßt ihm in bitterer 
Ironie den Reſt zu ſeiner Verfügung. Das iſt die Folge 
davon, daß das richtige Verſtändniß von Dienen und 
Arbeiten verloren gegangen, das Erſtere verworfen wird 
und nur das Andere gelten fol. Der Dienende unter- 
wirft ſich einer Perſon, der Arbeitende einer Sache, z. B. 
der Landmann dem Acker, der Schuſter dem Leder u. ſ. w. 
Es iſt dies zwar nur eine Seite der großen Frage, aber 
ſie zeigt ſchon genügend, daß der neuere Freiheitsproceß 
oft genug nur ein Uebergang aus der Unterwerfung un— 
ter Perſonen in die Unterwerfung unter Sachen, Bedürf⸗ 
niſſe und Geld iſt. 


Macchiavell überſetzt von Leo. 


Heute habe ich in den Briefen des Macchiavell 
nach der neuen Ueberſetzung von Leo geleſen. Die Ein- 


leitung die er dazu gegeben, iſt merkwürdig genug. Was 
ſie über Macchiavellis Charakter und Lage ſagt, mag 
wohl das richtigſte ſeyn, was von dieſem vielberühmten 
Gegenſtande zu halten iſt. Es liegt eine traurige Wahr— 
heit darin, die aber nicht zu läugnen iſt. 

Ueberraſchend iſt dagegen der Sinn, den der Ueber— 
ſetzer in Macchiavellis Beſtreben ſucht, den er ſelbſt theilt, 
als recht anerkennt und in ſeinem eigenen Vorworte an— 
deutet (Siehe Seite vı und Note, Seite XXVYn die cha— 
racteriſtiſchen Stellen). Er ſieht in Macchiavell, ſowie 
in Guicciardini die Vorkämpfer zum Untergange der po— 
litiſchen Geſtalt des Mittelalters, die Morgenröthe einer 
beſſeren Zeit. Die Lehnsherrſchaften ſtellt er der Mo- 
narchie gegenüber; letztere, die Alleingewalt im Sinne 
der Alten, ſei die wahre Staatsform, diejenige, die ge— 
bildeten Nationen allein zukomme, dieſelbe welche in der 
Barbarei des Mittelalters zu Grunde gegangen, nach 
welcher ſich die neu erwachende Zeit wieder geſehnt, nach 
welcher Fürſten und Minifter ſowohl, als die Völker ſelbſt 
geſtrebt haben. Alles was man Privatfreiheit und Eigen— 
thum, Rechte der Einzelnen und der Corporationen nennt, 
bezeichnet er ausdrücklich als Ausgeburten der Feudalzeit, 
als ſolche auf deren Trümmern ſich der neue Staat er— 
heben müſſe. Nicht ohne Scharfſinn ſtellt er die durch 
den Geiſt errungenen, von dem Verſtande geordneten Ein- 
richtungen des modernen Staates denen des Mittelalters 
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gegenüber, die er blos natürliche Hervorbringun— 
gen nennt. 

In dieſer Nacktheit und Offenheit kommt jene Geſin⸗ 
nung ſelten vor; es wäre unterrichtend, ein ſolches Sy— 
ſtem in ſeinem ganzen Zuſammenhange aufgeſtellt zu ſehen. 
Welche große Hülfsmittel demſelben zu Gebote ſtehen, in 
der Geſchichte der letzten Jahrhunderte ſowohl als in den 
Staats- und Lebensformen der Gegenwart, iſt klar. 

Das Ganze iſt in feinem inneren Weſen und in feinen 
praktiſchen Folgerungen dem entſchiedenſten Jacobinismus 
gleich zu achten, nur für die Zeit, in der wir leben, noch 
weit gefährlicher. Bei dem großen Reiz, den es rechtloſen 
Adminiſtrationen, ja ſelbſt wohlmeinenderen aber verblen- 
deten Regierungen darbietet, wäre es wichtig auszumitteln, 
wie weit ein ſolches Syſtem ſeine reißende revolutionäre 
Urnatur zu verbergen vermag. Der thäte ein verdienſt⸗ 
liches Werk, der ihm die monarchiſche Larve abzöge, und 
die ganze Häßlichkeit dieſes politiſchen Atheismus zu Tage 
legte. 

Haller hat dies nicht leiſten können, er hatte zu ſehr 
die Formen im Auge, unter welchen jene Lehre in der 
früheren Zeit erſchienen war. 

Ich muß noch weiter hinzufügen was mir in Leo's 
Anſicht eigentlich am denkwürdigſten iſt. Ungleich den ge⸗ 


2 8 


wöhnlicheren Radikalen der franzöſiſchen Schule, erkennt er 
ausdrücklich an, daß jene Lebenseinrichtung, die der Feudal⸗ 
zeit, die natürliche geweſen ſey, daß demnach der Verband 
von Rechten und Pflichten, von Unterwerfung und Herr⸗ 
ſchaft ꝛc., völlig aus der Natur der Dinge und der Ge— 
ſchichte hervorgehe. Die auf den Verſtand und deſſen 
abſtracte Poſtulate gegründete Staatsform ſtellt er ſelbſt 
als Gegenſatz auf zu der natürlichen. 

Hierin unterſcheidet er ſich weſentlich von den After⸗ 
philoſophen und Hiſtorikern, die ihre Theorien für den 
natürlichen Zuſtand ausgeben, von dem das Menſchenge⸗ 
ſchlecht durch Unterdrückung und Gewalt abgeführt worden 
ſey. Leo hingegen erklärt geradezu, daß ſein idealer, den 
Zwecken der menſchlichen Geſellſchaft entſprechender Staat 
nur durch Gewalt und den Untergang der naturgemäßen 
Lebensverhältniſſe aufgerichtet werden könne. 


1827. 
Die franzöſiſchen Parlamente. 


Wenn man als Grundlage des modernen Staates zu⸗ 
giebt, daß die Beamten regieren, alſo die bürgerliche Herr⸗ 
ſchaft ftatt der natürlichen, fo hat die Geſchichte kein groß- 
artigeres politiſches Inſtitut aufzuweiſen, als die alten 
franzöſiſchen Parlamente. 


9 es- 


Es iſt ein erhebender Anblick dieſe ehrwürdige Magi⸗ 
ſtratur, Diener des Königs, denen es nie einfiel ein pou— 
voir judiciaire zu ſtatuiren, und dabei wieder in einer 
Unabhängigkeit, die nur ein außerordentliches Bewußtſein 
ſittlicher Stärke geben kann. Welch' eine Schutzwehr ge— 
gen rechtloſe Willkühr, wie mächtig ohne phyſiſche Macht! 
Ungeachtet ſo vieler Mißgriffe, die theils aus geſteigerter 
Oppoſition und aus Schwäche der Gegner, theils auch aus 
der urſprünglich ganz falſchen Stellung hervorgingen, nach 
welcher ſich die Parlamente als Stellvertreter der stats 
geénéraux anzuſehen veranlaßt wurden, — wie viel Recht 
und Wahrheit doch in allen ihren Schritten! 

Wenn man alle dieſe Auswüchſe abzieht, ſo zeigt ſich 
unverkennbar, daß die Grundrichtung des parlamentari— 
ſchen Syſtems fortwährend die Erhaltung der Privatfrei— 
heiten und Rechte und ſomit des alten hiſtoriſchen Frank— 
reichs war. Schon in der Fronde trat dies hervor. Dieſe, 
die trotz aller niederen Triebfedern, die mit einwirkten, doch 
eigentlich der letzte Kampf der alten Ariſtocratie gegen das 
Miniſterregiment war, gab der Stellung der Parlamente 
ihren ganzen Sinn. 

Noch characteriſtiſcher iſt aber dafür die nächſte Zeit 
vor der Revolution. Der Kampf gegen den Hof, zu wel— 
chem die Schlechtigkeit der Miniſter und ihrer Syſteme die 
erſte Urſache war, und in welchen ſich dann allerdings ſtör— 
riger Oppoſitionsgeiſt miſchte, hatte den Parlamenten die 
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öffentliche Meinung gewonnen. So wie aber jene Syſteme 
ſich bis zu dem Punkte entwickelten, wo ihre revolutionäre 
Natur zum Vorſchein kam, wurden die Parlamente die 
eifrigſten und treueſten Vertheidiger der königlichen Sache. 
Es iſt bewunderungswürdig wahrzunehmen, wie zum Theil 
gerade die Parlamentsräthe, die in den früheren Streitig— 
keiten mit dem Hofe hervorgetreten und bekannt gewor— 
den waren, jetzt die unerſchrockenſten Streiter für die als 
Privilegien qualificirten Rechte wurden. Und dieſes in 
der erſten Zeit der Nationalverſammlung wo keineswegs 
noch die phyſiſchen Folgen der Revolution realiſirt worden, 
welche ſpäter ſo manchen abſchreckten! Und in einer Zeit, 
in der der allgemeinſte Haß und Verachtung jeden Ver— 
theidiger der Wahrheit treffen mußte. 

Die Grundlagen, aus welchen ſich das herrliche Ge— 
bäude entwickelte, könnten nur in einer genauen Geſchichte 
der Parlamente erkannt werden. Zunächſt ſcheint es, wie 
ſonderbar es auch klingt, die Käuflichkeit der Stellen ge— 
weſen zu ſeyn, durch welche dieſe Richterwürden erblich 
oder in einen gewiſſen Kreis gebannt und zuletzt gewiſſer— 
maßen unentgeltlich wurden. Wie hierdurch wegen der 
Rückzahlung der Chargencapitale eine gewiſſe Unverän⸗ 
derlichkeit erwuchs, jo mußte daraus, wie aus jeder erb- 
lichen und unwandelbaren Inſtitution die ganze Kraft 
und Höhe wahrhaft ariſtocratiſcher Geſinnung hervorgehen. 
Dies war der esprit de la compagnie, der die Jahrhun⸗ 
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derte durchlebte und in Frankreich das Weſen einer no- 
blesse de robe ſchuf, die nirgends ſonſt ihres Gleichen ge— 
funden hat. 


Das Volk. 


Man hat lange genug immer nur Geſchichten von 
Thatſachen geſchrieben. Es wäre der Mühe werth, daß 
ein Geſchichtsforſcher die Geſchichte von einzelnen Mei— 
nungen ſchriebe, ihr Entſtehen, Fortbilden und Umgeſtal— 
ten durch die verſchiedenen Zeiten verfolgte. 

So z. B. eine Geſchichte der Meinung von der Souve— 
ränität des Volkes. Allerdings würde dieſe eigentlich nur 
eine Seite von der Geſchichte von der Abgötterei ſeyn, in 
der wiederum die ganze Geſchichte des Menſchengeſchlechts 
vorkommt. 

In alten Zeiten war dies anders; bei den alten Re— 
publiken konnte allerdings von einer majestas populi wirf- 
lich die Rede ſeyn. Die Volksgemeinde herrſchte allerdings, 
aber nur indem ſie Alles nicht zu ihr gehörige nach Außen 
geworfen, als Sclaven, Heloten ꝛc. Die Herrſchaft be— 
ruhte daher auf nichts weniger als auf den abſtracten 
Menſchenrechten, ſondern auf dem äußerſten Grade der 
Ausbildung des bürgerlichen Rechtes. 

Aber auch da war noch ein Unterſchied, und nicht je⸗ 
der zum Staate Gehörige war ein Beamter der ſouveränen 
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Volksgemeinde. Denn es traten die Götter dazwiſchen, 
auf die ſich wieder ein unabhängiges theokratiſches Element 
bezog. Der pontifex maximus war kein Diener des po- 
pulus romanus, nicht einmal irgend ein Augur. 

So wie in dem Thierreiche es eine Entwickelungsſtufe 
giebt, wo das erdige Element nach Außen hin geworfen 
wird als Muſchel, Schale, Hornbedeckung, fo auch im ge- 
ſchichtlichen Leben. Die Mufchel iſt nicht die lebendige 
Molluske, ſie hat nur indirect einen Theil an ihrem Le— 
ben. So auch der Sclave, der nur mechaniſch mit dem 
herrſchenden, lebendigen Volke zuſammenhing. | 

Später zeigt ſich eine andere Stufe, wo von dieſem 
Elemente wieder ein Theil nach innen tritt als Knochen, 
der nicht fühlt und bewegt, aber trägt und einen weſent— 
licheren Zuſammenhang mit dem lebendigen Körper 5 
So die Leibeigenen des Mittelalters. 

Aber das iſt den philoſophiſchen Theorien des 18ten 
Jahrhunderts vorbehalten geweſen, dieſe Erde, dieſen le— 
bens- und reizloſen Ballaſt zum allein lebendigen Weſen 
zu machen, den Pöbel zum Volke, zum Herren. 


Türken. 


Es gehört zu den wunderlichſten Umkehrungen, daß die 
Wortführer unſerer Tage zur Fahne des Kreuzes ſchwören, 
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und, während ſie die chriſtliche Begeiſterung des Mittelal- 
ters verachten und ſchmähen, jetzt ſelbſt einen neuen Kreuz— 
zug eröffnen möchten um die Osmanen aus Europa zu 
vertreiben. Gleichwohl müßten ſie nach allen ihren ſonſti— 
gen Grundſätzen und Meinungen ſchwärmeriſche Verehrer 
der Türken ſeyn, in deren Staatsleben ſich ein großer Theil 
ihrer Ideale realiſirt hat. 

Zuerſt eine Religion die im Weſentlichen der reine 
Deismus, ohne die läſtigen Forderungen von eigner Ver— 
nichtung und Wiedergeburt, und mit allen Genüſſen der 
Welt vereinbar. J 

Dann ein Staat ohne Erbadel oder Privilegium irgend 
einer Art. Völlige Gleichheit vor dem Geſetze, jeder Platz, 
jede Würde Jedem zugänglich, dem Niedrigſten ſogar am 
leichteſten. 

Das perſönliche Verdienſt dergeſtalt anerkannt, daß 
jeder Laſtträger hoffen kann Großvezier zu werden, jeder 
Toptſchi den Roßſchweif vor ſich ſieht. 

Ferner unumſchränkte Gewalt des Staates, vor wel— 
cher nicht allein keine Bevorrechtung, ſondern überhaupt 
gar kein Privateigenthum beſteht; der letzte Mann und der 
letzte Asper zur freien Dispoſition der Staatsverwaltung! 
Was die Hegel'ſche Philoſophie erreichen will, daß Jeder im 
Staate das an ſich Vernünftige und Sittliche erkenne, ge— 
gen welches keine Individualität ſich geltend machen dürfe, 
iſt dort durch den Koran, der Sitten- und Rechtslehre 
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(Iman und Din) zugleich iſt, in einem Umfange realiſirt, 
gegen welchen der moderne europäiſche Staat noch tief zu⸗ 
rückſteht. 

Kommt denn gegen alle dieſe eminenten Vorzüge das 
wenige Kopfabſchneiden und Stranguliren fo ſehr in Be- 
tracht? — 


1829. 
Duelle. 

Die Frage über das Weſen der Duelle iſt neuerdings 
wieder viel zur Sprache gebracht worden. Unſere Zeit 
ſcheint mit ihrer Meinung über dieſes uralte und tief wur⸗ 
zelnde Verhältniß wie über vieles Andere ſchnell und be= 
ſtimmt ins Reine gekommen zu ſeyn. Alles vereinigt ſich 
einmüthig zu einem Verdammungsurtheile; die Theologen 
ſehen in jedem Zweikampfe eine ſündliche Rache, die Ju- 
riſten eine verbrecheriſche Selbſthülfe, die Staatsmänner 
eine Ruhe und Ordnung ſtörende Auflehnung gegen die 
höchſte Gewalt. Alle Tribünen ertönen von Declama⸗ 
tionen, die Geſetzbücher ſtrotzen von Strafgeſetzen; die 
aufgeklärte Welt iſt nur noch darüber im Zweifel ob der 
Duellant als Verbrecher oder als Wahnſinniger angeſehen 
werden müſſe. 

Ich geſtehe mich von der Richtigkeit dieſes Anathema's 
nicht überzeugen zu können. 8 

Es iſt hier zuerſt das eigentliche Weſen der Duelle 
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feſtzuſtellen, abgeſehen von allen Aeußerlichkeiten und indi⸗ 
viduellen Nüancen, ſo wie von ſeinen Ausartungen. 

Der hiſtoriſche Urſprung des Duelles ſchließt ſich ei— 
nerſeits an die Ordalien des Mittelalters, andererſeits an 
das Recht des Privatkrieges an, das zu jener Zeit allge— 
mein geübt wurde. Beides wurde nicht allein als mit 
menſchlichen und göttlichen Geſetzen keineswegs ſtreitend 
erachtet, ſondern fand in der Geſinnung, in den Sitten, 
ja ſelbſt in der Staatsgeſetzgebung des Mittelalters voll- 
ſtändige Begründung. 

Wie weſentlich auch die Veränderungen ſeyn mögen, 
die unſere Gegenwart von der Vergangenheit ſcheiden, ſo 
kann daraus doch nicht von vornherein gefolgert werden, 
daß alles früher Beſtandene dadurch unbedingt ſein Recht 
und ſeine Bedeutung verloren habe. 

Zu den Dingen, die in unſerer modernen Welt bis jetzt 
noch ihre eigenthümliche Exiſtenz behauptet haben, gehört 
der Begriff der Ehre. Für den nächſten Zweck kommt es 
gar nicht auf eine ſtrenge Erklärung dieſes Begriffes und 
ebenſowenig auf eine Rechtfertigung deſſelben an. Ich 
hege perſönlich die Ueberzeugung, daß dieſe gerade auf 
dem chriſtlich-germaniſchen Boden gewachſene Pflanze 
eine der Zierden des Menſchengeſchlechtes und in der Ge— 
ſtalt, die fie in den letzten Jahrhunderten gewonnen, ins⸗ 
beſondere dazu beſtimmt ſei, die Triebfedern zu erſetzen, 
welche die alte Welt in der pantheiſtiſchen Vaterlandsliebe, 
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das Mittelalter in feinem glühenden, wenn auch nicht ſtets 
reinen Religionseifer beſaß. Was könnte die moderne 
Welt ſonſt aufweiſen, das den Vergleich aushielte mit der 
Idee der ewigen Roma, oder mit der Gewalt des: Dieu 
le veut! welches die Kreuzfahrer auf die Mauern von Pto- 
lemais hob? 

Wie man aber auch über das Weſen der Ehre denke, 
ob man es ausdrücklich als einen verderblichen Wahn, als 
eine inhaltsloſe Chimäre oder als eine unchriſtliche Anma— 
ßung qualificire, es kommt hier nur auf die Anerkennung 
folgender einfachen Thatſache an: Bei den meiſten euro- 
päiſchen Nationen haben gewiſſe Verletzungen, die man mit 
dem Namen ehrenrührig oder beſchimpfend bezeichnet, 
für Männer gewiſſer Stände die Wirkung, daß dadurch ſo— 
wohl der Ruf derſelben angetaſtet, als auch ihre er 
liche Exiſtenz gefährdet wird. 

Es iſt hierbei ganz gleichgültig ob man annehme, daß 
dieß ein ſchreiender Mißbrauch ſei, der in aller Weiſe ab— 
geſtellt werden müſſe oder nicht. Da hierin bis jetzt noch 
nichts Weſentliches geſchehen, bei den Geſetzgebern ſowohl, 
als bei den Privaten nicht einmal der ernſtliche Wille dazu 
allgemein vorausgeſetzt werden kann, ſo bleibt die oben 
gedachte Thatſache für den gegenwärtigen Moment nicht 
minder unumſtößlich wahr. 

Iſt dieſes aber der Fall, ſo geht daraus die Nothwen⸗ 
digkeit und Rechtmäßigkeit des Duelles unmittelbar hervor. 


Um dieſelbe zuerſt von dem juriſtiſchen Standpunkte 
aus zu betrachten, iſt es nur erforderlich das von dem 
Verbote unerlaubter Selbſthülfe hergenommene Argument 
näher zu beleuchten. Dieſes Verbot kann ſich auf nichts 
Anderes ſtützen, als auf die Vorausſetzung, daß die richter- 
liche Gewalt vorhanden ſei, um einem Jeden, der in ſeinem 
Rechte verletzt iſt, volle Genugthuung und Erſatz zu ver— 
ſchaffen. Wo dieſer Erſatz aber entweder gar nicht möglich 
iſt, oder jedenfalls zu ſpät kommt, kann es unmöglich ge⸗ 
recht oder auch nur vernünftig ſeyn, die Selbſtvertheidi— 
gung zu verpönen. Die Geſetzgebung aller Völker hat 
dieſen Unterſchied auch entſchieden anerkannt und in ſolchen 
Fällen die Ausübung der Selbſthülfe ausdrücklich geſtattet. 
Niemand wird mir zumuthen einen Straßenräuber, der 
mein Leben oder mein Eigenthum antaſtet, gutwillig ge⸗ 
währen zu laſſen und mich auf die Hoffnung zu beſchrän⸗ 
ken, gegen ihn vor dem Richter Klage zu führen. 

Findet man hier aber die augenblickliche Selbſthülfe 
durchaus erlaubt, wie kann man ſie in Fällen unterſagen 
wollen, wo der mir angedrohte Nachtheil gewöhnlich noch 
weit ausgedehnter, oft für meine Exiſtenz völlig vernich— 
tend iſt, und zugleich von der Art, daß kein Richter 
der Welt mich gegen dieſen Nachtheil weder ſchützen kann 
noch will. 

Dies iſt aber genau der Fall bei allen Ehrenverletzun⸗ 
gen, ſobald ſie Perſonen treffen, für welche der Beſitz einer 

v. Radowitz Schriften. IV. 2 
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durchaus unangetaſteten Ehre erſte Bedingung ihrer bür⸗ 
gerlichen Exiſtenz iſt. 

So lange daher Niemand, auch nicht der mächtigſte 
Herr, die Mittel dazu hat einen Offizier, der durch irgend 
eine erlittene Mißhandlung in der Grundlage ſeines Da— 
ſeyns angegriffen iſt, vor den Folgen dieſes Unglücks zu 
ſchützen, erſcheint es ebenſo hart als unrechtmäßig, ihn an 
der Anwendung ſeiner einzigen Hülfe durch peinliche Maß— 
regeln zu hindern. 

Was hingegen den theologiſchen Stanbpunet dieſer Be 
trachtung betrifft, jo ſuche ich den Irrthum der frommen 
und chriſtlichen Männer, die ſich gegen den Duell erklärt 
haben, darin, daß ſie damit ſtets den Begriff einer auszu⸗ 
übenden Rache verbinden. Dieſer iſt aber dem Weſen des 
Duelles an und für ſich genommen ganz fremd, ja es muß 
ſogar die erſte Pflicht des Duellanten ſeyn, jedes Gefühl 
von Haß und Rache gegen ſeinen Gegner völlig aus ſeiner 
Seele zu verbannen. Dann aber iſt die Frage ganz auf 
die der nothgedrungenen Vertheidigung des wohlerworbe— 
nen Eigenthumes zurückgeführt, und es iſt mir kein Gebot 
des Chriſtenthumes bekannt, durch welches die Nothwehr 
unterfagt ſei. Wenn die heilige Schrift gebietet: „So dir 
Jemand einen Streich auf einen Backen giebt, ſo biete 
ihm auch den anderen,“ ſo iſt hier offenbar nur von der 
Rache für empfangene Beleidigungen die Rede. Dieſe hat 
aber mit dem Duelle in ſeinem wahren Sinne nichts ge— 
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mein, ſondern muß einem jeden Chriſten, der da täglich 
betet: „Vergieb uns unſre Schuld, wie wir vergeben unſe— 
ren Schuldigern / als ſündlich und verwerflich erſcheinen. 
Wo iſt hingegen das Gebot, das mir unterſagte mein mir 
von Gott geliehenes Eigenthum nach allen Kräften gegen 
den Räuber zu vertheidigen, der ſeine Hände danach aus— 
ſtreckt? 

Noch deutlicher ſtellt ſich dieſes Verhältniß heraus, 
wenn man ins Auge faßt, daß es ſich in der Regel gar 
nicht einmal bloß um mein Eigenthum, ſondern um anver- 
trautes Gut handelt. Ich büße durch die erlittene Ehren- 
verletzung nicht bloß meine Exiſtenz, ſondern auch die mei- 
ner Frau und Kinder ein, ich werde nicht bloß perſönlich 
durch die erfahrene Verletzung betroffen, ſondern meine 
Familie, meine Freunde, mein Stand, ja in manchen Fäl- 
len meine Nation. 

Ob ich daher auch die Güter der Erde, über welche ich 
uneingeſchränkt verfüge, drangeben wollte, fo darf ich es 
nicht in ſoweit es ſolche find, die ich ſelbſt mit Gefahr mei- 
nes Lebens zu ſchützen geradezu verpflichtet bin. 

Daher kann auch die Frage gar nicht ſo geſtellt wer— 
den, ob der Duell erlaubt ſei, ſondern er iſt entweder ge— 
boten oder ſchlechthin ſündlich. 

Erſteres iſt der Fall des wahren Duelles, bei welchem 
der Angegriffene feinem Gegner vollkommen und von Her- 
zen verzeihen, ja mit Gottes Hülfe ihn wie ſeinen Nächſten 
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lieben kann, und ihm dennoch auf Leben und Tod gegen- 
übertreten muß. 

Daß dieſe Entwickelung es nicht mit den Duellen, ſo 
wie ſie im concreten Falle nur zu oft vorkommen, zu ſchaffen 
hat, iſt für ſich klar. 

Ob ein ſolcher Fall nun der wahren Vertheidigung 
oder der Rache angehöre, iſt Sache des Gewiſſens, das 
darüber eine ſchwere Rechenſchaft vor Gott abzulegen ha— 
ben wird. Ob er der wahren Vertheidigung oder dem 
Uebermuthe, der Zankhaftigkeit, dem Irrthume oder gar 
dem Verbrechen angehöre, iſt zugleich Sache des weltlichen 
Richteramtes, das in dieſer Unterſuchung kaum ſtreng ge— 
nug ſeyn kann. 


Die Wahrheit im Staate. | 


Die wahre Politik beruht weſentlich und ausſchließlich 
auf der Gerechtigkeit des natürlichen Menſchen und auf 
der Liebe des Chriſten. Sie erkennt in den hiſtoriſchen Er— 
ſcheinungen, die man Staaten nennt, einen Verband von 
Rechten und Pflichten gegründet auf die Gerechtigkeit, die 
da befiehlt jedem das Seine unverkürzt zu laſſen, und auf 
die Liebe, deren Weſen es iſt, den Nächſten zu fördern und 
wohlzuthun nach allen Kräften. Dem Fürſten weiſet ſie 
den vollen Genuß aller Rechte und Befugniſſe zu, die aus 
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ſeinem Eigenthume und deſſen Anwendung fließen. Sie 
beſchränkt aber die Ausübung dieſer Rechte durch die hei— 
lige Pflicht, die Rechte und das Eigenthum jedes Dritten 
zu ehren und unangetaſtet zu laſſen. Neben dieſer Auffor— 
derung der bürgerlichen Gerechtigkeit, ſtellt ſie ihn ferner 
unter das Gebot der chriſtlichen Liebe, nach welchem er die 
großen Mittel, die ihm Gott vor allen anderen verliehen, 
zu deren Wohle gebrauchen, ſeine Macht zur Handhabung 
der Gerechtigkeit anwenden und ſolchergeſtalt die gött— 
liche Ordnung in den menſchlichen Dingen aufrecht erhal— 
ten ſoll. 

Den Unterthanen giebt dieſe wahre Politik gleicherma— 
ßen den vollen und unantaſtbaren Genuß ihres Eigenthums 
und ihrer Rechte jeder Art unter denſelben Beſchränkungen 
der natürlichen Gerechtigkeit und denſelben Geboten der 
Liebe. Was im Laufe der Zeit, auf natürlichem und recht— 
mäßigem Wege erworben worden, es ſei für ganze Stände, 
für Corporationen oder Individuen, deſſen Summa macht 
die Verfaſſung (Conſtitution) eines Landes aus, bei wel— 
cher demnach nicht von der Erreichung gewiſſer politiſcher 
Zwecke, ſondern allein von der Anerkennung des vorhande— 
nen Rechtsſtandes die Rede ſeyn kann. In dieſem Rechts- 
ſtande oder dieſer Conſtitution wird ſich im Fortgange der 
Jahre unbezweifelt vieles ändern, ganz auf gleiche Weiſe, 
wie ſich in dem Beſitze, der Stellung, den Anſprüchen und 
Gerechtſamen einer Familie oder eines Individuums vieles 
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ändern wird und muß. Jede ſolche Aenderung oder Ent- 
wickelung darf aber immer nur ein Product natürlicher und 
rechtmäßiger Einwirkungen und Begebenheiten ſeyn, nie 
das Reſultat willkührlicher Gewalt, oder vorgefaßter Theo- 
rien die die Wirklichkeit nach ihren Anſichten und 1 
gen umbilden wollen. — 

So einfach und wahr dieſe Lehren ſind, ſo ſcharf tritt 
ihnen unſre Zeit entgegen. Was man nun an deren Stelle, 
an den Platz des verläugneten Rechtes ſetzen will, darin 
unterſcheiden ſich die Partheien der Lüge. — 


Der Despotismus des Geſetzes. 


Der Präſident des franzöſiſchen Miniſterrathes hat be— 
kanntlich keine andere Definition für die Freiheit gewußt, 
als daß ſie der Despotismus des Geſetzes ſei. 

Dieſer Ausdruck, der unbezweifelt durch ganz Frank— 
reich wiederholt und im Auslande mit Entzücken aufgenom⸗ 
men werden wird, ſchließt einen der gefährlichſten Irrthü— 
mer unſerer Zeit in ſich. Die Freiheit beruht allerdings 
auf der Herrſchaft des Rechtes und kann ohne Heilighal- 
tung deſſelben nicht beſtehen. Das Recht aber iſt etwas 
von der fremden Willkühr Unabhängiges; jedes gute Recht 
iſt von Gottes Gnaden, das des Königs wie das des Tage— 
löhners. Das Geſetz hingegen iſt das von den Menſchen 
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Geſetzte, eine verbindliche Willensäußerung deſſen, der 
Gewalt hat zu deſſen Befolgung anzuhalten. Nach den 
alten Begriffen vom Staate ſollte das Geſetz nur das aus— 
geſprochene Recht ſeyn, und ſchloß daher, neben der phyſi— 
ſchen Verbindlichkeit zur Folgeleiſtung auch eine ſittliche, 
den Gehorſam um Gottes willen in ſich. Nach den Lehren 
der revolutionären Staatsweisheit dagegen entſteht das 
Geſetz aus dem ſogenannten, allgemeinen Nutzen, und leitet 
ſeine Berechtigung aus der Volkswohlfahrt ab. „Die Nütz— 
lichkeit iſt das Geſetz des Geſetzes,“ ſagte unlängſt ein Be- 
richterſtatter in der franzöſiſchen Pairskammer, derſelbe, 
der nach dieſem Grundſatze fünf Jahre Frankreich regiert 
hatte. In der Wirklichkeit wird das Geſetz hierdurch in 
despotiſchen Herrſchaften der Ausdruck der ſchrankenloſen 
Willkühr des Regierenden und feiner Beamten, in Volks- 
herrſchaften hingegen der Ausdruck der jedesmal auf der 
Oberfläche ſchwimmenden Zeitmeinungen. Beides ſind Ge— 
ſetzesquellen, die mit dem Rechte nichts gemein haben, ja 
in den meiſten Fällen ihm feindlich gegenüberſtehen. Im 
Weſentlichen iſt daher Caſimir Périer's Formel der wah— 
ren Freiheit um nichts günſtiger als diejenige, mit wel— 
cher Robespierre einſt das zertretene Frankreich in Feſſeln 
ſchlug: Die Freiheit ſei der Despotismus der Vernunft. 
In welcher Weiſe die Vernunft des Wohlfahrtsausſchuſſes 
ſich geltend machte, iſt bekannt, der doctrinelle Liberalis- 
mus aber iſt durch das mißlungene Experiment weder in 
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Frankreich, noch in anderen Ländern, an dieſen Lehren irre 
geworden. — 


1830. 
Das juste Milieu. 


Ich bin mit mehreren gleichgeſinnten Freunden dar— 
über verſchiedener Meinung, wie eine Hauptrichtung der 
gegenwärtigen Zeit anzuſehen ſei. 

Der Character der Gegenwart iſt allerdings im Gro— 
ßen und Allgemeinen betrachtet: der revolutionäre, in ſeiner 
Aeußerung aber weſentlich von allen früheren verſchieden. 
Es kommt zunächſt darauf an, die Behauptung hiſtoriſch zu 
begründen. 

In der großen Bewegung, die im Jahre 1789 von 
Frankreich ausging, und ſucceſſiv die meiſten europäiſchen 
Länder umfaßte oder mindeſtens berührte, tritt als Haupt⸗ 
erſcheinung hervor, daß die conſequentere Parthei jederzeit 
die minder conſequente überwältigte, daß diejenigen, welche 
aus den gemeinſamen Principien weitere Folgerungen ab— 
zuleiten wußten, eben dadurch ein unzweifelhaftes Ueberge— 
wicht über Alle erlangten, welche auf halbem Wege fte- 
hen zu bleiben trachteten. Die conſtitutionellen Royaliſten 
wichen der amerikaniſchen Parthei, dieſe wiederum den De— 
mocraten der Gironde, die girondiſtiſchen Republikaner 
den Sansculotten der Convention, letztere wiederum dem 
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Terrorismus des Wohlfahrtsausſchuſſes. Auf ganz natür- 
liche Weiſe gelangte ſo die Regierung von Frankreich in die 
Hände derer, welche aus dem Principe der Revolution die 
ſchrankenloſeſten Conſequenzen zu ziehen verſtanden, und es 
bedurfte der Entwickelung der ganzen Höhe des Schreckenre— 
giments um die Bewegungen, die zunächſt nur gegen König 
und Adel gerichtet ſchienen, wieder rückläufig zu machen. 
Ganz anders haben ſich die Erſcheinungen unſerer Zeit 
gezeigt. Man vergleiche die Ausſicht, welche nach gelunge— 
ner Juli⸗Revolution die Zukunft von Europa darbot, mit 
dem gegenwärtigen Zuſtande dieſes Welttheiles. Nach den 
Analogien der Vergangenheit mußte Jeder geneigt ſeyn, in 
allen Ländern, bis zu welchen ſich die Erſchütterungen der 
Pariſer Umwälzung erſtreckten, eine Wiederholung des frü— 
her Erlebten zu erwarten; ſtatt deſſen iſt das Entgegenge— 
ſetzte geſchehen. Ueberall hat die inconſequente Revolution 
die conſequente beſiegt — und, mindeſtens für den Mo— 
ment, einen Zuſtand fixirt, den man nach den Erfahrungen 
früherer Zeiten und den hieraus abgeleiteten Vernunft— 
ſchlüſſen für unmöglich erklärt haben würde. In Frank- 
reich folgt auf Lafitte nicht Odillon Barrot, dann Lafayette, 
dann Marraſt und Carrel, ſondern erſt Perrier, dann 
Broglie, dann Thiers und zuletzt Männer, die gar keinen 
andern Willen und Ziel als den des Königs haben. Louis 
Philipp, der ſeinen Thron aus den Pflaſterſteinen von 
Paris zuſammengebaut und auf das Princip unbedingter 


Souveränität des franzöſiſchen Volks gegründet hat, geräth 
nicht in die Hände der Democraten und dann der Republi— 
kaner, ſondern bezwingt die Bewegungs-Parthei in allen 
Formen und auf allen Gebieten, auf den Straßen ſowohl, 
wie in den Kammern und in der Preſſe. So lange näm⸗ 
lich wie es dauert! 

In England verwirft ein M nisterium die Grundlagen 
der alten Verfaſſung des Landes, bekämpft die Kirche und 
das Oberhaus, und verbündet ſich zu dieſen Zwecken ſelbſt 
mit den äußerſten Enden des Radicalismus. Trotz dem 
gelingt es letzterem nicht aus dieſer verhängnißvollen Al⸗ 
lianz irgend einen weſentlichen Vortheil für ſeine Abſichten 
zu ziehen, ganze Sectionen der Bewegungsparthei fallen 
ab, und treten zu den miniſteriellen über, und was man 
auch von der weiteren Zukunft Britanniens denken möge: ſo 
kann für den Moment nicht geläugnet werden, daß das 
Miniſterium oder vielmehr die Geſinnung welche es reprä— 
ſentirt, Herr von England und nicht einmal von irgend 
einer Seite her weſentlich bedroht iſt. 

Wer die Entſtehung der jetzigen Regierung von Belgien 
ins Auge faßte, mußte zu dem Schluſſe gelangen, daß ſie 
als ein Spielball zwiſchen den Partheien hin und herge— 
worfen, damit enden würde, in völlige Ohnmacht und in 
Unterwürfigkeit von den kräftigeren derſelben zu gerathen. 
Nichts von dieſem iſt geſchehen. Die Stimmen der Fac— 
tionen ſind von Jahr zu Jahr ſchwächer geworden, zum 
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Theil erloſchen; Leopold's Thron, dem man nicht die Dauer 
eines Jahres zuzuſchreiben geneigt war, hat eine nie er— 
wartete Stabilität erlangt. 

Die Schweiz bot in den erſten Jahren nach den Juli— 
Tagen ein Bild der vollkommenſten Zerrüttung dar; die 
wildeſten Koryphäen der Revolution tauchten in allen Can— 
tonen auf, bemächtigten ſich in den meiſten der Regierung 
und zertrümmerten mit Keulenſchlägen die alten Verfaſſun— 
gen. Obgleich ſie gegen Baſel und Schweiz ſiegreich ge— 
blieben, auch von Außen nirgends ernſtlich bedroht worden 
ſind, ſo verſtummen doch ihre Stimmen; überall hat die 
gemäßigte Parthei ihr Haupt emporgehoben und die vehe— 
mente wenigſtens für jetzt in den Hintergrund gedrängt. 

Die pyrenäiſche Halbinſel ſcheint hierin eine Ausnahme 
zu machen; bei näherer Beleuchtung zeigt ſich aber, daß 
auch dieſe mehr ſcheinbar als wirklich iſt. 

In Portugall war die Revolution unter der Form 
eines der perverſeſten Individuen, die je den Fürſtentitel 
geführt, aufgetreten, und unter dem Geleite des Auswurfs 
des revolutionären Europa. Der Sieg wird errungen, 
und deſſen Früchte fallen einer 18jährigen Königin zu. 
Wenn auch ſeitdem die Parthei welche dieſe Fürſtin um— 
gab, von einer anderen geſtürzt worden iſt, wenn man auch 
ſtatt einer Conſtituton eine andere proclamirt hat, ſo kann 
dieſes doch nur von denen für einen vollen Fortſchritt auf 
der Bahn der Revolution angeſehen werden, welche das po— 
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litiſche Formelweſen für etwas Wichtiges und etwas Wirk— 
liches halten. Bandeira und Paſſos unterſcheiden ſich, 
von dem allgemeinen Geſichtspunkte aus betrachtet, durch⸗ 
aus nicht weſentlich von Carvalho und Freire, obgleich 
man letztere vertrieben, ja ermordet hat. Wenn man den 
Unterſchied zwiſchen ſolchen gemäßigteren Dienern der Re— 
volution, und den conſequenten Helden derſelben ſich ver— 
ſinnlichen will, ſo bedarf es hierzu nicht einmal des Ver— 
gleichs mit St. Juſt und Robespierre, ſondern nur mit 
den Girondiſten. 0 
Daſſelbe gilt für Spanien. Dieſes Land, das von 
allen europäiſchen am wenigſten für indifferente Mäßigung 
vorbereitet iſt, zerſtört feine Erbfolgeordnung, ruft alle Lei— 
denſchaften und alle Männer der Revolution ans Ta⸗ 
geslicht, und verfällt dem Regimente eines banquerouten 
Wechslers, und einiger ſophiſtiſchen Schöngeiſter und Ad— 
vocaten. Wie viel ſich auch in anderer Hinſicht an den 
Wechſel der Namen Martinez de la Roſa, Toreno und 
Mendizabal knüpfen mag, im Weſen iſt durch dieſen bunten 
Kampf der Factionen nichts von Belang geändert worden. 
Nach der Gewaltthat von la Granja, mag die perſönliche 
Lage der Königin Chriſtina etwas unangenehmer als vor— 
her geworden ſeyn, die Regierung von Spanien iſt unter 
der Conſtitution von 1812 dieſelbe geblieben wie unter dem 
Royalſtatut, und dieſe allein durch kleinliche Perſönlichkeiten 
und niedrigen Eigennutz beſtellte Regierung vermag ſich 
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ſowohl gegen den heldenmüthigen Kampf des alten chriſt— 
lichen und hiſtoriſchen Spaniens, als gegen die unabläſſi— 
gen Angriffe der Principien-Revolution zu halten. 

Zu dieſen Erſcheinungen, welche die von der Revolu— 
tion berührten Länder zeigen, füge man noch einen Blick 
auf einige unter denen, welche als die Gegenparthei der 
Revolution angeſehen werden. — Es bedarf eben keiner 
ſehr tief gehenden Beobachtung um zu erkennen, daß dem 
Weſen der Sache nach dieſelbe Geſinnung an vielen jener 
Orte das Ruder führt, wie in den erſt erwähnten Ländern. 
Wie groß auch die ſcheinbare Verſchiedenheit ſei, welche 
aus der Perſönlichkeit der Landesherren erwächſt, wie weit 
ſich auch der Geiſt der alten Monarchien von dem durch— 
wühlten Frankreich unterſcheiden möge, ſo muß doch jede 
nähere Erörterung zu dem Schluſſe führen, daß das, was 
von den Verwaltungen jener Reiche oft genug erzielt wird, 
in feinen Reſultaten mit dem adminiſtrativen Zuſtand über- 
einſtimmt, welchen wir in den revolutionirten Ländern 
wahrnehmen. Die Geſinnung einer großen Zahl von Be— 
amten, die Geſetzgebung welche aus derſelben hervorgegan— 
gen iſt, unterſcheidet ſich häufig nicht weſentlich von denſel— 
ben Elementen durch welche die Geſellſchaft in Frankreich 
und anderswo regiert wird. 

Alles dieſes läßt ſich in dem einen Satze zufammen- 
faſſen: daß ſich in den letzten Zeiten eine politiſche Parthei 
herangebildet, und ſich ſowohl den Vertretern des alten 
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chriſtlichen und rechtlichen Europa, als ihren conſequenten 
Feinden gegenüber geſtellt hat. Wie dieſes möglich geweſen 
und welches politiſche Bekenntniß ſich für jene jetzt ganz 
Europa beherrſchende Parthei formuliren laſſe, iſt aller— 
dings ſchwierig zu beantworten. Begebenheiten ſowohl als 
Perſonen ſtehen uns noch zu nah', um richtig gewürdigt zu 
werden. Zu näherer Erklärung dieſer Erſcheinung mögen 
indeſſen folgende Betrachtungen beitragen. 

Wiſſenſchaftlich genommen giebt es allerdings in der 
Politik nur einen einzigen durchgreifenden Gegenſatz, je 
nachdem der Staat entweder auf das durch die göttlichen 
Gebote geſetzte und in der Geſchichte manifeſtirte Recht 
nach Oben und Unten begründet wird, oder in ſofern an 
deſſen Stelle dem Staate irgend eine andere Baſis gegeben 
wird. Von welcher Beſchaffenheit letztere ſei, ob ſie mehr 
aus den ſpeculativen Ideen von Sittlichkeit, Civiliſation, 
Selbſtbeſtimmung ꝛc. hervorgeht, oder ſich mehr auf ma— 
terielle Zwecke beſchränkt, dieſes iſt für das Weſen der 
Sache zunächſt gleichgültig; in allen dieſen Fällen iſt es 
immer die revolutionäre Staatslehre, die an die Stelle der 
chriſtlich- rechtlichen getreten iſt. 

Für die Ausführung hingegen iſt unter den Anhängern 
der modernen Staatstheorie ein großer Unterſchied nachzu⸗ 
weiſen, je nachdem ſie entweder von Principien oder von 
Intereſſen geleitet werden. Die Erſteren ſtreben lediglich 
danach, ihre Theorien über das wechſelſeitige Verhältniß 
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der Menſchen zu einander in das Leben zu rufen, ohne 
Rückſicht darauf in wie weit bei der Erreichung dieſes Zie— 
les zunächſt die materielle Wohlfahrt befördert werde oder 
nicht. Sie ſchrecken ſelbſt vor den gewaltſamſten Mitteln 
nicht zurück, um die beſtehenden politiſchen und ſocialen 
Verhältniſſe über den Haufen zu werfen und denjenigen 
Zuſtand herbeizuführen, den ſie für allein rechtmäßig er— 
kennen. Ihr Dogma iſt die Souveränität des Volkes, und 
die einzige Geſtalt des politiſchen Lebens, welches dieſelbe 
conſequent realiſirt, die democratiſche Republik. 

Wenn die Ebengeſchilderten ſich die Verwirklichung ei= 
ner Lehre zum Ziel ſetzen, und daher noch mehr eine reli— 
giöſe Seite als eine politiſche Faction genannt werden müſ— 
ſen, ſo ſtellen dagegen die Anhänger der zweiten Parthei 
allein die materielle Wohlfahrt als das Ziel auf, welchem 
alles andere untergeordnet bleiben müſſe. Die abſtracte 
Volksſouveränität in ihrer principiellen Geſtalt verwerfen 
ſie daher oder umgehen ſie, und ſetzen an ihre Stelle eine 
Souveränität des Staats, eines Apparates, welcher Wohl— 
fahrt und Genuß in größter Maſſe zu produciren beſtimmt 
ſei. Alles die Ruhe und Sicherheit Gefährdende iſt ihnen 
daher an ſich zuwider, demnach auch die Revolte mit ge— 
waffneter Hand, die Herrſchaft der Volksmaſſen. Sie ſind 
Gegner der Republik, und ziehen jede Form vor, in wel— 
cher der Staatsabſolutismus, die Befugniß über jedwedes 
Privatrecht ohne Widerſtand durch legale Mittel zu dis⸗ 
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poniren, organiſirt iſt. Die parlamentariſche Regierung, 
ja ſelbſt der bonapartiſche Despotismus entſprechen dieſer 
Aufgabe, da in ihnen das Recht nicht aus Gottes Gebot 
und auch nicht aus dem eigentlichen Volkswillen, ſondern 
aus dem Zeitgemäßen, Nützlichen abgeleitet und der Ver— 
waltung eine uneingeſchränkte Macht zur Verwirklichung 
deſſelben gewährt wird. | 

Die Männer welche aus reiner Ueberzeugung die Re— 
volution um ihrer ſelbſt willen gewollt, ihren Lehren über 
Freiheit und Gleichheit des Menſchengeſchlechtes gern das 
Opfer eines ruhigen, ſichern und bequemen Lebens gebracht, 
ſind von jeher wenig zahlreich geweſen. Wie ſtark ſie auch 
durch ihre innere Ueberzeugung und die Conſequenz der 
Lehre geweſen, ſo bedurften ſie doch immer des großen 
Haufens um in großem Maßſtabe wirkſam zu werden. 
Dieſer ſtand aber auch in der erſten Revolution wirklich zu 
ihrer Verfügung; durch ganz Europa, durch alle Stände 
ging der Anklang, welchen die Lehren der conſequenten Re— 
volution gefunden, und in dem Enthuſiasmus welchen ſie 
entzündet, konnte es keiner Parthei gelingen, zwiſchen der 
alten Wahrheit und der ganzen A der neuen 
Lehre Fuß zu faſſen. 

Hierin hat ſich ſeit 1789 viel geändert. Die mittleren 
Stände haben durch die erſte Revolution in der Hauptſache 
erlangt, was ſie erſtrebten: die Vernichtung der Vorrechte 
der höheren Stände, das Niederreißen aller Schranken, 
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welche ihnen durch Sitte und Geſetz geſtellt waren, und den 
entſcheidenſten Einfluß auf die gegenwärtige Geſtaltung der 
Staaten. Der politiſche Theil der Revolution iſt es, bei 
dem die Mittelſtände allein intereſſirt ſind, der ſociale 
würde ſich ganz gegen ſie kehren. Daß dieſes Bewußtſein 
in der großen Mehrzahl des Mittelſtandes: der Beamten, 
Kaufleute, Künſtler, Advocaten ꝛc. durchgedrungen iſt, die— 
ſes halte ich für die größte Begebenheit der neueren Zeit. 
Dadurch iſt in dieſes Lager eine Spaltung gekommen, und 
während bei den Kämpfen gegen die Rechte der alten po— 
litiſchen Ordnung gemeinſchaftliche Beſtrebungen möglich 
ſind, ſo trennen ſich augenblicklich die Partheien, ſobald 
ſociale Fragen angeregt werden. 

Die Koryphäen der Principien- Revolution finden da⸗ 
her jetzt nicht allein kein Gehör bei dem Mittelſtande, ſon⸗ 
dern offenbaren Widerſtand. Die Conſequenz der Lehre 
iſt Letzteren gleichgültig, da fie nur den materiellen Inter- 
eſſen Realität beimeſſen, und die Forderung, daß aus den 
Prämiſſen alle Folgerungen entwickelt werden müſſen, als 
Hirngeſpinſt und Schwärmerei abweiſen. Bei der unge- 
heuren Macht und Organiſation welche die gelungene erſte 
Revolution eben dieſen Ständen verliehen, bilden ſie daher 
einen Damm gegen die weitere Entwickelung der zweiten, 
die ſie nur in ſoweit begünſtigt haben, als es ihren Vor⸗ 
theilen, oder ihrer Abneigung gegen die Legitimität ent⸗ 
ſprach. Wie lange dieſes ihnen gelänge, ob und wann es 
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den radicalen Revolutionairs möglich werden wird, die 
Proletarier zu einer organiſirten Macht zu erheben, und 
zum Kampfe gegen die neuen Privilegirten zu führen, die— 
ſes iſt freilich nicht zu überſehen. Der letzte Damm gegen 
das Ueberfluthen der Strömung würde hiermit gebrochen 
ſeyn und die Eigenthumsfrage an die Stelle der politiſchen 
treten. 


Politiſche Combinationen. 


Eine Betrachtung, die ſich täglich aufdrängt und doch 
überaus frappirt, iſt, daß man nie darauf zählen darf, daß 
bei bevorſtehenden politiſchen Criſen diejenigen Perſonen, 
welche zunächſt dabei betheiligt ſind, irgend weiter in die 
Zukunft blicken als die allerunwiſſendſten und gleichgültig⸗ 
ſten Menſchen. 

Die neuere Geſchichte der europäiſchen Politik liefert 
hierzu ebenſo häufige als frappante Beiſpiele. 

Als die großen Verwickelungen in Portugall eintraten, 
D. Pedro gegen feinen Vater aufſtand und Braſilien los— 
riß, war es Jedermann deutlich, daß hierdurch die ganzen 
Verhältniſſe der regierenden Dynaſtie umgekehrt und ver- 
wirrt, die Erbfolge in Portugall zweifelhaft und dem Par⸗ 
theienkampf Thür und Thor geöffnet werden mußte. Jeder, 
der aber weiter über die Sache nachdachte, ſagte ſich, daß 
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König Johann VI. der ſein Ende herannahen ſah, daß das 
engliſche Cabinet, das bei der Erhaltung der Ruhe das 
größte Intereſſe hatte, daß die Brüder D. Pedro und 
D. Miguel, um deren Zukunft es ſich handelte, nicht un— 
terlaſſen würden, die geſammte Frage noch bei Lebzeiten 
des Königs ins Klare zu bringen, und auf einen feſten, un⸗ 
zweideutigen Fuß zu ſetzen. 

Von allem dieſen geſchah nichts, der König ſtarb ohne 
etwas anderes als halbe Maßregeln, zweideutige und recht— 
lich ungültige Verfügungen zu hinterlaſſen. Der innere 
Krieg, die äußerſte Verwickelung aller Verhältniſſe war die 
unmittelbare Folge davon, eine Folge, die auf jedem Kaffe 
hauſe in Europa vorausgeſehen wurde. 

Wenn Jemand an den Tod des Kaiſers Alexander 
dachte, ſo mußte ſich ihm die Schwierigkeit aufdrängen, die 
bei der Thronfolge ſich ergeben würde. Daß der Großfürſt 
Conſtantin nicht die Neigung habe den Thron zu beſteigen, 
war allgemein bekannt. Aber ebenſo einfach mußte ſich 
jeder mit dem Gedanken beruhigen, daß dieſe ganze hoch— 
wichtige Sache ſicher längſt feſtgeſtellt und allen Theilen 
bekannt und anerkannt ſei. — Alexander ſtarb, und es ruht 
in friſchem Gedächtniß, welche ſchlimmen Folgen für Ruß⸗ 
land aus dem Schwanken über die Perſon des Nachfol— 
gers hervorgegangen ſind; welche Gefahr Rußland drohte, 
wenn der Kaiſer Nikolas in dieſer Criſis nicht eine Ent⸗ 
ſchloſſenheit bewieſen hätte, die nur das Bewußtſein der 
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gerechten Sache und eines reinen Gewiſſens zu gewähren 


vermag. 

Als Villsle im Jahre 1827 die Kammer auflöſte und 
eine neue berief, ſagte ein Jeder, daß es höchſt gefährlich 
für ihn ſeyn müſſe bei dem Stande der Dinge in Frank⸗ 
reich und der Gewalt die die Oppoſition gegen ihn im gan⸗ 
zen Lande erlangt hatte, die Chancen der neuen Wahlen 
zu wagen. Einem Manne, der wie er eine große Neigung 
hatte das Ruder in der Hand zu behalten, konnten ſchon 
die zwei ſicheren Jahre, welche bis zur Bildung einer neuen 
Deputirtenkammer verfließen mußten, äußerſt willkommen 
erſcheinen. Ja zum Ueberfluß trieb Villele die Sache noch 
auf die Spitze durch die Creation der 76 neuen Pairs. 
Da es hierdurch klar wurde, daß die Pairskammer ganz 
in die Hände des Miniſteriums gerieth, fo mußte die Oppo⸗ 
ſition gedrungen werden, das Aeußerſte aufzubieten, um die 
Majorität in der zweiten Kammer zu erobern, ja ſelbſt un⸗ 
partheiiſche Leute konnten hierin die Veranlaſſung finden, 
ihre Stimmen den Oppoſitions-Candidaten zu geben, um 
ein gewiſſes Gegengewicht gegen die Adminiſtration zu er⸗ 
reichen. 

Wenn dieſe Reflexionen allen, auch den oberflächlichſten 
Beobachtern geläufig waren, ſo bedurfte es nur einer ge— 
ringen Beſcheidenheit, um ſich zu ſagen, daß Villole, der 


im Mittelpuncte dieſer Verhältniſſe ſaß, und das höchſte 


Intereſſe hatte den Stand der Sachen in Frankreich richtig 
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zu beurtheilen, wohl die Bedenklichkeiten erwogen haben 
werde, und das Maß ſeiner Kräfte und Hülfsmittel kenne. 

Gleichwohl geſchah genau das Umgekehrte; die Kam— 
mer trat zuſammen mit einer immenſen Majorität gegen 
Billele, und ihre erſte Handlung war der Sturz dieſes 
Miniſters. Man iſt jetzt berechtigt anzunehmen, daß dieſes 
der Moment war, wo die Schickſale von Frankreich ent⸗ 
ſchieden wurden. 

Im Großen und Ganzen bietet die Canningſche Po— 
litik ein ähnliches Beiſpiel völliger Verrechnung dar. Die 
drei Hauptpfeiler, auf welchen er das Gebäude ſeiner Un— 
ſterblichkeit aufzuführen gedachte, waren die griechiſche Pa— 
cification, das Syſtem der portugieſiſchen Angelegenhei— 
ten und die Emancipation der Colonien des ſpaniſchen 
Amerika. 

Was iſt in wenigen Jahren aus dieſen ſcharfſinnigen 
politiſchen Combinationen geworden, die der Jubel des ge— 
ſammten liberalen Europa begrüßte? Ein Quell der un- 
ſäglichſten Verwickelungen, bei denen Englands Ehre und 
Intereſſe vielfach compromittirt iſt und ſelbſt die Zwecke, 
welche ſich Canning vorſetzte, in ihrer weſentlichſten Bes 
deutung verfehlt worden ſind. 

Darf man ſich nach ſolchen Beiſpielen verwundern, 
wenn auch das Polignacſche Miniſterium feine Mittel ver⸗ 
kannte und auch hierbei die Prophezeiungen der tables 
d’höte und Comtoire Recht behielten? 
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Bettelei. 
Ueber nichts giebt es verkehrtere Begriffe in der Welt, 
als über die Bettelei und die Mittel derſelben zu ſteuern. 
Betteln iſt ein Gewerbe, eine Handthierung, ein Lebensge— 


ſchäft, ſo gut oder ſchlecht wie jedes Andere. Die eigentliche 


Armuth kommt unmittelbar dabei wenig in Betracht, oder 
nur inſofern, als das Bedürfniß überhaupt die Menſchen 
veranlaßt ein moyen de gagner leur vie zu ergreifen. 

Daher ſind auch die eigentlichen Bettler um nichts 
ärmer, als andere geringe Leute. Sie ſind Genoſſen einer 
Zunft, die wie jede andere vielfache Geſchicklichkeit, Erfah— 
rung und Ausdauer erheiſcht, und demjenigen, der ſie gut 
betreibt, auch gut lohnt. Wie die meiſten Geſchäfte hat 
fie auch berſchiedene Zweige. Einige beſchäftigen ſich mit 
Schreiben von Bettelbriefen, ſie haben zu dieſem Behufe 
eine nicht unbeträchtliche Sammlung von Material nöthig, 
Adreßhandbücher, Staatscalender ꝛc. welches ſie regelmä— 
ßig bearbeiten. Andere widmen ſich dem weniger kunſt— 
vollen Geſchäfte der Straßenbettelei, wozu indeſſen doch 
viel Localkenntniß und ein gutes pfychologiſches Studium 
gehört. 

Ich halte es deswegen für ſinnlos Anſtalten zur Be⸗ 
ſchäftigung und Ernährung der Bettler zu gründen. Es 
heißt dieſes daſſelbe als wenn man von Schneidern und 
Schuſtern verlangen wollte, ſie ſollten auf einmal ſich auf 
das Flachsſpinnen und Leinweben legen. 
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In ſolche Anſtalten kann man höchſtens die wenigen 
bringen, die von augenblicklichem Mangel getrieben ſich 
aufs Betteln legen. Dieſe ſind in dieſem Geſchäfte, was 
die Pfuſcher, die Bönhaſen in anderen Handwerken ſind. 


Die europäiſche Politik und die Juli- Revolution. 


Der ganze jetzige Zuſtand von Europa, die totale Ver— 
legenheit, die peinliche Poſition der europäiſchen Cabinete 
iſt Folge des erſten Benehmens gegen die Revolution in 
Frankreich und der Anerkennung ihrer Reſultate. 

Es gab nur einen einzigen ehrenvollen, gerechten und 
ſicheren Weg, den die Continentalmächte ſelbſt ohne Eng— 
land einſchlagen konnten. Wäre die engliſche Politik min— 
der principienlos geweſen, ſo war ein offener, aber allge— 
meiner Krieg in jeder Hinſicht das richtigſte, heilſamſte, 
und würde wahrſcheinlich die Reſultate von 1815 gehabt 
haben. Bei dem Syſtem, welches das engliſche Cabinet 
einſchlug, konnte ein ſolcher Krieg allerdings bedenklicher 
erſcheinen und es gehörte mehr Muth und ernſter Wille 
dazu den Degen zu ziehen, als er leider in den europäi⸗ 
ſchen Höfen und Cabineten zu finden iſt. Wenn man aber 
auch auf einen Offenſivkrieg verzichten wollte, ſo war da— 
gegen eine bewaffnete Obſervation in nichts gefährlich. 
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Die europäiſchen Mächte, d. h. Rußland, Oeſtreich, 
Preußen, Spanien und die italiäniſchen Staaten, hätten 
zuerſt jede einzelne Verhandlung mit dem revolutionirten 
Frankreich von der Hand weiſen, deſſen Botſchafter nicht 
annehmen und erklären müſſen, daß dieſe Angelegenheit 
als eine dem Grundprincip der Staaten allgemeine anzu⸗ 
ſehen ſei, ſie ſich unter einander verſtändigen, und hierauf 
ihre gemeinſame Erklärung abgeben würden. 

Sie ſchloſſen hierauf mit Hinwegſetzung über alle und 
jede individuelle Rückſicht eine feſte Offenſiv- und Defenſiv⸗ 
allianz mit gegenſeitiger Garantie für den Ausfall der zu 
ergreifenden Maßregeln und der beſtimmten Verbindlid)- 
keit, jede irgendwo ſich zeigende revolutionäre Bewegungen 
mit gemeinſchaftlichen Kräften nieder zu halten. 

Dann gaben ſie ihre Erklärung in folgendem ab: Das 
franzöſiſche Volk behaupte von feinem Könige Carl X. in 
ſeiner Verfaſſung verletzt und hierdurch berechtigt worden 
zu ſeyn, denſelben zu vertreiben und die Thronfolge zu 
ändern. Die alliirten Mächte fänden ſich nicht veranlaßt 
dieſe Rechtsfrage zu erörtern, da es nicht in ihrer Abſicht 
liege, für die Wiedereinſetzung der vertriebenen Dynaſtie 
einzuſchreiten. | 

Die franzöſiſche Nation verlange aber ferner die An— 
erkennung der factiſchen Regierung, welche ſie ſich gegeben. 
Die alliirten Mächte ſeien nicht abgeneigt dieſe Regierung 
als beſtehend anzuerkennen ſobald das Faetum ihres Be⸗ 


* 41 - 


ſtandes genügend conſtatirt ſei. Es ſei daher Sache die— 
ſer Regierung durch den Erfolg darzuthun, daß ſie die 
Macht und den Willen beſitze, die Ordnung in Frankreich 
aufrecht zu halten, und daß ſie die erforderlichen Bürg— 
ſchaften darbiete, um die Erfüllung der beſtehenden Trac- 
tate ſicher zu ſtellen und mit ihr neue Verträge eingehen 
zu können. Die alliirten Mächte müßten ſich daher vorbe— 
halten, nach der Entwickelung der Verhältniſſe in Frank— 
reich hierin ihren Entſchluß zu faſſen. 

Die gegenwärtige franzöſiſche Regierung erkläre aus— 
drücklich, daß die vorgefallene Umwälzung lediglich eine 
Wirkung der Nechtsverlegungen ſei, welche das franzöſiſche 
Volk erlitten habe. Es gehe daraus hervor, daß es nicht 
in deſſen Sinne liegen könne, andere Grundſätze für das 
Weſen der Monarchie anzunehmen, als dieſes bisher der 
Fall geweſen und durch die beſtehenden Verträge ſanctio— 
nirt ſei. Noch weniger aber könne vorausgeſetzt werden, 
daß die franzöſiſche Regierung ſich befugt finde, auf Ver— 
änderungen in der beſtehenden Ordnung anderer Staaten 
hinzuwirken. 

Jeden Verſuch dieſer Art, er ſei direct oder indirect, 
müßten die alliirten Monarchen als eine Kriegserklärung 
verſtehen und gemeinſchaftlich zurückweiſen. 

Um dieſe Erklärung aufrecht zu erhalten, und den Un 
ordnungen vorzubeugen, welche die Begebenheiten in Frank— 
reich hervorrufen könnten, ſeien die alliirten Mächte über⸗ 
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eingekommen, an geeigneten Puncten Truppencorps aufzu⸗ 
ſtellen, denen jedoch ausdrücklich keine feindſelige Abſicht 
gegen Frankreich untergelegt werden könne und ſolle. 

In Folge deſſen hätte ſich eine preußiſch-niederlän⸗ 
diſche Armee bei Brüſſel, eine preußiſch-norddeutſche bei 
Trier, eine öſtreichiſch-ſüddeutſche bei Mannheim, eine 
öſtreichiſch-ſardiniſche bei Turin, eine ſpaniſche bei Vitto— 
ria aufgeſtellt. Eine polniſch-ruſſiſche wäre als allgemeine 
Reſerve nach Thüringen nachgerückt. 

Dieſe Reihe von Maßregeln hätte Europa vor allen 
Dingen in ſeine richtige Lage gegen die franzöſiſche Um— 
wälzung gebracht. Sie hätte ferner ſowohl phyſiſch als 
moraliſch allen den Außenwirkungen dieſes Ereigniſſes in 
Belgien, Deutſchland und Polen vorgebeugt. Für Frank⸗ 
reich wäre vielleicht der Umſturz des orleaniſchen Thrones 
und eine momentane Anarchie die Folge davon geweſen, da 
erſterer eben nur durch die Rückſichten auf die äußeren 
Verhältniſſe conſolidirt worden iſt. 

Zu einem wahrhaften Offenſivkrieg nach allen Seiten 
hin, fehlten dem damaligen Frankreich aber alle Mittel. Die 
Reactionen im Innern wären nicht ausgeblieben. Wenn 
man ſich alſo nur gegen partielle Ausbrüche ſicherte, wo— 
zu obige Anordnungen zehnfach hinreichend waren, ſo 
konnte der Stand der Dinge in Frankreich ſich nicht hal— 
ten, und man zwang ſie indirect in die einzige Bahn, in 
welcher fie hoffen konnten zu einer Gemeinſchaft mit Eu— 


43 » 


ropa zu gelangen, in die Wiederaufnahme des Herzogs 
von Bordeaux. | 

Was aber auch daraus werden mochte, ich halte die 
möglichen Folgen für minder bedenklich, koſtſpielig und 
troſtlos als die des Syſtems oder vielmehr des Nichtſy— 
ſtems, zu welchem man ſich aus Schwäche, Verzagtheit und 
Mangel an politiſcher Doctrin hat drängen laſſen. Soll 
wirklich das altmonarchiſche Princip in Europa aufrecht 
gehalten werden, erachten ſich die Regierungen verpflichtet 
oder wenigſtens berechtigt jede Veränderung hierin abzuweh— 
ren, ſo dürfen ſie nie geſchehen laſſen, daß eine gelungene 
Revolution eben hierdurch legaliſirt wird, und daß eine 
hieraus hervorgegangene Regierung in die Reihe der an— 
deren eintritt. Die Revolution kann und wird nicht auf 
halbem Wege ſtehen bleiben, ſondern früh oder ſpät erſt 
in Frankreich ihre vollen Conſequenzen entwickeln, dann 
in den übrigen Staaten. Man nehme ihre Forderungen 
freiwillig an, oder man bekämpfe ſie! Eins von beiden! 


Abſtractes Eigenthum. 


Necker zieht den Vergleich, ob, wenn einige Menſchen 
Mittel gefunden hätten die Luft ſich anzueignen, etwa durch 
Röhren und Pumpen über fie zu verfügen, man ihnen zu⸗ 
geſtehen würde, daß ſie über dieſes Eigenthum unbedingt 
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beftimmten, ohne die Reſpiration der Menſchheit zu beach- 
ten? Um zu zeigen, daß an gewiſſen Dingen, z. B. an dem 
Grund und Boden, ein eigentlich abſtractes oder abſolutes 
Eigenthum undenkbar iſt, dazu iſt jenes mi ziemlich 
geeignet. 


Freiheit — Sicherheit. 


Eine Menge ſchiefer Urtheile über den Zuſtand fremder 
Länder geht aus einer Vermengung zweier ganz verſchiede⸗ 
ner Begriffe hervor: Freiheit und Sicherheit. 

In dem politiſchen Zuſtande eines Landes herrſcht Frei- 
heit, ſobald ſich ein Jeder in dem vollen ungeſtörten Beſitze 
ſeines Eigenthumes und ſeiner Rechte befindet, und der 
Gebrauch deſſen, was er wohl erworben, durch nichts 
eingeſchränkt iſt, als durch das Eigentum und die Rechte 
Anderer. 

Wo hingegen ein fremder Wille, ſei es der eines Ein- 
zelnen oder der einer abſoluten Geſetzgebung über den Leib 
und das Eigenthum der Privaten mit verbindlicher Kraft 
verfügen kann, iſt der Zuſtand mehr oder minder unfrei. 

Die Sicherheit hingegen beruht auf dem Vorhanden⸗ 
ſein einer überwiegenden ſchützenden Macht, die jeden Ver⸗ 
ſuch die Ruhe des Lebens zu ſtören, es gehe dieſer nun 
aus von wem er wolle, zurückzuweiſen im Stande iſt. 
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Beide Eigenſchaften finden ſich in den verſchiedenen 
europäiſchen Ländern nichts weniger als ſtets beiſammen. 
So hatte Spanien, ja die Türkei einen nicht geringen Grad 
von politiſcher Freiheit aufzuweiſen, während man dort nur 
eine geringe Sicherheit genießt. In mehreren anderen eu— 
ropäiſchen Ländern herrſcht eine völlige Sicherheit gegen 
die Attentate Einzelner, ſelbſt gegen die perſönliche Will- 
kühr der Regierungsbeamten. In denſelben beſteht dabei 
wenig oder gar keine eigentliche Freiheit, indem die Ver— 
waltung über die Rechte und das Eigenthum der Perſonen 
und Corporationen mit Berufung auf einen allgemeinen 
Staatszweck nach eigenem Ermeſſen disponirt. 

Es kann ſeyn, daß beide Forderungen ſich ſogar bis 
auf einen gewiſſen Punct widerſprechen, und man einen 
Theil der Freiheit opfern müſſe, um die erforderliche Si— 
cherheit zu erlangen. 

Vielleicht iſt nur in England beides einigermaßen ge— 
nügend ausgeglichen. 

Ein niedriges aber paſſendes Beiſpiel dazu giebt die 
Vergleichung der Lage eines Kettenhundes, etwa mit der 
eines Wolfes. 

Das Hausthier im Stalle findet ſich in einer ſehr ſiche— 
ren und ebenſo unfreien Lage. Der Wolf im Walde ge— 
nießt einen hohen Grad von Freiheit, bekanntlich aber nur 
eine ſehr geringe Sicherheit. 


$ 46 » 


Revolte — Revolution. 


Wenn es je auf dem hiſtoriſch-politiſchen Gebiet ta⸗ 
gen ſoll, ſo wird man vor Allem danach trachten müſſen 
mit den Worten beſtimmte und gleichförmige Begriffe zu 
verbinden. 

Was iſt Revolution? Nach der gewöhnlichen verworre— 
nen Annahme, jede mehr oder minder gelungene Aufleh— 
nung gegen die beſtehende Regierungsgewalt. Offenbar 
conſtituirt dieſes aber erſt den Begriff der Revolte; wo⸗ 
durch wird dieſe zur Revolution? Etwa durch die gewalt⸗ 
ſame Veränderung in der Perſon des Regierenden? Ich 
glaube nein, ſondern durch die gelungene Veränderung des 
Regierungsprincips. 

Was man gewöhnlich Revolten und Revolutionen 
nennt, ſchließt die verſchiedenartigſten Dinge in ſich. Ein⸗ 
fache Acte der Nothwehr, der Selbſthülfe, rohe Gewalt— 
ſtreiche von Leidenſchaften, wirklichem oder vermeintem Un⸗ 
recht eingegeben. 

Zwiſchen allen ſolchen Ereigniſſen und der Principien⸗ 
revolution liegt eine weite Kluft. Die zahlreichen Auf⸗ 
ſtände des Mittelalters, die Thronwechſel in orientaliſchen 


Staaten ſind nichts weniger als Revolutionen, wie blutig 
und gewaltſam es dabei auch hergehen mochte; der revolu-⸗ 


tionäre Character tritt erſt dann hervor, wenn Zweck und 
Folge darauf gerichtet war, an die Stelle des Rechtsprin⸗ 
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cips, der göttlichen Weltordnung, eine von den Menſchen 
ſelbſt gewollte Ordnung der Dinge zu ſetzen. 

Der Aufſtand gegen Carl I. von England war eine 
wirkliche Revolution, die Thronveränderung von 1688 le— 
diglich ein Wechſel in der Perſon des Regenten. 

Aufſtände der letzteren Art ſind ſtraffällig genug, da 
ſie ſelbſt, wenn ihr Motiv in der Wahrheit begründet iſt, 
doch gegen die ausdrücklichen göttlichen Gebote verſtoßen. 
Aber wie brutal und blutig auch ihre Erſcheinung ſeyn 
möge, ſo verletzen ſie doch die Ordnung Gottes, das Recht 
nie ſo tief und dauernd, wie die eigentlichen Revolutionen, 
die einen wahren Abfall von Gott bezeichnen. Der Stra— 
ßenräuber, der den Reiſenden plündert oder gar mordet, 
läugnet darum noch nicht die göttlichen Gebote, ſondern er 
übertritt ſie, von der Gewalt ſeiner Laſter, vielleicht auch 
ſeiner Bedürfniſſe getrieben. Eins jener Decrete, wie ſie 
der Staatsabſolutismus, ſei es des modernen Offizianten— 
thums oder des despotiſchen Radikalismus erläßt, ſchlägt 
vielleicht der Gerechtigkeit weit tiefere Wunden, als alle ge— 
waltſamen Rechtsverletzungen im ganzen Lande. Das iſt 
eben das Characteriſtiſche unſerer Zeit, daß ſie den Rechts— 
und Freiheitsbegriff jo verloren hat, um die „legalen Re— 
volutionirungen, die Verachtung und Verhöhnung jeder 
wahren Freiheit ganz natürlich zu finden, während ſie mit 
Schauder auf die Zeit herabſieht, wo die Wege unſicher 
waren, oder wohl gar ein Ritter ſeine wahren oder ein— 
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gebildeten Verletzungen mit den Waffen in der Hand gel⸗ 
tend machte. 


1832. 
Der heutige Freiheitsbegriff. 

Der Präſident des franzöſiſchen Miniſterrathes hat 
bekanntlich keine andere Difinition für die Freiheit gewußt, 
als daß ſie der Despotismus des Geſetzes ſei. 

Dieſer Ausdruck, der unbezweifelt durch ganz Frank⸗ 
reich wiederholt und im Auslande mit Entzücken aufge⸗ 
nommen werden wird, ſchließt einen der gefährlichſten Irr⸗ 
thümer unſerer Zeit in ſich. Die Freiheit beruht allerdings 
auf der Herrſchaft des Rechtes und kann ohne Heilighal- 
tung deſſelben nicht beſtehen. Das Recht iſt aber etwas 
von der fremden Willkühr Unabhängiges; jedes gute Recht 
iſt von Gottes Gnaden, das des Tagelöhners eben ſo wie 
das des Königs. Das Geſetz hingegen iſt das von dem 
Menſchen Geſetzte, eine verbindliche Willensäußerung des⸗ 
jenigen, der Gewalt hat zu deſſen Befolgung anzuhalten. 
Nach den alten Begriffen vom Staate ſollte das Geſetz 
nur das ausgeſprochene und formulirte Recht ſeyn, und 
ſchloß daher neben der phyſiſchen Verbindlichkeit zur Folge⸗ 
leiſtung auch eine ſittliche, den Gehorſam um Gottes willen, 
in ſich. Nach den Lehren der neueren Staatsweisheit hin- _ 
gegen entſteht das Geſetz aus dem ſogenannten, allgemeinen 
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Nutzen und leitet ſeine Berechtigung aus der Volkswohl— 
fahrt ab. „Die Nützlichkeit iſt das Geſetz des Geſetzes,“ 
ſagte unlängſt ein Berichterſtatter in der franzöſiſchen 
Pairskammer, derſelbe, der nach dieſem Grundſatze Frank— 
reich fünf Jahre regiert hatte. In der Wirklichkeit wird 
das Geſetz hierdurch in despotiſchen Herrſchaften der Aus— 
druck der ſchrankenloſen Willkühr des Regierenden und ſei— 
ner Beamten, in Volksherrſchaften hingegen der Ausdruck 
der jedesmal auf der Oberfläche ſchwimmenden Zeitmei— 
nungen. Beides ſind Geſetzesquellen, die mit dem Rechte 
nichts gemein haben, ja, in den meiſten Fällen ihm feind- 
lich gegenüberſtehen. Im Weſentlichen iſt daher Caſimir 
Périer's Formel der wahren Freiheit um nichts günſtiger 
als diejenige, mit welcher Robespierre einſt das zertretene 
Frankreich in Feſſeln ſchlug: Die Freiheit ſei der Despo- 
tismus der Vernunft. In welcher Weiſe die Vernunft des 
Wohlfahrtsausſchuſſes ſich geltend machte, iſt bekannt, der 
doctrinelle Radikalismus aber iſt durch das mißlungene 
Experiment weder in Frankreich, noch in anderen Ländern, 
an dieſen Lehren irre geworden. 


Die Partheien und die Principien. 


In Polignac's eben erſchienener Schrift finde ich eine 
Reife des Urtheils und eine Klarheit der Anſchauung der 
v. Radowitz Schriften. IV. 4 
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Zeitverhältniſſe, die in feiner minifteriellen Laufbahn nur 
zu ſchmerzlich vermißt wurde. Im Weſentlichen läßt ſich 
ſein Gedankengang auf folgendes zurückführen: 

In der Politik werden die Partheien von ihren Prin- 
cipien beherrſcht; für ſie ſind die Principien das, was die 
Leidenſchaften, im guten ſowohl als üblen Sinne genom— 
men, für den einzelnen Menſchen ſind. Eine politiſche Lehre 
erlangt über ihre Anhänger eine Gewalt, die fie wider Wil- 
len mit ſich fortreißt. Sie wird ein Glaube, der alle Zwei— 
fel unterjocht, eine Religion, die, wenn auch der Erde 
entſproſſen, ebenſo wie eine göttliche, ihre Bekenner und 
Märtyrer erzeugt; ſie hat ihre Myſterien, die nur am Tage 
der Erfüllung offenbar werden. Für jeden, der den Cha— 
rakter der gegenwärtigen Zeit beobachtet hat, iſt es klar, 
daß es die politiſchen Principien ſind, die die Welt regieren 
und früh oder ſpät alle Folgerungen entwickeln müſſen, die 
in ihnen liegen. | 

Hierin ift nichts was ich nicht durchweg als richtig und 
mit meinen eigenen Beobachtungen über Zeit und Men- 
ſchen übereinſtimmend anerkennete. 


1833. 
Die Preußiſche Armee. 


Ich behaupte, daß das Weſen der preußiſchen Mo— 
narchie erfordere, daß ſtets ein zahlreicher und armer Adel 
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vorhanden ſei. Dieſe Anficht verſtößt ziemlich gegen alle 
currenten Meinungen und doch glaube ich ernſtlich, daß ſie 
die richtige ſei, wenn man ſie nämlich richtig verſtehen will. 
Daß die ganze Geſchichte und der Beſtand unſerer Mo— 
narchie auf das innigſte mit dem Heere zuſammenhange, 
wird wohl niemand läugnen. Wer unſere Armeeverfaſſung 
weſentlich ändert, herabdrückt und entnervt, greift an die 
Wurzel unſeres Staates. Dieſe Armee aber beſteht aus 
zwei ihrem Weſen und ihrer Zuſammenſetzung nach durchaus 
verſchiedenen Elementen: den Offizieren und der Mann⸗ 
ſchaft. Wer die Verfaſſung der preußiſchen Armee kennt, 
weiß, daß ihre ganze Tüchtigkeit weit mehr wie in irgend 
einem andern Heere, von der Beſchaffenheit des Cadres 
abhängt und daß bei dieſem wieder nicht allein die Heran— 
bildung, ſondern auch die ganze Brauchbarkeit der Unter— 
offiziere von den Offizieren und zwar zunächſt von den 
Subalternoffizieren ausgeht. Von dieſem Offizier verlan- 
gen wir zweierlei: daß er ſeinen Untergebenen mit ent- 
ſchiedener Ueberlegenheit jeder Art gegenüberſtehe, ſeinen 
Vorgeſetzten unverbrüchliche Treue und Gehorſam widme, 
zugleich aber auch Allen gegenüber bis zum höchſten Kriegs— 
herrn hinauf, das Bewußtſein freier Standesehre behaupte. 

Auf der einen Seite ſoll er ſeine Perſönlichkeit ganz 
aufgeben, ſich nur als dienendes Glied eines Ganzen 
betrachten, auf der anderen wiederum ſeine perſönliche 
Stellung unausgeſetzt und unwandelbar im Auge halten! 
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Wir legen dem Subalternoffizier einen Beruf auf, müh- 
ſeliger, angeſtrengter, gefahrvoller als irgend ein anderer. 
Sein Loos iſt das beſchränkteſte, ſeine Ausſichten bis an 
das Ziel ſeines Lebens, mit wenigen Ausnahmen, höchſt 
gering. Alle dieſe Entbehrungen ſoll er nicht allein mit 
ſteter Hingebung und Selbſtverläugnung tragen, ſondern 
dabei ſtets eine völlig anſtändige Haltung, ja ſelbſt die Aur- 
ßenſeite der höheren Lebensverhältniſſe bewahren, zu wel— 
chen ihn ſein Stand beruft. Das preußiſche Offizierkorps 
vom Seconde-Lieutenant bis zum Feldmarſchall beruht auf 
vollkommener Standesgleichheit, es iſt eine Ariſto-Demo— 
kratie wie nichts Aehnliches aufzuweiſen iſt. 

Man betrachte die Reihe dieſer Gegenſätze näher, ſo 
wird man leicht erkennen, daß ein ſolcher Stand ſich, der 
Maſſe nach, nur aus dem unvermögenden Adel ergänzen 
kann. Der Sohn des kleineren Bürgers und Handwerkers 
bringt in der Regel nicht die Geſinnung, nicht die Gewohn— 
heit höherer Lebensverhältniſſe hinzu, welche der Preußiſche 
Offizier bedarf, um den Soldaten mit voller Ueberlegen— 
heit gegenüber zu ſtehen, vor der Welt aber ſeinen Rang 
auch bei dürftiger Ausſtattung zu behaupten. Er iſt durch 
ſeine Erziehung, ſeine verwandtſchaftlichen Verbindungen, 
ſeine Sitten auf die tieferen Kreiſe der Geſellſchaft ange— 
wieſen und wird ſich meiſtens auch nur in dieſen ganz wohl 
fühlen. Der Unteroffizier und Soldat erblickt ihn nicht 
über ſich, der Weltmann nicht neben ſich, beides aber iſt 
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durchaus erforderlich. Ich rede hier natürlich nur von dem 
gewöhnlicheren Falle, und weiß ſehr wohl die rühmlichen 
Ausnahmen zu würdigen, ja ich habe genugſam vor Augen 
gehabt, in welchem Maaße auch ein Sohn des Bauern, 
des Kleinbürgers alle Anforderungen des Offizierſtandes 
erfüllte. 

Die vermögenden Mittelklaſſen, die größeren Indu— 
ſtriellen, die angeſeheneren Kaufleute und höheren Beamten 
können in der Lage des Subalternoffiziers nichts finden, 
was ſie disponire einem ſo undankbaren Beruf ſich und ihre 
Söhne zu widmen. Sie ergreifen in der Regel den Civil— 
dienſt, der ihnen viel weniger Zwang und Beſchwerde auf— 
legt und früher eine anſehnliche Stellung verheißt, oder 
die lucrativen Erwerbszweige, die eine angenehme und un— 
abhängige Exiſtenz gewähren. 

Ebenſo wenig iſt von dem jungen Manne aus dem 
reichen Adel zu erwarten, daß er ſich auf die Dauer Ent— 
behrungen auferlege, die in Preußen nicht wie anderswo 
durch Begünſtigung und ſchnelle Beförderung ſolcher Fa— 
milien ausgeglichen werden. Iſt ein ſolcher junger Menſch 
durch Luſt und Ehrgefühl in den Offizierſtand geführt 
worden, ſo hält er doch in die Länge ſelten deſſen Anfor— 
derungen aus. 

In allen dieſen Kategorien giebt es allerdings auch 
Ausnahmen, und höchſt löbliche; ſie heben aber dennoch 

die Regel nicht auf. Von den beiden techniſchen Waffen 
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rede ich indeſſen hier nicht; ſie haben ihre eigne ruhmvolle 
Geſchichte. Die Regel iſt es aber, daß aus dem armen 
Adel die große Maſſe der Offiziere der Infanterie und 
Cavallerie hervorgeht. Bei den meiſten unſerer Gutsbe— 
N ſitzer in den alten Provinzen findet der Fall ſtatt, daß ſie 
nur einem der Söhne in dem Gute eine Exiſtenz hinter- 
laſſen können, für einen anderen etwa werden die Mittel 
zum Studiren geſchafft, alle übrigen dienen. Sie erhalten 
die nothwendigſte Bildung, werden dann in die Regimenter 
oder Cadettenhäuſer geſchickt und geben den eigentlichen 
Hauptſtamm unſerer Offiziere ab, gegen den ſich die an— 
deren Beſtandtheile der Offizierkorps nur als größere oder 
kleinere Bruchtheile verhalten. K 
Der junge Mann aus dieſer Klaſſe aber bringt Eigen— 
ſchaften mit, die ſchlechterdings unſchätzbar ſind. Er hat 
von ſeiner Geburt an dieſe Beſtimmung erhalten, jede 
andre Laufbahn iſt ihm verſchloſſen, die einen, weil er nicht 
die Mittel beſitzt ſie zu durchlaufen, die anderen, weil ſie 
in feiner Auffaſſung unter feinem Stande find. Ebenſo— 
wenig ſteht ihm in dem ferneren Leben ein anderer Weg 
offen; der Degen iſt ſein Acker und ſein Pflug, der Inbe— 
griff ſeines ganzen Daſeins. Er iſt Soldat, durch und 
durch aus Beruf; was dieſer bietet an Entbehrungen und 
Gefahren, nimmt er als unabwendlich hin. Die Treue ge— 
gen den König, die Anhänglichkeit an den Dienſt iſt ſein 
Erbſtück, zwanzig ſeines Namens dienen in der Armee, 
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hundert haben früher darin gedient, hinter dieſen darf er 
nicht zurückbleiben. Der Mannſchaft gegenüber hat er das 
Bewußtſein der Standesüberlegenheit, den Vorgeſetzten ge— 
genüber das der Standesgleichheit. Wie ſtreng er auch die 
Gebote der Subordination anerkenne, ſo weiß er doch, daß 
er neben dem, was ihm der König gegeben, etwas beſitze 
was ihm Niemand geben und Niemand nehmen kann. 
Dieſes Gefühl läßt ihn nie ſinken und ſich erniedrigen, es 
giebt ihm im Leben in der Welt eine Sicherheit und ein 
Selbſtbewußtſein, das nichts erſetzen kann. 

Wie mächtig dieſe Kräfte ſind, zeigt ſich am beſten 
darin, daß auch diejenigen Offiziere, die von anderer Her— 
kunft ſind, bei uns von demſelben vorwaltenden Geiſte er— 
griffen werden. Das Porteepee adelt, und die Standesehre 
umfaßt jeden, der einmal in dieſe Genoſſenſchaft aufgenom— 
men iſt. Man muß dieſe Erſcheinung in ihrer ganzen 
Kraft beobachtet haben, um ſie zu würdigen und zu ver— 
ſtehen. Jede Armee hat Vorzüge, und ich will nicht ver— 
kennen, daß die unſrige in manchen Dingen zurückſteht. 
Die Franzoſen ſind vielleicht ein noch geſchickteres Ma— 
terial zum gemeinen Soldaten; ſie haben die Anſtelligkeit 
und Erregbarkeit vor uns voraus. Die Oeſtreicher und 
Engländer haben vielleicht ebenſo gute Unteroffiziere; in 
Rußland, Frankreich, in manchen anderen Staaten haben 
die Generäle und höheren Offiziere Gelegenheit gehabt, 
Erfahrungen für ihre Stellung zu ſammeln und ihre Tüd)- 
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tigkeit an den Tag zu legen, wie es die unfrigen großen⸗ 
theils nicht vermocht haben. Alles dieſes und vieles Andre 
will ich gern zugeben, aber eins behaupte ich: eine beſſere 
Körperſchaft von Subalternoffizieren hat keine Armee in 
der Welt als die Preußiſche, und keine hat je eine gleiche 
gehabt. 


Straßennamen. 


Auch in den Straßenbenennungen geht der Gegenſatz 
früherer und jetziger Zeit hindurch. Sonſt: Heiligegeiſt⸗ 
ſtraße, jetzt rue de la loi, pont des arts. 


Die That. 


Von allen Ketzereien über die Weltſchöpfung iſt man 
jetzt am ſicherſten vor der des Fauſt: im Anfang war die 
That! 


Gehorſam. 


Die biscayiſche Redensart: se obedezea mas no se 
cumpla, hat ſehr viel practiſchen Sinn. Es giebt Fälle 
genug für einen gewiſſenhaften Unterthanen, wo er ſich auf 
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dieſen ſcheinbaren Widerſpruch zurückziehen, gehorchen, aber 
nicht ausführen muß. 


Demokratie und Willkühr. 


La democratie moderee par l’arbitraire, iſt der kürzeſte 
Ausdruck für das Regierungsſyſtem der meiſten Beamten. 
L'arbitraire modéré par l'assassinat gilt bekanntlich als 
Charakteriſtik der Regierungsgeſchichte des größten euro— 
päiſchen Staates. | 


1834. 
Rangverſchiedenheit. 

So ſeltſam es klingt, ſo wahr iſt es, daß der Begriff 
von Rang und die darauf gegründeten Vorzüge chriſtlichen 
Urſprungs ſind. Die alte Welt kannte ſie in dem Sinne, 
den wir ihnen jetzt beilegen, nicht. Das Chriſtenthum, das 
eine durchgreifende Gleichheit aller Menſchen in Bezug auf 
ihr Verhältniß zu Gott ſtatuirt, konnte und mußte die äu⸗ 
ßeren Verhältniſſe der Menſchen unter ſich, ganz der Ent— 
wickelung durch Recht und Geſchichte überlaſſen. Es ge— 
bietet jedes Eigenthum, jedes wohl Erworbene heilig zu 
halten, ja nicht einmal ſich gelüſten zu laſſen nach dem was 
des Anderen iſt, und nimmt demnach auch ſeine wohl— 
erworbenen Ehrenrechte in Schutz. Andererſeits gebietet 
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es, daß man auch in dem Knechte den Bruder, den Mit- 
erlöſten in Chriſto erkennen und lieben ſoll, und hebt da— 
mit in einer höheren Inſtanz alle die Unterſchiede wieder 
auf, die es in einer niederen anerkennt. 

Sehr belehrend iſt für die chriſtliche Auffaſſung des 
Sclavenverhältniſſes der Brief Pauli an Philemon. 


— —— 


1835. 
Germaniſches — Romaniſches Princip. 


Man kann die Geſchichte der letzten Jahrhunderte auch 
unter den Geſichtspunct des Kampfes des romaniſchen 
Princips gegen das germaniſche bringen. Der germaniſche 
Staat beruht weſentlich auf der Landverfaſſung, der roma— 
niſche auf der Städteverfaſſung. Selbſt das Regiment der 
Imperatoren war nur ein erfochtener Sieg über eine ſtäd— 
tiſche Republik. 

Das Mittelalter in ſeinem vorzugsweiſe germaniſchen 
Charakter, iſt durchaus auf die Inſtitutionen und Sitten 
des Landlebens begründet. Selbſt als die Städte wieder 
aufkamen, wurde das germaniſche Princip ihnen eingeimpft 
und entwickelte ſich in eigenthümlicher Weiſe in dem Cor⸗ 
porationsweſen, auf welchem die Regierung der Städte 
beruhte. 

Seit dem 16ten Jahrhundert oder vielmehr ſeit dem 
ſogenannten Aufleben der Wiſſenſchaften, fängt die Reac— 
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tion des romaniſchen Princips gegen die germaniſche Welt 
an. Daher das Streben den Patrimonialcharakter der 
fürſtlichen Herrſchaft, den Adel, den Bauernſtand und die 
bürgerlichen Corporationen zu vernichten. Dieſes Streben 
liegt ganz auf gleiche Weiſe ſowohl dem Regierungsabſo— 
lutismus des 18ten und gegenwärtigen Jahrhunderts, als 
auch den Revolutionen dieſer Zeiten zu Grunde. 

Montloſier hat viel Vortreffliches hierüber. 

In Italien iſt übrigens das romaniſche Staatsprincip 
nie ganz erloſchen, und tritt während des Mittelalters in 
den ſtädtiſchen Republiken hervor. Von dorther iſt auch 
das alte Imperatorenthum wieder belebt worden. 


Aus Unrecht wird Recht. 


Man findet es in irdiſchen Dingen ſo ſchwer einzuſe— 
hen, daß aus offenbarem Unrecht wirkliches Recht erwach— 
ſen könne, und doch iſt dieſes ſogar in weit höheren Dingen 
augenſcheinlich geſchehen. Das Verlangen der Israeliten, 
einen König zu haben, der ſie richte und vor ihnen herziehe, 
wenn ſie ihre Kriege führten, wird ihnen ausdrücklich als 
Sünde und Abfall von Gott ausgelegt. Und dieſes ſelbe 
Königthum heiligt der Herr und knüpft die wichtigſten Ver— 
heißungen daran! 

Die größte Sünde Davids iſt der Mord des Urias 
und der Ehebruch mit der Bathſeba. Und aus dieſer ver— 
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brecheriſchen Verbindung geht der Stamm hervor, aus 
welchem der Heiland ſein irdiſches Daſein nimmt! 


Radikalismus als Glauben. 


Die falſche politiſche Geſinnung iſt nur bei wenigen 
Menſchen ein Irrthum des Urtheils, bei den meiſten ein 
Fehler des Willens. Dies iſt bei weitem die merkwürdigſte 
Seite an dieſer Erſcheinung; was ſonſt nur als ganz ge— 
wöhnlicher Unverſtand erſchiene, erhält dadurch eine viel 
tiefere Bedeutung. 

Man nehme einen wirklichen Radikalen und ſtelle ihm 
die ganze Verwerflichkeit ſeiner Lehren und Meinungen ſo 
glänzend und unwiderleglich ins Licht, wie dieſes etwa die 
Gazette für Frankreich thut. Man beweiſe ihm die Abſur⸗ 
dität der Doctrine, die Unmöglichkeit der Ausführung, das 
Verderben, was daraus für ſein Land, für die Welt, ja für 
ihn ſelbſt unausbleiblich erwachſen müſſe. Er wird viel— 
leicht aus allen ſeinen Argumenten herausgetrieben und auf 
dem logiſchen Gebiete gegenüber von Nichts geſetzt werden. 
Deſſen ungeachtet wird er davon gehen und denken oder 
ſagen: Meine Grundſätze und Zwecke ſind dennoch die ein— 
zig wahren und richtigen. 

Hier muß ſich jedem die Analogie mit den Erſcheinun⸗ 
gen auf dem chriſtlichen Gebiete aufdrängen. Vater, Len⸗ 
gerke und andere Rationaliſten mögen einem gläubigen 


Chriſten mit aller hiſtoriſchen und philologiſchen Gelehr— 
ſamkeit, nach ihrer Meinung unwiderleglich, beweiſen, daß 
z. B. die Bücher Moſis eine ſpätere Compilation von ver— 
ſchiedenen Verfaſſern ſeien. Der Chriſt wird immer dar— 
auf zurückkommen zu ſagen: nichts deſto weniger iſt Alles 
dieſes unwahr und jene Schriften find ächt und eine Offen— 
barung Gottes. 

Das, was den Radikalismus hält und trägt, iſt dem- 
nach keine irrige Theorie, keine mangelhafte Kenntniß des 
materiellen Thatbeſtandes, ſondern es iſt ein Glauben, eine 
innere Ueberzeugung und Erfahrung. Darum ſtößt der 
wahre Revolutionär jede Belehrung zurück und läßt ſich 
durch keine Conſequenzen abſchrecken. 

Heine hat es ganz richtig aufgefaßt, wenn er ſagt: die 
Freiheit iſt eine neue Religion, ſie tritt in unſerer Zeit an 
die Stelle der älteren Religionen. Paris iſt das neue Je— 
ruſalem, die Franzoſen das auserwählte Volk, der Rhein 
der Jordan, der das gelobte Land der Freiheit von den 
Philiſtern ſcheidet. 

Auch die S. Simonianer gehören in dieſen Kreis der 
Betrachtung. | 

Noch tiefer und reiner ift das ganze Verhältniß von 
Mazzini in feiner Schrift Foi et Avenir durchgeführt, in 
welcher dieſer begeiſterte Revolutionär ſeinen Genoſſen ge— 
radezu zuruft, daß ſie als politiſche Parthei todt ſeien, als 
religiöfe Secte aber aufleben würden. 
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1836. 
Ruhe. 

Ich finde einen der wichtigſten Charaktere der gegen— 
wärtigen Zeit in der Abgötterei die mit der Ruhe getrieben 
wird. Wenn man es ganz abſtract hinſtellt, daß Ruhe und 
Ordnung unbedingt das höchſte Gut ſind, ſo kann dabei 
von Recht und Wahrheit gar nicht die Rede ſeyn. Es giebt 
allerdings eine Ruhe des Lebens, die eben den Begriff des 
Organismus ausdrückt, aber auch eine Ruhe des Todes. 

Dieſer Irrlehre verfallen alle diejenigen, die ſich und 
Andere überreden, man dürfe ſich dem Gange der Dinge 
nicht entgegenſtellen und die momentane Ruhe nicht ſtören, 
um fernes Unheil zu vermeiden. Dieſe ſind es von denen 
die Schrift ſpricht: „ſie verführen mein Volk und ſagen 
Friede, jo doch kein Friede iſt., Heſekiel 13, 10. 

Es iſt unglaublich, welchen Einfluß die aus moraliſcher 
Schwäche und Genußliebe zuſammengeſetzte „Mäßigung 
in den letzten Jahren ausgeübt hat. Ich bin überzeugt, 
daß bei allem Unheil das Europa ſeit dem Frieden von 
1815 betroffen, ein weit größerer Theil hierauf als auf die 
Beſtrebungen aller Factionen fällt. 


Lamennais. 


Der Kern von Lamennais Ideengange, wie er ſich in 
den letzten Zeiten entwickelt hat, ſcheint mir folgender: 
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Das dieſſeitige Leben hat keine andere Aufgabe und 
Beſtimmung, als die Vorbereitung zum künftigen. Für 
den Einzelnen ſowohl, als für die Menſchheit iſt daher das 
Bewirken des ewigen Heils der einzige, wirkliche Zweck des 
Daſeins. Der Kirche iſt der höchſte und letzte Beruf auf 
Erden geſtellt; alles andere, und insbeſondere die Geſell— 
ſchaften die man Staaten nennt, ſind nur Hülfsmittel zur 
Erreichung des Zweckes der Kirche. Die wahre Beſtim— 
mung der Könige als höchſte Obrigkeiten, iſt daher: der 
weltliche Arm der Kirche, die Beſchützer und Beförderer 
derſelben zu ſeyn; dieſes iſt ihr Amt auf Erden. Erfüllen 
ſie dieſes Amt, ſo ſind ſie legitim, und der Gehorſam ge— 
gen ihre Gebote iſt Chriſtenpflicht, der Ungehorſam nicht 
blos bürgerliches Vergehen, ſondern Sünde. Erfüllen ſie 
ihr Amt nicht, lehnen ſie ſich gar gegen die Kirche auf, ſo 
ſind ſie dadurch allein ſchon dieſes Amtes entſetzt; ſie ſind 
ungetreue Verwalter, denen man nicht allein nicht zu ge— 
horchen braucht, ſondern die es ſogar Pflicht werden kann, 
zu vertreiben. 

Letzteres hat ſich zu allen Zeiten zugetragen, und die 
Revolutionen ſind nur die Strafgerichte Gottes. Was 
aber ſonſt bei einzelnen Herrſchern ſtattgefunden, iſt jetzt 
allgemein geworden. Die Könige ſämmtlich, proteſtantiſche 
wie katholiſche, haben ſeit geraumer Zeit nicht allein der 
Kirche Gottes ihre Hülfe entzogen und ſie ihren Feinden 
Preis gegeben, ſondern ſie haben ſie ſelbſt in ihren Zwecken 


2 64 


gehindert, in ihren Dienern gemißhandelt, und die Staaten 
unſerer Zeit haben entweder die Intereſſen der Regenten 
oder ſogenannte politiſche Zwecke an die Stelle des ewigen 
Heiles geſetzt. Darum ſind ſie von ihren Stühlen geſtoßen 
worden, nicht ſie allein, ſondern das Königthum iſt un⸗ 
brauchbar befunden worden, die Zwecke Gottes zu fördern. 
Die Obrigkeit wird auf die Völker übergehen und dieſen 
die Miſſion anvertraut werden, deren die Könige ſich un— 
würdig gezeigt. 

Wie viel dieſe Lehre Unterſtützung in den Begebenhei- 
ten des alten Teſtamentes findet, iſt einleuchtend, und eben 
ſo ſehr wie verführeriſch ſie überhaupt für Alle iſt, die ein 
chriſtliches Bedürfniß mit dem Hochmuthe der Revolution 
vereinigen wollen. Louis Philipp wäre hiernach legitim 
geweſen, wenn er in dieſem Sinne gehandelt hätte; er iſt 
geächtet, weil auch er ſeine eigenen perſönlichen Intereſſen 
an die Stelle der kirchlichen ſetzte. 

Der Grundirrthum liegt in dem Begriffe der Landes- 
herrſchaft. Dieſe iſt allerdings auch ein Amt, in dem 
Sinne, wie jedes verliehene Gut ein ſolches iſt; ſie fußt 
aber zunächſt auf eigenen Rechten, die aus einem hiſto— 
riſchen Prozeſſe hervorgegangen, durch welchen ſich eine 
größere Macht in den Händen einer Familie vereinigt, und 
um dieſe dann die Schwächeren, Schutz ſuchend, geſammelt 
haben. Dadurch fällt auch die ſchlechte Verwendung der 
landesherrlichen Gewalt in die Reihe des ſchlechten Ge— 
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brauchs jedes andern Eigenthums. Wenn ein Reicher ſein 
Vermögen ſtatt es zu Gottes Ehre und dem Beſten ſeiner 
Nebenmenſchen zu gebrauchen, ſchändlich mißbraucht, ſo 
tritt er auch den empfangenen Beruf mit Füßen. Verliert 
er dann dieſes Vermögen durch Raub und Brand, ſo ſagt 
man mit Recht, daß ihn Gottes Strafgericht getroffen. 
Damit iſt aber in keiner Weiſe der Räuber gerechtfertigt, 
der das Strafgericht vollzogen, ja er kann dieſes gar nicht 
für ſich anführen. 


1837. 
Strafe. 

Aus meinen vielfältigen Discuſſionen über das Weſen 
der Strafe iſt mir die Nothwendigkeit entgegengetreten, zur 
Begründung derſelben wirklich eine neue Baſis zu gewin— 
nen. Löwenſtein (in ſeiner Philoſophie des Rechtes) de— 
ducirt folgendermaßen: Jedes Verbrechen iſt allerdings eine 
Sünde die der Sühne bedarf. Im alten Bunde konnte 
dieſe nur durch das Leiden erreicht werden, das dem Ver— 
brecher zugefügt wurde. Die Erde ſchrie nach Blut, und 
es mußte das Blut des Verbrechers fließen, um das von 
ihm vergoſſene Blut zu ſühnen. Ganz anders aber verhält 
ſich das Verbrechen im neuen Bunde. Chriſtus iſt für un⸗ 
ſere Sünden geſtorben, ſein Blut iſt es, durch welches der 
Schrei der Erde geſtillt worden. Nicht das böſe Werk 
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conftituirt die Sünde, ſondern der Wille. Für den Ver- 
brecher, der ſich zur Reue und Buße gewendet, der die Ge— 
meinſchaft mit dem Herrn wiedergewonnen, für dieſen iſt 
die Sünde aufgehoben und ausgetilgt. Wenn aber der 
Herr ſelbſt den Sünder rein gewaſchen und die verwirkte 
Strafe ihm erlaſſen um Seines Sohnes willen, der für 
Alle gelitten, ſo kann die irdiſche Obrigkeit ſich nicht an— 
maßen, eine Vergeltung üben und in dieſem Sinne ſtrafen 
zu wollen. Im chriſtlichen Staate kann demnach die Strafe 
durchaus keine vindicative Eigenſchaft an ſich haben, und da 
dennoch Strafe unbezweifelt nothwendig bleibt, ſo muß eine 
andere Berechtigung für dieſelbe geſucht werden. Hieran 
knüpft nun Löwenſtein die Behauptung, daß die Befugniß 
der Obrigkeit zu ſtrafen, allein in ihrer Pflicht liege ihre 
Unterthanen zu ſchützen. Sie erreiche dieſes hierdurch, in— 
dem ſie für jeden Eingriff in das Eigenthum, jede Stö— 
rung der Exiſtenz, dem Störenden ein Leiden androhe, 
groß genug, um ihn von ſeinem Unternehmen abzuſchrecken. 

Es iſt klar, daß die Strafe in dieſer Theorie eine Zu— 
ſammenſetzung aus bloßer Nothwehr und Territion iſt. 
Sie krankt daher an allen Mängeln der blos relativen 
Theorien, die immer nur die politiſche und nie die ſittliche 
Seite der Strafe ins Auge faſſen. Wenn die Geſellſchaft 
um das Factum ihrer Exiſtenz zu behaupten, ſie mit allen 
Mitteln gegen den Verbrecher beſchützen darf, ſo kann der 
Verbrecher offenbar daſſelbe für ſich anführen. Hiernach 


hat der Richter nicht mehr Recht den Straßenräuber hän— 
gen zu laſſen, als dieſer hat, zur Erlangung ſeiner Freiheit 
den Richter und Henker zu erſchlagen. Was die Territion 
anbelangt, ſo gilt hier die Antwort, daß aus dem löblichen 
Zwecke künftige Uebelthaten zu verhindern, nicht im Min— 
deſten die Befugniß folgt, zu dieſem Ende irgend einen 
Menſchen aufzuhängen, ſo daß der Verbrecher mit allem 
Grunde fragen kann, wie er dazu komme ſeinen Hals zum 
Nutzen Anderer hergeben zu ſollen. 

Eine conſequente Strafrechtstheorie muß meines Er— 
achtens nach nicht allein das Recht der Obrigkeit, die Strafe 
zu verhängen, in ſich ſchließen, ſondern eben ſo ſehr auch 
die Pflicht des Verbrechers, die Strafe zu erleiden. 

Jarcke der am tiefſten in dieſe Materie eingegangen 
iſt, ſcheint mir aber doch den Einwurf nicht zu entkräf— 
ten, welcher aus dem Verhältniß des Chriſtenthums zu der 
Sünde des Individuums hergenommen iſt. Ich möchte 
verſuchen, ihn folgendermaßen zu ergänzen. Ein Ver— 
brechen iſt zweierlei: ſubjectiv betrachtet, eine Sünde, ob— 
jectiv eine Störung der ſittlichen Weltordnung. Die erſtere 
Seite deſſelben bezieht ſich auf das verbrecheriſche Indivi— 
duum; ſie kann allein und ausſchließlich nur durch deſſen 
Reue und Buße aufgehoben werden. Mit dieſer Seite des 
Verbrechens hat die Obrigkeit an und für ſich nichts zu 
ſchaffen, oder vielmehr ſie verhält ſich hierzu nicht anders 
wie jeder andere Menſch, d. h. ſie hat die Pflicht nach beſten 
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Kräften dieſe Umwandlung in dem Verbrecher zu beför— 
dern. Aber es gelinge dies nun oder nicht, immer bleibt 
noch die andere Seite des Verbrechens, die objective Stö— 
rung, die ausgeglichen werden muß, wenn die von Gott 
eingeſetzte Weltordnung aufrecht gehalten werden ſoll. Die— 
ſes iſt eben der Sinn der vergeltenden Strafe, die demnach 
nicht gegen den Verbrecher, ſondern gegen deſſen That ge— 
richtet iſt. In ihrer wahren und urſprünglichen Geſtalt er— 
ſcheint ſie als einfache Talion, Seele um Seele, Auge um 
Auge, Zahn um Zahn. Alles ſpätere iſt Entwickelung hier- 
von, immer aber der Gedanke vorwaltend, daß die Obrig— 
keit verpflichtet ſei, die durch das Verbrechen verurſachte 
Störung durch eine Strafe aufzuheben, welche der Größe 
der Störung entſpreche. 

Man kann ſich dieſen wichtigen Unterſchied auch daran 
verſinnlichen, wenn man ſich den Uebergang von dem Ge— 
danken zur That vorhält. Der böſe Gedanke iſt ebenwohl 
Sünde, und der welcher ihm Raum gegeben, bedarf ebenſo 
der Wiederherſtellung durch Reue und Buße, wie der böſe 
Thäter. Aber die objective Seite fehlt, die Störung der 
äußeren, ſittlichen Weltordnung, und da gegen dieſe allein 
die Strafe gerichtet iſt, ſo darf die Obrigkeit nicht ſtrafen, 
ſelbſt wenn ſie alle Mittel beſäße, die böſen Gedanken zu 
kennen. 
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Recht und Moral. 


Von der Thatſache des Bewußtſeins ausgehend iſt das 
oberſte Gebot: ſich ſelbſt zu erhalten und zu vervollkomm⸗ 
nen; hierin liegt die Bedingung zur Erreichung aller ande— 
ren Zwecke des irdiſchen Daſeins. Die poſitive Pflicht 
des Einzelnen iſt daher Selbſterhaltung. 

Für alle Uebrigen geht hieraus die negative Pflicht 
hervor: Jeden in ſeiner Selbſterhaltung nicht zu ſtören. 

Dieſes ſind die beiden vollkommenen und daher ober— 
ſten Pflichten gegen ſich und gegen Andere. 

An die negative Pflicht gegen Andere ſchließt ſich aber 
auch wieder eine poſitive Pflicht an, nämlich die Anderen 
in ihrem Daſein und Wohlſein zu fördern. Dieſe Pflicht 
iſt aber eine unvollkommene, weil nicht erzwingbare. Denn 
derjenige, der ſie von einem Andern erzwingen wollte, 
müßte wiſſen, daß der Andere ſie erfüllen könne, unbeſcha— 
det der oberſten Pflicht gegen ſich ſelbſt. Dieſes kann aber 
Niemand beurtheilen als er ſelbſt. 

Hieraus geht das Verhältniß zwiſchen Recht und Mo— 
ral hervor. Beide fließen aus den oberſten Geboten des 
Sittengeſetzes. Das Recht umfaßt nur die negativen, er— 
zwingbaren, die Moral hingegen die poſitiven, nicht er— 
zwingbaren Pflichten gegen Andre. Die Grenze für den 
Richter iſt die, daß jeder Einzelne zum Unterlaſſen alles 
deſſen, was in die Rechtsſphäre Anderer eingreift, gezwun— 
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gen werden kann und ſoll, keineswegs aber zum poſitiven 
Handeln und Geben. 

Deutet aber nicht der Gegenſatz zwiſchen Recht und 
Moral rückwärts auf einen urſprünglichen Verband beider, 
und vorwärts auf eine Wiederherſtellung dieſes geſtörten 
Zuſtandes? 

Richtig erkannt, iſt das Recht dieſer Welt ein Nachbild 
der urſprünglichen und ein Vorbild der künftigen Rechts- 
gemeinſchaft. Was aber in der urſprünglichen und in der 
künftigen Rechtsordnung als Gemeinſchaft ſich offenbart, 
das iſt im Schattenbilde der irdiſchen Gegenwart umge— 
kehrt durch Ausſchließlichkeit bewirkt. Denn da das 
Recht dieſer Welt Jedem ſeine eigene Rechtsſphäre an— 
weiſ't und alle Anderen von dieſer ausſchließt, ſo zähmt es 
die Subjectivität. Zugleich iſt aber auch in dem Gebote 
der Nächſtenliebe wiederum Jedem die Befreiung von der 
bloßen Negativität zur Pflicht gemacht. 

Das Recht dieſer Welt iſt daher ein Erzieher und 
Zuchtmeiſter zu jenem Rechte, wo ſtatt der ſich ausſchlie— 
ßenden Berechtigung der Einzelnen, Allen Alles gemein iſt. 

So ergänzen ſich einander Göſchel und Gaupp in ihren 
Unterſuchungen auf dieſem Gebiete. 
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Verjährung. 


Der Begriff der Verjährung wird im Staatsrechte ge— 
wöhnlich auf ſehr unrichtige Weiſe aufgefaßt. Der Streit 
zwiſchen Kamptz und Oertzen über die Legitimität Ludwig 
Philipps iſt ein neuer Beleg dazu. Während man von den 
Anhängern der Juli-Revolution oft die Frage hört, war— 
um denn Karl X. eine unverletzliche Legitimität beigelegt 
werde, da doch ſein Ahnherr Hugo Capet dem letzten Ca— 
rolinger den Thron geraubt habe, pflegen manche Verfech— 
ter der guten Sache ſich bloß auf die Verjährung zu be— 
rufen. Der grob materiellen Anſicht, daß die Zeit als 
ſolche das Unrecht in Recht verwandele, kann man aller— 
dings die Forderung machen, daß ſie den Termin angeben 
möge, wo dieſes urplötzlich ſich zutrage; das Unhaltbare 
und ſelbſt Lächerliche einer ſolchen das ganze ſittliche Fun— 
dament des Rechts untergrabenden Behauptung ſpringt in 
die Augen. Da nun bei faſt allen europäiſchen Regenten— 
häuſern an ihrem ganzen oder theilweiſen Beſitz mehr oder 
minder Unrecht klebt, ſo würde es, wie auch von den Jako— 
binern vielfach behauptet worden, um ihre Legitimität übel 
ausſehen, wenn ſie keine andere ſittliche Stütze als die ab— 
ſurde Behauptung hätte, daß die Zeit das frühere Unrecht 
geheiliget habe. 

Geſchehenes Unrecht wird nie Recht, aber aus ur— 
ſprünglichem Unrecht können ſich im Verlauf der Zeit Rechte 
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entwickeln. Ja es wird dieſes ſogar jedesmal eintreten, und 
binnen kurzem kann es dahin kommen, daß Niemand mehr 
vorhanden iſt, welcher befugt wäre, den urſprünglich un— 
rechtmäßigen Beſitzer in ſeinem Beſitze zu ſtören. 

Das menſchliche Recht iſt nichts Abſolutes, ſondern 
etwas durchaus Relatives. An mein unzweifelhaftes Ei— 
genthum habe ich kein abſolutes Recht, ſondern nur ein 
relatives, d. h. ein beſſeres, als jeder Andere. 

Umgekehrt habe ich auch an Eigenthum, das aus dem 
bedenklichſten Urſprunge hervorgegangen, immer noch ein 
beſſeres Recht als manche andere Perſonen, und es iſt kei— 
neswegs Jedermann erlaubt, mich in jenem bedenklichen 
Eigenthume zu ſtören. Schon der bloße Beſitz reicht hin, 
um mir gewiſſe Vortheile zu ſichern und Gans ſagt ſchön 
und richtig: Beſitz iſt werdendes Eigenthum. Dieſes iſt ſo 
wahr, daß ja Derjenige, welcher einem Diebe die eben ge— 
raubte Sache wiederum raubt, ſtraffällig iſt. Der erſte 
Dieb hat an dieſe Sache immer noch ein beſſeres Recht, 
als der zweite Dieb. Der zweite durfte ihn in dem Beſitze 
nicht ſtören, wenn er auch wußte, daß die Sache eine ge— 
ſtohlene ſei. 

Bei dem Länderbeſitze finden dieſe Begriffe die weiteſte 
Anwendung; es kommt hier lediglich darauf an, wer das 
beſte Recht auf die Regierung hat. Nur diejenigen, welche 
ein beſſeres Recht als der Uſurpator haben, ſind befugt, 
durch Anwendung aller ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel, 


den gegen fie unrechtmäßigen Beſitzer zu vertreiben. Zur 
Seite hierbei ſtehen ihnen alle diejenigen Unterthanen, ſür 
welche jener Uſurpator ein unrechtmäßiger Herr iſt. Letz— 
teres iſt nun eben der Punct, wo die Einwirkung der Zeit 
ſo mächtig iſt, nicht indem ſie das Unrecht in Recht ver— 
wandelt, ſondern, indem ſie neue Rechtsverhältniſſe knüpft. 
Man betrachte beiſpielsweiſe die jetzige regierende Dy— 
naſtie in England. Wilhelm III. war im vollen Sinne des 
Worts ein Uſurpator, und Jakob II. der legitime König 
von England. War Wilhelm aber für alle ſeine Untertha— 
nen ein unrechtmäßiger Herr? Gewiß nicht. Die Hollän— 
der, welche ihm gefolgt waren und in England ſich einbür— 
gerten, hatten keinen andern Herrn als ihn. Die ganze 
Parthei im Ober- und Unterhauſe, die ihn gerufen und 
unterſtützt, konnte unmöglich ihn pure als unrechtmäßig an— 
ſehen, und ſich bei einer ſpäteren Empörung darauf beru— 
fen. Alle diejenigen, welche ſeine Dienſte ſuchten, in der 
Armee und am Hofe ſeine Sache zu der ihrigen machten, 
gingen einen Dienſtverband ein, der ihnen nicht ferner ge— 
ſtattete gelegner Zeit plötzlich mit der Behauptung aufzu— 
treten, er jet nicht ihr rechtmäßiger Herr und könne un 
bedenklich von ihnen verrathen werden. So bilden ſich 
immer weitere Kreiſe bis zu der großen Maſſe hin, die 
dem Uſurpator mindeſtens gehuldigt oder ſich ihm durch 
einen ſonſtigen Act unterworfen hat. Wie ſchwach auch ein 
blos aus Befürchtung oder Zwang hervorgegangenes Band 
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iſt, ſo kann man es doch nicht als null betrachten; es iſt 
immer ein Keim, an den Weiteres ſich anlegt. Dies zeigt 
ſich auch ſchon in der folgenden Generation; die Kinder, 
welche unter der neuen Regierung geboren werden, durch 
keinen Eid oder ſonſtiges Band an die vertriebene Dynaſtie 
geheftet ſind, ſtehen erſterer ſchon um Vieles näher. Dieſe 
Beziehungen und Verpflichtungen nehmen im Laufe der 
Zeit reißend zu; nach wenigen Generationen ſteht ſchon die 
Geſammtmaſſe der Unterthanen in poſitiver Verpflichtung 
gegen die Nachkommen des Uſurpators und muß in ihnen 
rechtmäßige Herren ſehen, gegen welche ſie ſich nicht aufleh— 
nen kann ohne entſchiedene Sünde. 

So kann es nicht fehlen, daß nach Ablauf einer mäßi— 
gen Zeit die Herrſchaft des Uſurpators für Niemand mehr: 
unrechtmäßig iſt, als für die vertriebene Dynaſtie. Stirbt 
dieſe aus, oder verdunkelt ſich in Jahrhunderten ihr Recht 
dergeſtalt, daß kein Anſpruch mehr darzuthun iſt, oder ent- 
ſtehen Transactionen, durch welche ſie, wenn auch indirect, 
die neue Herrſchaft anerkennt, ſo tritt das Haus des Uſur— 
pators in die Fülle der unter Menſchen erreichbaren Legi— 
timität ein. An dem urſprünglichen Unrechte wird hier— 
durch gar nichts geändert, die Sünde des Uſurpators bleibt 
genau dieſelbe, alle Verbrechen die er hierbei begangen, 
finden ihren vollen Lohn, aber ſeine Nachkommen ſind den— 
noch legitim, weil Niemand exiſtirt, dem ein beſſeres Recht 
auf die Herrſchaft zuſteht, als ihnen. Niemand iſt daher 
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auch befugt deren vitiöſen Urſprung gegen fie geltend zu 
machen. 

Dieſes iſt die Art, wie die Zeit unrechtmäßigen Beſitz 
in wirkliches Eigenthum verwandelt. Wer darf gegen das 
Haus Hannover auftreten und eine Empörung darauf 
ſtützen, daß Wilhelm III. ein Uſurpator geweſen? Selbſt 
der letzte Reſt ſtuartiſcher Anſprüche, der jetzt im Hauſe 
Modena ruht, iſt hierzu unbefugt, da das Haus Sardinien, 
von welchem dieſer Anſpruch herrührt, im Laufe von mehr 
als einem Jahrhunderte die Rechtmäßigkeit des jetzigen 
Beſitzes des engliſchen Thrones durch die zahlreichſten Ver— 
handlungen aller Art anerkannt hat. 

Im weiteſten Sinne des Wortes iſt alles Eigenthum 
auf Erden ſo beſchaffen. Ich beſitze keinen Thaler und kei— 
nen Rock, an welchem nicht irgend ein grobes Verbrechen 
klebt, ſei es begangen von mir ſelbſt, oder von irgend 
Jemand in der Kette derer, durch welche mir dieſes Ei— 
genthum überliefert worden. Aber es hat Niemand ein 
beſſeres Recht an jene Gegenſtände und darum bin ich 
rechtmäßiger Eigenthümer derſelben. 

Nicht ohne tiefen Sinn nennt die heilige Schrift jeden 
Beſitz ungerechten Mammon. Er iſt dieſes ſtets nur 
in minderem Grade für den einen wie für den anderen; 
nur das beſſere Recht daran ſchützt das göttliche Gebot 
und die Obrigkeit. 


* 


Rechte — Pflichten. 


Um die Möglichkeit zu begreifen, daß irgend Jemand 
Rechte beſitzen könne, iſt es allerdings nothwendig von eis 
nem urſprünglichen Zuſtande des Individuums auszuge⸗ 
hen, und ich bin darin ganz einig mit Rouſſeau und Ge— 
noſſen, daß man den Menſchen zuvörderſt betrachten müſſe, 
wie er zur Welt kömmt, abgeſehen von aller weiteren Ent— 
wickelung ſeines poſitiven Rechtsſtandes. Mein Unterſchied 
gegen die Vertheidiger der unveräußerlichen Menſchenrechte 
beſteht nur darin, daß ich dem Menſchen kein „Recht, 
das mit ihm geboren iſt“ zuzuerkennen vermag, dagegen 
aber Pflichten. Jeder Menſch, gänzlich abgeſehen von 
ſeiner gegenwärtigen und zukünftigen hiſtoriſchen Stellung 
zum Leben, tritt mit ſeiner Geburt unter die göttlichen Ge⸗ 
bote, und hat die hieraus ihm erwachſenden Pflichten zu er— 
füllen. Es beſteht daher wirklich eine urſprüngliche Gleich— 
heit unter allen Menſchen, nicht aber der Rechte, ſondern 
der Pflichten. Die juriſtiſche Seite iſt in dem Gebote for— 
mulirt: Laß jedem das Seinige. Da nun dieſes Gebot 
jedem meiner Mitmenſchen gegeben iſt, ſo erwächſt mir 
hieraus eine Sphäre, die nach allen Seiten hin abgegränzt 
und durch die allen Andern obliegenden Pflichten geſchützt 
iſt. Dieſes Factum iſt es, was ſich in Bezug auf mich, 
als ein Recht an den ungeſtörten Beſitz des innerhalb mei⸗ 
ner Sphäre Befindlichen herausſtellt. 
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Mein poſitiver Anſpruch an dieſen concreten Beſitz geht 
hiernach nur aus der doppelten Negation hervor. Ich bin 
nicht einbegriffen in das an alle andere gerichtete Verbot: 
„Ihr ſollt das innerhalb jener Sphäre liegende nicht an— 
taften. u 

Ich lege deßhalb auf dieſe vielleicht müßige oder blos 
ſubtile Definition einen Werth, weil hierdurch, wie mir 
ſcheint, dem Vorwurf begegnet werden kann, daß der po— 
ſitive Character des Rechtes allein auf dem Egoismus 
beruhe. Nach meiner Theorie hingegen bediene ich mich 
meiner Rechte, weil ſie mir gegenüber gewiſſermaßen eine 
res nullius ſind. 

Bei dieſer confuſen Andeutung, die einer gründlicheren 
Erörterung bedürfte, iſt natürlich noch gar nicht von der 
Art der Erwerbung des Eigenthums die Rede, ſondern 
lediglich von der Möglichkeit, wie man zum Rechtsſubjecte 
werden kann. 


Die monarchiſchen Revolutionärs und die revolu⸗ 
tionären Monarchiſten. 


Ich kenne keine größere Gefahr für einen rechtlichen 
Mann, als die ihm durch das Treiben des modernen Ab— 
ſolutismus bereitet wird. Sieht und fühlt er, wie unter der 
Form der obrigkeitlichen Gewalt jedwedes poſitive Recht, 
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jedes wohlerworbene Eigenthum, jede Sitte und Gewohn— 
heit, alles, was auf naturgemäße, der göttlichen Ordnung 
entſprechende Weiſe ins Leben gerufen iſt, mit Füßen ge— 
treten wird, wie der zeitgeiſtige Abſolutismus, um ſeine 
hohlen Theorien, ſeine ökonomiſtiſchen Hirngeſpinſte zu rea— 
liſiren oder ſeinem Haſſe gegen alles Beſtehende, ſei es 
im kirchlichen oder politiſchen Leben, zu fröhnen, keinerlei 
Schranken anerkennt, ſo liegt es gar zu nahe, den Miß— 
brauch und den Gebrauch zu verwechſeln, Unrecht mit Un— 
recht zu vergelten, oder wenigſtens gerechte Ziele mit un— 
gerechten Mitteln zu verfolgen. Es bildet ſich dann jene 
tiefe, innerliche Abneigung gegen die beſtehenden Regie— 
rungsverhältniſſe aus, die ſich bis zum Haſſe gegen die 
Monarchie ſelbſt ſteigern, die ſelbſt in gewaltſamen Um— 
wälzungen Abhülfe für die vorhandenen Leiden ſehen kann. 
Wie nahe liegt es, jeden Weg, der aus gegenwärtigen Ue⸗ 
beln erlöſ't, für einen heilſamen zu halten und der Zukunft 
die Betrachtung zu überlaſſen, ob dieſer Weg nicht zu neuen 
Uebeln, ja zu größeren führe! 

Männer, die ſich in dieſer Gemüthsſtimmung finden, 
ſtehen immer auf dem Sprunge natürliche Bundesgenoſſen 
der eigentlichen, principiellen Umwälzungsparthei zu wer⸗ 
den. Der Feind meines Feindes iſt mein Freund! Dieſer 
Trugſchluß liegt dem leidenſchaftlich Aufgeregten gar zu 
nahe. Es iſt unendlich ſchwer den Fürſten, den man in 
ſeinen Dienern, wohl gar in ſeiner Perſon, als den bitter— 
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ften Gegner alles als theuer und heilig Erachteten anzu— 
ſehen gezwungen iſt, dabei doch die Treue des Unterthanen, 
den Gehorſam des Dieners, in allen erlaubten Dingen 
zu bewahren. Gehen die Zerwürfniſſe bis zu offenbarem 
Bruche, wo giebt es da eine für Alle gültige, ſicher erkenn— 
bare Linie, die den geſtatteten Widerſtand gegen ungerechte 
Anmuthungen von der ſündhaften und verbrecheriſchen Re— 
bellion ſcheidet? | 

Ueberall, wo Aehnliches ſich zugetragen, hat ſich daher 
die tief betrübte Erſcheinung wiederholt, daß gläubige und 
rechtliche Männer zuſammenſtanden im Kampfe mit Sol- 
chen, die eigentlich der totale Gegenſatz von ihnen waren. 
Nach dem erſten Siege treten dieſe beiden Beſtandtheile 
der Auflehnung wie Oel und Waſſer aus einander und 
meiſtens ſcheitert eben hieran das Ergebniß ihrer monſtruö— 
ſen Coalition. Ja es kommt dann oft dahin, daß die le— 
gitimiſtiſchen Opponenten entſchiedene Vertreter der be— 
kämpften Regierung werden, in dem wahren und richtigen 
Gefühle, daß es ſich jetzt darum handele, auch deren un— 
zweifelhafte Rechte vor der een Zerſtörungs⸗ 
fluth zu ſchützen. 

Schon in der franzöſiſchen Revolution nach 1789 zeigt 
ſich dieſe Erſcheinung an ſo manchem von denen, die in der 
Conſtituante die bisherige Regierung in dem Bewußtſein 
bekämpft, daß das willkührliche Hofregiment und die pſeu— 
dophiloſophiſchen Velleitäten von Turgot und Malesherbes 
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dem rechtlichen und hiſtoriſchen Frankreich fremd und feind— 
ſelig ſeien. Die ganze Parlamentsparthei gehört hierzu, 
und eben aus dieſer traten dann ſpäter die Vertheidiger 
der königlichen Rechte hervor, welche für dieſes Bekenntniß 
in den Tod gingen. 

Noch belehrender iſt Belgien. Gegen Joſephs II. Re— 
giment, das fanatiſch revolutionärſte, deſſen die Geſchichte 
der Monarchien gedenkt, ſtand faſt das ganze Land auf. 
Aber ſchon in den erſten Keimen ſchieden ſich beide Par— 
theien; van der Noot, der Clerus und der kleine Adel ge— 
gen Vonck, van der Merſch und die Jakobiner. Unmittel⸗ 
bar nach dem Siege zerfiel die Verbindung zwiſchen denen, 
die gegen Joſeph II. aufgeſtanden waren, um das Beſte— 
hende in Glauben und Recht zu erhalten, und denen, die 
ſelbſt die Form der Monarchie ſtürzen wollten, um die 
Geſammt⸗Exiſtenz des Landes nach franzöſiſchem Vorbilde 
umzubilden. Höchſt charakteriſtiſch iſt es, daß bei der Wie- 
derbeſitznahme durch Oeſtreich die letzteren von der Regie— 
rung geprieſen, die erſteren trotz der Amneſtie verfolgt wur— 
den. Deſſen ungeachtet kam bei den ſpäteren Occupationen 
durch die Franzoſen das Phänomen zum Vorſchein, daß 
die Parthei van der Noots ſich entſchieden öſtreichiſch ge— 
ſinnt zeigte, während die Vonckiſten und die Anhänger des 
Joſephiniſchen Regierungsſyſtems ſogleich die Parthei der 
franzöſiſchen Republikaner ergriffen. 

In der Revolution von 1830 ſind dieſelben Elemente 
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thätig geweſen und die Zukunft kann vielleicht wieder ähn- 
liche Erfolge zeigen. 


Idealismus — Materialismus in der Politik. 


Das gewöhnliche Schema in der Eintheilung der poli— 
tiſchen Partheien ſcheint mir nicht hinzureichen, um gerade 
die wichtigſten Erſcheinungen der Gegenwart richtig zu deu— 
ten. Ich ſehe vielmehr, im Großen und Ganzen betrachtet, 
einen Hauptgegenſatz zwiſchen Idealiſten und Materiali— 
ſten, ebenſo in der Politik wie in allen anderen Dingen. 
Ob in dieſer ſichtbaren Welt und in den Genüſſen, die ſie 
den Sinnen zu bieten vermag, die erſte und letzte Aufgabe 
des Lebens des Einzelnen und des Zuſammenlebens der 
Menſchen liege, oder ob dieſe ſinnliche und greifliche Welt 
nur eine Hülle ewiger Gedanken und die Manifeſtation die⸗ 
ſer Gedanken höchſter Zweck des Daſeins ſei — das iſt die 
Frage, um die es ſich in oberſter Inſtanz handelt. 

Die Idee, welcher das Sichtbare untergeordnet wird, 
kann nun aber eine wahre oder eine falſche ſeyn. Setzen 
wir als alleiniges Princip des Staates nur das im Recht 
verkörperte göttliche Gebot, ſo findet es der conſequente 
Radicale in der Realiſirung einer andern Idee, in der de— 
mokratiſchen Republik, die auf abſtracte Tugenden baſirt, 
die Freiheit und Gleichheit eines vorausgeſetzten Urzuſtan⸗ 
des herbeiführen ſoll. 

v. Radowitz Schriften. IV. 6 
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Gleich uns erkennt dieſer Republikaner an, daß es bei 
dem Einzelnen wie bei dem Zuſammenleben im Staate 
nicht auf das ſinnliche Wohlſein, ſondern auf die Verwirk— 
lichung einer ewigen Idee ankomme, daß das Sichtbare 
dieſem Unſichtbaren dienen und von ihm erſt ſeine wahre 
Geltung empfangen müſſe. Er ſetzt an dieſen leitenden Ge⸗ 
danken Alles, und läßt ſich nicht durch den Einwurf irren, 
daß es ihm und Andern hierbei möglicherweiſe übel gehen, 
daß er auf den Genuß der Güter dieſer Welt dabei oft ver- 
zichten müſſe. Darum achten wir den confequenten Re⸗ 
publikaner, „den Mann der Bewegung“ höher, als ſeinen 
materialiſtiſchen Genoſſen; wir können ſeinem, wenn auch 
irrigem Gedankengange, einen ſittlichen Werth beimeſſen 
und glauben ſtets eher an die Möglichkeit, daß er zur wah⸗ 
ren Erkenntniß gelangen werde. 

Der Materialiſt hält hingegen jedes in und durch den 
Staat zu realiſirende höhere Princip für Hirngeſpinſt, da 
für ihn nichts Wirklichkeit hat, als dasjenige, was in die 
Sinne fällt und zu deren Genuß zu dienen vermag. Auf- 
klärung, Induſtrie, Credit, Handel, Verkehr, geordnete 
Polizei, höchſtens etwa noch Eiſenbahnen und »öffentlicher 
Unterricht,“ dieſes find die Aufgaben des Staates. Die 
äußere Erſcheinung deſſelben iſt ihm im Grunde ziemlich 
gleichgültig, ſobald ſeiner Wirkſamkeit nur nirgends durch 
Recht und Gewohnheit Schranken entgegenſtehen. So ſagte 
ihm das Staatsweſen Joſephs II., ja ſelbſt Napoleons voll⸗ 
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kommen zu, und nur die Mode der Zeit bringt es mit ſich, 
daß dem conſtitutionellen Leben von dieſer Seite vorzugs⸗ 
weiſe das Wort geredet wird. 

Dem Materialiſten ſteht die Legitimität wie die Re⸗ 
publik gleichmäßig entgegen, er vereinigt ſich mit den ehr— 
lichen und conſequenten Revolutionärs zum Kampfe gegen 
die Wahrheit, mit dem Vorbehalte jedoch, die Frucht des 
Sieges allein zu genießen. 

Schon bei dem allgemeinen Abfall, den die europäiſche 
Menſchheit in der Mitte des vorigen Jahrhunderts ge— 
ſehen, tritt dieſer Gegenſatz hervor. Voltaire und die En⸗ 
eyklopädiſten einerſeits, Rouſſeau und die Seinigen ande⸗ 
rerſeits, haßten ſich wechſelſeitig, ſoweit es die Gemeinſchaft 
ihres Streites gegen den Glauben und das Recht von Alt— 
Europa zuließ. In der Revolution von 1789 kommt dieſer 
Gegenſatz zweimal zum Vorſchein. In der erſten gemäßig⸗ 
ten Periode vernichten die idealiſtiſchen Republikaner der 
Gironde die materialiſtiſchen Reformer der Conſtituante. 
In der zweiten ungemäßigten Periode wird durch Robes⸗ 
pierre, S. Juſt und den Wohlfahrtsausſchuß das reine 
Princip der Revolution, durch Danton und die Hebertiſten 
der grobſinnliche Materialismus derſelben abgebildet. 

Was wir jetzt in Frankreich ſehen, läßt ſich auf den⸗ 
ſelben Punct zurückführen. In der Julirevolution ha⸗ 
ben beide Partheien der Revolution gemeinſam gegen den 
„Thron und Altar- geſtanden, mit Louis Philipp iſt aber 
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das materialiſtiſche Princip zur Alleinregierung gelangt. 
Die Parthei, welche gegenwärtig dort das Heft in der 
Hand hält und die große Mehrheit des lebenden Geſchlech— 
tes für ſich hat, iſt nicht bloß den Perſonen nach verſchieden 
von den Republikanern, ſondern ihrem ganzen, innerſten 
Weſen nach, jenen Idealiſten des Irrthums entgegengeſetzt. 


1838. 
Hannover. 

Wenn es möglich wäre, daß in der beiſpielloſen Ver⸗ 
wirrung politiſcher Begriffe, die die Gegenwart charakteri- 
ſirt, ein Lichtſtrahl durchbrechen könnte, ſo würde dazu die 
hannöveriſche Frage reiche Gelegenheit bieten. Man leſe 
aufmerkſam die Eingaben der Städte Osnabrück und Hil⸗ 
desheim: „die Stadt, das Fürſtenthum habe große öffent— 
liche Rechte beſeſſen, aber von einer Regierung zur anderen 
übergehend, hätten Verfaſſungen und Rechte ſich durch— 
kreuzt; bald ſei es zweifelhaft geworden was Rechtens ſei, 
ja ob dem Staate gegenüber überall noch Rechte angeſpro— 
chen werden könnten. Die Städte, die früher frei und 
ſelbſtändig daſtanden, in ihrem Innern das Recht der Ge— 
ſetzgebung, der Gerichtsbarkeit, der geiſtlichen Aufſicht und 
ihren eigenen Haushalt beſaßen, ſeien um faſt alle dieſe 
Rechte gebracht und durch Willkühr beeinträchtigt worden. 
Durch ſolchen Wechſel der Verfaſſung und Geſetze ſei eine 
Zeit der traurigſten Unſicherheit, des lähmendſten Schwan⸗ 
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kens hereingebrochen: wie habe der Bürger noch Zunei— 
gung fühlen, noch ſeine Kräfte anwenden können für Cor— 
porationen, die der Willkühr anheimgefallen, jedes eigen— 
thümlichen Lebens beraubt worden? Deswegen preiſe man 
das Staatsgrundgeſetz, weil es aus dem unſeligen Schwan— 
ken, aus der troſtloſen Unſicherheit der öffentlichen Verhält— 
niſſe gerettet und wieder auf den Boden des Rechts er— 
hoben habe zc.u 

Wer kann bei einiger ruhigen Erwägung die Richtig— 
keit dieſer Vorderſätze beſtreiten, wer ſieht nicht ein, wie 
eben dadurch, daß man ſie von Seiten der Regierungen 
in verhängnißvoller Verblendung ſtets verkannt hat, die 
große Mehrzahl der Zeitgenoſſen zu dem Nachſatze gleich— 
ſam hingeſtoßen worden iſt? Werden denn dieſe unſeligen 
Mißverſtändniſſe und Willensverkehrtheiten nie enden? 

So lange das Recht als alleinige Baſis des Staates 
anerkannt und daher alle einzelnen Rechte, ſowohl die der 
Privaten als der Corporationen, heilig und unantaſtbar 
gehalten wurden, konnte die Neigung nach revolutionärer 
Umgeſtaltung immer nur Einzelne, deren Erkenntniß oder 
Wille von Hauſe aus verderbt war, ergreifen. Die Edel— 
leute, Bürger und Bauern durften die obrigkeitliche Macht 
unverkürzt in den Händen Derer wiſſen, denen ſie Gott 
anvertraut, ſie konnten nie ein wahrhaftes Bedürfniß em⸗ 
pfinden, die Rechte ihres Fürſten anzutaſten, da in ihnen 
die Bürgſchaft ihrer eigenen lag. 
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Dieſer Zuſtand iſt es, der überall in Europa erſt im 
Principe, dann in der Praxis umgeſtürzt worden, an ver— 
ſchiedenen Orten, und zu verſchiedenen Zeiten auch auf ver— 
ſchiedene Weiſe. Die Omnipotenz des abſoluten Staates 
hat ſeine Stelle eingenommen, das Gemeinwohl, das allge— 
meine Beſte iſt an die Stelle der Aufrechterhaltung des Rech— 
tes getreten. Daraus haben ſich nun eben, ſelbſt unter den 
wohlmeinendſten Regierungen die Zuſtände erzeugt, welche 
jene hannöveriſchen Bittſchriften beſchreiben. Nichts lag 
dann näher als der Gedanke, daß wenn der unwandel— 
bare Rechtszuſtand aufhören, und hinfüro einer im Sinne 
der Staatszwecke fortſchreitenden Staatsgeſetzgebung Platz 
machen ſolle, man dieſe ungeheuere und ſchrankenloſe Be- 
fugniß nicht mehr den aus ganz anderen Vorderſätzen her— 
vorgegangenen Obrigkeiten überlaſſen könne. Was das 
Recht verlange, dieſes wußte Jeder, wenn er nur wollte 
und bedurfte hierzu keiner Controlle, was aber das gemeine 
Beſte erheiſche, hierbei verlangten alle diejenigen gehört zu 
werden, welche ihren Leib und Gut den hierauf fußenden 
Geſetzen unterwerfen ſollten. Die Forderung nach einer 
Repräſentativverfaſſung folgt hieraus unmittelbar; ſie hat, 
abgeſehen von den eigentlichen Revolutionär's, auch unter 
den rechtſchaffenſten und loyalſten Männern nur deßhalb 
in unſerer Zeit eine fo große Majorität erlangt, weil Je— 
dem einleuchtete, daß man aus dem Zuſtande des admini⸗ 
ſtrativen Despotismus herauskommen müſſe. Daß man 
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dieſe Scylla nur vermeide, indem man in die Charybdis 
des Despotismus der Kammermajoritäten zu gerathen Ge— 
fahr laufe, daß beides überhaupt nur Formen deſſelben 
Staatsabſolutismus ſeien: dieſes iſt freilich erſt den wenig— 
ſten klar geworden. Aber was Anderes? 


Recht und Liebe. 


Hegel geht davon aus, daß nicht in dem formellen 
Rechte, ſondern in der Bewegung der Weltgeſchichte das 
höchſte Princip der Sittlichkeit gefunden werden müſſe. 
Wer ſucht aber auch in dem formellen Rechte den höchſten 
Leitſtrom in der dunkeln Nacht des Daſeins? Doch ſicher 
nicht der Chriſt, denn dieſer weiß, daß nur die Gebote 
Gottes die oberſte Regel für alles Verhalten in ſich ſchlie— 
ßen. Nun iſt es zwar der göttliche Wille, daß Jeder das 
Eigenthum ſeines Nächſten unangetaſtet laſſe, ja daß er 
deſſen nicht einmal begehre. In dieſem Gebote, das nicht 
blos in das Gewiſſen jedes Einzelnen unvertilgbar einge— 
ſchrieben, ſondern auch in den hiſtoriſchen Offenbarungen 
des lebendigen Gottes ausdrücklich verkündet iſt, wurzelt 
allerdings das formelle Recht, und darum iſt es Pflicht je⸗ 
des Menſchen, ſich demſelben in freiem Gehorſam zu un⸗ 
terwerfen. 

Aber es iſt auch ein anderes Gebot gegeben: Liebe 
Deinen Nächſten wie Dich ſelbſt, und dieſe Liebe iſt durch 


0 88 » 


den Mund der ewigen Wahrheit fogar als die Summe 
des Geſetzes verkündet worden. Wenn daher Jeder durch 
das formelle Recht gegen die Beraubung durch feine Mit- 
menſchen geſchützt iſt, ſo ſteht er doch zugleich unter dem 
höheren Gebote eben dieſen zu lieben, d. h. Alles zu thun 
und nichts zu unterlaſſen, was er für deſſen inneres und 
äußeres Wohl vermag. 

Es bedarf daher durchaus nicht der Auflöſung der 
natürlichen Gerechtigkeit durch jene pantheiſtiſche Sophiſtik, 
um die Schranke zu ziehen, welche bei Ausübung eigner 
Rechte eingehalten werden ſoll. 


1839. 
Gruppirung der europäiſchen Politik. 


Man kann zur Richtſchnur der Politik für gegebene 
Fälle entweder Principien oder Intereſſen nehmen. Ge⸗ 
wöhnlich wird vorausgeſetzt, daß bei den Entſchlüſſen auf 
dieſem Gebiete immer die materiellen Vortheile vorwalte— 
ten; es iſt dieß in der Allgemeinheit jedoch durchaus nicht 
der Fall, vielmehr ſind oft die doktrinellen Grundſätze der 
jeweiligen Machthaber für die politiſche Linie, welche fie be- 
folgen, weit einflußreicher, als ihre Intereſſen. 

Europa bietet gegenwärtig hierzu den Beleg dar. Seit 
der Julirevolution ſtehen auf der einen Seite Rußland, 
Oeſtreich, Preußen, Holland und Deutſchland, auf der 
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anderen England, Frankreich, dem ſich Belgien und die 
Schweiz nebſt den transpyrenäiſchen Staaten anſchließen. 
Wäre es ſeit den verſtrichenen neun Jahren zu einem all⸗ 
gemeinen Kriege gekommen, jo hätten ſich die Gruppen un— 
gefähr in dieſer Weiſe vertheilt. Die ſkandinaviſchen Staa⸗ 
ten hätten verſucht neutral zu bleiben. 

Näher betrachtet giebt es nichts widernatürlicheres, 
nichts den wirklichen Intereſſen entgegengeſetzteres, als 
dieſe von den politiſchen Neigungen und Sympathien ge— 
ſchloſſenen Verbindungen. Die einzigen reellen Gefahren 
für Europa liegen in Frankreich und Rußland. Frankreich 
wird nie ſeine Rolle unter Napoleon vergeſſen, welche Re— 
gierungsform dort walte, ſo werden deren Inhaber immer 
danach trachten müſſen, die verletzte, bis zum Wahnſinn 
geſteigerte Nationaleitelkeit durch neue Eroberungskriege zu 
verſöhnen. Das linke Rheinufer und die italieniſche Su— 
prematie ſind die geringſten Opfer, welche dieſer gefähr— 
lichſte aller Götzen verlangt. 

Rußland ſeinerſeits iſt zwar ſehr viel weniger fürchter— 
lich, als oft vorausgeſetzt wird, ich glaube auch nicht ein— 
mal, daß directe Eroberungspläne den Kaiſer und ſeine 
nächſten Räthe entflammen. Aber feine ganze welthifto- 
riſche Poſition treibt es über die Grenzen hinaus; fein Ver⸗ 
hältniß zum Orient, ſeine Tendenz das Slaventhum zur 
Herrſchaft zu bringen, Deutſchland zu lenken, macht es zum 
natürlichen Gegner Oeſtreichs und Preußens, und nur die 
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ſonderbaren Conſtellationen der letzten vierzig Jahre, die 
franzöſiſche Revolution, Napoleon, die Julirevolution ha⸗ 
ben gehindert, daß dieſe Tendenzen ſich nicht offen geltend 
gemacht. 

Einzeln iſt die Gefahr, welche beide Koloſſe drohen, nur 
gering. Oſtreich, Preußen und Deutſchland im engen Bunde 
können jedem Angriff ſiegreich widerſtehen, er komme von 
Oſten oder Weſten. Beide vereinigt aber geben eine durch 
Maſſe und Richtung ſo unendlich große Angriffsmacht, daß 
ſie Europa's Schickſal zu beſtimmen im Stande iſt. Dahin 
aber tendirt der Gang der franzöſiſchen und rnſſiſchen Po- 
litik; wenn es dem Haufe Orleans gelänge, die Antipa- 
thien zu verwiſchen, welche ſein Urſprung rege gemacht, ſo 
ſtände Alles zu beſorgen. Ja ſelbſt das Wiederaufrichten 
eines jüngeren Napoleoniſchen Hauſes in Frankreich könnte 
Rußland zuſagen. 

Der Hauptſchutz gegen eine ſolche Combination liegt 
in der innigſten Vereinigung der Centralmächte mit Eng⸗ 
land. Darum eben iſt die jetzige Phaſe ſo unnatürlich und 
verderblich, daß fie dieſes Band zerriſſen hat. Eine Regie⸗ 
rung mit conſervativen Principien in England iſt erſte Be⸗ 
dingung, um in Europa wieder eine natürliche politiſche 
Lage herbeizuführen. 
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Politiſcher Enthuſiasmus. 


Wenn ich um mich blicke und den gegenwärtigen Zu— 
ſtand von Europa betrachte, ſo beſchleicht mich ein Gefühl, 
das ich Erlahmung nennen möchte. Es giebt ſo gar nichts, 
ſo gar keine Perſon oder bonne cause, welcher man ſich mit 
wahrem ungetheilten Enthuſiasmus hingeben, deren Wohl 
und Wehe man von ganzem Herzen mit dem eigenen zu— 
ſammenſchmelzen könnte. Es iſt dieſes eine peinlichere Em— 
pfindung, ſelbſt als der ſchneidende Schmerz, den der 
Anblick des Unterliegens der als gut erkannten Sache her— 
vorruft. Dieſe fibre adorative, wie fie Fievse einſt nannte, 
dieſes „Vermögen der Ehrerbietung,“ dieſe Sehnſucht nach 
der Hingabe einer vollen Liebe und Theilnahme, liegt tief 
in der menſchlichen Bruſt, ſo daß es ein ganz beſonders 
trübſeliger Zuſtand iſt, wenn man da, wohin man ſie ſo 
überaus gern hinwenden möchte, ſich immer wieder durch 
Kehrſeiten abgeſtoßen fühlt, welche die rechte Liebe und 
Theilnahme nicht aufkommen laſſen. 

So iſt es wirklich jetzt mit Europa beſchaffen. Wohin 
ſoll ſich Jemand meines Sinnes und Glaubens wenden, 
um begeiſtertes Mitgefühl zu empfinden? 

Es gab eine Zeit, wo mir die Sache von Don Carlos 
als eine ſolche erſchien. Ich durfte wähnen, als handle es 
ſich hier wirklich um den letzten Verzweiflungskampf der 
alten Glaubens- und Lebensordnung gegen die überall fie- 
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gende politiſche und religiöfe Revolution. Freilich wohl iſt 
Spanien eine „Vendée“ des alten chriſtlichen Europa ge⸗ 
weſen; kann ich aber nach Allem, was ich nun ſo genau 
über Don Carlos, nicht bloß über ſeine Perſon, ſondern 
auch über ſeine Anſichten, über die Zukunft Spaniens unter 
ſeiner Regierung weiß, noch hieran mein Herz hängen? 

Die mir verwandten Elemente in Frankreich, darf ich 
dieſen ein ungetheiltes Intereſſe zuwenden? Wer iſt unter 
den vertriebenen Bourbonen hierzu fähig, wenn der letzte 
Schimmer ihres Märtyrer-Glanzes mit der Dauphine er— 
loſchen ſeyn wird? Der unbedeutende Dauphin, die leicht⸗ 
fertige Herzogin von Berry, und jener letzte Sprößling, 
von deſſen Wollen und Thun mir noch ſo wenig bekannt 
iſt? Und im Lande ſelbſt, die Royaliſten der Gazette, wie 
fremd und widerlich iſt dieſe Geſellſchaft! Die Nichtsnutzig— 
keit des alten Hof-Regimes einerſeits, das Spielen und 
Speichellecken mit der Volksſouveränität auf der anderen, 
wer könnte dieſen Menſchen vertrauen. Man höre ſie über 
eine jener Fragen, die das Rechtsgefühl in Anſpruch neh- 
men, und wird ſie mit ihren Gegnern ganz auf gleicher 
Linie finden. Dieſelbe überſchwängliche Eitelkeit, dieſelbe 
Herrſch- und Genußſucht, dieſelbe Vergötterung der grande 
nation, der gloire francaise, durch welche jenes verhängniß— 
volle Volk die Geißel von Europa geworden iſt. 

In England, ſoll ich dort meine Sympathien zu den 
Tories tragen, den ingrimmigen Feinden und Läſterern der 
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Kirche Gottes? Kann ich mich ſelbſt der Gemeinſchaft mit 
der katholiſchen Parthei erfreuen, die freilich durch Noth 
und den ganzen hiſtoriſchen Gang ihrer Schickſale getrie— 
ben, zu Helfershelfern der Radikalen, zu Zerſtörungswerk— 
zeugen der rechtlichen Staatsordnung geworden iſt? 

Iſt in Holland nicht der Vorkämpfer gegen die Revo— 
lution zugleich der vollſtändigſte Anhänger aller ihrer Doc— 
trinen und Folgerungen geweſen, und erſt dann zu einer 
noch ſehr zweifelhaften Modification ſeiner Grundſätze ge— 
langt, als ſich die Schlußfolgen aus dieſen politiſchen Leh— 
ren gegen ihn ſelbſt kehrten? 

Rußland iſt mir nie als ein Hafen gegen den Sturm 
der Irrlehren erſchienen; der Kaiſer, wie viel ſich auch für 
feinen perſönlichen rechtſchaffenen Willen ſagen läßt, kennt 
keinen andern Gegenſatz zu der Willkühr von unten hin- 
auf, als die Willkühr von oben herunter. Jetzt, da er 
zudem ein gewaltthätiger Feind der Kirche geworden, kämpfe 
ich in mir mit einem mehr als ſchmerzlichen Gefühle ge— 
gen ihn. 

Wie viel könnte Oeſtreich ſeyn; ich begreife, daß ſo 
manche Wohlgeſinnte auf dieſe Monarchie als auf den 
Anker des Heils ſehen und dorthin ihre Wünſche und Hoff— 
nungen tragen. Leider weiß ich aber zu viel von dem wirk— 
lichen Thatbeſtande, um ſolchen Träumen mich hinzugeben. 
Der Joſephiniſche Geiſt, kirchlich und politiſch, hat den 
ganzen Organismus der Regierung durchfreſſen; vielleicht 
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giebt es kaum ein Land, in dem die Maſſe der Regierenden 
und Regierten ſo durch und durch inficirt iſt, und zwar 
faſt ohne allen Gegenſatz einer guten Parthei. Ein ſolcher 
Kampf wie der der Regierung mit den ungariſchen Stän- 
den, iſt hierzu ein ſehr belehrender Beleg. Seit funfzig 
Jahren iſt die Regierung planmäßig auf die Zerſtörung 
des hiſtoriſchen und rechtlichen Ungarns ausgegangen, und 
jetzt da ein Moment des Beſinnens und der Scheu über 
ſie gekommen, überbieten die Ungarn in faſt unſinniger 
Confuſion aller politiſchen Begriffe noch das Werk ihrer 
kirchlichen und rechtlichen Revolutionirung. 

Oeſtreich hat in der äußeren Politik Ruhm erworben; 
ich will dieſen für frühere Zeiten auf ſich beruhen laſſen. 
Leider aber kann ich es nicht für die Zeit, über die ich eines 
eigenen Urtheils fähig bin, und in den deutſchen Angelegen⸗ 
heiten nur eine aller höheren Ideen ermangelnde Nega⸗ 
tivität, in den auswärtigen aber eine von Zaghaftigkeit und 
Bequemlichkeit eingegebene bascule geſehen habe. Und ſelbſt 
der letzte Reſt von Oeſtreichs Hegemonie des Conſerva⸗ 
tivismus, wie bald wird dieſer mit Metternich's Tode 
ſchwinden! 

Bleibt alſo Preußen. Wie unendlich gern ſchüttete ich 
hier über Perſonen und Sachen mein feurigſtes, begeiſtert⸗ 
ſtes Lob aus! Es ift ja mein eigentliches Vaterland, meine 
einzige Heimath, die Stätte fo vieler Freuden und Leiden, 
ſo vieler Wohlthaten geworden! 
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Aber kann ich dies auch jetzt, ohne der erkannten Wahr- 
heit gegenüber zu treten? Darf ich es in dieſem Augen- 
blicke, wo es ein feindliches Feldlager geworden, aus wel— 
chem Gewalt und Drohung gegen das Heiligthum Gottes 
herausbricht? Meine Treue auf Leben und Tod, meine 
ſtrengſte Pflichterfüllung, meine unwandelbarſte Hingebung 
gehört Preußen, aber in dem Herzen ſteckt ein Stachel, der 
in dieſem Zeitmomente die ungetheilte volle Begeiſterung 
nicht aufkommen läßt. Gott kann auch dieſe Laſt von mei- 
nem Herzen nehmen und Verſöhnung ſtiften zwiſchen den 
Reichen dieſer und jener Welt, in welche meine Seele ge— 
wieſen iſt. 

Faſſe ich die Erfahrungen der letzten Jahre zuſammen, 
ſo finde ich, daß die bedingungsloſe enthuſiaſtiſche Abneigung 
gegen jede andere Auffaſſung der ſocialen und politiſchen 
Ordnung, wie ich ſie ſonſt hatte, mehr zurückgetreten iſt. 
Ich habe erkennen lernen, daß ein Hauptmoment bei den 
politiſchen Dingen die Ehrlichkeit und Wahrheit ſei. Wo 
wirklich reiner Glauben an die „Richtigkeit des innerlich 
Empfundenen vorhanden, wo hiernach ohne Rückſicht auf 
eigenen Vortheil und Nutzen gehandelt, wo auch bei der 
Wahl der Mittel gewiſſenhaft verfahren wird, da werde 
ich ſtets auch den Irrthum achtbar finden, und ſeinen Trä— 
ger als einen meiner Seele nicht feindlich . 
den betrachten können. 


4% 96 » 
Politiſche Maximen. 


Jedem das Seinige iſt der Wahlſpruch der natür- 
lichen Gerechtigkeit, des einzigen Fundaments des irdiſchen 
Staats. Den Meiſten das Beſte behauptet dagegen der 
Liberalismus zu wollen, und fett daher ſtatt der Gerech— 
tigkeit die Wohlfahrt zum Staatszwecke. Die Vereinigung 
liegt aber hier eben nicht in der menſchlichen Aufgabe, ſon⸗ 
dern ſie iſt in dem Gebote der Liebe geſetzt: Allen das 
Meinige, und dieſes iſt allerdings höher, als die blos ne— 
gative Schranke des Rechts. 


Principien und Doctrinen. 


Fürſt Metternich ſagte einſt zu mir, er unterſcheide 
zwiſchen politiſchen Principien und politiſchen Doctrinen. 
Erſtere ſeien jedem wahren Staatsmanne unentbehrlich, 
letztere hingegen eher hinderlich, mindeſtens unzulänglich. 
Er gebrauchte dabei den Vergleich, ein politiſches Princip 
ſei wie ein Geſchütz, das ſich auf einem Pivot drehen, und 
nach allen Seiten hinwirken könne. Eine Doctrin hingegen 
wie ein Geſchütz in einer Schießſcharte, die ihm die allei⸗ 
nige Möglichkeit der Wirkung gebe, daher zum Schutz der 
Seinigen, wie zur Abwehr des Feindes nur in einer einzi⸗ 
gen Richtung brauchbar. Etwas Wahres liegt in dieſem 
Gegenſatze. 
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Preußiſche Politik. 

Was iſt im Großen und Ganzen die Linie auf der ſich 
die Politik Preußens halten ſollte? Denen, die jetzt bei uns 
das Ruder führen, mag eine ſolche Frage ziemlich müßig 
erſcheinen, da ſie keine andere Staatsweisheit kennen, als 
nach und mit dem jedesmaligen Winde zu ſteuern, immer 
nur dasjenige zu beachten und gut oder ſchlecht zu betrei— 
ben, was der Moment heranbringt. Daß ein ſolches Ver— 
fahren aber einen wirklichen Staatsmann bezeichne, werde 
ich nie einſehen, vielmehr feſt daran halten, daß dieſer für 
den Stand und Gang ſeiner Angelegenheiten leitende Ideen 
anerkennen und, von den Schwankungen des Augenblickes 
ungeſtört, immer wieder nach dieſen Zielen hinlenken muß. 

Preußen iſt ein europäiſcher, aber vor Allen ſeinem 
inneren Weſen nach ein deutſcher Staat. Durch den Lauf 
der Begebenheiten iſt es in die Pentarchie gerathen, es ſoll 
bei den allgemeinen Welthändeln mit Frankreich, England, 
Oeſtreich und Rußland in die Schranken treten können. 
Es laſſe dieſen wohlerworbenen Einfluß nicht fahren, ſon— 
dern gebrauche ihn überall zum Guten, aber es bringe der 
europäiſchen Poſition nicht das Opfer viel wichtigerer und 
näherer Intereſſen. 

Preußens Politik muß durch und durch eine deutſche 
ſeyn. Ob D. Carlos oder Iſabelle regiere, ob Mehemet 
Ali Erbfürſt von Aegypten werde, iſt, von dem Principe 
abgeſehen, von verhältnißmäßig geringer Erheblichkeit; es 
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kommt nicht darauf an, daß wir bei der Schlichtung dieſer 
Händel eine Hauptrolle ſpielen. Aber was in Dresden, in 
Stuttgart, in Hannover geſchieht, dieſes hat die entſchie— 
dendſte Bedeutung für uns; nichts weſentliches dürfte ſich 
in der inneren und äußeren Stellung der Cabinete, nichts 
in dem leiblichen und geiſtigen Zuſtande der deutſchen 
Staaten ändern, ohne daß unſere Stimme dabei gehört 
und beachtet worden ſei. 

Oeſtreich kann uns dieſen deutſchen Einfluß auf die 
Dauer nicht ſtreitig machen; es iſt zu tief in die Welthän⸗ 
del verflochten, zu fremd allen eigentlich deutſchen Fragen, 
Freuden und Leiden, um ſich auf eine ſolche Linie beſchrän— 
ken zu können. Wie ſehr es ſich auch ſperren und wehren 
mag, jo muß Preußen in allen deutſchen Sachen voraus- 
bleiben; daß letzteres ſeinen ihm zufallenden Einfluß nun 
wieder da im gemeinſchaftlichen Intereſſe verwende, wo es 
ſich um allgemeine Geſichtspuncte handelt, wird hierdurch 
nicht ausgeſchloſſen, ſondern kann unbedenklich daneben be— 
ſtehen. 

Das entſchiedene Ziel der Preußiſchen Politik muß da— 
her die Erlangung und Erhaltung einer unzweifelhaften 
Hegemonie in Deutſchland ſeyn. Hierzu gehört, daß die 
Fürſten ſowohl als die Völker für Preußen gewonnen wer— 
den. Erſt wenn Jeder es ganz in der Ordnung findet, daß 
Deutſchlands höchſte Intereſſen in Berlin vertreten wer— 
den, iſt ein dauernder Zuſtand gegründet. 


90 9 9 08 


Den Cabineten muß die unwandelbare Ueberzeugung 
gegeben werden, daß ihre Selbſtändigkeit bis zu dem klein— 
ſten Bundesgliede herunter, in Preußen ſeine ſtete und feſte 
Stütze habe. Es genügt nicht, daß blos die Beſorgniß vor 
unſerer Arrondirungsluſt verſchwinde, ſondern es muß da⸗ 
hin kommen, daß Jeder fühle, Preußen finde eben in dieſer 
Mannigfaltigkeit der Territorien, die ihm ſo viele Berüh— 
rungspuncte mit dem übrigen Deutſchland giebt, ſeine po— 
litiſche Aufgabe. Es wolle und könne nur im feſten Bunde 
mit ſeinen deutſchen Genoſſen ſtark ſeyn. Dieſer Gedanke 
iſt nicht ſo ſchwer ins Leben zu rufen, denn er iſt durch— 
aus wahr. ö 

Mit der Neigung und dem Vertrauen der Cabinete 
für Preußen iſt es aber keineswegs gethan, ſondern um 
eine wahre Suprematie zu ſchaffen, iſt die öffentliche Mei— 
nung von hoher Bedeutung. Deutſchland muß ſich gewöh— 
nen in Allem, was ſein geiſtiges und leibliches Wohl be— 
trifft, Preußen voranſchreiten zu ſehen. In materieller 
Hinſicht war der Zollverein ein bedeutender Schritt; das— 
ſelbe Princip der Gemeinſchaft in allen weſentlichen Dingen 
muß raſtlos verfolgt und kein Opfer geſcheut werden, um 
in Münzen, Maaßen, Gewichten, im litterariſchen Verkehr 
zu Vereinigungen zu gelangen. Man ſchaffe gemeinſame 
Inſtitutionen jeder Art, ſelbſt, wenn ſie nur wenig mate— 
riellen Gewinn bringen, ſo iſt ſchon das Gefühl der Ge— 
meinſchaft unſchätzbar. 
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Der Hauptpunct aber, um die Meinung an Preußen 
zu feſſeln, iſt der Rechtsſchutz. Wir können uns nicht dem 
vulgären Liberalismus anſchließen und auf dieſem Wege 
Popularität ſuchen. Aber wir können und ſollen uns hin— 
ſtellen als Schutz und Schirm jedes guten Rechtes, wir 
können unſern bundesgeſetzlichen Einfluß ausüben, damit 
jeder Klage Gehör gegeben, jeder Anſpruch geprüft werde, 
und Niemand in Deutſchland bleibe, der nicht fein ge— 
kränktes Recht auch gegen alle Gewalt des Staates verfol— 
gen könne. 

Hierzu gehört zunächſt, daß gerade das Umgekehrte ge— 
ſchehe wie bisher. Wer den Gang der Bundesverſamm— 
lung kennt, weiß, daß Alles eigentlich darauf hinausläuft, 
jede Controverſe zwiſchen Privaten und Regierungen von 
ſich zu weiſen. Um eine Incompetenz zu begründen, um 
irgend einen Nichtigkeitsgrund zu erſpüren, wird aller 
Scharfſinn aufgeboten, man dreht und zerrt ſo lange an 
dem Buchſtaben der Bundesverfaſſung, bis man einen Weg 
ausgefunden, um der Beſchwerde keine Folge geben zu kön— 
nen. Der Schaden, den ſich der Bund damit gethan, iſt 
ganz unabſehlich. Jeder, der es mit Deutſchland gut meint, 
muß dahin ſtreben, daß gerade das Entgegengeſetzte die 
Regel werde, daß jeder, der in ſeiner Heimath kein Recht 
finde, an den Bund gehe, und daß keiner zurückkehre ohne 
daß ihm geholfen, oder, daß er von dem Ungrunde ſeines 
Verlangens überwieſen werde. Dieſes wäre recht eigentlich 
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Preußens Rolle, und für feine moraliſche Stellung den 
deutſchen Völkern gegenüber, von unberechenbarer Bedeu— 
tung. Man ſcheue ſich nur nicht hie oder da bei den Re— 
gierungen anzuſtoßen; wenn es klar iſt, daß allein das 
Streben nach ganz objectiver Gerechtigkeit vorwaltet, hat 
ſo etwas auf die Dauer keinen Nachtheil. 

Freilich hat es nicht leicht eine ſchlimmere Zeit gegeben 
für Preußens Stellung zu Deutſchland, als eben jetzt. Der 
katholiſche Streit und die Hannöverſche Sache haben uns 
tiefe Wunden geſchlagen. Durch die erſtere hat Preußen 
nicht allein die Neigung eines großen Theiles ſeiner eige— 
nen Unterthanen, ja ganzer Provinzen eingebüßt, ſondern 
auch ſeinem Rufe der Intelligenz und Umſicht bei den deut— 
ſchen Cabineten großen Abbruch gethan. Man ſieht uns 
in Verlegenheit, man fürchtet mit hineingezogen zu werden, 
und ſo iſt es nicht bloß Baiern, das wir von uns geſchie— 
den, ſondern auch an den andern Höfen tadelt man unſer 
Benehmen. 

Von der Hannöverſchen Sache leidet Niemand mehr 
wie wir. Von Oeſtreich erwartete man nichts Anderes; 
ob Deutſchland daran moraliſch zu Grunde gehe, kann die— 
ſem Cabinete gleichgültig ſeyn und iſt es ihm auch voll— 
kommen. Von uns hingegen erwartete man ein anderes 
Benehmen, als daß wir bloß hinterhertretend, dazu mitge— 
wirkt, daß die Nichtigkeit des Rechtsſchutzes, welchen der 
Bund gewährt, ganz nackt an den Tag komme. 
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Der Weg war auch hier der umgekehrte als der, den 
man eingeſchlagen hat. Der Bund mußte ſofort die ganze 
Sache vor ſein Forum ziehen und das Geſchehene richten. 
Den König von Hannover mußte man zu ſeinem eigenen 
Heile veranlaſſen, daß er die Sache zur Entſcheidung des 
Bundes brachte; fand es ſich dann wirklich, daß manche 
Puncte der Conſtitution von 1833 mit den betreffenden Ar- 
tikeln der Bundesgeſetzgebung (Art. 37 der Wiener Schluß— 
acte) unvereinbar waren, ſo hatte man einen Beſchluß zu 
Stande zu bringen, nach welchem die verwerflichen Beſtim— 
mungen jener Conſtitution von Bundeswegen aufgehoben, 
dem Könige aber aufgegeben wurde, im Uebrigen die An— 
ordnungen ſeines Vorgängers ſtreng anzuerkennen. Das 
hierdurch lückenhaft Gewordene mußte durch freie Ueber— 
einkunft zwiſchen König und Ständen ausgeglichen, und 
das Reſultat unter Bundesgarantie geſtellt werden. 

Dies war Preußens Aufgabe; ſelbſt die Liberalen 
würden einem ſolchen Verfahren Beifall gegeben, und nach 
allen Seiten hin ein großer Schritt vorwärts gemacht wor— 
den ſeyn. 


1840. 
Krieg oder Frieden. 


Ich kann mich nicht entbrechen die Ueberzeugung zu 
hegen, daß wenn es jetzt in Folge der orientaliſchen Com⸗ 
plication zum europäiſchen Krieg käme, dieſes als ein 
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wahres Glück anzuſehen ſei. Die widrige Empfindung, 
Leib und Leben in einer Sache daran zu ſetzen, die jo weit 
abliegt, während man ſeit zehn Jahren die höchſten Prin— 
cipien ſchmählich Preis gegeben hat, fühle ich zwar voll— 
kommen, muß doch aber auf obiger Behauptung beharren. 

Von allen den Fragen, welche die Julirevolution her— 
vorgerufen hat, iſt eigentlich noch keine gelöſt, weder die 
doctrinellen über den Quell und die Form der Herrſchaft 
auf Erden, noch die praktiſchen über die Stellung Frank— 
reichs zu Europa. Die bei Seite geſchobenen Schwierig— 
keiten ſind darum im Mindeſten nicht gelöſt; fie werden 
dieſe Löſung zu irgend einer Zeit ſuchen und finden. Ja 
ſelbſt der ſtandhafteſte Anbeter des status quo wird nicht 
leugnen können, daß der geſammte politiſche Zuſtand von 
Europa durchaus an das Leben Ludwig Philipps geknüpft 
iſt, das ein richtig gezielter Schuß von einem Tage zum 
andern enden kann. Iſt dann nicht das Ergreifen der 
Waffen unvermeidlich? 

Da nun aber ein Krieg früh oder ſpät ganz unabwend— 
lich iſt, ſo kann ein Staatsmann wohl ſich verpflichtet 
halten, den günſtigſten Moment dazu zu ergreifen. Ein 
günſtigerer aber als der gegenwärtige, iſt nach menſchlicher 
Vorausſicht nicht zu erwarten. Das Verkehrte und Pein— 
liche der europäiſchen Verhältniſſe iſt weit mehr noch eine 
Frucht der franzöſiſch-engliſchen Allianz als der Julirevo— 
lution. Jetzt iſt der Moment da, um erſtere dauernd zu 
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zerreißen; hat ein engliſches Schiff die erſten Kanonen⸗ 
ſchüſſe abgefeuert, ſo iſt der Riß geſchehen. Während man 
in andern Zeiten nur auf neutrale Stellung Englands zäh— 
len durfte, muß es jetzt in erſter Linie fechten. 

Alles andere trifft ſo günſtig zuſammen, wie es viel— 
leicht in wenigen Jahren ſchon nicht mehr möglich ſeyn 
wird. In Preußen Friedrich Wilhelm IV., in Rußland 
Nicolaus mit ſeinem Haſſe gegen die jetzigen franzöſiſchen 
Machthaber, in Oeſtreich Metternich noch am Leben, Bel— 
gien noch in den Händen einer antifranzöſiſchen Parthei. 
Selbſt daß in der Perſon Wellington's der unbeſtrittene 
Oberfeldherr fir und fertig iſt, muß als ein beſonde— 
rer Glücksfall angeſehen werden, da es ſonſt eine große 
Schwierigkeit haben würde, eine obere Leitung zu Stande 
zu bringen. 

Deutſchland iſt freilich durch die katholiſchen und han— 
növeriſchen Händel umdüſtert, aber auch für dieſe kann ein 
gemeinſamer Krieg die beſte Heilung ſeyn. Da der erſte 
Feldzug jedenfalls ein defenſiver iſt, es ſich zunächſt nur um 
die Abwehr einer franzöſiſchen Invaſion handeln würde, ſo 
wird der Gemeinſinn ſchon erwachen. Der zweite Act, die 
Offenſive, gehe aber dann auch bis auf den Grund, und 
ftelle Deutſchland auf längere Zeit vor dem Uebermuthe 
feines unheilſchwangeren Nachbars ſicherer, als es bisher 
geſchehen. Soweit irgend die menſchliche Wahrſcheinlichkeit 
reicht, ſcheint dieſes Reſultat bei weitem die meiſten Chancen 
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für ſich zu haben; ich würde, wenn ich jetzt im Rathe der 
Könige ſäße, kein Bedenken tragen, die Verantwortlichkeit 
des Entſchluſſes auf mich zu nehmen, und dieſes ſogar für 
die einzig wahre Vorſicht, d. h. für das Vorausſehen in 
die Begebenheiten halten. Freilich verſteht man jetzt unter 
Vorſicht nur das ſtumpfe Nachſehen hinter den Begeben— 
heiten her. 


Diplomatie. 


Von allen Beſchäftigungen wird ſchwerlich eine ſchlech— 
ter betrieben, als heutiges Tages die Diplomatie. Wie 
Viele unter den Aelteren ſind geſinnungsloſe Philiſter, wie 
Viele unter den Jüngeren bloße Salonshelden! Rühmliche 
Ausnahmen natürlich immer abgerechnet! Bei dem unend— 
lichen Einfluſſe, welchen die Perſonalzuſammenſetzung hier— 
bei ausübt, wäre es belehrend zu unterſuchen, wie viel in 
der Geſchichte des neueren Europa gerade auf Rechnung 
dieſes Elementes fällt. Eine Grundreform der ganzen Or— 
ganiſation des diplomatiſchen Weſens wäre eins der drin— 
gendſten Bedürfniſſe; freilich kann ein einzelner Staat hier- 
mit nicht beginnen. 


Rechtsgefühl. 


Bei der Vergleichung der Rechtsinſtitutionen der ver— 
ſchiedenen Zeiten und Völker frappirt mich das am mei- 
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ſten, wie es kommen konnte, daß in gewiſſen Hauptpuncten 
entgegengeſetzte Normen ins Leben traten. Woraus iſt es 
3. B. entſtanden, daß nach römiſchen Anſichten der Bürge 
nur dann gefaßt werden konnte, wenn der Principalſchuld— 
ner als inſolvent anerkannt war, während das Deutſche 
Recht Schuldner und Bürgen als ganz gleich betrachtet? 
Die gewöhnlichen Erklärungen genügen mir nicht. 


Ackerbau, Gewerbe, Handel. 


Wir haben vier Elemente, von dieſen produciren drei 
nichts, ſie ſind für die Manufacturen nur Werkzeuge. Nur 
die Erde producirt, und zwar in drei Reichen. Die Pro— 
dukte des Thier- und Pflanzenreichs hängen blos von dem 
Ackerbau ab; die Producte des Mineralreiches nicht, aber 
ſie machen nur Theile des Ganzen aus und ſind nicht wie 
jene abſolut unentbehrlich. f 

Der Ackerbau hat Produkte, welche dem Gewerbe ganz 
fremd bleiben: nämlich eben die, welche keine weitere Be— 
arbeitung vor dem Gebrauche fordern: Gemüſe, Futter, 
Früchte, Geflügel, Pferde, Schweine die zur eignen Con— 
ſumtion gebraucht werden. 

Der Ackerbau hat ferner Produkte, die er mit dem Ge— 
werbe theilt, die aber dem Handel fremd bleiben, weil der 
Gewerbsmann ſie direct von dem Erzeuger kauft: das 
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Nutzholz zu Gebäuden und Wagner- Arbeit, das Spinnen 
des Flachſes und Hanfs ꝛc. 

Um ferner zu unterſuchen, welche Produkte der Ge— 
werbe dem Handel fremd bleiben, ſo claſſificire ein Haus— 
vater feine ſämmtlichen Ausgaben: 

Seine Wohnung hat mit dem Handel nichts gemein; 
dieſe Wohnungen aber nebſt allen andern Gebäuden con— 
ſtituiren ſchon einen ungeheuren, dem Handel fremden 
Beſitz, bei deren Entſtehung der Gewerbsmann faſt alles 
Material von dem Erzeuger gekauft hat. Das Mo— 
biliar wird direct von dem Handwerker gekauft, desglei— 
chen die Kleidung, das Schuhwerk, das Fuhrwerk. Auch 
das Material hierzu war größtentheils außer dem Be— 
reiche des Handels geblieben, der Schuſter kauft das 
Leder vom Gerber, dieſer die Felle vom Metzger, dieſer 
den Ochſen vom Bauer u. ſ. w. Die Nahrung wird 
theils direct vom Ackerbauer gekauft, theils vom Hand— 
werker: Metzger, Bäcker, Müller u. ſ. w. Alle dieſe 
ſind keine Händler, denn ſie ſetzen dem Werthe der 
Dinge, die durch ihre Hände gehen, etwas zu. 

Man kann hiernach behaupten, daß der Hausvater 
finden wird, daß er nur wenige Procente feiner Aus— 
gabe an Handelsgegenſtände wende, beſonders wenn man 
hinzufügt, was die rein geiſtigen Dinge: Kindererzie— 
hung, Kunſtgenüſſe, Wohlthaten u. ſ. w. betragen. 

Im Allgemeinen giebt Rubichon an, daß wenn man die 
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Kapitalien welche jedes e e verwendet, anſchlüge auf 
100 Theile: 


der Ackerbau direct oder durch Mitwirkung .. 70 
die Gewerbbttte 
der Handel eie 


in Bewegung ſetzen. 

Daß man den Handel und ſeinen Einfluß überſchätzt, 
liegt in der Vervielfältigung ſeiner Geſchäfte. Wenn ein 
Pflanzer 100 Ballen Baumwolle erzeugt, ſo verkauft er ſie 
einem Agenten. Dieſer verkauft ſie in den Verſendungs— 
häfen, der Rheder ſendet ſie nach den europäiſchen Häfen, 
dort gehen fie durch die Hände der Speculation; dieſe ſen— 
det ſie nach den großen Handelsplätzen, dort werden ſie in 
kleinen Partien an eine untergeordnete Gattung von Händ— 
lern verkauft, dieſe verkaufen ſie den kleinen Kaufleuten und 
Krämern. So hat die Baumwolle ſchon zehn Herren ge— 
habt; wenn ſie nun geſponnen iſt, ſo fängt der Stoff einen 
neuen Lauf an von Großhändlern, Detailhändlern, ehe der 
Stoff zur Verarbeitung wieder an den Handwerker kommt. 
Hier gelangt ſie endlich an die Conſumenten. 

Dabei hat daher der Landbau nur ein Geſchäft, und 
die Gewerbe deren zwei gehabt, während der Handel zehn 
Geſchäfte, Schreibereien, fingirte Geldumſätze, Bewegun— 
gen gehabt hat, ohne den Nationalreichthum um das Ge— 
ringſte zu vermehren, da dem Werthe der Sache in keinem 
dieſer Handels-Stadien das mindeſte zugeſetzt worden iſt. 
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1841. 
Politiſche Garantien. 

Ich möchte immer wieder darauf zurückkommen, daß 
bei den politiſchen Wirren der Zeit das überwiegende Ele— 
ment die Verwirrung der Begriffe iſt. Könnte man den 
ganzen Haufen der Oppoſitionsmänner aller Schattirun— 
gen gewiſſenhaft prüfen, jo würde ſich ergeben, daß bei 
weitem die Mehrzahl eigentlich weiter nichts als Garan— 
tien gegen die Willkühr der Regierung verlangt. Dieſe, 
von den demokratiſchen Nivelleurs wohl zu Unterſcheiden— 
den wollen Anderen nichts nehmen, ſondern nur bei dem 
geſchützt ſeyn, was ſie ſelbſt beſitzen. 

Sie ſuchen dieſe Garantien in den Repräſentativ-Con— 
ſtitutionen, ohne gewahr zu werden, daß bei dieſen die 
Willkühr oft nur das Subject wechſelt, aus den Velleitäten 
eines despotiſchen Regenten und ſeiner Diener, in die Des— 
potie der Majoritäten übergeht, welche ihrerſeits wieder 
von den oben herrſchenden Zeitmeinungen getrieben wer— 
den. Sicherheit für das Recht iſt in letzterem Falle dann 
nicht mehr vorhanden, als da, wo die Geſetze von einem 
Einzelnen emaniren. 

Weshalb iſt noch Niemand auf den Gedanken gekom— 
men, die erſehnten Garantien in der Conſtituirung einer 
unbeſchränkten richterlichen Gewalt zu ſuchen? Man denke 
ſich, daß die Gerichte in den Stand geſetzt wären, jede 
Klage anzunehmen und nach dem beſtehenden Rechte zu 
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entſcheiden, alſo auch ſolche Klagen, die geradezu gegen die 
angedrohte oder erlittene Verletzung durch eine Regierungs— 
maßregel gerichtet wären. 

Der Cognition der Gerichte unterläge daher auch jedes 
erlaſſene Geſetz, inſofern ein hierdurch Verletzter klagbar 
würde. Könnte dadurch nicht vielleicht eine reellere Bürg— 
ſchaft gegen Mißbrauch jeder Art erzielt werden, als durch 
alle Deputirtenkammern? Da man auf dieſes Syſtem eben 
ſo gut die Diſtinction zwiſchen dem unverletzlichen Regenten 
und den verantwortlichen Miniſtern wie bisher anwenden 
könnte, ſo ſcheint ein ſolches Syſtem gar nicht unpraktiſch. 

Anderweitige, erhebliche Schwierigkeiten verhehle ich 
mir freilich nicht, aber daß man auf dieſem Wege noch nie 
die Garantien geſucht, beweiſ't doch, daß man nicht recht— 
liche Sicherheit, ſondern politiſche Bewegung erſtrebt. 

Bei den meiſten Streitigkeiten zwiſchen der Regierung 
und den Regierten, iſt das Object des Streites von weit 
geringerer Bedeutung als die Frage, wer nachzugeben, 
ſeine Anſicht unterzuordnen habe. Wird die Regierung 
hierzu genöthigt durch den Andrang von unten herauf, ſei 
es durch den geordneten in den Kammern, oder den uns 
geordneten in den Straßen, jo hat ihre Autorität ſtets ei— 
nen Stoß erhalten. Ganz anders iſt es mit dem Richter— 
ſpruch; fällt dieſer gegen die Regierung aus, ſo bringt es 
keine Schande, bewirkt keine Schwächung ihm nachzugeben; 
der Tadel bleibt allenfalls nur auf den Beamten haften, 


8 111 » 


von welchen jene Maßregel oder jene Beſtimmung auge 
gangen war. 


Die Partheien. 


Je länger je mehr wünſche ich dahin zu gelangen die 
Wahrheit nicht als Partheiſache zu vertheidigen. Es iſt 
dies wirklich eine große Gefahr; die wohlmeinendſten und 
aufrichtigſten Menſchen gerathen hinein ohne es gewahr zu 
werden. Was der Gegner für ſich anführt, wird ignorirt 
oder von vornherein bei Seite geworfen; ſeine Perſon, 
ſeine Abſichten in aller Weiſe verdächtigt. Was hingegen 
von der eignen Parthei ausgeht, iſt vortrefflich, ſelbſt die 
gröbſten augenſcheinlichſten Gebrechen werden überſehen 
oder entſchuldigt. 

Die nächſte Folge hiervon iſt, daß 3 Strei⸗ 
tigkeiten ohne alle und jede wohlthätige Wirkung bleiben. 
Jeder ſpricht und ſchreibt eigentlich nur für ſeine eigene 
Parthei, wie ſehr er ſich auch anſtellen möge, als wolle er 
den Gegner überzeugen; il enfonce des portes ouvertes. 

Es läuft hierbei ſo viel Trübes und Verkehrtes mit 
unter, daß, auch bei dem lebhafteſten Intereſſe am Gegen— 
ſtande, man ſich doch oft mit wahrem Widerwillen ab— 
wendet. 

Was ich fordere, das iſt Gewiſenhaftigket in dem Ge⸗ 
brauche der Mittel und Gerechtigkeit im Urtheile. Dies 
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kann und ſoll man bewahren, wie tief man auch von dem 
eigenen Rechte durchdrungen ſei. Wer ſich nicht auf den 
Standpunct des Gegners zu verſetzen, und von dieſem aus 
in den Streit hineinzuſehen vermag, der gelangt nie zu bil- 
liger und daher auch allein richtiger Beurtheilung deſſen, 
worauf es ankommt. 


1842. 
Die Geſtalten des Eigenthums. 


Das Eigenthum kann unter drei Geſtalten auftreten: 
als corporativer Beſitz, als erblicher Familienbeſitz, und 
als rein individueller, daher freier wandelbarer Beſitz. 

Hieraus geht der Unterſchied der Stände hervor. Von 
der erſten Art war der Beſitz der Geiſtlichkeit, der Stif— 
tungen ꝛc. Von der zweiten der des Adels. Von der prit- 
ten der der bürgerlichen Handel- und Gewerbetreibenden. 

Dieſe Stände ſtellten zugleich die Zeitmomente dar. 
Die Corporation wurzelte in der Vergangenheit, in welcher 
fie geſtiftet worden. Die Familie wies in ihrer Entwicke— 
lung auf die Zukunft hin. Der Individualismus gehörte 
ganz der Gegenwart an. 

Auf dieſen alle conſtitutiven Momente des ſocialen 
Daſeins umfaſſenden Geſtaltungen erhob ſich die ſtändiſche 
Verfaſſung. 
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Induſtrie — Zölle. 


Dieſes Thema iſt ein neuer Gährungsſtoff geworden. 
Kein Wunder! Götzendienſt mit der Induſtrie, Gewerbe— 
Ausſtellungen behandelt wie die höchſte Staatsangelegen— 
heit, Schmeicheleien von den Königen bis zu ihren letzten 
Dienern, Orden und Auszeichnungen dafür, daß Jemand 
ſeinen eigenen Vortheil mit allen Mitteln ſucht. Daher 
muß die Meinung allgemein werden, die Induſtrie ſei un- 
ermeßlich wichtig und denen, die ſie betreiben, gebühre eine 
Hauptſtimme im Staate. Wenn fie daher „Schutzzölle 
verlangen, ſo vergeſſen ſie ſelbſt und Andere, daß es ſich 
dabei um ihren nächſten Vortheil handelt, und geberden 
ſich, als wenn es eben nur das Staatsintereſſe wäre. 

Es giebt nur ein wahres und conſequentes Princip. 
Ich verkaufe, wo ich für mein Product am meiſten erhalte, 
und kaufe, wo ich am beſten und wohlfeilſten meinen Be— 
darf erhalten kann. Alle Abweichung hiervon iſt Verkehrt— 
heit; darin hat Adam Smith ganz recht. Daher Handels- 
freiheit. 

Die Zölle ſind lediglich Finanzmittel, der Staat bedarf 
eine gewiſſe Einnahme; was er nicht aus directen Steuern 
ziehen kann, muß er durch Zölle aufbringen. Er lege dieſe 
ſo, daß ſie am mindeſten drücken und am meiſten einbrin⸗ 
gen. Dies iſt der richtige Zollgrundſatz. 

Hierdurch zugleich gewiſſen Gewerbszweigen Vortheile 
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zuzuwenden, liegt an und für ſich ganz außerhalb der Zoll— 
frage. So wenig als der Staat den Ackerbau, die Hand— 
werke, den Handel direct unterſtützt, ſo wenig hat er dieſe 
Pflicht gegen die Fabriken. Alles dies iſt Sache der eige— 
nen Thätigkeit. 

Durch die Verſchiedenheit des Climas, der Oertlichkeit, 
der nationalen Fähigkeiten und tauſend anderer Umſtände, 
iſt es naturgemäß, daß die eine Fabrikation dort, die an— 
dere hier, wohlfeiler betrieben werden kann und beſſere 
Producte liefert, als ſonſtwo. Dieſes iſt das natürliche 
Verhältniß, jedes andere künſtlich und verkehrt. 

Erſte Bedingung zur natürlichen Fabrikation iſt, 
daß der Rohſtoff im Lande erzeugt werde. Wenn dieſe 
Bedingung vorhanden iſt, und dennoch die inländiſche Fa⸗ 
brikation nicht mit der ausländifchen concurriren kann in 
der eigenen Conſumtion, ſo iſt hier Staatshülfe möglich 
und gerechtfertigt. Es fehlen dann die Anftalten, und das 
mit dieſe gedeihen können, wird die auswärtige Concurrenz 
auf eine Zeit abgehalten werden dürfen. Hierdurch wird 
nicht eine künſtliche Begünſtigung gegeben, ſondern eine un— 
natürliche Hemmung weggeſchafft. 

Ob dieſe Hülfe durch temporäre Zollerhöhung oder 
durch directe Prämien und Unterſtützungen zu leiſten ſei, 
bleibt ſpeciellen Erwägungen vorbehalten. Letzteres iſt in 
der Regel vorzuziehen, da hierdurch nicht ein falſches Prin⸗ 
cip eingeſchwindelt wird. 
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Wenn ein fremder Staat meine Producte ausſchließt, 
ſo folgt deßhalb noch keineswegs, daß ich daſſelbe thue. Es 
iſt ſinnlos, wenn ich, um Jemand zu züchtigen, mir ſelbſt 
die Strafe auferlege meinen Bedarf anderswo theurer und 
ſchlechter zu kaufen. 

Gänzlich hiervon verſchieden iſt es, wenn ich durch 
meine Maßregeln den Andern zwingen will und kann, daß 
er ſeine Ausſchließung aufgebe. Dies iſt ein Krieg mit 
allen Eigenſchaften eines Krieges. Bei dem Beginn jedes 
Krieges weiß ich, daß ich mir Nachtheil auferlege, aber ich 
thue es, weil ich dieſen geringer achte, als den Zweck, den 
ich erreichen will. Ebendeßhalb iſt es aber auch nothwen⸗ 
dig gewiß zu ſeyn, ehe man einen Zollkrieg beginnt: 

a) Daß der den Feinden zugefügte Schaden hinreichen 
werde, ihn zur Nachgiebigkeit zu zwingen. 
b) Daß der Schaden, den man dabei ſelbſt erleide, nicht 
etwa größer iſt, als der mögliche Gewinn. 
Solche Kriegszölle ſind aber nichts weniger als Schutzzölle. 
Ich will meinen natürlichen Producten die Freiheit ero— 
bern, aber keine neuen künſtlich ſchaffen. 

Wenn unter der Herrſchaft meiner Kriegszölle es Je— 
mand unternehmen will, dieſen Umſtand zur Errichtung 
einer neuen und künſtlichen Induſtrie zu benutzen, ſo thue 
er es. Aber auf ſeine eigene Gefahr; er kann ſich nicht auf 
den tranſitoriſchen Zuſtand ſtützen, bei jedem Kriege kom⸗ 
men ſolche eben aus dem Kriegsverhältniſſe hervorgehende 
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Geſchäfte vor, wie Lieferungen ꝛc., immer aber nicht als 
Zweck, ſondern als Folge des Krieges. 


*. " + 
Man kann dieſe Gedanken noch ſchärfer formuliren. 
Zölle können dreierlei ſeyn: 
a) Finanzmittel, 
b) Schutzmittel, 
c) Zwangsmittel. 

Man trenne ſtets deutlich die Dinge und Begriffe, wiſſe 
was man wolle, und ergreife dann die entſprechenden Mit⸗ 
tel zu dem gewollten Zwecke. 

Hierzu gehört: 

Bei a) daß die Zollobjecte richtig gewählt und die Zoll- 
ſätze richtig bemeſſen ſind. Es läuft dabei auf das 
Verhältniß der Höhe der Sätze zu der Conſumtion 
und daher zu der Einnahme hinaus. 

Bei b) daß: 

1ſtens die Förderung dieſes beſtimmten Induſtrie⸗ 
zweiges heilſam ſei, 
2tens daß der aufzulegende Zoll wirklich ſchütze, 
Ztens daß er aber nicht einer Prohibition gleich⸗ 
komme. f 
Wenn ein Fabrikat im Lande zum Preiſe von m 
gefertigt, zum Preiſe von n aber vom Auslande 
eingeführt werden kann, fo muß der Schutzzoll 
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man betragen. Weniger, ſo ſchützt er nicht, 
ſondern iſt eine nutzloſe Beläſtigung des Conſu— 
menten. Mehr, ſo bewirkt er Prohibition, hemmt 

alſo die Vervollkommnung. 
Bei c) daß Vortheil und Nachtheil bei dem Zollkriege zu— 
vor reiflich erwogen und thatſächlich feſtgeſtellt wer— 
den, daß wir nicht mehr dabei leiden als der Gegner. 


Die allgemeinſte Betrachtung in der Politik. 


Alles geht doch zuletzt auf die große Frage zurück: en- 
det mit dieſem Leben die Perſönlichkeit des Individuums 
oder nicht? 

Gilt das erſte, ſo iſt das Erdenleben ſich ſelbſt Zweck. 

Gilt das andere, ſo iſt dieſes Leben nur Durchgang 
und Vorbereitung. 

A. Wer das erſte annimmt, der kann und muß vor— 
ausſetzen, daß der Menſchengeiſt aus ſich ſelbſt die volle 
Wahrheit über jenen Zweck, über ſeine Beſtimmung zu 
erkennen vermöge. Er fußt auf der Autonomie der Ver— 
nunft. 

Die Beſtimmung des Daſeins kann dann keine andere 
ſeyn, als: Glückſeligkeit, Wohlbefinden und zwar für alle 
Menſchen. 

Die Realiſirung dieſes Zweckes unterliegt zweierlei na— 
türlichen Beſchränkungen: 
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In Bezug auf das Maaß des Wohlbefindens; 

In Bezug auf die Theilnahme Aller. 
Daher ſtellt ſich die Aufgabe näher ſo: Das möglichſt 
große Wohlbefinden für möglichſt viele Menſchen. 

Jene Beſchränkungen dürfen aber nur die in der Na⸗ 
tur des Erdenlebens liegenden, unabänderlichen ſeyn. Au⸗ 
ßer den natürlichen Schranken keine anderen, aus menjch- 
lichen Einrichtungen fließenden! Kein Hinderniß durch die 
Staats- oder Religionsordnung! 

Wie der Menſch ſelbſt, fo zeigt auch feine Glückſeligkeit 
zwei Seiten: Die geiſtige und die leibliche. 

Die Glückſeligkeit der erſteren wird dargeſtellt durch 
Selbſtbeſtimmung, Freiheit. 

Die Glückſeligkeit der anderen durch phyſiſches Wohl- 
befinden. 

Eine politiſche Ordnung der Dinge, welche nur die 
erſtere zum Ziele ſetzte, würde bei der abſtracten Demo— 
kratie anlangen. 

Eine politiſche Ordnung der Dinge, die allein die letz 
tere beachtete, würde mit dem centralifirten Despotismus 
zuſammenfallen, denn nur bei dieſem iſt völlige Einheit der 
Action. 

Beide zuſammengefaßt bilden das Problem, welches 
ſich der Socialismus ſteckt. Die Geſellſchaft ſei alleinbe⸗ 
ſitzend und allmächtig, ihr Wille gehe aber aus dem Willen 
Aller hervor. Identität von Freiheit und Nöthigung, von 
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Staat und Religion, von Recht und Geſetz, von Glauben 
und Sitte. 

Alle anderen politiſchen Formen ſind dann bloß Zwi— 
ſchenſtufen, die ſich der einen oder der anderen jener beiden 
Bedingungen mehr zuneigen. Sie gelangen durch zufällige 
Thatſachen und Zeitmeinungen zur Herrſchaft. Gegen ſich 
haben ſie ſämmtlich die Logik, für ſich den Widerwillen ge— 
gen die nackte Wahrheit und die geahnte Unmöglichkeit die 
Conſequenzen des Syſtemes ins Leben zu rufen. 

B. Wenn das Erdenleben hingegen ſich nicht ſelbſt ge— 
nügt, nur Durchgang iſt, ſo hat der Menſchengeiſt auch 
die abſolute Wahrheit nicht in ſich, da er nur für dieſes 
Leben organiſirt iſt. Heteronomie der Wahrheit und hier— 
aus folgende Nothwendigkeit der Offenbarungen. 

Der Zweck des irdiſchen Daſeins kann dann nur ſeyn, 
nach der geoffenbarten Ordnung zu leben. 

Die nächſte Aufgabe iſt daher, den Inhalt der chriſt— 
lichen Offenbarung in Bezug auf die politiſche Ordnung 
richtig zu erkennen. 

Die Offenbarung giebt als oberſten Aufſchluß, daß die 
Beſtimmung des Menſchen ſei, ſelig zu werden und daß 
das irdiſche Leben keine andere Beſtimmung habe, als 
hierzu als Mittel zu dienen. 

Die weitere Betrachtung lehrt, daß dieſes Mittel für 
jedes individuelle Menſchenleben in anderer Geſtalt er— 
ſcheine, deshalb aber eben der für die beſtimmte Perſön⸗ 
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lichkeit angewieſene Weg ſei. Der Reiche und der Arme, 
der Vornehme und der Geringe, der Geſunde und der 
Kranke, der Geiſtreiche und der Beſchränkte, der Schöne 
und der Häßliche, ein Jeder hat eben in dieſer feiner be— 
ſonderen Eigenſchaft daſſelbe Maaß von Mitteln empfan⸗ 
gen, um zu dem einzigen Ziele ſeines irdiſchen Lebens zu 
gelangen. Es findet hierin ſchon bei blos menſchlicher Be— 
trachtung eine offenbare Ausgleichung ſtatt; jede der oben 
angedeuteten Lebensgeſtaltungen bietet gewiſſe Vortheile 
und gewiſſe Nachtheile dar, um die Seele zur Seligkeit zu 
reifen, jede ſchließt in ſich gewiſſe Hülfen und gewiſſe Ber: 
ſuchungen; das Verhalten der Perſon zu dieſen Hülfen und 
dieſen Verſuchungen conſtituirt eben die Wahlfreiheit, von 
deren Gebrauche es abhängt, ob der Menſch am Ziele ſei— 
nes Erdenlebens die Seligkeit erringe oder nicht. 

Von dieſem Standpunct aus betrachtet, wird natürlich 
auch die geſammte politiſche Anſchauung eine andere. Der 
Staat, die Form der Geſammtheit, hat dann nichts damit | 
zu thun, das irdiſche Wohlbefinden des Einzelnen zu ſchaf— 
fen. Dieſes, das nur eine der Geſtaltungen des indivi— 
duellen Lebens, und als ſolche nicht mehr berechtigt, als 
jede andere iſt, wird dem Einen gegeben, dem Andern vor— 
enthalten nach dem Plan und Willen Gottes, der ſich in 
dem natürlichen Verlauf der menſchlichen Schickſale von 
der Geburt an bis zum Tode kund giebt. Der Beruf der 
Obrigkeit iſt nur dafür zu ſorgen, daß dieſe natürliche Ent- 
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wickelung, die ſich in dem Rechtsbeſtande jedes Einzelnen 
ausſpricht, nirgends geſtört werde, ſei es durch Gewaltthat 
der eigenen Staatsangehörigen oder des auswärtigen Fein— 
des. Sie ſoll die rechtliche Freiheit ſchirmen, den inneren 
und den äußeren Frieden. 

Dies iſt der Grundgedanke eines Syſtemes, in welchem 
dem Staat nur die eine Seite des Menſchenlebens zu— 
gewendet iſt, während die andere der Kirche zugewieſen 
bleibt. 

Hiermit wird nun der Boden einer Unterſuchung be— 
treten, bei welcher man ſich allerdings nicht ſcheuen muß, 
bis auf die letzten Principien zurückzugehen. 

Ich frage daher, wie würden die gegenſeitigen Ver— 
hältniſſe der Menſchen ſich geſtaltet haben, wenn ſie in dem 
Zuſtande verblieben wären, in welchem ſie aus der Hand 
ihres Schöpfers hervorgingen? 

So lange ſich der Menſch in der vollen Gemeinſchaſt 
des Herrn befand, war er zugleich vollkommen frei und 
vollkommen unfrei. Von einem Mein und Dein konnte 
in dieſem Zuſtande nicht die Rede ſeyn, da die Trennung 
des Menſchen von ſeinem Nächſten eben erſt aus der Tren— 
nung von Gott hervorgegangen und das erſte Product der 
Ichheit (Egoismus) iſt. Recht und Eigenthum irgend— 
welcher Art kann daher unter jener Vorausſetzung gar 
nicht gedacht werden. Die Herrſchaft über die Natur, 
welche dem Menſchengeſchlechte von ſeinem Urheber ver— 
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liehen worden, wäre eine durchaus gemeinſame geblieben, 
da jedes Motiv mangelte, den Anderen nicht ebenſo wie 
ſich ſelbſt anzuſehen. 

Mit dem Falle ins Fleiſch entſteht dieſer Gegenſatz. 
Der Menſch hat ſich aus der Gemeinſchaft Gottes losge— 
riſſen und auf eigene Hand geſetzt. Er hat nunmehr Ei— 
genes, und da jeder Andere auch Eigenes haben kann und 
will, ſo beginnt der Kampf der Intereſſen und das Be— 
dürfniß eines Friedens. 

Dieſer Frieden wird dem ſündigen und ſelbſtſüchtigen 
Geſchlechte durch das Gebot geſetzt, welches der Herr zu 
verſchiedenen Zeiten allen Völkern gegeben: Du ſollſt 
einem Jeden das Seinige laſſen. 

Von dieſem erſten Gebote iſt alles Recht ausgegangen, 
und zwar zuerſt als unmittelbare göttliche Beſtimmung, wie 
in der moſaiſchen Geſetzgebung und in den älteſten Ge— 
ſetzestraditionen aller Nationen. Auch hier iſt die Offen— 
barung vom Sinai die vollſtändigſte, denn ſie verbietet 
nicht allein, daß man dem Nächſten ſein Gut nicht entziehe 
(ſtehle), ſondern auch, daß man nach demſelben nicht einmal 
Begehren trage. 

Dieſes iſt die göttliche Seite des Rechts, niederge— 
legt für die Völker in ihren Offenbarungen, für den Ein- 
zelnen in ſeinem Gewiſſen, unabhängig und unantaſtbar 
von jedwedem menſchlichen Willen. 

Hieran ſchließt ſich unmittelbar die hiſtoriſche Seite 
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des Rechtes. Was nämlich für Jeden als das Seinige, 
als ſein wohlerworbenes Eigenthum anzuſehen ſei, dieſes 
kann nur nach der in dem rechtlichen Bewußtſein einer 
beſtimmten Zeit und eines beſtimmten Volkes lebenden 
Ueberzeugung beurtheilt werden. Das hiſtoriſche Recht iſt, 
ebenſowenig als das göttliche, ein Product menſchlicher 
Willkühr, ſondern man kann es gewiſſermaßen ein Natur- 
product nennen; es erwächſt aus der geſammten Entwicke— 
lung des ſocialen Lebens und des Culturzuſtandes eines 
Volkes, und zeigt ſich in deſſen Rechtsgewohnheiten und in 
den Geſetzen, die, ihrem wahren Weſen nach, nur der ſchrift— 
liche Ausdruck des in den Sitten und Bedürfniſſen bereits 
lebenden Gemeingefühls ſeyn dürfen. 

Der rechtliche Zuſtand eines Volkes beruht daher auf 
der Heilighaltung des göttlichen Gebotes und der Ehrfurcht 
vor deſſen Fortbildung in der Geſchichte. 

Zur Bewahrung dieſes rechtlichen Zuſtandes, zur Auf— 
rechthaltung des inneren und äußeren Friedens iſt der 
Staat von Gott unter den Menſchen eingeſetzt, als Schutz 
für den Schwachen, als zwingende Gewalt für den Unter— 
drücker. Dieſes iſt der hohe und alleinige Beruf der Obrig— 
keit; entſpricht ſie demſelben, ſo heißt ein ſolches Land frei; 
denn frei iſt allein derjenige, welcher in dem Genuſſe ſeiner 
wohlerworbenen Rechte von Niemand, unter welcher Form 
es auch ſei, geſtört werden kann. 

In dieſer Geſtalt der rechtlichen Freiheit erſcheint das 
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Menſchengeſchlecht im Heidenthume, am reinſten bei den 
Germaniſchen Völkern; ihr Staat war durchaus und aus— 
ſchließlich auf die Gerechtigkeit des natürlichen Menſchen 
fundirt. 

Dieſe Gerechtigkeit iſt aber, der Natur des ihr zu 
Grunde liegenden Geſetzes nach, nur eine negative, und 
ebenſo auch der Staat. Sie lehrt und verhindert nur was 
nicht geſchehen ſoll, und geht nicht über dieſe Grenze hin— 
aus. Wie wird das Leben des Menſchen ausſehen, ſo lange 
er nur im Geſetze und Rechte wurzelt? 

Jener Menſch hat an einen andern eine Summe zu 
fordern, er iſt reich, der andere arm. Was ihm ein Ge— 
ringes iſt, bringt den Andern zum Untergange. Gleichviel, 
die Obrigkeit hat keine Wahl, das Recht des Reichen iſt 
unbeſtritten, er muß dabei geſchützt werden. 

Jener beſitzt eine Befugniß, durch deren Ausübung er 
vielen ſeiner Mitmenſchen Schaden und Entbehrungen be— 
reiten würde. Es handele ſich etwa um die Steigerung des 
Preiſes unentbehrlicher Nahrungs- und Feuerungsmittel. 
Dennoch darf ihn Niemand in dem freien Gebrauche fei- 
nes Rechtes ſtören. N 

Jemand weigert ſich zu einem Unternehmen beizutra- 
gen, auf deſſen Ausführung das Wohl und Wehe Vieler 
beruht. Man wolle eine Straße, einen Canal anlegen und 
bedürfe ſeiner Grundſtücke. Wer dürfte ihn dingen ohne 
Unameihiglen zu an 
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Da tritt das Chriſtenthum in die Welt und giebt ein 
neues Gebot: Du ſollſt Deinen Nächſten lieben wie 
Dich ſelbſt. Alſo nicht bloß ihm laſſen was er hat, ſon— 
dern ihn fördern, helfen, ſtützen überall. Von ſeinem Ei— 
genthum lehrt es dem Gläubigen: Du ſollſt haben, als 
wenn Du nicht hätteſt. 

Zu allen Zeiten ſchon waren in dem Bewußtſein der 
Völker ähnliche Anklänge vernommen worden; das Chri— 
ſtenthum aber erhob ſie zum Gebote. Es geſtattete das 
Eigenthum, aber es verlangte, daß Jeder ſich nur als 
Verwalter deſſelben betrachten, und deſſen Genuß mit Al— 
len, von ſeinen nächſten Kreiſen an bis zu immer ferneren, 
theilen ſollte. 

Hiermit war unter den Menſchen eine Herrſchaft von 
ganz anderer Art begründet. Während das Geſetz des 
Rechtes Jedem geſtattet zu behaupten: er ſei für ſich ſelbſt 
da, gebietet ihm das Geſetz der Liebe zu handeln, als ſei er 
nur für ſeinen Nächſten da. 

Wo lag aber das Leitende, das Bindende, das Stra— 
fende für dieſes neue Gebot? Der Staat hat es nur mit 
dem Rechte und deſſen Erhaltung zu thun; was außerhalb 
der natürlichen Gerechtigkeit liegt, liegt auch außerhalb ſei— 
ner Aufgabe und ſeines Bereiches. Hier tritt die Kirche 
ein, die Anſtalt, welche auf Erden eingeſetzt worden, um 
mit göttlichem Geiſte den Chriſten zu führen, und ſeine 
Selbſtſucht zu brechen. 
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Sie jagt in unferen obigen Beiſpielen jenem Reichen: 
Du ſollſt Deinem Bruder, dem Armen, ſeine Schuld er— 
laſſen; Du ſollſt der Ausübung Deines Rechtes, das Deine 
Mitmenſchen drückt, entſagen; Du ſollſt auch gegen deine 
Neigung thun, was die Liebe zu deinem Nächſten erheiſcht. 
Alles, um deines ewigen Heiles willen. 

Bei allem dieſen ſetzt ſie nicht etwa die Berechtigung 
des Reichen in Zweifel, ſie läugnet nicht, daß der Staat 
ihn, wenn er es verlange, dabei zu ſchützen habe, aber ſie 
unterwirft ihn einem höheren Gebote, vor dem das niedere 
weichen muß. Ebenſowenig bedient ſie ſich äußerer Mittel, 
um den Widerwilligen zum Gehorſam zu nöthigen, wie 
dieſes der Staat thut und zu thun angewieſen iſt; ſie 
maßt ſich kein Richteramt an, eingedenk der Rede Chriſti 
zu Jenem, welcher ihn um Hülfe gegen ſeinen ungerech— 
ten Bruder anging: Menſch, wer hat mich zum Erbſchlich— 
ter unter Euch geſetzt; ſehet zu und hütet euch vor dem 
Geiz u. ſ. w. Gleichermaßen wendet ſich auch die Kirche 
nur an den inneren Menſchen, wohl wiſſend, daß, wenn 
die Wurzel des Uebels, die Sünde, in ihm mit Erfolg be⸗ 
kämpft wird, auch deren Aeußerung im Leben gehoben ſeyn 
werde. 

Dieſes ſind die Pfeiler, die Quellen eines chriſtlichen 
Naturrechtes: die Kirche und der Staat. Daß beide in 
ihren eigenthümlichen Sphären wirkſam bleiben, darauf 
beruht alle Ordnung in göttlichen und menſchlichen Din⸗ 
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gen. Eine Vermengung beider iſt ebenſo ungehörig und 
gefährlich, als das Läugnen von einem derſelben. 

Daß Kirche und Staat, jedes für ſich und in ihrer Wech— 
ſelbeziehung auf einander, je in völlig reiner und ungetrüb— 
ter Wirkſamkeit erſcheinen, läßt allerdings die der gefalle— 
nen menſchlichen Natur anklebende Mangelhaftigkeit nicht 
zu. Es darf weder verſucht werden in den vergangenen 
Zeiten ein ſolches Beiſpiel aufzuzeigen, noch erwartet, daß 
die Zukunft ein Geſchlecht ſehen werde, das ſich der Zucht 
der Gebote der Liebe und des Rechtes durchweg füge. Dem 
Begriffe nach hat aber das europäiſche Mittelalter minde— 
ſtens in dem Bewußtſein gelebt, daß beide Geſetze ihm göl 
ten, daß die weltliche Obrigkeit ihren alleinigen Beruf in 
dem Schutze rechtlicher Freiheit, das über dies hinaus lie— 
gende aber Aufgabe der chriſtlichen Kirche ſei. Ueberall 
erſcheint letztere als das Gegengewicht zu dem ſtarren 
Rechtsprincipe; ihr Kampf gegen die abſoluten Standes— 
trennungen, gegen die Sclaverei, gegen die germaniſche 
Talion und ſo unzähliges Andere iſt nur unter dieſem Ge— 
ſichtspuncte zu verſtehen. Nicht ohne hiſtoriſchen Grund, 
aber mit völligem Verkennen der innerlichen Seite der 
Sache, iſt die Rolle der Kirche im Mittelalter mit der des 
Philanthropismus ſpäterer Zeiten verglichen worden. 

Vom 16ten Jahrhundert an in ſteigender Progreſſion, 
nimmt die Macht des Chriſtenthums auf die Maſſen ab. 
Zunächſt in den oberen Schichten der Geſellſchaft, im 
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18ten Jahrhundert geht der Unglauben auf den großen 
Haufen über. 

Wenn hierdurch die Kirche die Mittel verlor das er— 
forderliche Gegengewicht gegen die Forderungen des bloßen 
Rechtes zu bilden, ſo mußte eine unendliche Lücke in dem 
Geſammtleben der Menſchen ſich öffnen. Der Gedanke 
war nicht abzuweiſen, daß es etwas geben müſſe, dem auch 
das Recht ſich zu beugen habe; in den Fällen, wo dieſes in 
ſchneidenden Gegenſatz zu dem Gefühle tritt, müſſe eine 
höhere Inſtanz vorhanden ſeyn, welche die Diſſonanz auf- 
löſen könne und dürfe. Daß man eben dieſe wohlthätige 
Gewalt in dem ſanften Joche Chriſti von ſich geſtoßen 
habe, ſolches einzugeſtehen, war die Zeit unfähig geworden. 

Dieſer Stimmung bemächtigte ſich der Staat, halb von 
der Nothwendigkeit getrieben, halb in Folge der materia— 
liſtiſchen Lehren, die ſich im vorigen Jahrhundert wie eine 
Peſt der Gedanken über Europa lagerten. Der Wunſch, 
die Aufgabe des Chriſtenthums durch rein irdiſche Mittel 
und Inſtitutionen zu löſen, hatte etwas überaus Empfeh- 
lendes für Alle, die den Inbegriff alles Erkennbaren und 
Erreichbaren in dieſes Leben ſetzen. Es wurde Theorie ſo— 
wohl als Praxis, daß die Geſetzgebung des Staates über 
jedem Rechte ſtehe, oder daß vielmehr das Recht eben nur 
aus ſeinen Geſetzen fließe. Zuerſt waren es die Fürſten 
und deren Räthe, welche dieſe neue Lehre in Wort und 
That übertrugen, oft in gutem Willen und gutem Glau⸗ 
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ben, oft aber auch als Deckmantel trüberer Bewegsgründe. 
Später fanden ſich Obrigkeiten und Unterthanen in der 
Ueberzeugung zuſammen, an die Stelle des Rechtes und 
der Liebe müſſe die irdiſche Wohlfahrt als oberſte Richt— 
ſchnur für die menſchliche Geſellſchaft treten. Hieraus iſt 
der Begriff eines abſoluten Staates erwachſen: der 
vollſtändige Gegenſatz zu dem auf die Privatrechte und 
Pflichten gegründeten chriſtlich- germaniſchen Staate des 
Mittelalters. Dieſe ſchrankenloſe Gewalt, die den Schutz— 
herrn des Rechtes zu deſſen Schöpfer, die aller menſchlichen 
Gebrechlichkeit unterliegende Obrigkeit gleichſam zur Got— 
tesſtimme erhob, konnte aber unmöglich unangefochten blei— 
ben. Solle das Geſetz wirklich die Quelle alles deſſen 
werden, was unter den Menſchen als recht und gut gelten 
dürfe, ſo müſſe es auch aus dem Geſammtwillen und der 

Geſammteinſicht Aller hervorgehen, für die es verbindlich 
werden ſollte. Dieſes war die unwiderlegbare Theorie der 
Revolution von 1789, aller ferneren Umwälzungen, und 
ſie iſt es noch jetzt für die unermeßliche Mehrzahl der Zeit— 
genoſſen. 

Daß die Gebote und Zwecke der chriſtlichen Kirche ſol— 
chergeſtalt in den Staat übergetragen worden ſind, hat in 
den neueren Zeiten den Umſturz aller Gerechtigkeit herbei— 
geführt. Von dem Momente an, wo der Staat ſich nicht 
mehr als Bewahrer der rechtlichen Freiheit, ſondern letztere 
als untergeordnet einem vermeintlich höheren Zwecke und 
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ſich als deſſen Vertreter anſah, mußte jenes politiſche Chaos 
eintreten, das die Geſchichte von Europa ſeit funfzig Jah— 
ren characteriſirt. Es mochten nun die Ideen der Aufklä— 
rung, des allgemeinen Beſten, der Verwirklichung abſoluter 
Vernünftigkeit oder ein ſonſtiger Zweck ſeyn, welchen man 
dem Staate unterſchob und zum oberſten Grundſatze erhob, 
immer mußten die Rechte, Pflichten und die Freiheit jedes 
Einzelnen, ſei es des Fürſten, wie des letzten Unterthanen 
geläugnet oder in ihrem innerſten Weſen aufgelöſt werden, 
um dem neuen Gebäude Platz zu machen. Daher die Un— 
ruhe, daher die Unmöglichkeit in den Krämpfen der Ge— 
genwart zu einem wahren Frieden zu gelangen. 

Dieſe politiſche Lehre iſt in ihrer tiefen Bedeutung eine 
Carrikatur chriſtlicher Wahrheiten; die Alten konnten ſie 
daher nicht kennen. Die Gleichheit, die vor dem ewigen 
Richter gilt, die Freiheit der Kinder Gottes, die Allgewalt 
der geiſtlichen Zucht, dies ſind die Begriffe, aus denen ſie 
die bis zum Unkenntlichen verzerrten Götzen geformt hat, 
in deren ſchnödem Dienſte das lebende Geſchlecht fort und 
fort um die theuerſte Sehnſucht ſeines Herzens betrogen 
wird. In dieſem ſcheinbaren Fußen auf einem ewigen Be— 
dürfniſſe der Menſchheit liegt allein die Stärke des moder⸗ 
nen Staatsprincips und ſeine Gefahr. 
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1843. 
Rentenkauf — Zinsvertrag. 

Die Einrichtungen früherer Zeiten haben oft bei nähe— 
rer Betrachtung wohlthätige Seiten, die man ganz über— 
ſieht. So z. B. der Rentenkauf in Vergleich zu dem Zins— 
vertrage. Bei dem Rentenkauf, der die Amortiſation in 
ſich ſchloß, gingen die Capitalien immer wieder in den 
Verkehr über; ſie löſ'ten ſich unmittelbar nach ihrer Bil— 
dung wieder auf. Daher war eine eigentliche Capitalmacht 
nicht denkbar; wollte der Beſitzer ſie nutzbar machen, ſo 
mußte er ſie immer wieder weggeben. Wie wohlthätig war 
dabei die Unaufkündbarkeit! 

War die erworbene Rente als ein aliquoter Theil der 
Geſammteinnahme des Grundſtückes angeſetzt, ſo wurde 
der Gläubiger auf das innigſte mit dem Schuldner ver— 
bunden und mußte Wohl und Wehe mit dieſem durchleben. 
Wird jetzt ein Schuldner durch Unglück betroffen, und kann 
ſeine Zinſen nicht voll zahlen, ſo kündigt der Gläubiger 
und wirft den Schuldner dadurch ganz zu Boden. 

Welche tiefe Staatsweisheit lag daher ſchon in dem 
Kirchengeſetze, welches das Nehmen von Zinſen verbot! 


Grundbeſitz und Reichthum. 


Grund und Boden kann gar nicht verkauft werden, 
man verkauft immer nur die Nutznießung. Dieſes allein. 
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ſchon ſcheidet den Grundbeſitz von jeder Waare, deren Sub— 
ſtanz verkauft, verändert, vernichtet werden kann. 

Wer in früheren Zeiten reich werden wollte, wurde es 
durch Erſparung, durch Verminderung ſeiner Ausgabe. 
Dieſes kann bis auf einen gewiſſen Punct eigentlich Jeder— 
mann. Wer jetzt ſich nach Reichthum ſehnt, denkt ſich den 
Weg dazu lediglich in einer directen Vermehrung ſeiner 
Einnahmen, ſeines Vermögens. Dieſes hat man aber eben 
nicht in der Hand und muß oft nach ſchlimmen Mitteln 


greifen. 


Die hiſtoriſche Schule. 


Es iſt mit der Betrachtung der Völker ganz ſo, wie 
mit der Betrachtung des einzelnen Menſchen. Wer dieſem 
helfen, rathen, führen will, muß damit anfangen, ihn als 
einen beſtimmten, individuell Gegebenen zu betrachten. Die— 
ſes wird er durch das, was mit ihm bisher vorgegangen, 
durch ſeine phyſiſche und intellectuelle Ausrüſtung, und 
durch ſeine Schickſale und Erlebniſſe. Von allem dieſem 
abzuſehen und an einem abſtracten, allgemeinen Menſchen 
herumzuexperimentiren, iſt die gröbſte Thorheit. 

Gerade in dem wahrhaft Hiſtoriſchen liegt auch an- 
dererſeits der Gegenſatz zu dem todten Conſervatismus. 
Dieſer iſt es, der einen Zuſtand bloß deswegen feſthalten 
möchte, weil er eben iſt. Die hiſtoriſche Schule negirt 
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ebenſo den Gedanken als könne und müſſe man in irgend 
einem Zuſtande abſtract verharren, als ſie es abweißt, daß 
man die Zuſtände im Staat und Leben nach vorgefaßten 
afterrationalen Doctrinen machen könne und müſſe. Sie 
verlangt dort dieſelbe organiſche Entwickelung anerkannt 
und geachtet zu ſehen, die in dem Einzelleben den Menſchen 
vom Kinde an bis zum Manne und Greiſe fortführt, die 
den Baum von dem Wurzelkeime an bis zur Frucht treibt, 
die die Sprache von ihrem erſten Entſtehen an durch die 
Jahrhunderte hindurch verändert. 

Gerade der Gegenſatz zu jeder Willkühr, ſei es die des 
Beharrens, oder die der Aenderung, iſt es, was ſie charak— 
teriſirt. 

Allerdings hat auch die hiſtoriſche Schule ihre Ge— 
fahren und Abwege. Dieſe liegen in der Auffaſſung der 
Rechts- und Staatenbildung als rein natürliche Pro— 
ceſſe, wobei die göttliche Weltregierung völlig zurücktritt, 
und das Ganze auf eine pantheiſtiſche Entwickelung des 
Weltgeiſtes hinausläuft. Dieſer Abweg iſt jedoch von an— 
derer Art und kommt bei obigen Erwägungen noch nicht in 
Betracht. 


Der Climax der Liebe. 


Mein Climax der irdiſchen Liebe iſt in folgendem 
Schema dargeſtellt: 
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Das Menſchengeſchlecht — die Chriſtenheit — Eu— 
ropa — Deutſchland — Preußen. 

Ich behaupte aber auch, daß dieſe Abſtufung keine bloß 
ſubjective, ſondern in der allgemeinen Wahrheit begrün— 
det iſt. 

Der Menſch, das Ebenbild Gottes, iſt der weiteſte Ge— 
genſtand der Liebe für jedes Menſchenherz. 

Die Beſtimmung des Menſchengeſchlechtes iſt aber an 
die Chriſtenheit geknüpft, durch welche das Gottesreich auf 
Erden realiſirt werden ſoll. 

Der Träger des göttlichen Willens iſt Europa; ihm 
iſt der Beruf geworden, dieſes Gottesreich auf Erden zu 
begründen. Was dagegen etwa aus der Bildung der Ame— 
rikaniſchen Staaten eingewendet werden könnte, iſt Trug. 
Jene ſind nur die Spiegelbilder der europäiſchen Zu— 
ſtände; was hierin nicht begriffen iſt, ſind dort die Ele— 
mente, welche gegen die chriſtlichen und rechtlichen Grund— 
lagen der Menſchheit anſtreiten. 

In Europa iſt es wiederum Deutſchland, das den 
Mittelpunct abgiebt, nicht bloß den geographiſchen, ja auch 
nicht bloß den geiſtigen, ſondern auch den politiſchen, wie 
ſehr auch der Schein dagegen iſt. In Deutſchland werden 
ſich die europäiſchen Geſchicke immer in ihren Tiefen vor— 
bereiten und in ihren letzten Wirkungen offenbaren. 

Iſt aber Deutſchlands Zukunft nicht an Preußen ge— 
knüpft? Ach gäbe doch Gott, daß dieſe Erkenntniß erſt 
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da durchdränge, wo fie beginnen muß, um ihre welthiſto— 
riſchen Früchte zu tragen! 


1844. 
Der Dienſt. 

Wer ſich einem Lande durch freiwilligen Dienſt ange— 
ſchloſſen hat, verhält ſich in ſeiner Liebe und Treue zu 
einem dem Lande durch Geburt Angehörigen etwa wie der 
Ehegatte zu dem Kinde. Sein Patriotismus hat nicht den 
Charakter der Natürlichkeit mit welcher das Kind an ſeiner 
Mutter hängt. Seine Feſtigkeit beruht auf dem Ehrge— 
fühle, der Dankbarkeit und der ſakramentaliſchen Treue, 
welche die freigewählten Bande der Ehe ſo feſt und ſo hei— 
lig machen. Ich kann mir wohl denken, daß eine ſolche 
Verbindung zeitlich getrennt werde durch ſchwere Schuld 
oder die völlige Unverträglichkeit des anderen Theiles, aber 
nie, daß man nachher noch eine andere Verbindung einge— 
hen könne. Habe ich nicht ſelbſt, als mein Preußen in Ha— 
der mit meiner Kirche gerieth, an eine separatio quoad tho- 
rum et mensam denken müſſen? Aber nie hätte ich eine 
Scheidung mit Wiederverheirathung auch nur für möglich 
gehalten. 
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Die Beziehungen der Menſchen. 


Der Menſch ſteht in dreifacher Beziehung: zu Gott, 
zu ſeinen Mitmenſchen, zur Natur. 

Die zweite dieſer Beziehungen, die ſociale, wird als 
das Gebiet der Politik betrachtet. Sie kann jedoch nie 
wahrhaft begründet werden, ehe nicht jenen beiden andern 
Verhältniſſen vollſtändige Rechnung getragen iſt; es giebt 
keine abſtracten Staatsverfaſſungen, ſondern immer nur 
ſolche, die es auf Grund der beſtimmten, gewiſſen Zeitmo— 
menten angehörigen Verhältniſſe eines Volkes zu Gott und 
der Natur geworden ſind. 

Von dem erſteren, der Religion, iſt dieſes wohl allge— 
mein genug anerkannt; mit den religiöſen Vorſtellungen 
haben die politiſchen Inſtitutionen, ſtets in einem leicht 
nachweislichen Zuſammenhange geſtanden. Auch in der 
Gegenwart pflegen diejenigen, welche die Gefahren unſerer 
Zeit beachten, bald zu erkennen, daß das Sinken des chriſt— 
lichen Lebens in den Maſſen eine der Haupturſachen ſei. 

Weniger anerkannt iſt es, daß die andere Grundlage 
der Politik, die Volkswirthſchaftslehre, Nationalökonomie, 
oder wie man ſie ſonſt nennen mag, ganz ebenſo einer 
durchgreifenden Reſtauration bedarf, ehe eine wahre Her— 
ſtellung der Politik möglich iſt. Bei weitem die Mehrzahl 
der Perſonen, welche die verderblichen Richtungen auf dem 
eigentlichen, politiſchen Gebiete beklagen, welche das Trei— 
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ben der revolutionären Partheien mit Abſcheu und Beſorg— 
niß betrachten, ſtimmen auf dem Gebiete des National— 
haushaltes ganz mit den Gegnern überein. Gleichwohl 
ſind es eben die letzteren Irrlehren, welche der politiſchen 
Revolution überall in die Hände gearbeitet haben und 
täglich noch ſelbſt von den wohlgeſinnteſten Vertheidigern 
„des Thrones und Altars“ zur Zerſtörung der geſammten 
materiellen Baſis der alten Staats- und Lebensordnung 
unbedenklich angewendet werden. 

Man kann von gar keinem abſtracten Staate reden; 
immer und überall müſſen jene beiden Vorderſätze zuerſt 
feſtgeſtellt werden, ehe die Frage von den eigentlichen po— 
litiſchen Inſtitutionen ſeyn kann. 


Eigenthum. 


Es iſt intereſſant zu verfolgen, welche Veränderungen 
der Begriff des Eigenthums in Bezug auf die Erde ſelbſt, 
erfahren hat. Zuerſt iſt der Boden blos Wohnplatz und 
Raum zu Jagd und Heerden; man ſpricht kein wirkliches 
Eigenthum an dem Boden an, das vielmehr nur in dem 
Beſitz der Thiere geſucht wird, denen die Erde zum Auf— 
enthalt und Nahrung dient. 

Mit dem Ackerbau tritt der Begriff eines Grundeigen— 
thumes ein. Er ſpaltet ſich aber ſofort in zwei Gegenſätze: 
Einzelnbeſitz — Gemeinbeſitz. Nur der erſtere ſcheint alle 
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Charactere des vollſtändigen Eigenthums an ſich zu tragen, 
doch muß auch hier bei näherer Erwägung erkannt werden, 
daß es doch immer nur die Früchte ſind, auf welche ſich das 
Eigenthum bezieht; der Grund und Boden ſelbſt kann nicht 
nach der Willkühr des Nutznießers verändert oder einer 
ſonſtigen, auf die Subſtanz gerichteten Dispoſition unter— 
worfen werden. 

Im römiſchen Staatsweſen herrſcht der Einzelbeſitz 
vor. Im Jüdiſchen der Geſammtbeſitz; daher die wieder— 
holten Theilungen, das Jobeljahr u. ſ. w. 

Das Lehnweſen des Mittelalters zeigt die tiefſinnigſte 
Durchdringung beider Syſteme. Hier liegen die beiden 
Gattungen des Eigenthums nicht nebeneinander, ſondern 
ineinander, und man ſtatuirt überhaupt ein mehrfaches Ei— 
genthum an derſelben Sache, ſo daß es gar kein abſtractes, 
ſondern nur ein relatives Eigenthum giebt. 


Zur Geſchichte des Adels. 


In einem geſunden organiſchen Zuſtande der Geſell— 
ſchaft wurde die ideale Seite durch den Clerus, die reale 
durch die arbeitenden Stände, das Volk, dargeſtellt. Zwi— 
ſchen beiden befand ſich der Adel, oder vielmehr, es einigten 
ſich in gewiſſer Weiſe beide Seiten in ihm: et pater et res. 
Daher iſt er geſunken, als er ſich vor und während der 
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Reformation mit dem Clerus überwarf. Seitdem iſt ſeine 
Lage eine einſeitige, halbe, ungeſunde. 

Entweder hat er wie in England die reale Seite feſt— 
gehalten: großer Beſitz, Pairie, Magiſtratur, dann wurde 
die ideale mehr oder minder verkrüppelt. Die Pairie iſt 
nicht eigentlich ein Adel zu nennen, da ſie nicht auf dem 
Geſchlechte beruht. Nur hierdurch iſt es ſowohl bei ihr 
wie bei der gentry möglich, daß man die jüngeren Brüder 
dem Bürgerſtande pure überweiſen konnte. 

Oder der Adel hat ſich wie in Deutſchland mehr auf 
die ideale Seite beſchränkt: Geſchlecht, Ritterlichkeit, Ehre. 
Dabei iſt ihm aber die Realität unter den Händen zerron— 
nen, in wenigen Generationen wird der altadliche Grund— 
beſitz auf ein Minimum zuſammengeſchmolzen und hiermit 
die Wurzel des deutſchen Adels durchſchnitten ſein. 
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Nach den gründlichen Unterſuchungen, wie fie insbe— 
ſondere Fürth geführt hat, muß der niedere Adel wenig— 
ſtens in den deutſchen Ländern, ſeine Anſprüche auf alten 
und illuſtren Urſprung ſehr herabſtimmen. Es unterliegt 
wenig Zweifel, daß die Kategorie, die man jetzt in allen 
deutſchen Ländern als niederen Adel bezeichnet, faſt ganz 
aus den Miniſterialen hervorgegangen iſt, und demnach ur= 
ſprünglich ſelbſt nicht zu den Freien (ingenui) zählte. Die 
alten Freien ſind, der großen Zahl nach, theils unterge— 
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gangen, theils in die Hörigkeit gerathen. Nur eine kleine 
Zahl hat ſeine Selbſtändigkeit bewahrt und ausgedehnt, 
und dieſes ſind die Geſchlechter des hohen Adels. 

In den Hörigen des Mittelalters ſind doch noch immer 
die Formen der Sklaverei der alten Welt zu erkennen, 
wenn auch im chriſtlichen und germaniſchen Geiſte umge— 
bildet. Man kann Haushörige und Hofhörige deutlich un— 
terſcheiden. Letztere bilden den Bauernſtand. Bei erſteren 
tritt das germaniſche Princip hervor, daß der Dienſt adelt. 
Der Schenk, der Truchſeß, der Marſchall, der Kämmerer 
ſind die perſönlichen Diener der weltlichen oder geiſtlichen 
Herren, deren Dienſte man mit Lehen belohnt; von ihnen 
geht der Miniſterialismus aus. In immer weiteren Vers 
zweigungen erwächſt hieraus der geſammte niedere Adel. 


Deutſchlands Gefahren. 


Mein theures Vaterland wird in näherer oder weite— 
rer Ferne von zwei Seiten her bedroht. Von Frankreich 
aus durch die Lehren und Waffen der Volksſouveränität, 
von Rußland her durch die des abſoluten Imperatoren— 
thums. Daß beide nur Spielarten des revolutionären 
Princips überhaupt find, kann ſchon an dem Beiſpiele Na- 
poleons erwieſen werden. Eine Vereinigung beider iſt da— 
her ſchon aus inneren Gründen denkbar genug. 

Welche geiſtigen und practiſchen Vertheidigungsmittel 
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ſtellen aber Deutſchlands Regierungen und Völker dieſen 
bedrohlichen Angriffen entgegen? 

Ein Theil ſucht das Heil in einem keinesweges aufrich— 
tigen Hingeben an die conſtitutionellen Zeitmeinungen, der 
andere in der geordneten und kräftigen Beamtenregierung. 
Hegel und ſeine Schüler haben beiden die Mittel geliefert, 
dieſe Inſtitute zu Syſtemen auszubilden und zugleich als 
das abſolut Vernünftige hinzuſtellen. 

Sind die Geſtaltungen der Dinge, welche auf einem 
dieſer Wege oder auf der Combination beider in Deutſch— 
land erzielt werden können, wirklich geeignet der öſtlichen 
und weſtlichen Anſteckung das Gleichgewicht zu halten? 
Sind beide etwas anderes als unvollkommene, inconſe— 
quente Velleitäten, und zwar das conſtitutionelle Weſen, 
wie man es jetzt gewöhnlich auffaßt, ein ſchwaches Abbild 
der franzöſiſchen parlamentraiſchen Demokratie, das Offi— 
ziantenregiment aber des ruſſiſchen Sultanismus? 

Wir, vielleicht die jetzige Welt überhaupt, werden nicht 
wieder zu einem politiſchen Leben erſtarken, einen feſten 
Grund in der Gährung der Zeit finden, ehe die Regierun— 
gen nicht das gefahrbringende Erbe der Revolution, das 
wahre Hemde des Neſſus, den modernen Staatsabſolutis— 
mus, frank und frei von ſich werfen, und durch Wort und 
That bezeugen, daß es nur die Rechtsidee, die Wahrung 
des inneren und äußeren Friedens iſt, welche Gott den 
Obrigkeiten zur Aufgabe geſtellt hat. Ich wiederhole es: 
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nur die wahre Freiheit vermag mit Erfolg die falſche zu 
bekämpfen; die Diplomatie und Polizei wird hieran immer 
ſcheitern. 


1845. 
Geld. 

Man ſagt Geld iſt Macht, Macht zu kaufen. 

Das Maaß dieſer Macht hängt aber doch jedenfalls 
davon ab, was in einer beſtimmten Zeit zu kaufen iſt. Um 
zu wiſſen, welche Macht das Geld verleiht, muß man die 
Schranken unterſuchen, welche der Käuflichkeit geſetzt ſind; 
dieſe Schranken ſind zwar nach Zeit und Ort verſchieden, 
aber doch immer vorhanden. 

Schon an und für ſich giebt es Güter, die nie zu 
kaufen ſind. Der Tod trifft Jeden; ein längeres Leben 
kann nicht erkauft werden. Was aber jenſeits liegt, iſt 
ſchlechterdings unerreichbar; das höchſte Gut, die Seligkeit, 
hat keinen zahlbaren Preis. Daher kann Reichthum und 
Armuth keinen Unterſchied der Kirche gegenüber begründen; 
Fürſt und Bettler ſtehen in dem größten aller Wünſche und 
Begdürfniſſe ganz gleich. 

Aber auch in den rein irdiſchen Dingen waren früher 
ganze Regionen dem Kaufe unzugänglich. 

Ein großer Theil hing an dem Geburtsſtande, und 
blieb für Geld unerreichbar. Sowohl die Ehre als die 
Macht der höheren Geburt konnten nicht gekauft werden. 
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Ein anderer Theil hing an dem Stamme; ein Jude 
konnte nicht eigentlich mächtig werden, wieviel Geld und 
Schuldbriefe er auch beſaß. 

Ein dritter Theil hing an der Genoſſenſchaft; ein Frem— 
der wurde nicht mächtig in Lübeck, Frankfurt. 

Ein vierter war vom Grund und Boden abhängig, 
und dieſer war damals noch wenig oder gar nicht käuflich. 

Aus allen dieſen Beſchränkungen erwuchs, daß das 
Geld nur eine geringe Macht verlieh. Man konnte freilich 
jagen: der Beſitz giebt Macht, aber dieſer Beſitz war an— 
derer Natur, als jetzt. Das Wort Vermögen hatte ganz 
andere und tiefere Grundlagen; man vermochte eigentlich 
nur wenig durch Geld. 

Alle dieſe Schranken ſind erſchüttert, größtentheils ganz 
gefallen. Das individuelle Vermögen herrſcht allein und 
dieſes wird in bei weitem überwiegenden Maaße durch das 
Geld repräſentirt. Hierin liegt die große ſociale Umwand— 
lung der Neuzeit. 

Es wäre ungemein belehrend, dem Entwickelungsgange 
dieſer Veränderungen nachzuforſchen. Die erſten Glieder 
gehen wohl ſchon ins 16te Jahrhundert zurück, aber doch 
noch wie verſchieden! Wie belehrend wäre ſchon eine Be— 
leuchtung der Geſtalten, welche die Geldmacht in den Fug— 
ger's im Vergleich zu den Rothſchild's angenommen hat, 
ſelbſt abgeſehen von den Medicäern! 
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Das conſtitutionelle Syſtem. 

Freiheit und Gleichheit ſind unwandelbare Gegenſätze; 
es gehörte die fanatiſche Hirnloſigkeit des 18ten Jahrhun— 
derts dazu, ſie zuſammen zu werfen. | 

Die politiſche Freiheit beſteht in nichts Anderem, als 
in der Sicherſtellung jedes Rechtes, des materiellen, wie 
des intellectuellen oder moraliſchen. Die Rechte ſind aber 
ihrem innerſten Weſen nach, ſtets und unabänderlich un— 
gleich. Wer ſie gleich machen will, muß immer damit be— 
ginnen die Freiheit aufzuheben. 

Daher iſt Ungleichheit die ſtete Begleiterin der wahren 
Freiheit. Die jetzige Tendenz der Mittelſtände iſt nun: 

Die Gleichheit nach oben zu fordern; die Ungleichheit 
nach unten feſtzuhalten. 
Das conſtitutionelle Syſtem, wie es heutigen Tages von 
den Meiſten aufgefaßt wird, beruht weſentlich auf dieſem 
Gedanken, und hierin liegen ſeine Irrthümer. 

Erſtes Beiſpiel der verſuchten Ausführung iſt das Juli— 
Frankreich. Wie ſteht es dort theoretiſch: der Mittelſtand 
regiert durch die Kammern, die Beamten, die Jury, die 
Nationalgarde, die Preſſe. 

Da aber in Frankreich wie überall eine obere Leitung 
ſchlechterdings unentbehrlich iſt, jo wurzelt hierin die Noth- 
wendigkeit Ludwig Philipps. 

Die Mittel zu einer wirklichen Regierung verſchafft er 
ſich durch Corruption im weiteſten Sinne des Wortes. 
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Daß er einen ſolchen Zuſtand, der ſeiner principiellen 
Grundlage täglich Hohn ſpricht, fortführen kann, liegt in 
dem Inſtincte der Mittelclaſſe, daß eine gewiſſe materielle 
Kraft nothwendig ſei, um ſie ſelbſt nach unten hin zu 
ſchirmen. 

Welche Beiſpiele könnte man dagegen anführen? 

England? Hier iſt die Freiheit recht eigentlich auf die 
Ungleichheit gegründet. Amerika? Ein viel zu junger und 
abweichender Staat, um Andern einen Anhaltepunct zu ge— 
währen. Dort iſt die bürgerliche Demokratie eine natur— 
wüchſige, und dennoch möchte bei näherem Hinſehen die 
factiſche Macht der Obrigkeit noch ganz andere Stützen 
haben, als die Abwägungen und Beſtimmungen in der ge— 
ſchriebenen Verfaſſung. 


Die Formen des Staates. 


Von den drei großen Momenten des ſocialen Lebens, 
wird jedes dem Staate, in dem es dominirt, einen eigen— 
thümlichen Character aufdrücken. 

Der Agrikulturſtaat iſt ſtändiſch-monarchiſch, weil 
es ſich hier um die natürlichen Verhältniſſe der Unterord— 
nung und der Fürſorge handelt. 

Der Induſtrieſtaat iſt repräſentativ, weil hier ſtets 
dem Augenblicke genügt werden muß, und daher kein älte— 
res Recht unantaſtbar bleiben kann. 


v. Radowitz Schriften. IV. 10 
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Der Handelsſtaat ift demokratiſch, weil im Handels— 
verkehre keine andere Abftufung als das Mehr oder Min— 
der gelten darf. | 

Im engliſchen Staate ſtehen dieſe drei Elemente ſicht— 
bar neben einander. 


1846. 
Die Stadien der Revolution. 

Mehr oder minder kann der Gang aller gelunge— 
nen Revolutionen auf folgende vier Stadien zurückgeführt 
werden. 

1) Das Volk wird in ſeiner Mehrzahl dahin gebracht, 
gewiſſe politiſche Einrichtungen als Lebensbedingun⸗ 
gen und daher als berechtigte Forderungen anzuſehen. 
Repräſentativconſtitution, wo dieſe noch nicht iſt; 
Volksſouveränität, wo eine ſtändiſche Verfaſſung be— 
ſteht; abſolute Demokratie, wo die Volksſouveränität 
ſchon das Princip der Verfaſſung iſt. 

Daneben geben dann noch die eben herrſchenden Zeitmei— 
nungen andere wirkſame Stichworte ab. 

Man fordert dieſe Dinge, die Regierung geht darauf 
nicht ein. 

2) Der ſogenannte legale Kampf. In den rein mo⸗ 
narchiſchen Staaten durch die Preſſe, Adreſſen, Pro— 
teſte, Volksverſammlungen, Vereine aller Art. In 
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den Repräſentativſtaaten außerdem noch in den Kam— 
mern. 


Die eine Hälfte der Oppoſition führt dieſen Kampf wild, 
übergreifend, verwegen; die andere behauptet ſtreng auf 
dem „geſetzlichen Boden“ zu bleiben, warnt vor Gewalt— 
thaten, beſchwört die Regierungen den „gerechten Forderun— 
gen! des Volkes nachzugeben. 

3) Die Regierung verliert fortwährend Boden; die Liebe 
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wandelt ſich in Haß, die Autorität in Hohn und Ge— 
ringſchätzung. Sie fühlt das Verzweifelte ihrer Lage 
und greift, hingeriſſen von der Ueberzeugung: la le- 
galité nous tue, zu Ausnahmsregeln. Zuerſt gegen 
Einzelne, es entſtehen „Märtyrer.“ Dann wird ſie 
zu Staatsſtreichen hingeſtoßen, die faſt jedesmal ihre 
Wirkung verfehlen, wie alle unfreiwillige Unterneh— 
mungen, alle Kämpfe auf einem Schlachtfelde, das 
der Feind ausgeſucht und vorbereitet hat. 

Der offene Widerſtand bricht aus. Emeute, Revolte, 
Waffenkampf. Die oben bezeichnete erſte Hälfte der 
Oppoſition ſtellt ſich an die Spitze des Kampfes, die 
zweite Hälfte componirt mit der Regierung, lähmt 
deren letzte Kräfte, zwingt ſie den Kampf aufzugeben, 
abzudanken und tritt an ihre Stelle. 


Hierdurch iſt die Revolte dann zur Revolution geworden 
und muß als fait accompli in die politiſche Geſchichte ein— 
gereihet werden. 


10 * 
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Oeſtreich und Preußen. 


Das jetzige Oeſtreich iſt verglichen worden jenen eßba— 
ren Schwämmen, die an wenig beleuchteter, ruhiger Stätte 
gedeihend, nur die alte fruchtbare Muttererde bedürfen, um 
eine gute Nahrung, ja ſelbſt die koſtbare Trüffel zu liefern. 
Ich laſſe die Richtigkeit dieſes Vergleiches, den jeder Tag 
dementiren kann, auf ſich beruhen. Genügen dieſe Bedin— 
gungen aber auch für Preußen, das junge auf dürren Bo- 
den eingepflanzte Feldgewächs? Gewiß nicht. Luft und 
Licht bedarf es vor allem, es muß erſt Blüthen treiben, ehe 
die Frucht erſcheinen kann. Beide Organismen unter die- 
ſelbe Behandlung ſtellen, heißt die Eine oder die Andre 
dem ſicheren Verderben weihen. Und doch iſt dieſes ſeit 
dreißig Jahren die ſtete Regel geweſen! f 


Mittelmüßigkeit. 


Es hat gewiß ſehr ſchlimme Zeiten gegeben, aber die 
jetzige hat doch noch einen ſpecifiſch unangenehmen Beige— 
ſchmack. Nur das Mittelmäßige, Flache, Niedrige vermag 
große Wirkungen hervorzubringen. Nicht die tiefſinnigen 
Schwärmereien ſo mancher Secten, nicht die ſcharfſinnigen 
Irrlehren des Pantheismus treten in das Leben der Ge— 
genwart, ebenſowenig als der Cult der Tugend der Gi— 
ronde oder auch nur der egalitäre Fanatismus des Berges, 
oder die ſocialiſtiſchen Theorien S. Simon's oder Fou⸗ 
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rier's. Alles dergleichen iſt Caviar für das Volk! Damit 
das religiöſe oder politiſche Verderbniß Eingang finde, muß 
es dazu noch die Form des Gemeinen und Bornirten an— 
nehmen. Vulgärer Rationalismus und zahmſter Radika— 
lismus! 


Das Proletariat. 


In dem Proletariate iſt offenbar ein vierter Stand 
herangewachſen. Zu wieviel Vergleichungen fordert dieſes 
heraus mit der Geſchichte der Heranbildung des tiers état! 
Schon eine Beleuchtung der bekannten Schrift Sieyes', die 
einſt ſo große Wirkung hervorbrachte, unter dieſem Ge— 
ſichspuncte, müßte ſehr belehrend ſeyn. 

Könnte man aber nicht hieran noch ganz neue Betrach— 
tungen und Vorblicke knüpfen? Allgemein wird jetzt nach 
Schutzzöllen gerufen, nach Staatsſchutz für die Induſtrie. 
Gäbe dies nicht vielleicht ein Mittelglied ab, um zu einer 
neuen Organiſation der Arbeit zu gelangen? 

Immer ſind und bleiben doch die Schutzzölle eine Auf— 
lage auf die Geſammtheit, zunächſt zu Gunſten beſtimmter 
Gewerbe. Nun wohl, man belaſte die Geſammtheit mit 
einer ſolchen Auflage, aber zu Gunſten der wirklichen und 
eigentlichen Arbeiter, oder vielmehr man ſchreibe den Mo— 
nopoliſten vor, wie fie den ihnen aus der Auflage erwach— 
ſenden Gewinn mit den Arbeitern zu theilen haben. 
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Näher betrachtet, verſtehe ich hierunter ungefähr fol- 
gendes: der Staat ordne für alle neuentſtehende Fabriken 
eine genaue Buchführung an, und lege ihnen auf, eine ge— 
wiſſe Rate des Reingewinnes an die Arbeiter der Fabrik 
abzugeben. Unter dieſe werde der Betrag nach beſtimm— 
ten Abſtufungen eingetheilt, aber in Sparkaſſen kapitaliſirt 
und unter Staatsaufſicht geſtellt. 

Bei ſchon beſtehenden Fabriken würde man ſich freilich 
wohl nur auf freiwillige Angabe des Reingewinnes be— 
ſchränken müſſen. 

Bei dem Falle eines induſtriellen Unternehmens wür⸗ 
den allerdings aber auch die erſparten Kapitalien der Ar— 
beiter nur zu einer beſtimmten Quote mithaften müſſen. 


Vergangenheit und Gegenwart. 


Nichts iſt unbegründeter, als der gewöhnliche Vorwurf 
gegen die hiſtoriſche Schule in der Politik, zu der auch 
ich mich nach innerſter Ueberzeugung bekenne, daß ſie 
die untergegangenen Zuſtände feſthalten, die Schöpfungen 
der Gegenwart läugnen wolle. Gerade umgekehrt. Die 
hiſtoriſche Schule kann, ihrem Weſen nach, weder jenen 
Irrweg betreten noch den entgegengeſetzten, der die realen 
Zuſtände und Bedingungen der Gegenwart läugnet oder 
zerſtören möchte, um der Forderungen willen, die bei einem 
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kommenden Geſchlechte vorausgeſetzt werden. Die Gegen— 
wart iſt kein Gegenſatz zum hiſtoriſchen, ſondern ſie wird 
unausgeſetzt ſelbſt zur Geſchichte. 

Allerdings iſt aber die Gegenwart aus der Vergangen— 
heit hervorgegangen und bereitet auf eine Zukunft vor; der 
Politiker wird daher immer alle drei Elemente in ihrem 
Zuſammenhange betrachten müſſen, die Mittel aber zu 
ſeinem Baue, und den Boden auf den er ihn ſtellt, kann er 
nur aus der Gegenwart entnehmen. 

Täuſchungen laufen dabei mit unter; wie ſollte es bei 
unſerer menſchlichen Gebrechlichkeit anders ſeyn! Die ei— 
genen Sympathien ſpiegeln Erloſchenes als noch lebend 
vor, die eigenen Antipathien machen geneigt, das in naher 
Zukunft unausbleiblich Bevorſtehende als ſträfliche Stö— 
rung zu betrachten, das man bekämpfen könne und ſolle. 

Wende ich dieſes auf meine Betrachtungsweiſe der 
Staatsformen an, ſo ſage ich mir, daß die Zeit des be— 
vormundenden Abſolutismus, auch in ſeiner mildeſten und 
wohlthätigſten Geſtalt durchaus vorüber iſt. Nämlich für 
Preußen und wie ich glaube für die deutſchen, ja wohl für 
die meiſten europäiſchen Staaten. Die Regierung kann 
nur aus einer Zuſammenwirkung der Unterthanen mit der 
Obrigkeit hervorgehen. Ich finde deren edelſte und in ſich 
reinſte Geſtalt in der altſtändiſchen Monarchie, die eben ſo 
weit von dem dynaſtiſchen Despotismus als von der Volks— 
ſouveränität entfernt iſt. Ich glaube daran, daß die Ele— 
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mente zu ihrem Auſbaue noch vorhanden ſind, ſobald der 
König ſich und ſein Land nur entſchieden von den Feſſeln 
der Adminiſtrationsmaſchine, der Beamtenherrſchaft los— 
macht, und ſobald das Volk erkennt, daß jede wahre Frei— 
heit ihm hierdurch geſichert iſt. Für dieſes große Unter— 
nehmen ſtreite ich daher nach Kräften, in der Ueberzeugung, 
daß nichts geeigneter iſt, das Heil Preußens zu fördern. 

Sollte aber auch hierin die Täuſchung vorwalten, ſollte 
das lebende Geſchlecht unfähig geworden ſeyn die Freiheit, 
die mit dem Rechte identiſch iſt, zu verſtehen, ſo wird nichts 
den Zug hemmen, der die alte Monarchie in die Bahn des 
modernen Conſtitutionalismus hineinreißt. Wer vermag 
es, Dämme zu ziehen dem Strome der Geſchichte? Ich 
würde nicht im Stande ſeyn, die Wege Gottes hier zu ver⸗ 
ſtehen, aber mich verpflichtet fühlen, nicht bloß mich ihnen 
zu beugen, ſondern ihnen treu zu dienen, ſo weit ich es 
vermag. 


1847. 
Das Weſen des Staates und ſeine Geſtaltung. 


Oberſte Frage bleibt: wie verhält ſich der Staat zu 
dem Rechte und der Wohlfahrt ſeiner Angehörigen? 
I. Erſte Auffaſſung: 
Das Recht und die Wohlfahrt gehen vom Staate 
aus. — Der abſolute Staat. 
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Dann entſtehen folgende Fragen: 
A. In Bezug auf das Recht: 
1. Wer beſtimmt im Staate, was Recht iſt? 
2. Wer handhabt es? 
B. In Bezug auf die Wohlfahrt: 
1. Wer beſtimmt im Staate, was hierzu Dienliches 
geſchehen ſoll. 
2. Wer führt es aus? 
Man hat dieſe Gegenſätze auch auf die Begriffe einer ge— 
ſetzgebenden und einer ausführenden Gewalt zurückgeführt 
und eine richterliche Gewalt danebengeſtellt. 

Die Antwort auf obige Fragen iſt inſoweit ſie den 
Punct 2, alſo die Ausführung betrifft, überall dieſelbe: 
die Beamten. Bei der Antwort auf den Punct 1, bei der 
Erledigung der Frage: wer beſtimmt was recht ſei und 
was Dienliches geſchehen ſolle, beginnt hingegen der Un— 
terſchied. 

Die beiden äußerſten Enden der Beantwortung ſind: 

a. Eine Perſon beſtimmt was recht ſei und geſchehen 
ſolle: Die rein perſönliche Regierung, abſolute Mo— 
narchie. 

b. Die Geſammtheit beſtimmt, was recht ſei und ge— 
ſchehen ſoll: Die abſolute Demokratie. 

Um zwiſchen dieſen beiden Extremen zu vermitteln, ohne 
das Princip des abſoluten Staates aufzugeben, wird der 
Begriff eines perſönlichen und erblichen Staatsoberhauptes 
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aufgenommen. In der weiteren Ausführung erwachſen 
dann hieraus zwei mittlere Syſteme: 

c. Der Monarch gehört blos in die ausführende Macht; 
er iſt erſter Staatsdiener; ſeine Function beſteht 
darin, die anderen Diener zu beſtellen. 

d. Der Monarch wird auch in die geſetzgebende Macht 
mit aufgenommen, ſo daß dieſe zwiſchen ihm und den 
Volksvertretern als eine gemeinſchaftliche erſcheint. 

II. Zweite Auffaſſung. 
Das Recht und die Wohlfahrt gehen nicht vom 
Staate aus. Dieſer hat nur das vorhandene, hi— 
ſtoriſch fortgebildete Recht zu ſchützen und die Wohl— 
fahrt in ſoweit zu vermitteln, als ſie die Mittel der 
Privaten überſteigt. 
Daher unterſchiedene Rechts- und Lebenskreiſe, 
Sonderthümlichkeit. 
Dem abſoluten Staate gegenüber fehlt es dieſem Staats— 
weſen noch an einer prägnanten Bezeichnung. Ich will es 
den ſtändiſchen Staat, den Rechtsſtaat nennen, ſei es Mo— 
narchie oder Republik. 

Es ergiebt ſich dann für die hiſtoriſchen Erſcheinungen 
in Bezug auf dieſe Gegenſätze folgendes: 

Der antike Staat gehört der erſten Auffaſſung an. 
Aber für die Beantwortung der Frage A. 1. wer beſtimmt 
was Recht ſei? wird überall auf einer übernatürlichen, 
göttlichen Rechtsquelle gefußt. Es treten Zwiſchenſtufen 
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ein, bis zur vollendeten Theokratie im Prieſterſtaate, wo 
Kirche und Staat zuſammenfallen. — Der antike Frei— 
heitsbegriff. 

Der mittelaltrige Staat beruht auf der zweiten 
Auffaſſung. Scheidung von Kirche und Staat. Zwei Ele— 
mente ſind thätig: das Chriſtenthum und die germaniſche 
Nationalität, daher der chriſtlich-germaniſche Staat. Die 
Feudalität, das Städteweſen. Veränderung im Freiheits— 
begriffe; der freiwillige Gehorſam. 

Der moderne Staat ſucht wieder auf die erſte Auf— 
faſſung zurückzugehen. Aber er hat aus dem Chriſtenthum 
den Begriff von allgemeinen Menſchenrechten mit hinüber— 
genommen und ſucht dieſen der abſoluten Staatsidee anzu— 
paſſen. Daher Gleichheit, Ausſchließung von Sklaverei, 
Religionsfreiheit u. ſ. w. 

Von den heutigen Staatenbildungen gehören Rußland 
und Oeſtreich noch am meiſten der Form I. a. an. Die 
nordamerikaniſchen Staaten und die Schweiz der Form 
I. b. England in der Wirklichkeit der Form J. c., und theo— 
retiſch auch Frankreich, in dem ſich aber der König indirect 
wieder ein perſönliches Regiment zu erobern trachtet. Die 
anderen Staaten wollen bei I. d. ſtehen bleiben; Preußen 
allein ſucht jetzt auf die zweite Auffaſſung zurückzukommen. 
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Oeſtreichs Politik und Regenten. 


Eine ſehr umfaſſende Frage iſt es, durch welche wir— 
kende Urſachen die verſchiedenen europäiſchen Staaten, 
welche gegenwärtig die großen genannt werden, zu dieſer 
überwiegenden Stellung gelangt ſind. 

Im Allgemeinen bietet ſich als nächſte Antwort dar: 
durch ihre großen Regenten. 

In der That knüpft ſich die Größe Frankreichs an 
Ludwig XIV. und Napoleon, Rußlands an Peter I. und 
Catharina II., Preußens an den großen Kurfürſt und 
Friedrich II. Auch für England knüpft ſich ſein großer 
Aufſchwung an Eliſabeth und Cromwell; ſpäter in der 
ausgebildeten Conſtitution treten freilich die Regenten zu— 
rück und die großen Partheihäupter an ihre Stelle. 

Der Hinblick auf die Staaten zweiten Ranges liefert 
neue Belege zu dem Satze, daß nur die großen Perſönlich— 
keiten die Reiche groß machen. Dänemark und Schweden 
ſind frappante Beweiſe dafür. Erſterer iſt der ältere und 
war der mächtigere Staat, hat aber im Laufe der Jahr— 
hunderte keine große Perſönlichkeit auf dem Throne gehabt, 
daher iſt Dänemark fortwährend geſunken. 

Während deſſen hatte Schweden Guſtav Waſa, Guſtav 
Adolph, Carl X. Guſtav, ja ſelbſt Guſtav III. und Ber— 
nadotte. Daher iſt Schweden im Wachſen geblieben trotz 
der Tollheit Carl's XII. und Guſtav Adolph's IV. 
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Spanien iſt von feiner hohen Stelle herabgeftiegen, 
weil es ſeit Jahrhunderten keinen großen König hatte. 

Nur Oeſtreich bietet hierin eine ſonderbare Anomalie 
dar. Seit Carl V. hat es keine große Regenten gehabt, 
am bedeutendſten war wohl noch Ferdinand II., und wie— 
viel mangelte dieſem Kaiſer! Ja es kennt faſt gar keinen 
ſelbſtwaltenden Regenten als Joſeph II., und dieſer hat 
nur unendlichen Schaden geſtiftet. 

Dennoch iſt dieſer Staat in ſtetem und bedeutendem 
Anwachs geblieben, und dieſes iſt das Wunderbare. Of⸗ 
fenbar regiert hier weniger als irgendwo ein Einzelner, 
ſondern ein ganzes Haus mit ſeiner ariſtokratiſchen Um— 
gebung. 


Die Regierungsformen. 


Zuletzt läßt ſich die Verſchiedenheit der Regierungs— 
formen doch immer wieder auf den alten Gegenſatz der 
monarchiſchen und der republikaniſchen zurückführen. Die 
entſcheidende Frage bleibt immer, wo ruht die oberſte, ſou— 
veräne Gewalt? bei einem Einzelnen oder bei Mehreren? 

Aber die Unterabtheilungen gruppiren ſich in neueren 
Zeiten anders als früher. 

In der abſoluten Monarchie giebt der Monarch oder 
praktiſch genommen deſſen Beamte die Geſetze und dieſe 
beſtimmen, was recht ſei. 
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In der ſtändiſchen Monarchie hingegen kann der Fürft 
nur über dasjenige allein verfügen, was ſeine eigenen 
Rechte angeht. Will er Geſetze geben, Opfer verlangen, 
die in die Rechtsſphäre ſeiner Unterthanen eingreifen, ſo 
bedarf er deren Zuſtimmung. 

Unter den republikaniſchen Regierungsformen iſt die 
reine Republik deutlich genug. Man muß bei ihr aber doch 
die Republiken unterſcheiden, die auf poſitivem Rechte be— 
ruhen, wo daher nur beſtimmte berechtigte Theile das 
Ganze regieren und die Anderen pure Unterthanen ſind. 
Dieſen gegenüber ſtehen die neueren Republiken, die ſich 
auf die Gleichheit abſtracter Menſchenrechte gründen. 

Aber auch die abſtracte Parlamentsherrſchaft iſt eine 
republikaniſche Regierungsform. Souverän iſt dort de 
facto das Volk; ſeine Vertreter geben das Geſetz, ſeine 
Beamten führen es aus; daß an deren Spitze ein König 
ſteht, ändert hierin nichts. Er iſt nur in äußeren Bezie- 
hungen von der Stellung eines Präſidenten unterſchieden. 
Auch die Erblichkeit hebt dieſe Analogie nicht auf; ſie kann 
im parlamentariſchen Staate nur als eine Inſtitution der 
Zweckmäßigkeit angeſehen werden. 

Allerdings aber gehen dieſe vier Hauptformen durch 
Zwiſchenglieder in einander über. So ſtellen alle kleineren 
deutſchen Staaten eine Miſchung aus der ſtändiſchen Mo— 


narchie und dem Repräſentativſyſteme dar. 
** * 
* 
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Man kann aber durchaus nicht ſagen, daß die eine oder 
die andere dieſer Regierungsformen die höchſten Güter des 
Staatslebens ausſchließlich verbürge. Bei allen kommt es 
auf ganz andere Dinge, als auf die Formen dabei an. 

Dieſe höchſten Güter der Geſellſchaft ſind Freiheit 
und Ordnung. Darüber werden ungefähr alle Menſchen 
einig ſeyn, weniger aber über die Definitionen. Es läuft 
dabei auf ſchlimme Verwechſelungen hinaus, ſo z. B. die 
ziemlich allgemeine Verwechſelung der Freiheit mit der 
Gleichheit, die nicht blos verſchieden, ſondern geradezu ent— 
gegengeſetzt ſind. Die Erhaltung eines geſicherten Rechts— 
zuſtandes für Alle und für jeden Einzelnen iſt der Haupt— 
begriff, und zwar die Erhaltung der politiſchen, religiöſen 
und ſocialen Rechte. Die Sicherung gegen die geſetzliche 
Verletzung conſtatirt die Freiheit, die Sicherung gegen ma— 
terielle Störung die Ordnung. 

Damit eine Regierung nun die Ordnung ſchützen könne, 
muß ſie Autorität und Macht haben, damit ſie dieſe nicht 
gegen die Freiheit gebrauche, muß ſie die Erkenntniß und 
den Willen haben den alten und neuen Abſolutismus von 
ſich fern zu halten. 

An und für ſich kann dieſes unter jeder der vier Re— 
gierungsformen geſchehen, wenn auch in ungleichem Maaße. 
Die abſolute Monarchie des türkiſchen Reichs z. B. ge— 
währt ſeinen Angehörigen ziemlich große Freiheit, frei— 
lich aber geringe Ordnung. Der Staat Friedrich Wil— 


160 » 


helm's I. leiſtete Alles in der Ordnung, ſehr wenig für die 
Freiheit. 

Die ſtändiſchen Monarchien des Mittelalters gaben 
eine hohe Privatfreiheit, aber nicht viel Ordnung. 

Der engliſche Repräſentativſtaat gewährt beides im 
hohen Maße, weil er die moderne Ordnung auf die alten 
Freiheitsbegriffe geimpft hat. ' 

Die Heinen Demokratien der Schweiz geben hohe Frei— 
heit und viel Ordnung zugleich. 

Aber eben ſo ſehr kann man ſagen, daß in allen vier 
Formen das Umgekehrte vorkommt. Es geſchieht dieſes ſo— 
gar in den republikaniſchen Regierungen allemal, wenn 
eine Partheienherrſchaft eintritt, die dann regelmäßig die 
geſammte Freiheit für ſich in Beſchlag nimmt. 


Die ſtändiſchen Edicte des Zten Februar 1847. 


Man denke ſich, was man wolle, aber man täuſche ſich 
nicht über den Erfolg. Bisher regierte der König mit ſei— 
nen Beamten, jetzt will der König mit ſeinen Unterthanen 
regieren; das iſt der Sinn des dritten Februar, wie er 
dem Könige vorſchwebt. 

Eben darum war es aber auch erſte Aufgabe, die 
öffentliche Meinung für den König zu gewinnen, das Volk 
für ſeine Perſon, für den edelſten Willen zu erwärmen, 
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die Welt über ſeine Abſichten zu verſtändigen. Wenn je 
jo bedurfte man zu dem Werke des Iten Februar der Liebe 
und des Vertrauens aller derer, welche man heranruft. 

Daß hierzu nichts geſchehen, ja daß das Umgekehrte 
eingetreten iſt, braucht leider nicht bewieſen zu werden. 
Statt der Liebe, des Vertrauens, der Achtung, fand der 
3te Februar nur Gehäſſigkeit und Mißtrauen in weiten 
Kreiſen. 

Was aber konnte und mußte geſchehen? 

Die öffentliche Meinung iſt von den Gegnern in dem 
Sinne der politiſchen und religiöſen Umwälzung raſtlos 
bearbeitet worden. Freilich konnte man nicht nach dieſen 
Zielen mit ihnen wettlaufen. Aber es iſt auch nicht die 
Umwälzung, welche die Maſſen eigentlich anſtreben und 
wollen, ſondern die viel allgemeineren mehr oder minder 
dunkeln Begriffe von Nationalität, Fortſchritt, Freiheit 
ſind es, welche eben in dieſer Allgemeinheit vorangeſtellt 
werden. Dieſe gewaltigen Hebel ſind es aber auch, welche 
man den Radikalen völlig preisgegeben hat, zu unwieder— 
bringlichem Schaden für die Sache des Königs. 
| Hier war es, wo genau das Entgegengeſetzte von dem 

geſchehen mußte, was wir geſehen haben. Der König 
mußte ſich und Preußen hinſtellen als Vorfechter der Na— 
tionalität, des Fortſchrittes, der Freiheit. Dieſes mußte 
der Kern ſeiner Regierung werden, alles Andere war da— 
gegen untergeordnet. 
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Was dazu geſchehen konnte, zerfiel in die beiden großen 
Aufgaben: Verſtändigung — Handlung. Ich habe mir 
und Anderen oft genug deutlich gemacht, wie mir die Aus— 
führung dabei erſcheint. Erſt, wenn in ſolcher Weiſe der 
Boden vollkommen bereitet war, durfte der Zte Februar 
ins Leben treten. Dieſer erſchien dann nicht als abgedrun⸗ 
gen oder in beſter Auslegung als Mittel um Liebe und 
Vertrauen, und mit ihr jene Güter zu erobern, ſondern 
als Bürgſchaft für Recht und Geſetz, und dieſes iſt der 
Sinn des wahren ſtändiſchen Weſens. f 


* * 
3. 


Noch einmal will ich mir meine Gedanken vergegen— 
wärtigen: | 

Der König konnte und wollte nicht das Regierungs— 
ſyſtem ſeines Vorgängers fortſetzen. 

Er wollte nicht, weil er es für unrecht hielt. Er konnte 
nicht, weil deſſen Zeit abgelaufen war. 

Wenn alſo demnach der aufgeklärte Beamtenabſolutis⸗ 
mus nach 1840 nicht ferner zu halten war, wo hinaus 
denn? Entweder man fiel in die parlamentariſche Regie— 
rung, oder man mußte verſuchen den ſtändiſchen Staat 
aufzurichten. 

Damit aber dieſer Verſuch gelinge, war es oberſte Be- 
dingung, daß der König in ſeinem Lande beſitze: Liebe und 
Vertrauen einerſeits, Autorität andererſeits. 
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Die letztere war von der vorigen Regierung noch ziem— 
lich intact überliefert worden. Die beiden großen Hebel: 
Beamten und Heer waren zuverläſſig. 

Die erſteren brachte man dem König bei ſeiner Thron— 
beſteigung in hohem Maaße entgegen. 

Er konnte daher augenblicklich den Verſuch unterneh— 
men. Das Edict vom Zten Februar d. J. (mit gewiſſen 
Abänderungen, die ich hier übergehe) mußte bei der Hul— 
digung erlaſſen werden, noch beſſer ſogar gleich nach der 
Thronbeſteigung, noch ehe die Königsberger Händel den 
ſchlimmen Samen ausſtreuten. Man denke ſich die Wir- 
kung verbunden mit einem offenen Manifeſte, im Sinne 
des ſpäter Entworfenen. 

Wollte der König dieſes nicht, wollte er die Entwicke— 
lung erſt vorbereiten, ſo mußte dieſes die Hauptaufgabe 
der ganzen nächſten Jahre ſeyn; Alles andere war da— 
gegen untergeordnet. Es galt zu erkennen, daß mit den 
vorhandenen Menſchen, in den vorhandenen Wegen und 
mit den vorhandenen Allianzen nicht fortzukommen ſei. Es 

bedurfte großer Entſchlüſſe und großer Thaten. 

Daher 

a. Zuerſt eigne klare Erkenntniß des Zieles und der 
Mittel. 

b. Wahl entſprechender Menſchen, die in ſich und mit 
ihm einverſtanden. 

c. Dann das Betreten der neuen Wege und zwar: 

Ber 
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zur Verſtändigung: 
Freie Ordnung der Preſſe; Richtiger Gebrauch 
der Litteratur. 

zur Handlung: 
die Decentraliſation und Verbindung der Verwal— 
tung mit den Provinzialſtänden. Die kirchlichen 
Intereſſen; das Toleranzedict im Sinne des Kö— 
nigs. Der Zollverein, Ausbreiten auf ganz Nord- 
deutſchland — daran geknüpft die Handels- und 
Schifffahrts-Entwickelung. 

Die nationalen Intereſſen und Bedürfniſſe — 
Belebung und Aufrichtung des Bundes als wahr— 
haft deutſches Geſammtweſen. 

Alles nach den ſo oft dargelegten Richtungen 
und Zielen. | 

d. Neue Allianzen: 
Abſonderung von Rußland — Gutes Vernehmen 
mit Oeſtreich, aber gänzliches Abſtreifen aller bis— 
herigen Feſſeln. Oeſtreich mußte in den deutſchen 
Angelegenheiten dieſelben Wege mit betreten, oder 
Preußen ging allein. 

Enge Allianz mit England. 

Vor allem aber feſtes Zuſammenwachſen mit 
Deutſchland. 

Wenn dieſe Vorgänge zu dem ſicheren Ziele geführt, den 
König zum Manne ſeines Volkes und der deutſchen Nation 
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zu machen, ſo wie es ſein hoher edler Sinn verdient, dann 
erſt Vortreten mit dem ſtändiſchen Edict in offenſter, ein— 
fachſter Weiſe. Ein freier Fürſt und ein freies Volk! Wer 
hat je ein ſchöneres Wort ausgeſprochen? 

* £ * 

Im Großen und Ganzen gab es im neueren europäi— 
ſchen Staatsweſen nur zwei Hauptgegenſätze: Die Beam— 
tenregierung und die Repräſentativregierung. Es kommt 
hierbei nicht auf ſpecielle Zergliederung der Begriffe an, 
genug es iſt unleugbar, daß zu den erſteren gehörten: 
Rußland, Oeſtreich, die italieniſchen Staaten, Preußen 
und Dänemark. Zu den letzteren Frankreich, England, 
Belgien, Niederlande, die pyrenäiſchen Staaten, die kleine— 
ren deutſchen Staaten, Schweden. Die nächſten Verbin— 
dungsglieder zwiſchen beiden Syſtemen, können in Däne— 
mark und Preußen einerſeits, und in Schweden und den 
kleineren deutſchen Staaten andererſeits geſucht werden. 
In dieſen Verbindungsgliedern hat man eine Art von 
Vermittelung angeſtrebt, indem man das Princip der 
Volksſouveränität nebſt den daraus fließenden Folgerun— 
gen negirte. Die Glieder der erſten Kette, Preußen und 
Dänemark, banden die Regierung nur an den Rath der 
Stände, die Glieder der anderen, Schweden und die klei— 
nen deutſchen Staaten, ſetzten die Regierung aus zwei 
gleichberechtigten Factoren zuſammen: Fürſt und Volks⸗ 
repräſentanten. 
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Das Decret vom Zten Februar 1847 iſt der erſte 
Verſuch einen Standpunct zu gewinnen, der außerhalb 
und oberhalb jener Gegenſätze läge, die doch nur Formen 
deſſelben Staatsabſolutismus ſind. Dies iſt der Sinn der 
ſtändiſchen Monarchie, wie der König ſie will. 

Ich ſehe mit tiefem Schmerze voraus, daß dieſer große 
Verſuch, der ein welthiſtoriſcher genannt werden ſollte, 
mißlingt. Dieſes Mißlingen iſt aber keineswegs in der 
Sache begründet, wie ungefähr Jedermann wähnt, ſondern 
allein in der Ausführung. Er mißlingt: 

1. Weil er nicht vorbereitet worden. Dies iſt das 
unermeßliche Thema der verfloſſenen ſieben Regie⸗ 
rungsjahre, das ich jo oft ſchon betrachtet und be- 
weint habe. | 

2. Weil das Dekret vom Zten Februar wirkliche Blößen 
darbietet. Auch hierüber habe ich mir ſelbſt gegen— 
über genugſam Deutlichkeit verſchafft. 

3. Weil auch die Behandlung des zuſammengetretenen 
Landtages vielfach vergriffen wurde. 

Wenn nun vorausſichtlich der jetzt eingeſchlagene Gang 
total mißlingt, was dann: 

Man wird entweder unternehmen, zu der Regierung 

ohne Stände zurückzukehren, oder in das Repräſentativ⸗ 

ſyſtem durch allmählige Conceſſionen übergehen müſſen. 
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Die Proviſorien. 

Alle neuen politiſchen Geſtaltungen der europäiſchen 
Staaten, welche Form ſie auch zunächſt annehmen mögen, 
ſind nur Proviſorien. Definitiv conſtituirt wird Europa 
erſt am Ausgange eines großen Krieges werden. Erſt die— 
ſer wird ſtatt der künſtlichen Gebilde, die ihren Todeskeim 
ſchon durch die logiſchen Conſequenzen der Eigenthums— 
frage in ſich tragen, wieder natürliche Staatsverhältniſſe 
erzeugen. 

Nur diejenige Regierung iſt eine natürliche, die Ge— 
walt hat, die eine Autorität beſitzt, welche unabhängig von 
den wechſelnden Meinungen der Gegenwart beſteht. Es 
erwachſe ihr nun dieſe Autorität von der allſeitigen Aner— 
kennung ihres guten Rechtes, oder aus der Nothwendigkeit 
ihrer materiellen Gewalt ſich zu unterwerfen. Am voll— 
kommenſten und dauerndſten natürlich aus beiden. 


. 


Bei jeder politiſchen Verfaſſungsform kann Freiheit be— 
ſtehen oder nicht. Die eine iſt dem Beſtehen der wahren 
Freiheit günſtiger, als die andere, aber keine garantirt ſie, 
oder ſchließt ſie aus. 

Die reine Monarchie des Mittelalters geſtattete die 
Privatfreiheit im weiteſten Maaße. 

Der Repräſentativſtaat zeigt große und edle Freiheits- 

erſcheinungen in England. Die demokratiſche Republik in 
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den kleinen Schweizer-Cantonen und felbft in Nordame⸗ 
rika ſchließt eine Maſſe Freiheit in ſich. 

Man begreife nur erſt einmal, was Freiheit wirklich 
iſt. Aber das iſt das ungeheure Unglück der Gegenwart, 
daß dieſes Gefühl in demſelben Maße verloren gegangen 
iſt, als der Ruf nach Freiheit am ſtärkſten wurde. 

Nur der abſolute Staat in allen feinen Verfaſſungs⸗ 
formen iſt der wirkliche Feind der Freiheit, er möge ſich 
als Imperatorenthum, als Partheienherrſchaft oder als 
Republik darſtellen. 


* 


Die engliſche Revolution von 1688 und die franzö⸗ 
ſiſche Revolution von 1789 ſind wahre Gegenſätze. In 
der erſteren reagirte die wahre Freiheit, in der zweiten der 
falſcheſte aller Freiheitsbegriffe, der mit der ſchlechten 
Gleichheit zuſammenfällt, gegen die abſolute Monarchie. 


Die ſtändiſche Verfaſſung in Preußen. 


Man ſagt oft: König Friedrich Wilhelm IV. hat mit 
dem Verfaſſungs-Patente vom 3ten Februar 1847 geern⸗ 
tet, was er geſäet hatte. 

Der Schein iſt für dieſe Behauptung, und doch iſt ſie 
ganz irrig. 


% 169 


Die Saat war gut, geſund und fruchtbar, wenn auch 
einzelne mangelhafte Körner dazwiſchen lagen. 

Aber ſie wurde zu ſpät geſäet, und der Boden, der ſie 
aufzunehmen geeignet geweſen, fehlte. 

Man ſtreue die beſte Saat aus, wenn ihre Zeit vor— 
über, ſo wird ſie keine Frucht bringen. Oder man werfe 
fie auf Felſen, fo faßt fie nicht Wurzel; auf Sumpf, ſo er— 
ſtickt ſie; auf Feld, das ſchon vom Unkraut eingenommen, 
ſo wird ſie von dieſem überwuchert. 

Dies war der wirkliche Hergang; beide Gebrechen tra— 
fen zuſammen. Daß der richtige Moment, die Thronbe— 
ſteigung des Königs, verabſäumt wurde, daß auch nachher 
nichts geſchah um den Boden, den Geiſt der Nation, wahr— 
haft vorzubereiten, das iſt der unermeßliche Fehler. Bei 
dem Einen entſprang er aus Mangel an feſten durchgrei— 
fendem Willen für das als richtig Erkannte, bei den An— 
deren aus Stumpfheit und ſchlechtem Willen. 

Aber jetzt? Die ſchmerzliche Beſorgniß, die ſeit Jah— 
ren auf mir laſtet, ſteigert ſich zur Gewißheit. Die ſtän— 
diſche Monarchie iſt nicht mehr aufzurichten, der Zug nach 
dem conſtitutionellen Repräſentativſyſteme hin unausweich— 
lich. Wie aber einen rechtlichen Uebergang finden, wie den 
monarchiſchen Kern und mit ihm das Autoritätsprincip, 
ohne welches kein dauerndes Staatsweſen in Preußen 
möglich iſt, dabei retten und neu befeſtigen? 
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Die Unabhängigen. 


Es iſt ſehr nothwendig ſcharf zu unterſcheiden zwiſchen 
den theoretiſchen Grundlagen und der factiſchen Geſtaltung 
des conſtitutionellen Syſtemes, wie es ſich in den deutſchen 
Ländern und den anderen europäiſchen darſtellt. 

In England und der Theorie nach auch in Frankreich, 
regierten die Kammern, indem ſie aus ihrer Majorität die 
verantwortlichen Miniſter beſtellten. Hier kann und ſoll 
ſich alſo die Volksvertretung in zwei Lager ſcheiden, und 
das regierende Lager ſpricht und handelt durch ſeine Mi— 
niſter. Dieſe letzteren find die Träger des Princips, der 
Regierung; ſie vertreten die Intelligenz und den Willen 
der Parthei, welche regiert; die anderen Kammermitglieder 
zählen eigentlich nur als Stimmen, als thatſächlicher Nach- 
weis, daß die Majorität wirklich regiert. | 

Je ſchärfer die Abſonderung und Gliederung der Par— 
theien hierbei iſt, je reiner und praktiſcher tritt das Syſtem 
hervor. So in England, wo das parlamentariſche Ge- 
bäude offenbar am tüchtigſten und einfachſten war, als ſich 
nur zwei große Lager ein Jahrhundert lang gegenüber 
ſtanden. Hierbei ſtellt ſich dann das politiſche Leben des 
Staates als eine einfache Pulſation dar; der Wechſel der 
regierenden Partheien bleibt immer in feſten und unwan⸗ 
delbaren Schranken und dient eben nur dazu, einer Stok⸗ 
kung und Verknöcherung vorzubeugen. Unabhängige Mit⸗ 
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glieder, d. h. ſolche die ohne zuſammenhängendes, abge— 
ſchloſſenes Syſtem ſich nur von dem jedesmaligen Momente 
beſtimmen laſſen, ob ſie ſich für oder gegen die Principien 
der augenblicklichen Regierung erklären, ſind hierbei ei— 
gentlich nicht denkbar, oder bleiben wenigſtens ohne poli— 
tiſche Bedeutung. 

Ganz anders ſteht es hiermit in den deutſchen Staa— 
ten, die auf einer noch unklaren Miſchung der altfürſtlichen 
Herrſchaft und der Volksrepräſentation beruhen. Hier ſollen 
die Miniſter lediglich die Diener der Landesherren ſeyn; 
dieſer tritt ſelbſt, wenn auch nicht namentlich, den Deputir- 
ten gegenüber, es ſind ſeine Vorſchläge, ſeine Forderungen, 
um welche in den Kammern verhandelt wird. Die Kam— 
mer ſteht zu dieſen Regierungsvorſchlägen ganz frei; ſie 
kann und ſoll ſich unangeſehen aller principiellen Gegen— 
ſätze dawider oder dafür ausſprechen, ſie ſoll ſich eigentlich 
durch nichts anders als durch das Landeswohl im gegebe— 
nen Falle beſtimmen laſſen. 

Nun iſt zwar auch in Deutſchland das politiſche Par— 
theiweſen nur zu ſehr ins Leben getreten, aber nur nach 
einer Seite hin. Die Liberalen, jetzt noch verbunden mit 
den Radikalen, haben ſich allerdings zuſammengefunden, 
und bekennen fi) zu einem umfaſſenden ausgebildeten Sy⸗ 
ſteme in allen politiſchen, kirchlichen, ſocialen Fragen. Hier⸗ 
nach ſpricht und handelt die coalirte Parthei, und hat daher 
beſtimmte Ziele und ebenſo beſtimmte Wege vor ſich. Dieſer 
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Oppoſition ſteht aber keineswegs eine ebenſolche Parthei 
gegenüber, die die entgegengeſetzten Lehren in Staat und 
Kirche verträte. Sondern ſtatt deſſen eine ſogenannte Re⸗ 
gierungsparthei, d. h. eine ſolche, deren Glieder, ſei es aus 
dem einen oder andern Grunde, ſich lediglich durch die Ab— 
ſichten der Regierung beſtimmen laſſen. Von einem prin⸗ 
cipiellen Syſtem kann dabei alſo nicht die Rede ſeyn; nur, 
wenn die Regierung gerade ſelbſt ein zuſammenhängendes 
Syſtem hätte (was nirgends der Fall iſt), würde auch ihre 
Parthei auf einem ſolchen Boden ſtehen; in der Wirklich⸗ 
keit iſt fie lediglich auf Verwaltungszwecke, nicht auf po= 
litiſche Principien verpflichtet. 

Hierin liegt der eigentliche Grund der unendlichen mo— 
raliſchen Schwäche der guten Sache in der öffentlichen 
Meinung. Wer in dem deutſchen conſtitutionellen Leben 
eine günſtige Wendung hervorbringen wollte, müßte vor 
Allen dieſen Zuſtand ändern und eine Parthei in den 
Kammern und correſpondirend in der Preſſe ins Leben 
rufen, die der Regierung nicht verpflichtet wäre, ſondern 
wahrhaft unabhängig auf einem feſten Syſtem ſtände, d. h. 
dem Syſteme der rechtlichen Freiheit. Eine ſolche Parthei 
wird nichts weniger als ein juste milieu ſeyn, ſondern der 
Verwaltung oft weit ſchärfer entgegentreten, als die libe⸗ 
rale Oppoſition. | 

Da ſie aber weſentlich conſervativ ift, fo würde fie in 
den eigentlichen politiſchen und kirchlichen Principien doch 
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ſtets das wahre Beſte der Regierungen vertreten, und die— 
ſer dadurch eine unermeßliche moraliſche Hülfe bringen. 
Auf dieſe Weiſe könnte das Repräſentativſyſtem, die Preß— 
freiheit und die Kirchenfreiheit zu großem Segen führen. 


Preußen und die Fluthen der Zeit. 


Wenn ich die Handlungen, und noch mehr die Unter— 
laſſungen Derer betrachte, die in mannigfachen Aemtern 
ſeit ſechs Jahren das Staatsſchiff Preußens leiten, und 
damit meine eigene Empfindung vergleiche, ſo kommt es 
mir vor, als ob durch unſere ganze Anſchauung von der 
thatſächlichen Sachlage eine Grundverſchiedenheit hindurch— 
ziehe. Jene wähnen oder handeln wenigſtens ſo, als ob 
dieſes Schiff, das wir mit unſeren heißeſten Wünſchen be— 
gleiten, auf einer Küſtenfahrt begriffen ſei, bei einem Wet— 
ter, das, wenn auch nicht gerade heiter, doch nichts unge— 
wöhnliches zeige. Man ſteuere nur immer nach dem wohl— 
bekannten, hergebrachten Curſe, gleite zwiſchen vereinzelten 
Klippen und Untiefen wohlgemuth hindurch, und halte 
ſich ſtets an die Küſte, deren bergende Häfen im ſchlim— 
men Falle Sicherheit gewähren! So verfahren denn auch 
ſämmtliche Piloten, wie mannigfach ſie auch gewechſelt ha— 
ben; ſie ſteuern vom Tage zum Tage in ihrer Weiſe fort, 
wohlmeinend und redlich. Kommt dem Könige der Ge— 
danke, daß es wohl nicht mit dem beliebten Curſe abgethan 
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ſei, ſondern ein neuer geſucht werden müſſe, ſo wird eine 
ſolche Zumuthung als gefährliche Turbulenz betrachtet, 
möglichſt „unſchädlich “ gemacht und ſofort wieder in die 
alte Bahn zurückgelenkt. 

Iſt die Anſicht von der factiſchen Lage Preußens, 
welche ihnen dabei mehr oder minder deutlich vorſchwebt, 
die richtige? Mein Gefühl ſowohl, als Alles, was die 
reifſte und objectivſte Beobachtung mir lehrt, fagt entjchie- 
den: Nein. 

Das Meer iſt tiefer aufgeregt, als je, ſeine Wellen 
gehen hohl, eine dumpfe, erſtickende Schwüle verſetzt den 
Athem, die Wolken bilden und jagen ſich, ſchon zucken ein⸗ 
zelne Blitze am Horizonte, die Dunkelheit nimmt überhand, 
die Nacht wo Niemand mehr ſchaffen kann. Das Schiff 
iſt leck an mehr als einer Stelle, es ſenkt ſich bedenklich, 
der Sturm reißt an den Segeln, die Maſten krachen, der 
ganze Bau bebt in allen ſeinen Fugen. 

Kann mit ſolchem Fahrzeuge, in ſolchem Ungewitter, 
der gewöhnliche Curs, „die Reiſe vom Buttermarkte zum 
Käſemarkte eingehalten werden? Iſt hier die Fahrt längs 
der bekannten Küſte das gewieſene, das heilſame? Sind 
nicht eben die Klippen dieſer Küſte dasjenige, was die 
nächſte Gefahr droht? wird man dann durch die Bran⸗ 
dung hindurch den ſchirmenden Hafen erreichen können? 

Gewiß und wahrhaftig nicht! Hier gälte es augenblid- 
lich, ohne allen Verzug, mit jeder Kraft des Geiſtes und 
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Leibes zuzugreifen, die Ueberlaſt, auch wenn ſie liebgewor— 
dene Erinnerungen enthält, über Bord zu werfen, die Lecke 
mit jedem Materiale zu ſtopfen, die Segel umzuſtellen, 
dann aber mit kühner feſter Hand das Steuer zu ergreifen. 
Weg aus der trügeriſchen, gefahrdrohenden Nähe der Küſte, 
hinaus ins offene Meer, wo mindeſtens nicht das Schei— 
tern an jenen Hinderniſſen bevorſteht, und einen neuen 
Curs geſucht, mit ernſtem Muthe und Gottes Hülfe! 


Der Communismus. 


Wer kann beſtreiten, daß der Communismus die lo— 
giſche Folge aus den Vorderſätzen des modernen abſoluten 
Staates iſt? 

Das irdiſche Princip weiſt den Menſchen ausſchließ— 
lich auf das dieſſeitige Leben an und auf deſſen Wohlfahrt. 
Der Staat ſoll ihm dieſe verſchaffen; dies iſt ſein Beruf 
und der Zweck ſeiner Einſetzung. Auf dieſem Wege aber 
iſt nirgends ein Ruhepunct bis zum Communismus; alles 
andere ſind Halbheiten, Inconſequenzen. 

Man ſchützt ſich gewöhnlich gegen dieſe Folgerung nur 
durch die Ausrede der Unmöglichkeit. Iſt dies aber ge— 
gründet, giebt es nicht Stufen des Communismus, die 
practiſch ſind? 

Das Extrem wäre allerdings, daß nur der Staat be⸗ 
ſitze, nicht der Einzelne. Das Practiſche aber, daß der 
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Staat nur über ſoviel verfüge, um dem Einzelnen die 
Möglichkeit des Lebens zu ſichern, und daß er den Einzel— 
nen nur gegen die Hauptunglücksfälle ſchütze. 

Alſo zweierlei hätte der Staat zu garantiren: Das 
Minimum der Exiſtenz und die Solidarität des Unglücks. 

Man wird fragen woher er die Mittel nehmen ſoll? 
Darauf iſt die Antwort: zuerſt ſich einen ſtets disponibeln 
Fond ſchaffen, und wo dieſer nicht ausreicht, dann ihn 
durch hierauf gerichtete Beſteuerung ergänzen. 

Der Fond entſtehe dadurch, daß gewiſſe Erbſchaften 
als herrenloſes Gut erklärt werden. Dieſes führt zur 
allgemeinen Unterſuchung über die Natur der Erblichkeit. 
Man kann dabei folgende Stufen durchlaufen. 

a) Wenn das äußerſte feſtgehalten würde, ſo müßte 
der Begriff des Eigenthumes auf die ſtrenge Perſönlichkeit 
zurückgeführt werden. Jeder beſitzt was er erwarb, er 
kann darüber frei verfügen, ſo lange er lebt. Aber nicht 
jenſeits ſeines Lebens hinaus, daher keine Vererbung. 
Hierin liegt an und für ſich noch keine Eigenthumsbe— 
ſchränkung, denn Jeder kann bei Lebzeiten geben, was und 
wem er will. a 

b) Wenn man nicht bis zu dieſer äußerſten Conſequenz 
gehen will, jo geſtatte man die Vererbung durch Teſta— 
ment, wobei der Wille des noch Lebenden ſupponirt wird, 
aber deswegen keine Inteſtaterbfolge. 

e) Will man noch weiter nachlaſſen, jo dulde man den 
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Uebergang der Erbſchaft an die Kinder ab intestato. Denn 
wer heirathet, hat ſeine Abſicht ausgedrückt, Kinder zu be— 
kommen, und man darf naturgemäß vorausſetzen, daß er 
dieſen habe ſein Erworbenes hinterlaſſen wollen. Dieſer 
Schluß findet aber keine Anwendung auf irgend Andere, 
daher keine Inteſtaterbfolge für Seitenverwandte. 

d) Ja man ſtatuire noch, daß die Brüder, oder ſelbſt 
die von dem gemeinſchaftlichen Stammvater Herkommen— 
den, dasjenige ab intestato erben, was von dem Stamm- 
vater herrührt. Aber nicht das von dem Erblaſſer ſelbſt 
Erworbene. In dieſer mildeſten Suppoſition wäre alſo 
nur zweierlei Inteſtatvererbung geſtattet: 

1. Für die directen Deſcendenten. 

2. Für die Collateralen, in ſoweit es ſich um einen 
nachweislichen Beſitz des Stammvaters handelt. 
Aller andere Nachlaß, über den nicht durch Teſtament ver— 
fügt iſt, fällt als herrenloſes Gut an den Staat. Hieraus 
würde ein bedeutender Jahresfond ſich bilden, an den Nie— 
mand Anſpruch hat. Dieſes würde die Baſis der commu— 
niſtiſchen Staatsleiſtungen; was noch mangelt, erſetzen 

dann die Steuern. 


Oppoſition. 


Das Characteriſtiſche der Zeit im Allgemeinen iſt der 
Untergang der Autorität und Pietät. 
v. Radowitz Schriften. IV. 12 
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Beide werden nur erhalten durch das höhere Gebot, 
oder durch das Bedürfniß. 

Die Macht des höheren Gebotes liegt im Chriſten— 
thum oder überhaupt in jeder auf Offenbarungen ruhenden 
Religion. Sein Boden iſt entweder der einfach unſchuldige 
Glaube aus Herzenserfahrung, oder die tiefere Einkehr in 
den Geiſt. Nun ift zwar die Region des letzteren jetzt er- 
weitert worden, aber außer Verhältniß zu dem Verluſte 
am erſteren. Jener einfache Glaube, der noch vor funfzig 
Jahren den Bürger- und Bauernſtand in ſeiner großen 
Mehrzahl durchdrang, iſt durch die Halbbildung der Ge- 
genwart gänzlich zerſtört worden. Ein Gegengewicht zu 
dieſen zerſtörenden Einwirkungen der Zeit hätte nur in 
einem fühlbaren Bedürfniß gefunden werden können. Ein 
ſolches iſt gegeben durch Krieg oder tiefe allgemeine Noth. 
Beides aber iſt ſeit dreißig Jahren, alſo ſeit faſt einer gan- 
zen Generation ausgeblieben; der Frieden oder vielmehr 
die Abweſenheit des Krieges, ſchleppt ſich ſeit 1815 fort. 
Der Nothſtand der letzten beiden Jahre trifft nicht die 
Stände, die deſſen am meiſten bedurften, um aus ihrer 
Selbſtgenügſamkeit aufgerüttelt zu werden. 

Daher jetzt die allgemeine Erſcheinung, daß jede Wi- 
derſetzlichkeit gegen die Regierungen, ſie gehe aus von wem 
ſie wolle und habe ein Ziel welches ſie wolle, ſtets weiten 
Anklang findet und eine Macht wird. Die Oppoſition an 
und für ſich, hat ſchon die Meinung für ſich. 
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Es hat dieſes nicht bloß Anwendung auf die Fälle, wo 
die Veranlaſſung, der greifliche Zweck der Oppoſition eins 
jener bekannten Stichworte iſt, ſondern auch auf ſolche, die 
nicht in dieſe Rubrik gehören. So der Cölner Streit, die 
Schleswig⸗Holſteinſche Sache. Nur der Münchner Mi- 
niſterwechſel ſcheint ſich zu einer Anomalie zu geſtalten, da 
hier der Haß gegen die katholiſche Kirche noch über den 
Haß gegen den König ſteigt; man muß indeſſen auch dort 
erſt das Ende abwarten. 

Daher ſtehen nicht bloß die Schlechten in ſtets bereiter 
Oppoſition, ſondern es iſt bei den Guten faſt eben ſo viel 
Abneigung gegen ihre Regierungen zu finden. 

Dieſe unleugbare Thatſache iſt die furchtbarſte Gefahr 
der Gegenwart, fie macht das Regieren im rechtlich-chriſt— 
lichen Sinne faſt unmöglich. Die Repräſentativverfaſſun⸗ 
gen ſind gewiſſermaßen eine Ableitung dagegen, und dies 
iſt nicht ihre geringſte Bedeutung für dieſe Zeit. Dort 
können ſich poſitive Partheien bilden, die Oppoſition findet 
eine Gegenoppoſition. Aber die Gefahren werden zur 
Seite hingeſchoben. Entweder drängt es hin nach einer 
offenen Partheienregierung mit Beſeitigung des Königs— 
Amtes wie in England, oder es geht daraus ein fortgeſetz⸗ 
ter Betrug hervor, wie jetzt in Frankreich. Könnte aber 
nicht auch eine geſundere, unſerm wahren deutſchen Leben 
angemeſſene Geſtalt daraus hervorgehen? 
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Freie Fürſten, freie Völker. 

Freie Fürſten, freie Völker! Dieſes Wort meines Kö— 
nigs faßt einen ganzen Codex der wahren Staatslehre in 
ſich. Denn es ſchließt nach beiden Seiten hin die falſche 
Lehre aus. Weder Allgewalt der Fürſten, denn dies würde 
das Volk zu Knechten machen. Noch Allgewalt (Souverä— 
nität) des Volkes, denn dies würde den Fürſten zu deſſen 
Diener herabſetzen. 

Das eine der beiden Glieder in dieſer wichtigen Dicho— 
tomie wird durch das Fürſtengeſchlecht völlig deutlich und 
klar dargeſtellt. 

Wie aber nun das Andere, ſo daß es eben ſo deutlich 
und unzweifelhaft daſtehe? Das iſt die Schwierigkeit, die 
ich die praktiſche nennen möchte. 

Als ungeordnete Geſammtmaſſe kann das Volk nicht 
ſeine Meinung äußern, ſeine Zuſtimmung ertheilen. Alſo 
wird es immer auf irgend eine beſtimmte und feſtgeordnete 
Weiſe dargeſtellt, vertreten werden müſſen, und hierin liegt 
allerdings die wahre Bedeutung des vielgemißbrauchten 
Repräſentativprincips. 

Aber wie ſoll nun dieſe Repräſentation ins Leben tre— 
ten? Das iſt es, was die Anſichten auch Derer ſpaltet, die 
ein gerechtes und geordnetes Staatsleben, gleichweit von 
Abſolutismus wie von Anarchie entfernt, anſtreben. 

Die hiſtoriſchen Betrachtungen, die meine politiſche 
Auffaſſung beſtimmen, haben mich darauf hingeführt, in 
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den alten organiſchen Ständen die eigentlichen realen 
Exiſtenzen des Volkes, und alſo auch deſſen natürliche und 
befugte Vertreter zu erblicken. Aber ich bin nicht ſo blind, 
um nicht wahrzunehmen, daß in der großen Mehrzahl der 
jetzt Lebenden zumal in Deutſchland dieſer Begriff immer 
mehr zurückgetreten iſt, ſo daß auch unter Denen, die nach 
Recht und Ordnung ſtreben, die Ueberzeugung vorwaltet: 
die Vertretung des Volkes könne nur auf Beſitz und Intel- 
ligenz begründet werden. 

Wenn ich auf die unverkennbaren Anzeichen hinblicke, 
die ſich aus dem großen mißglückten Verſuche unſeres ver— 
einigten Landtages ergeben, ſo kämpft in mir der tiefe 
Kummer über die verabſäumte Zeit und die mangelhafte 
Behandlung mit der ſorgenvollen Ahnung, daß die Zeit 
zur Wiederbelebung der gerechteſten, weiſeſten und wohl— 
thätigſten Staatsform auf lange Zeit hinaus, ja vielleicht 
unwiederbringlich verloren iſt. 


Die Forderungen der Zeit. 


Was macht die ſchlechte Sache jetzt fo ſtark und fieg- 
reich? Daß nicht bloß alle Zweifelhaften und Halben ihr 
zufallen, ſondern auch eine große Zahl Solcher, die feines- 
weges revolutionäre Abſichten hegen. 

Das erſtere erwächſt daraus, daß die Regierungen 
kein Ziel vor ſich haben und keine Kraft es zu erringen. 
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Die Schwankenden wenden ſich daher nach der Seite hin, 
wo ihnen beides gezeigt wird. Jedes feſte Auftreten einer 
Regierung würde dieſen Schlag von Menſchen zunächſt 
irre machen, dann an ſich ziehen, ſelbſt wenn der Weg der 
Regierung an und für ſich gegen die Zeitmeinungen ver— 
ſtößt. Wir haben die Beiſpiele an Hannover in der Nähe. 
Noch bedeutſamer iſt aber die Frage, was die redlich Su— 
chenden jetzt auf die ſchlechte Seite hinüberzieht. Es han— 
delt ſich dabei nicht bloß um eine große und einflußreiche, 
ſondern auch um eine achtbare Klaſſe von Menſchen. Für 
Deutſchland, insbeſondere Preußen, iſt dies gerade die 
Lebensfrage, wie noch der letzte Preußiſche Landtag erwies. 

Was ſuchen dieſe wirklich? Zwei Dinge: Rechtsſicher— 
heit und Nationalität. Daß ſie erſtere nur im Repräſen⸗ 
tativſyſtem zu erkennen vermögen, letztere in der Vernich⸗ 
tung der Specialität der einzelnen Staaten, das iſt das 
große Unglück der Zeit. Beides iſt keineswegs nothwendig, 
ſondern ein leider weit verbreitetes Mißverſtändniß. 

Was verſtehen fie unter Rechtsſicherheit? Ich über- 
ſetze die Antwort abſichtlich in den laufenden Sprachge— 
brauch. Daß die Geſetze mit der öffentlichen Meinung 
übereinſtimmen, und daß Jeder vor ihnen gleich ſei. 

Was an dieſen Forderungen richtiges und mögliches 
iſt, wird durch das ſtändiſche Syſtem vollkommen geleiſtet. 
Ob man dies Berathung oder Beſchließung nenne, es iſt 
klar, daß kein Geſetz erlaſſen werden kann, das nicht die 
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Zuſtimmung der Stände hat. Auch die geforderte Gleich— 
heit iſt längſt vorhanden, wenn man darunter die Gleich— 
heit vor der Macht des Geſetzes, nicht die unmögliche 
Gleichheit vor deſſen Inhalte verſteht. Was noch mangelt, 
iſt das Rechtsmittel für ſolche Conflicte, die zwiſchen der 
Regierung und den Ständen ſelbſt entſtehen; ein ſolches 
würde nicht ſchwer zu ſchaffen ſeyn, ſobald man nur erſt 
den rechten Willen hätte. 

Anders ſteht es mit der Nationalitätsforderung. Hier 
iſt wirklich eine große Sünde von Allen begangen worden, 
die ſeit 1815 das Ruder in den deutſchen Regierungen ge— 
führt haben. Hier iſt nicht mehr als Alles noch zu ſchaffen 
und zwar auf der Grundlage eines wahren deutſchen Ge— 
meinweſens, ohne Aufhebung der wohlberechtigten Selb— 
ſtändigkeit der einzelnen Staaten. 

Ich habe nicht einer dritten Forderung erwähnt, die 
ſogar gewöhnlich an die Spitze geſtellt wird: das Self- 
government. Reducirt man dieſe auf diejenige Geltung, 
die ſie in der Abſicht der Wohlgeſinnten hat, ſo iſt ſie 
eigentlich nur Befreiung von dem bevormundenden Beam— 
tenregimente. 

Hierin könnte eine monarchiſche Regierung unendlich 
vieles geben und zwar ohne allen Schaden für ihr eigenes 
Princip, ja zu deſſen größtem Segen. 

In Summa, das, was in den Forderungen der großen 
Zahl achtbarer Liberalen ächtes und wahres iſt, kann von 
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jeder deutſchen Regierung, ganz beſonders von dem Könige 
von Preußen vollkommen geleiſtet werden, ohne ſich ſelbſt 
aufzugeben. Erſt wenn dieſes in offener, zuſammenhängen⸗ 
der, großartiger Weiſe geſchehen ſeyn wird, kann der Kampf 
gegen die principiellen Gegner mit Erfolg geführt werden. 


Offenheit. 


Bei vielen politiſchen Conceptionen der neueſten Zeit, 
wie z. B. bei dem ſtändiſchen Edict vom Zten Februar und 
bei den Preßprojecten von 1847 tadele ich namentlich, daß 
ſie ſtatt leitender großer, einfacher Beſtimmungen, eine 
Reihe kleinlicher, verſteckter Einſchränkungen und Winkel⸗ 
züge enthielten. Man läßt ſich gefallen, daß Jemand das, 
was er von ſeinem Eigenthum Andern nicht öffnen will, 
mit einer ſtarken hohen Mauer umgiebt. Aber Glasſcher⸗ 
ben und Fußangeln erbittern ohne zu imponiren. 


Verluſt ohne Gewinn. 


Die Macht iſt verloren gegangen und der Wohlſtand. 
Und zwar iſt beides denen entzogen worden, die es be- 
ſaßen, aber Niemand kann Denjenigen nennen, dem es zu⸗ 
gefallen wäre. 
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Majoritäten. 


Ich ſchlage eine blos numeriſche Majorität nicht hoch 
an; ſchon die alte ungariſche Verfaſſung unterſchied zwi 
ſchen der pars major und der pars sanior. Aber auch die 
numeriſche Majorität wird durch Wahlen in aufgeregten 
Zeiten nicht richtig dargeſtellt. Wo auf der einen Seite die 
Energie der Leidenſchaft, auf der anderen die Einſchüch— 
terung und Bequemlichkeit vorwalten, fallen die Reſultate 
ſicher nicht rein aus. Jetzt gilt dies für das Uebergewicht 
der demokratiſchen Thätigkeit, wie bald könnte eine Zeit 
herankommen, wo daſſelbe für die reactionären Majoritä— 
ten eintritt. 


Das couſtitutionelle Syſtem in Deutſchland. 


Wie ſich das Repräſentativ-Syſtem jetzt factiſch in 
Deutſchland darſtellt, muß man ſich nicht ſcheuen, es ganz 
unbefangen ins Auge zu faſſen. Ebendaraus ergiebt ſich 
dann der beſtimmte Unterſchied gegen die franzöſiſch-bel⸗ 
giſchen ſowohl, als gegen die engliſchen Zuſtände. Alle 
dieſe beruhen mehr oder minder ausgebildet auf der Theo— 
rie der Volksſouveränität; die Vertreter des Souveräns 
ſprechen in den Kammern; die Miniſter ſind die Ausfüh⸗ 
renden ſeines Willens, der König die blos formale Einheit 
des Staats. 
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Ein folder Zuſtand befteht aber in Deutſchland weder 
in der Theorie, noch in der That; unſere Verfaſſungen 
ſind aus einer mehr oder minder bewußten Verſchmelzung 
jener Theorie mit dem älteren deutſchen Staats- und Für⸗ 
ſtenrechte hervorgegangen. 

Daraus muß man aber auch die richtigen Folgerun— 
gen ziehen. Die erſte und wichtigſte davon iſt, daß die 
Majorität für die Regierung keine Lebensfrage iſt, ſondern 
lediglich eine Sache des guten Vernehmens. Die uner⸗ 
läßlichen Finanzpuncte ſind durch das Bundesgeſetz vom 
28ſten Juni 1832 geſichert, die Militärſache durch die 
Bundeskriegsverfaſſung, die Civilliſte gewöhnlich lebens— 
länglich oder ſonſt beſtimmt fundirt. Alles andere ſind 
Dinge, wo eine Oppoſitionsmajorität nach eigenem, freiem 
Ermeſſen die Regierungsanträge verwerfen kann, ohne daß 
dem höheren Rechte der Krone und ihrer Stellung dadurch 
Eintrag geſchieht. 

Wenn dies recht ins Auge gefaßt wird, ſo erwachſen 
daraus ſofort wichtige und practiſche Folgerungen. 

1. Der Einfluß der Regierung auf die Wahlen, in⸗ 
ſoweit er ein berechtigter iſt, ſoll ſich nie darauf beſchrän⸗ 
ken, nur zwei Partheien in der Kammer bilden zu laſſen, 
ſondern immer deren drei. Es iſt höchſt wohlthätig, daß 
eine Parthei entſtehe, die in den oberſten Principien auf 
dem Boden der wahren, rechtlichen Ordnung ſtehe, dabei 
aber in allen Adminiſtrationsfragen und in den kirchlichen 
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Dingen, ganz auf ihr eigenes gewiſſenhaftes Ermeſſen an- 
gewieſen, völlig unabhängig und ohne alle Verbindlichkeit 
gegen die Regierung ſei. Wenn die Agenten der Regierung 
ſtreng inſtruirt wären, allenthalben, wo ſie nicht ganz 
ſicher ſind den Candidaten der Regierung zu erreichen, 
ſtets ihre Stimmen einem ſolchen Bewerber zuzuführen, ſo 
würde bald genug dieſe Parthei daſtehen. Nur eine ſolche 
vermag heutigen Tages wohlthätig zu wirken; wer der 
Regierung unbedingt verpflichtet gilt, iſt dadurch allein 
ſchon ohne Wirkung auf die öffentliche Meinung. 

2. Alles kommt darauf an, daß die wahren politiſchen 
Principien nicht von den Commiſſarien der Regierung, 
ſondern ſtets aus der Kammer ſelbſt verfochten werden. 
Hierzu ſind einige wahrhaft geachtete Männer, die zugleich 
oratoriſche Talente, nothwendig, und dieſe ſind wichtiger 
für die Rückwirkung auf das Land, als zwanzig bloße 
Stimmen. Auch wenn bei ſolchen Streitfragen dieſe Or— 
gane der Wahrheit in der Minorität bleiben, ſo iſt die 
moraliſche Wirkung unvermindert. Letztere iſt aber bei 
den deutſchen Kammern bei weitem die Hauptſache; ihre 
gegenwärtige Bedeutung liegt nicht darin, daß fie han— 
delnde, ſondern daß ſie ſprechende Organe des Lan— 
des ſind. 

3. Nie darf ein adminiſtrativer Vorſchlag oder Wunſch 
der Regierung, eine legislatoriſche Maßregel irgend wel- 
cher Art, auf Koſten einer principiellen Conceſſion errun⸗ 
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gen werden. Dergleichen ift wahrer Verrath an den höch— 
ſten Intereſſen der Krone und des Landes. 


1848. 
Das Recht. 

Das Recht, ſowohl des Einzelnen als das der Staa- 
ten, iſt kein Werk menſchlichen Wollens und Meinens, ſon⸗ 
dern eine Entwickelung göttlicher Willensacte. 

Dieſe treten entweder unmittelbar hervor in den Of— 
fenbarungen an die Menſchheit und in dem Gewiſſen der 
Einzelnen. Oder mittelbar in den Naturproceſſen des ge- 
ſchichtlichen Verlaufes. Daher eine göttliche und eine ir— 
diſche Seite im Rechte, die beide doch wieder auf denſelben 
Urheber zurückgehen. 

In dieſem Grundgedanken liegt der einzige durchgrei⸗ 
fende Gegenſatz in der Politik. Er ſchützt eben ſo ſehr vor 
falſchem Conſervatismus, der nur das todte Beharren 
kennt und die hiſtoriſche Entwickelung leugnet, als vor allen 
Syſtemen der Irrlehrer, die ſämmtlich von der Autonomie 
des Menſchengeiſtes ausgehen. 

Dieſes ſage ich angeſichts der Umwälzungen, die ſeit 
vier Wochen das alte rechtliche Europa aus den Angeln 
heben. Im anderen Sinne wende ich Galilei's Worte 
darauf an: Was auch die Menſchen ſagen und thun mö- 
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Ordnung. 


Die gefährlichſte Verirrung liegt in dem Begriffe der 
Ordnung. Sobald ein Aufſtand ausbricht, vereinigen ſich 
Alle in der Nothwendigkeit die materielle Ordnung zu 
ſichern, d. h. zu verhüten, daß nicht Fabriken angezündet, 
Maſchinen zerſtört, Bauwerke beſchädiget werden ꝛc. Daß 
der Aufſtand eine zweite unendlich höhere Seite habe: den 
Kampf gegen die politiſche Ordnung, daran will faſt Nie— 
mand denken. Daher die größte Schlaffheit und Feigheit 
in letzterem, während man in erſterem alle Energie ent— 
faltet. Ja man ſchwankt faſt nie, nach ſolchen Mitteln zu 
greifen, die die materielle Ordnung ſchützen und die po— 
litiſche zerſtören. Hierin liegt eine Haupturſache des Sie— 
ges der Revolution; die meiſten Aufſtände würden ſonſt 
immer nur Revolten, Emeuten bleiben, und ſich baldigſt 
gegen das Eigenthum kehren. Dann würde der beſitzende 
Mittelſtand ſchnell genug um jeden Preis wieder einlenken 
und die Allianz mit der Regierung ſuchen. 


Politiſche Vorausſicht. 


Welche Schwäche menſchlicher Vorausſicht! Als die 
Nachricht von der Pariſer-Umwälzung eintraf, fragte ſich 
Jeder, der mit den europäiſchen Verhältniſſen bekannt 
ſchien, wo hinaus werden ſich die erſten Wirkungen äu⸗ 
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Bern? Jeder mußte antworten: in Belgien. Statt deſſen ift 
heute (20ſter März) dieſes Land noch ruhig, und Deutſch— 
land ſteht von einem Ende zum andern in Flammen. 

Bei Deutſchland hätte man wieder ſchließen ſollen: der 
Sieg des republikaniſchen Radikalismus in Frankreich wird 
zweierlei Wirkungen ausüben. Er wird freilich einerſeits 
die analoge Parthei in Deutſchland ermuthigen und zur 
Nachfolge anreizen. Andererſeits wird er aber die liberal— 
conſtitutionelle Parthei bedenklich machen, Vielen die Augen 
darüber öffnen, daß ihr Staatsideal keine Bürgſchaft ge⸗ 
gen den gewaltſamen Umſturz gewährt. Der, wenn auch 
nicht reine Repräſentant dieſes Syſtems, Louis Philipp, 
war eben gefallen. Aber keineswegs, die Radikalen erho- 
ben ſich unter der Zuſtimmung und Hülfe des ganzen bür⸗ 
gerlichen Altliberalismus. In den Ländern, wo noch nicht 
das Repräſentativſyſtem durchgedrungen, erobern ſie dies; 
da wo es ſchon beſteht, erzwingen fie eine radikale Um⸗ 
wandlung der Perſonen und Principien. Ja ſie werden 
vielleicht auch über dieſe Stufe hinaus, bis zur Republik 
getrieben werden; wenigſtens in manchen Theilen Deutſch— 
lands. 


Die Proviſorien und die Allianzen. 
1 
Die politiſchen Geſtalten, die jetzt danach ſtreben ſich 
aus der Anarchie der Gegenwart herauszuringen, ſind 
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ſicher blos Proviſorien, aber nothwendige. Sie müſſen be— 
feſtigt werden, wenn nicht das äußerſte Verderben ſofort 
zur Gewalt gelangen ſoll. 

Alſo vor Allem die Frage über die parlamentariſche 
Regierung. Was man hierunter verſteht, entbehrt der 
inneren Folgerichtigkeit, und iſt daher immer nur ein 
Durchgangszuſtand. Für jeden tieferen Kenner kann Eng— 
land nicht als Beweis des Gegentheils gelten, eben weil 
dort nicht ein Product menſchlichen Wollens und Einrich— 
tens, ſondern ein rein hiſtoriſches Reſultat vorliegt. In 
den andern europäiſchen Ländern wird dieſer Durchgang 
entweder zur Aufrichtung eines monarchiſchen Rechtsſtaats 
führen, oder zur Despotie, die entweder als militäriſches 
Imperatorenthum oder als abſtracte Republik auftreten 
kann. 

Nun iſt aber nicht einen Augenblick zu verkennen, daß 
in der gegenwärtigen Sachlage an eine nahe bevorſtehende 
Reſtauration des monarchiſchen Rechtsſtaates nicht zu den— 
ken iſt; es fehlen hierzu nicht weniger als alle Elemente. 
Auf geraume Zeit iſt die Form des politiſchen Kampfes in 
allen europäiſchen Staaten keine andere, als die zwiſchen 
der parlamentariſchen Monarchie und der abſtracten Re— 
publik. 

Verlangt man darüber hinaus noch weitere Anſichten, 
frägt man, wie ſich denn einſt die Rückkehr in die wahre 
Monarchie geſtalten könne, in diejenige, die gleichweit von 
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der Parlaments-Regierung und von dem Abſolutismus 
iſt, ſo ſind zwei Antworten möglich. Von Innen heraus 
kann die Ueberzeugung durchdringen, daß die Majoritäts- 
Regierung eine Unwahrheit ſei und die rechtliche Freiheit 
und Ordnung nicht verbürge. Dieſe höhere Erkenntniß 
könnte ſich ſelbſt dann Platz machen, wenn das parlamen- 
tariſche Syſtem über alle ſeine äußeren Gegner völlig ge— 
ſiegt hätte, dann aber ſeine innere Gebrechlichkeit offen zu 
Tage legen müßte. Wenn die Mehrzahl der Menſchen erſt 
deutlich einſehen, daß die abſolute Herrſchaft der Majoritä- 
ten nichts anderes als der Despotismus der Partheien iſt, 
ſo würde der Zauber gelöſt, und der wahre Rechtsbegriff 
wieder gewonnen. Der Uebergang zu der wahren ſtändi— 
ſchen Monarchie wird dann durch allmähliges Hervortreten 
der entſprechenden Verfaſſungen von ſelbſt erfolgen. „Es 
giebt unempfängliche Zeiten, aber was ewig iſt, erlebt im— 
mer ſeine Zeit. / 

In anderer Weiſe könnte dieſe Rückkehr, oder wie bef- 
ſer geſagt wird, dieſer Fortſchritt auch durch äußeren An— 
ſtoß herbeigeführt werden. Seien es innere gewaltige 
Kämpfe gegen die Gefahren der anarchiſchen und commu— 
niſtiſchen Partheien, ſeien es äußere verzweifelte Kriege, 
immer erwächſt hieraus das Bedürfuiß einer wirklichen 
concreten Autorität. Der Sieger in ſolchem Streite hat 
dieſe Autorität von ſelbſt; er herrſcht materiell durch die 
ihm anhängenden Heere und moraliſch durch die Begei— 
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fterung und Ehrfurcht vor ſeinen Thaten. Ein ſolcher 
„populärer Tyrann“ wie Cäſar oder Napoleon, kann aber 
nicht auf dieſer blos factiſchen Baſis ſtehen bleiben; er 
muß ſeinem Staate wieder eine rechtliche Grundlage geben, 
ſchon um ſeines Nachfolgers willen. Daher baut er immer 
wieder die wahre freie Monarchie auf. 

Alſo eröffnen ſich ſelbſt unſerm kurzſichtigen Auge die 
Ausſichten auf den Gang möglicher Herſtellung der gött— 
lichen Ordnung in den politiſchen Dingen. Aber eben 
dieſe nähere Erwägung weiſt darauf hin, daß im gegen- 
wärtigen Momente die Form der parlamentariſchen Mo— 
narchie, eine unvermeidliche Uebergangsſtufe iſt, um vor 
ſchlimmeren zu bewahren. Von den Staatsformen, die 
unter den beſtimmt gegebenen Umſtänden jetzt möglich ſind, 
iſt ſie die einzige, welche noch die beiden Bedingungen der 
Gerechtigkeit und Ordnung ſo weit vereiniget, als es nach 
der Zertrümmerung der tieferen Grundlagen der politiſchen 
Geſellſchaft überhaupt erreichbar iſt. 

Das parlamentariſche Syſtem iſt daher zwar ein Pro— 
viſorium, aber ein nothwendiges und thatſächlich heilſames. 


II. 


Ein eben ſolches unvermeidliches Proviſorium iſt die 
Trennung der Kirche vom Staate. In dem normalen, der 
göttlichen Ordnung entſprechenden Zuſtande ſind dieſe bei— 
den größten Geſtalten des Daſeins weder getrennt noch 
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verſchmolzen; weder ift die Kirche im Staate, noch der 
Staat in der Kirche; beide ſind in einander. Die Kirche 
iſt im Staate in ſofern ſie aus Menſchen beſteht, der Staat 
iſt in der Kirche in ſofern er aus Chriſten beſteht. Dieſer 
normale Zuſtand iſt ſeit lange ſchon erſchüttert, geſtört; 
ſeit der Scheidung der abendländiſchen Chriſtenheit und 
dem Nebeneinanderbeſtehen der Confeſſionen in demſelben 
Staate, iſt er nicht ferner aufrecht zu halten geweſen. Jetzt 
hat ſich nun die Mehrzahl des lebenden Geſchlechts ganz 
von der geoffenbarten Lehre abgewendet, und hierdurch 
auch die oberſte Bedingung jenes Wechſelverhältniſſes auf⸗ 
gehoben. Obgleich dieſes ſicher nicht in der göttlichen Ord— 
nung liegt, ſo liegt es doch in göttlichen Zulaſſungen, und 
muß mit ſeinen nothwendigen Folgen ins Auge gefaßt wer- 
den. Dieſe aber ſind unverkennbar; der heidniſch gewor— 
dene Staat würde jede der hergebrachten, größtentheils 
ſchon mißbräuchlichen Beziehungen zur Kirche nur dazu 
anwenden, ſie zu knechten und zu beſchädigen. Ueberall wo 
die Kirche ſeine Unterſtützung und Mitwirkung in Anſpruch 
nähme, würde ſie dieſes mit ihren theuerſten Gütern be— 
zahlen müſſen. 

Daher gilt es allerdings, die Kirche ganz vom Staate 
zu ſcheiden und ihr die Freiheit zu erringen, die nicht mehr 
durch Anerkennung ihrer höheren Miſſion verbürgt iſt. 

Drängte ſchon der bevormundende Despotismus des 
bisherigen Beamtenregimentes zu dieſer Nothwendigkeit hin, 
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ſo iſt ſie jetzt, der Herrſchaft der Factionen des Momentes 
gegenüber, doppelt unerläßlich geworden. Selbſt das vo— 
luntary principle Nordamerikas iſt der Knechtſchaft vorzu— 
ziehen, in welche die Kirche ſonſt verfallen müßte. 

Auch hier zeigt ſich daher ein Proviſorium, ein Zu— 
ſtand, der nicht der ewig wahre und daher unvergängliche 
iſt, dabei aber doch ein zeitweiſe nothwendiger und unab— 
änderlicher. | 


III. 


Alles dieſes vorausgeſchickt, wende ich mich nun zu der 
Betrachtung, welche Verbindungen unter den factiſchen 
Partheien, ſo wie insbeſondere Deutſchland vor uns liegt, 
jetzt die naturgemäßen und heilſamen ſind. 

Ich beginne mit einer ganz abſtracten Erwägung, bei 
welcher alſo von der abſoluten Wahrheit, welche jede dieſer 
Partheien zu beſitzen glaubt, völlig abgeſehen wird. Da— 
her rede ich auch nur von zwei extremen und einer mittle- 
ren Parthei, ohne alle Nebenbezeichnung ob die rechte oder 
die linke Seite die vorzuziehende ſei, und ob noch andere 
Zwiſchenſchattirungen durchgehen. Für den gegenwärtigen 
Zweck genügen obige Vorausſetzungen. 

Wenn die beiden extremen Partheien ſich gegen die 
mittlere verbinden, ſo haben ſie keine andere Grundlage 
ihrer Allianz, als die gemeinſame Feindſchaft gegen die 
mittlere, und kein anderes Ziel, als dieſe vorläufig zu 
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ſtürzen. Eine ſolche bloße Gemeinſchaft des Haſſes iſt da— 
her ſtets eine verwerfliche. 

Wenn hingegen eine extreme Parthei ſich mit einer 
mittleren verbindet, ſo geſchieht dies auf Grund derjenigen 
Gemeinſchaft, welche ſie eben von der andern extremen 
Parthei unterſcheidet. Nicht die Feindſchaft iſt die Baſis 
der Allianz, ſondern die Freundſchaft. Auf einer ſolchen 
Grundlage iſt daher wirklich ein zeitweiſes Abſehen von 
den fortbeſtehenden Trennungsgründen berechtigt und mög— 
lich, in ſofern dieſe geringer ſind als die Differenzen mit 
der andern extremen Parthei. Letzteres gilt offenbar immer 
für jede der extremen Partheien, da ſie der mittleren ſtets 
näher als dem andern Extreme find, aber keineswegs im— 
mer für die mittlere Parthei. Dieſe wird ſich ſelten in der 
genauen Mitte, ſondern gewöhnlich dem einen der beiden 
Extreme mehr genähert finden als dem andern. 

Allianzen der erſteren Art nenne ich unſittliche, Alltan- 
zen der zweiten Art ſittliche. 

Eine ganz hiervon verſchiedene Frage iſt es, ob auch 
innerhalb des Umfanges der erſteren eine Allianz weiſe 
oder nicht ſei. Dieſe Frage kann immer nur im ſpeciell 
gegebenen Falle beantwortet werden. Es iſt nämlich klar, 
daß an und für ſich der Kampfeseifer, die begeiſterte Ener— 
gie allemal in dem Maaße größer ſeyn muß, als die ſtrei— 
tende Parthei in ſich geſchloſſen und homogen iſt. Eine 
Allianz zweier Partheien ohne wirkliche Verſchmelzung, 
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kann nie jo engverbunden ſeyn und nie fo durch und durch 
begeiſtern. Die Löſung der Frage hängt alſo davon ab, ob 
im gegebenen Falle eine Parthei allein zu ſiegen vermöge 
oder nicht. Spricht eine überwiegende Wahrſcheinlichkeit 
für erſteres, ſo meide ſie jede Verbindung mit heterogenen 
Beſtandtheilen und kämpfe allein. 

Zeigt hingegen eine verſtändige Beurtheilung, daß 
meine Parthei iſolirt keine Hoffnung zum Siege habe, ſo 
iſt ferner unbefangen zu erwägen, ob ſie mehr gewinnt, 
wenn ſie die Allianz eingeht oder wenn ſie ganz außerhalb 
des augenblicklichen Streites bleibt. Gewöhnlich iſt erſte— 
res das rathſamere, denn die völlige Paſſivität in inneren 
Kämpfen iſt meiſt ſchädlich, da ſolche Kämpfe nicht ſchwä— 
chen ſondern ſtärken. 

Die Stufenleiter dieſer Betrachtungen führt daher da— 
hin, daß die Verbindungen zweier Partheien unter der 
obigen Vorausſetzung gerechtfertigt und in den meiſten 
Fällen auch gebotene Weisheit iſt. 


IS. 


Auf dem politiſchen Wahlplatze ſtanden in ganz Deutſch— 
land bisher drei große Partheien einander gegenüber. Die 
abſolut⸗monarchiſche, die conſtitutionelle und die radikal⸗ 
republikaniſche. Abſichtlich gedenke ich hierbei nicht des ei- 
gentlichen monarchiſch-ſtändiſchen Rechtsſtaates; er iſt in 
der lebenden Generation ſo ſchwach vertreten, daß er kein 
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Gewicht in die Wagſchale zu werfen vermochte. Es kommt 
hier nicht auf die Unterſuchung an, wie es dahin gekommen, 
was von den Regierungen hierzu geſchehen und unterlaſſen 
iſt: die Thatſache iſt unläugbar, daß nur die drei Formen 
des abſoluten Staates: der Abſolutismus von oben herun- 
ter als Beamtenſtaat, der Abſolutismus aus der Mitte als 
parlamentariſche Regierung, und der Abſolutismus von 
unten herauf als democratiſche Republik wirkliche Par⸗ 
theien für ſich hatten: der Krieg zwiſchen dieſen drei Mäch— 
ten iſt die Signatur der Zeit geweſen. 

Nun iſt es dabei alſo ergangen, daß die Mittelparthei 
ſich mit dem radicalen Extreme alliirt hatte; ihren gemein- 
ſamen Angriffen ſind die bisherigen Regierungen und mit 
ihnen die alte Monarchie überall erlegen. Gleich nach dem 
Siege haben ſich aber die Sieger ſofort geſpalten, und 
ſtehen ſich feindſelig gegenüber. Die altliberale Parthei 
hat allenthalben die Zügel der Regierung ergriffen, und 
ſtrebt danach, dieſe in ihrem Sinne zu ordnen und zu be— 
feſtigen. Die republikaniſche Parthei lehnt ſich dagegen 
offen und geheim, mit quaſilegalen Mitteln und mit wirk— 
lichen Gewaltthaten auf; ſie hat noch nirgends vermocht, 
die andere aus dem ſchnellerrungenem Beſitze zu werfen, 
überall aber gefährdet ſie das in der Entſtehung begriffene 
neue Gebäude, macht es unſicher, und verhindert, daß keine 
wirkliche Autorität in demſelben Platz nehme. Sie würde 
dieſes noch in weit höherem Maße bewirken und größere 
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Ausſicht zu eigener Herrſchaft aufweiſen, wenn nicht auch 
ſie ſchon die Keime der Spaltung in ſich trüge. Während 
die Einen nur die Wirkungen der Ungleichheit des Beſitzes 
in der politiſchen Sphäre läugnen, verlangen die An— 
deren, daß dieſe Ungleichheit auch in der ſocialen Sphäre 
verſchwinde. Dieſer Gegenſatz zwiſchen der politiſchen und 
der ſocialen Revolutionsparthei iſt in der Sache ſelbſt be— 
gründet, und würde augenblicklich den ganzen Zuſammen— 
hang derſelben ſprengen, wenn ſie je zur Herrſchaft ge— 
langte. Gegenwärtig ſchlummert er noch größtentheils und 
zeigt ſich nur auf dem theoretiſchen Felde. 

Die praktiſche Frage iſt alſo nun: welche Stellung ſoll 
die monarchiſche Parthei zu der altliberalen und zu der 
republikaniſchen annehmen? Ich faſſe in jener Bezeichnung 
jetzt alle diejenigen zuſammen, die überhaupt einen lebens⸗ 
kräftigen, auf eigenen Rechten ruhenden Fürſten und Lan- 
desherrn wollen, und laſſe daher in derſelben zunächſt 
auch die Wenigen aufgehen, welche den monarchiſchen 
Rechtsſtaat in meiner Weiſe begreifen. 

Wohinaus ſoll ſich dieſe Parthei nun in dem jetzigen 
Zerſetzungs- und Gebärungs-Prozeſſe wenden? Schwei— 
gend und paſſiv zuſehen, außerhalb des politiſchen Lebens 
ſich ſtellen? Gewiß nicht. So nahe es auch liegt, einer 
ſolchen aus Aerger, Zaghaftigkeit und Trägheit zufammen- 
geſetzten Stimmung zu folgen, fo irrig iſt es. Die monar⸗ 
chiſche Parthei darf und fol ihre Kräfte mit der altlibera- 
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len vereinigen, um den Andrang des Radikalismus abzu⸗ 
wehren. Eben hierdurch erlangt ſie auch eine natürliche 
und wohlberechtigte Stimme bei der Begründung und Aus⸗ 
bildung der neuen Staatsweſen. Sie nehme den augen- 
blicklichen Untergang, oder wenn man will die vorüberge— 
hende Verdunkelung der alten Monarchie als eine Thatſache 
hin, und ſtrebe danach, möglichſt ausgedehnte Bürgſchaften 
der rechtlichen Freiheit in die aus deren Trümmern empor— 
wachſenden Verfaſſungszuſtände zu legen. 

Darin folgt ſie ſowohl der Pflicht als der Klugheit; ſie 
arbeitet, ſoweit ihre Kräfte reichen, der Epoche vor, in der 
durch Gottes Rathſchluß die ſchädlichen Beſtandtheile aus 
dem parlamentariſchen Syſteme ſich wieder ausſcheiden, die 
geſunden befeſtigen können. Nichts iſt ſchiefer und irriger, 
als das Emigriren in Maſſe, ſei es durch wirkliche Aus⸗ 
wanderung oder durch ſchmollende Abſonderung. Es kann 
allerdings exceptionelle Lagen geben, in denen das eine 
oder andere gerechtfertigt, ja ſelbſt geboten iſt, aber die 
Regel iſt dagegen. 
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Wie ſteht es mit der Anwendung dieſer Grundſätze 
auf das kirchliche Gebiet? Auch hiefür gilt daſſelbe Geſetz 
der Pflicht und Weisheit. 

Auf dieſem Schauplatz ſtehen in Deutſchland im We⸗ 
ſentlichen auch nur drei Partheien. Die gläubigen Katho⸗ 
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liken, die gläubigen Proteſtanten und die Ungläubigen bei 
der Confeſſionen. Zwiſchenglieder und Modificationen kön 
nen für dieſe Unterſuchung außer Acht gelaſſen werden. 
Nur zu lange hat hier die unſelige Verblendung gewaltet, 
die den Freund nur daran erkennen ließ, daß er in glei— 
cher Feindſchaft einem gemeinſchaftlichen Gegner gegenüber— 
ſtehe. In wieviel Kämpfen, welche die katholiſche Kirche 
gegen das abſolute Beamtenregiment oder gegen die Abge— 
fallenen aus ihrer eigenen Mitte zu beſtehen hatte, mußte 
ſie die gläubigen Proteſtanten im Lager ihrer Feinde ſehen! 
Und wie oft hat ſich auch die klägliche Erſcheinung wieder— 
holt, daß Katholiken den Streichen und Wühlereien zu— 
jauchzten, welche von den Ungläubigen aller Farben gegen 
den chriſtlichen Proteſtantismus geführt wurden! 

Die Zeit mahnt mit tiefem Ernſte dieſem ſündhaften 
und verkehrten Treiben ein Ende zu machen. Wer da 
glaubt, daß die Beſchädigungen und Zerſtörungen die der 
Unglauben in einer der beiden Confeſſionen anrichtet, der 
andern zu Gute kommen werden, der iſt völlig blind gegen 
die Wirklichkeiten der gegenwärtigen Zeit. Die Katholiken 
können nicht abwarten, bis die gläubigen Proteſtanten mit 
ihnen verſchmelzen, und dürfen auch ihrerſeits von den un— 
wandelbaren Grundlagen ihrer Kirche nicht weichen. Aber 
fie können und dürfen die Hand dazu bieten, daß alle die— 
jenigen, die den Namen Chriſti, des Sohnes Gottes, an— 
rufen, ſich verbünden zum gemeinſamen guten Kriege für 
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die heiligſten Güter der Menſchheit. Die Linie die in die— 
ſem Kampfe alle Chriſten einſchließt und alle Nichtchriſten 
ausſchließt, braucht nicht erſt geſucht zu werden; ſie iſt in 
dem älteſten Glaubensbekenntniſſe, dem apoſtoliſchen, be— 
reits gegeben. Eine Allianz auf dieſer Grundlage iſt keine 
Union, weder eine abſorptive noch eine temperative, ſon— 
dern ein Bund gegen den Feind, der Allen dräuet. Eben 
ſo wenig iſt ſie aber auch blos eine Gemeinſchaft in der 
Feindſchaft, ſondern ſie trägt in ſich einen Quell des Le— 
bens, aus dem beide Theile ihre Kraft zu ſchöpfen vermö— 
gen. Es werde dabei nicht vereinigt, was getrennt bleiben 
muß, aber es bleibe auch nicht geſchieden was vereinigt 
werden darf. 

Erſtes Ziel der vereinigten Thätigkeit ſei eine wirkliche 
Befreiung der Kirche vom Staate zu erlangen. Aber eine 
wirkliche, nicht ſcheinbare, nicht jene Toleranz die ſich blos 
auf Duldung jeder Anfeindung des Chriſtenglaubens be- 
ſchränkt, und das kirchliche Leben dagegen mit tyranniſcher 
Gewalt belaſtet. Nein, der Staat erkenne nicht blos wie 
man vorgiebt, die „Religion,“ ſondern auch deren Aeu— 
ßerung in den kirchlichen Gemeinſchaften als ein Gebiet 
an, das mit ſeiner Aufgabe nichts gemein hat. Er geſtatte 
ihnen frei ſich zu conſtituiren und zu regieren, ihre Mit- 
glieder von der Geburt an bis zum Tode zu geleiten, die 
Jugend zu erziehen, die Erwachſenen zu belehren, die 
Straffälligen zu ſtrafen. Alles natürlich nur mit den 


Mitteln des Geiſtes. Er gewähre der Kirche die Autono— 
mie, ohne welche keine Freiheit denkbar iſt, und entſage 
wirklich und wahrhaftig den offenen und verſteckten Ver— 
ſuchen ſie zu bevormunden und zu knechten. 

Wer zu ſolchem Zwecke und Ziele den Katholiken die 
Hand bietet, der ſei ihr Verbündeter, er gehöre einem 
Glaubensbekenntniſſe an, welchem er wolle. Selbſt diejeni— 
gen, die aus reinem Gerechtigkeitsgefühle ohne chriſtliches 
Motiv, die Befreiung der Kirchen aufrichtig wollen, kön— 
nen ſo weit als Bundesgenoſſen angeſehen werden. Sind 
dann die Schranken, Hemmungen und Beläſtigungen ge— 
fallen, ſo möge jedes Kirchenweſen ſich frei entfalten, und 
die geiſtigen Kräfte walten laſſen, die in daſſelbe ge— 
legt ſind. 


Volksſouveränität. 


In dieſem Stichworte der Zeit ſind zwei Begriffe mit 
einander verbunden: Volk und Souveränität. Man trete 
beiden näher. 

Volk im ſtaatlichen Sinne kann doch immer nur die 
Summe der Menſchen bedeuten, die in einem Staatskörper 
vereinigt ſind. Alle beſchränkenden Definitionen, welche die 
Rechte des Volkes nur für gewiſſe Kategorien in Anſpruch 
nehmen, ſind völlig willkührlich. Selbſt die weiteſte, welche 
nur die Frauen und diejenigen vom vollen Staatsbürger⸗ 
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recht ausſchließt, welche noch nicht ein beſtimmtes Alter er— 
reicht haben, läßt ſich ſchlechterdings nicht aus dem Begriffe 
ableiten und führt in der Anwendung zu widerſprechenden 
Erſcheinungen. Es giebt Frauen und Minderjährige ge- 
nug, die weit ſelbſtändiger und urtheilsfähiger ſind, als die 
Berufenen. 

Souverän iſt derjenige, der keinen irdiſchen Herrn 
über ſich hat, d. h. Niemanden, deſſen Anordnungen man 
Gehorſam ſchuldig iſt. Beiläufig geſagt ſchließt dieſes nicht 
im mindeſten die Unbeſchränktheit nach unten in ſich; jeder 
Souverän iſt vielmehr ſehr entſchieden durch die Rechte der 
Anderen beſchränkt; die Souveränität, d. h. die Unabhän⸗ 
gigkeit nach oben macht hierin keinen Unterſchied. 

Nun faſſe man beide Begriffe zuſammen. Eine Menge 
Menſchen, die in den mannigfachſten Abhängigkeits⸗ und 
Gehorſamsverhältniſſen unter einander ſtehen, ſoll ſouve— 
rän ſeyn, d. h. in keinem Abhängigkeitsverhältniſſe ſtehen! 
Der Sohn, der Geſelle, der Diener ſollen keinen Herrn 
über ſich haben, ſie, die auf den unmittelbaren Gehorſam 
gegen den Vater, den Meiſter, den Dienſtherrn angewieſen 
ſind! Völliger Widerſpruch im Begriffe! 

Durch die geſammten Glieder eines Volkes gehen viel⸗ 
mehr die zahlreichſten Abhängigkeitsverhältniſſe, natürliche 
und gewollte, mit tauſend Zwiſchenſtufen hindurch, und nur 
der oder diejenigen ſind ſouverän, die auf dem Gipfel die⸗ 
ſer Stufen ſtehen; ende dieſes nun mit einem Monarchen, 
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mit einer Ariſtokratie oder mit einer regierenden Corpora— 
tion aller gleichberechtigten Vollbürger. 


Der Abſolutismus und der Rechtsſtaat. 


Der oberſte Gegenſatz in der Politik iſt und bleibt: 
Abſoluter Staat — Rechtsſtaat. 

In erſterem beſtimmt der Staat durch ſeine Geſetze 
was Recht iſt, im anderen entſteht und beſteht das Recht 
unabhängig von der Staatsgewalt und letztere hat es nur 
zu ſchützen. | 

Bei dem abſoluten Staate erwächſt die weitere Schei— 
dung nun dadurch, daß man frägt: wer giebt die Geſetze, 
d. h. wer regiert? Hier giebt es drei Antworten: 

a) Der Fürſt und ſeine Beamten — Abſolutismus von 
oben herunter — abſolute Monarchie. 
b) Die Gebildeten und Beſitzenden — Abſolutismus 
aus der Mitte — Repräſentativſtaat. 
c) Die ganze Volksmaſſe — Abſolutismus von unten 
herauf — abſolute Demokratie. 
Die ungeheuern Kämpfe und Umwälzungen der letzten Zeit 
find doch nur Familienzwiſte, Streitigkeiten der drei Par— 
theien, die von demſelben Principe ausgehen. Wenn man 
3. B. in Wien, den Miniſter Sedlnitzky, den bürgerlichen 
Redner Arthaber und etwa einen der Führer aus den 
Volkshaufen zuſammengeſtellt hätte, jo würden ſie ſich voll- 
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kommen in dem Vorderſatze zuſammengefunden haben, daß 
die Staatsgewalt die Wohlfahrt, die Aufklärung ꝛc. zu be⸗ 
wirken habe, und daß ihr zur Erreichung dieſes Zweckes 
alle Mittel frei ſtänden. Nur in der Art wie ſie ſich dieſe 
Regierung zuſammengeſetzt dachten, lag ihr Unterſchied. 

Auch der Communismus macht dabei keinen principiel- 
len Gegenſatz. Er differirt nur darin von den Uebrigen, 
daß er die Eigenthumsfrage zum Zielpuncte aller Politik 
nimmt, könnte ſich aber mit jeder abſoluten Regierung ver— 
tragen, wenn ſie zu demſelben Ziele ſtrebt. 

Nur der Rechtsſtaat iſt die Antitheſe aller dieſer poli— 
tiſchen und ſocialen Syſteme. 

Ueber die Weiſe wie das Recht ſich in ihm bildet, habe 
ich mich ſchon oft gegen mich ſelbſt ausgeſprochen. 

Es iſt klar, daß dieſe Unterſuchung zu den höchſten Be⸗ 
trachtungen hinleitet; ſie hat durchaus nur bei demjenigen 
auf Ueberzeugung Anſpruch zu machen, der von dem Glau— 
ben an eine göttliche Weltregierung durchdrungen iſt. 

Die eigentliche Schwierigkeit im Rechtsſtaate iſt nur 
die Zuläſſigkeit und Ausdehnung des Nothrechts. Daß der 
Staat in den Fall komme ſeine Exiſtenz durch Nothwehr, 
durch momentanen Eingriff in vorhandene Privatrechte zu 
behaupten, iſt klar und unbeſtreitbar. Wer beſtimmt aber 
wann und wieweit? 

Hierin liegt die tiefere Begründung der ſtändiſchen Re— 
präſentation im Rechtsſtaate. Nur dadurch begränzt ſich 
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das Nothrecht des Staates. Es muß erſtens wirklich 
Noth vorhanden ſeyn, nicht etwa um ein luerum cessans 
ſich handeln, ſondern ein wirkliches damnum emergens er— 
wieſen ſeyn. Es muß zweitens die Nothwehr nicht wei— 
ter reichen als die Noth. Beides zu beurtheilen iſt Sache 
der Betheiligten, alſo recht eigentlich Sache der Stände. 

Hiermit kehre ich zu meinem Hauptthema zurück: der 
Monarch bedarf nicht der Zuſtimmung der Stände, ſo 
lange er bloß ſchützt, er bedarf ihrer aber, ſobald er Opfer 
verlangt, irgend welcher Art. 


Gegenwart und Zukunft. 


Wo hinaus jetzt? Noch iſt der Kampf unentſchieden, 
noch ſchwankt das Zünglein der Waage hin und her. 

Zwei Extreme bieten ſich zunächſt dar, beide mit dem 
großen Vortheile einfach und gemeinverſtändlich zu ſeyn. 

Das reactionäre verlangt für die deutſchen Ein— 
zelnſtaaten die Rückkehr entweder in den abſoluten Beam— 
tenſtaat, oder in das Syſtem der Geburtsſtände. Für 
Deutſchland: die Rückkehr zu dem Staatenbunde mit eini— 
gen materiellen Verbeſſerungen. Ueberhaupt alſo die Her— 
ſtellung der Zuſtände vor 1848, mit zweckmäßigen Vorkeh— 
rungen gegen neue Revolutionen. 

Das revolutionäre will für die Einzelnſtaaten ent— 
weder die demokratiſche Republik, oder eine republikaniſche 
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Monarchie, überhaupt die conſequente Durchführung des 
Princips der Volksſouveränität. Für das Geſammtdeutſch⸗ 
land den Einheitsſtaat in der einen oder der anderen der 
beiden ebengenannten Formen. 

Meine Ueberzeugung weiſ't eben ſowohl die reactionäre 
wie die revolutionäre Löſung der großen Aufgabe von ſich. 
Selbſt abgeſehen von der Frage über Recht und Unrecht, 
abgeſehen von jeder Neigung oder Abneigung, ſo ſind jene 
beiden Strebungen unmöglich, ſie können augenblickliche 
Herrſchaft erringen aber keine dauernde begründen. Man 
kann nur auf Wirklichkeiten bauen; dieſe Realitäten müſſen 
aber eben als ſolche auch die geiſtige, die ideale Befriedi— 
gung gewähren. | 

Läßt ſich hierzu aus der religiöſen Quelle alles Erfor— 
derliche ſchöpfen? Das Chriſtenthum iſt allerdings die 
Grundlage alles Erſcheinenden, alſo auch des Politiſchen. 
Aber es iſt ſtets nur auf das Weſen, das Ewige, das Un— 
wandelbare gerichtet. Daher nicht auf das einer beſtimm⸗ 
ten Zeit und einem beſtimmten Volke zunächſt Zugewendete. 
Die Form des Staates geht aus dem hiſtoriſchen Prozeſſe 
hervor, der wieder nur eine Entwickelungsreihe göttlicher 
Willensacte darſtellt. | 

Gegenwärtig kann aus dem chriſtlichen Gebote keine 
allgemeine und directe Norm für die politiſchen Geftaltun- 
gen um uns herum abgeleitet werden. Nur auf Gerechtig— 
keit und Ordnung weiſen die Gebote hin. Die Form, in 
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welcher dieſe oberſten Bedingungen zu realiſiren ſeien, bleibt 
dem gewiſſenhaften Ermeſſen des einzelnen Chriſten über— 
laſſen. 

Für mich iſt aus der ernſteſten Prüfung, aus allen mir 
zugänglichen Quellen der Erkenntniß allerdings auch eine 
beſtimmte Auffaſſung der uns geſtellten Aufgabe gefloſſen. 
Für die deutſchen Einzelſtaaten: die Monarchie mit freien 
Inſtitutionen, bei welchen der Fürſt ſich mit ſeinem Volke 
zu gemeinſamem Handeln vereinigt. Keine Bevormun— 
dung durch den Beamtenabſolutismus, keine Herſtellung 
von Zuſtänden die in den entſcheidenden Augenblicken ſich 
als völlig unfähig erwieſen haben, die Monarchie auf— 
recht zu halten. Für das Geſammtdeutſchland: eine Ein— 
heit über der Vielheit, eine ſtarke Gemeinſchaft des po— 
litiſchen und nationalen Lebens, und innerhalb ihrer die 
treubewahrte Mannigfaltigkeit der Stämme und Sonder— 
thümlichkeiten. 


1849. 
Die Geſchicke Deutſchlands. 

In ſeiner guten Zeit ſtellte Deutſchland einen Kreis 
dar, der ſeinen reellen Mittelpunct in dem Kaiſer hatte. 
Es war keine mechaniſche Figur, ſondern eine organiſche 
Form. 

Jahrhunderte hindurch wurde an dieſem Organismus 
gerüttelt, bis der Mittelpunct unterging. Hauptſächlich 

v. Radowitz Schriften. IV. 14 
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auch dadurch, daß Oeſtreichs Schwerpunct ſich außerhalb: 
Deutſchland verlegte. Der Bund von 1815 war ein Ver- 
ſuch einen Kreis zu bilden, deſſen Theile um eine leere 
Mitte gravitiren. 

Nach dem gegenwärtigen Gange der Dinge neigt es 
ſich zu einer Ellipſe mit zwei Brennpuncten. 

Dieſes wäre eine befriedigende Geſtaltung, wenn nicht 
Oeſtreich gleichzeitig ſeinen eigenen Mittelpunct noch au— 
ßerhalb der Ellipſe hätte und haben wollte. 

Organiſch und geſund wird die Figur erſt dann, wenn 
die Ellipſe blos einen weiteren Bund darſtellt, als ſolchen 
aber ſowohl ganz Deutſchland als ganz Oeſtreich um— 
ſchließt. Dann ſind die beiden Brennpuncte das, was ſie 
ſeyn ſollen. 


Gefahr von Außen und Innen. 


Die meiſten Regenten ſehen die Hergänge und Untha- 
ten des Jahres 1848 nur fo an, als wenn eine Räuber 
bande in ein ruhiges und geordnetes Haus gebrochen und 
dieſes mit Plünderung und Verbrechen beſudelt habe. Nach 
wiederhergeſtellter Ordnung komme es daher nur darauf 
an, die Uebelthäter zu züchtigen, „ihnen zu wohlverdien-⸗ 
ter Strafe, anderen zum abſcheulichen Exempel,“ und das 
Haus beſſer zu verwahren gegen Einbruch und Brand⸗ 
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ſtiftung. Daß jene Räuberbande aus den geiſtesverwand— 
ten Schichten der eignen Hausangehörigen hervorgegangen 
iſt, daß ſie ſich immer wieder aus dieſen erneuern kann, 
mag keinen durchgreifenden Unterſchied in der Behandlung 
begründen. — Wie aber nun, wenn die Uebelthäter ſich 
auch aus ſolchen Bewohnern des Hauſes, ja aus ſolchen 
Gliedern der Familie erzeugen und verſtärken, welche ſich 
gedrückt, zurückgeſetzt, gemißhandelt glauben, oder die einen 
Antheil an der Verwaltung der gemeinſamen Haus- und 
Familienintereſſen in Anſpruch zu nehmen ſich berechtigt 
erachten? Genügen dann noch jene blos verſchärften Ab— 
wehr⸗ Maßregeln? Und zwar ſowohl dem Rechte als der 
Weisheit? 


Proletariat. 


Wer wahrhaft reſtauriren will, muß die Sümpfe des 
Proletariats, aus welchen die todtbringenden Dünſte auf— 
ſteigen, austrocknen und urbar machen. Die eine Seite 
hierbei iſt die chriſtliche, eine gekräftigte und geregelte Wirk— 
ſamkeit der Kirche innerhalb der Maſſen. Die andere aber 
iſt die ſtaatliche. So lange dieſe Aufgabe nicht wahrhaft 
erkannt, und außerhalb wie oberhalb aller Tages-Politik, 
alles Partheiengetreibes, alles doctrinellen Zwiſtes geſtellt 
wird, ſo lange bleiben die Conſtructionen in der auswärti⸗ 
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gen wie in der Verfaſſungspolitik nur Kartenhäuſer auf 
einer Pulvertonne. Ein Luftſtrom wirft ſie um, ein Feuer⸗ 
funke ſprengt ſie auf! 

Aber hierzu gehört nicht blos die umfaſſendſte und 
treueſte Erwägung des Thatſächlichen bei den Nächitberufe- 
nen, ſondern auch ein Zuſammenwirken aller Kräfte im 
Erkennen und Ausführen. Dieſe tiefſte Betrachtung der 
Gegenwart und Zukunft macht allein ſchon eine Geſetz⸗ 
gebung unentbehrlich, bei deren Feſtſtellung alle Befigen- 
den concurriren. Keine Alleinherrſchaft, auch nicht eine 
durch die verſtändigſte Beamtenwelt unterſtützte, vermag 
ſolche Aufgabe zu löſen. 


Uebereinſtimmung und Verſchiedenheit. 


Im Ziele iſt zwiſchen meiner Auffaſſung und derjeni— 
gen, zu welcher ſich auch meine Gegner auf der contrerevo— 
lutionären Seite bekennen, kein Unterſchied: wir wollen die 
Revolution beſiegen und die Monarchie befeſtigen. Alſo 
nur in der Wahl der Mittel und Wege. Man wirft mir 
vor: du leiheſt die Waffen von den Revolutionären. Darin 
liegt etwas wahres. Aber dieſe Waffen, oder beſſer aus— 
gedrückt, dieſe Kämpfer in dem Revolutionsheere, mit wel— 
chen ich mich verſtändigen möchte, gehören nicht hinein, 
ſondern ſind durch Mißgriffe und falſche Politik unter die 
Fahnen der Revolution getrieben worden. So erſcheint 
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mir das Verlangen nach einer verfaſſungsmäßigen Rechts— 
Ordnung in den Einzelſtaaten, und nach einer nationalen 
Einigung in dem Geſammtſtaate. Dieſe Waffen, die man 
ſeit einer langen Reihe von Jahren unverantwortlicher 
Weiſe in den Händen des gemeinſamen Feindes gelaſſen 
hat, möchte ich ihm allerdings entwinden und im Dienſte 
der Wahrheit und Gerechtigkeit gebrauchen. Eine Herr— 
ſchaft, die nur auf der Furcht vor der bewaffneten Macht 
und nicht zugleich auf dem Vertrauen und der inneren Zu— 
ſtimmung beruht, iſt keine Obrigkeit, ſondern eine oceu- 


patio bellica. 


1850. 
Die Ariſtokratie und deren Formen. 


Ich habe ſchon oft das Thema betrachtet, daß man bei 
den politiſchen Lebensbedingungen nur zu oft das Weſen 
und deſſen jeweilige Erſcheinungsform verwechſelt. Eben 
in dieſem Umſtande wurzeln die Partheiungen jeder Zeit; 
er iſt es, der ſolche Kämpfe ſo unfruchtbar, ja ſo verderblich 
für die Sache der Wahrheit macht. 

Für die oberſte Frage: die Obrigkeit, iſt dieſer Gegen— 
ſtand bereits genugſam beleuchtet worden. Ich möchte hier 
eine andere Seite betrachten: die Ariſtokratie. 

Daß gar kein geſundes Staatsleben möglich iſt, ohne 
eine wahre Ariſtokratie, bedarf eigentlich keines Beweiſes. 
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Wie wechſelnd aber ihre Geſtalten find und ſtets ſeyn wer— 
den, das habe ich verſucht in den Geſprächen aus der Ge— 
genwart anzudeuten. 

Ich hätte es können noch weiter ausführen, und an 
dem Beiſpiele Frankreichs nachweiſen, daß der Einfluß der 
Landariſtokratie in der Form des gros proprietaire und 
des curé eben erſt dadurch wieder neu entſtanden iſt, daß 
die alten Abhängigkeits- und Präſtationsverhältniſſe gänz— 
lich gelöſt worden ſind, wenn auch in revolutionärſter Qua— 
ſilegalität. Erſt ſeitdem iſt dort die Macht des großen 
Beſitzes und der Intelligenz, überhaupt des höheren Stan— 
des wieder auf dem Lande zu voller Wirkſamkeit gekommen. 
In Deutſchland iſt Aehnliches im Werden. 

Eine intereſſante Nutzanwendung liefert die Preußiſche 
Armee. Sie beruht mehr wie irgend eine andere, auf dem 
Daſein einer ganz entſchiedenen Ariſtokratie, verkörpert im 
Officierſtande, der nicht blos graduell, ſondern ſpecifiſch 
durchaus verſchieden von dem Unterofficier und Gemei— 
nen iſt. 

Wie hat aber die formale Zuſammenſetzung dieſer Ari— 
ſtokratie gewechſelt? Zuerſt eine wahre Feudalinſtitution, 
dann ein Stand der ſich ausſchließlich aus dem Adel er— 
gänzte. Jetzt ein Inſtitut, das äußerlich ganz auf die In— 
telligenz und Bildung baſirt iſt, wie es das Syſtem der 
Examina mit ſich bringt. In Folge deſſen iſt auch wirklich 
die Zahl der Nichtadligen ſehr beträchtlich geworden, da 


der Adel eigentlich nur noch durch Tradition an die Armee 
gewieſen iſt. Nichts deſtoweniger hat der Preußiſche Offi— 
cierſtand den ariſtokratiſchen Charakter im beſten Sinne 
des Wortes ganz unverändert bewahrt, und zwar ſowohl 
gegen die Laienwelt hin, als innerhalb des Heeres ſelbſt. 
Es iſt mir durchaus nicht bekannt, daß gerade die eigent— 
lichen Hauptkennzeichen dieſer Geſinnung im Officierſtande, 
auf der das ganze Weſen der Preußiſchen Armee beruht, 
ſeit den Kriegen irgendwie gewechſelt hätten. Die nicht— 
adligen Officiere nehmen den Standesgeiſt ganz in gleicher 
Weiſe in ſich auf; in keiner Hinſicht ſtehen ſie hinter ihren 
Kameraden zurück. Die Umwandlung der Form der mili— 
täriſchen Ariſtokratie iſt daher ganz organiſch vor ſich ge— 
gangen, ohne das Weſen irgend zu gefährden. Sehr be— 
lehrend für Jeden, der die Augen öffnen will! 


Rechts und links. 


Die politiſche Auffaſſung, die in mir die Frucht des 
Durchlebten geworden, iſt nichts weniger als eine ſolche, 
die man mit der Benennung juste milieu bezeichnen kann. 

Eine ſolche geht entweder darauf hinaus, daß ſie ſich 
berufen fühlt, ſich der jedesmaligen Regierungs-Parthei 
anzuſchließen, oder ſie trachtet danach, die Gegenſätze un— 
ter den Partheien überhaupt zu verſchmelzen und zu ver— 
wiſchen. 
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Dies iſt nicht mein Fall. Für mich enthalten die heu⸗ 
tigen politiſchen Partheien wirkliche Theile der Wahrheit, 
d. h. Theile derjenigen Erſcheinung des Staates, welche 
in der gegebenen Zeit und den gegebenen Verhältniſſen die 
hiſtoriſch nothwendige iſt. 

Hierin liegt nach meiner Auffaſſung die Bedeutung 
und der Nutzen der Partheien, der Schaden und die Ge— 
fahr aber darin, daß fie jene Theile, jene Principien und 
Anforderungen, die eben nur in ihrer Relation zu der To 
talität des jedesmaligen Staatslebens ihre Berechtigung. 
finden, zu abſoluten Forderungen erheben und mit andern 
ſchlechthin verwerflichen zu einem untrennbaren aus Doc— 
trinen und Intereſſen zuſammengeſetzten Programme ver— 
ſchmelzen. 

Der wahre Staatsmann der gegenwärtigen Zeit ſoll 
keiner Parthei ſich unterordnen, und keine feindſelig aus— 
ſchließen. Jede ohne Ausnahme, von der reactionärſten 
Ariftocratie an, bis zu der Democratie hin, vertritt For— 
derungen die vollkommen berechtigt und heilſam ſind; dieſe 
ſoll er erfüllen. Jede ohne Ausnahme verfolgt Zwecke und 
ſtellt Anmuthungen, die unberechtigt und verderblich ſind; 
dieſe ſoll er zurückweiſen. 
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Politiſche Entwickelung. 

Wer nach großen politiſchen Umwälzungen auf ſeine 
eigene Stellung zu den vorwaltenden Fragen zurückblickt, 
der wird finden daß, wenn er im ernſten partheifreien 
Streben noch der Wahrheit verblieben iſt, ſeine Erkenntniß 
zwei Stadien durchlaufen hat. 

Zuerſt erlangt er die Einſicht, daß die Erſcheinungen, 
die er, als von ſeiner politiſchen Lehre abweichend, getadelt 
und bekämpft hat, nicht blos das Erzeugniß vereinzelter 
Irrlehrer und ſelbſtſüchtiger Partheiführer ſind, ſondern 
wirklich aus einer allgemeinen Umwandlung in den Ge— 
fühlen und Meinungen des lebenden Geſchlechtes hervor— 
gehen. 

Hieran knüpft ſich dann für ihn die zweite Erfahrung. 
Er forſcht nach, ob jene herrſch enden Zeitanſichten, jene 
„öffentliche Meinung,“ nur Trug und Täuſchung, gewiſſer⸗ 
maßen eine Geiſtesverwirrung in der Mehrzahl der Menſch— 
heit ſei, oder ob dahinter nicht auch tiefere und berechtigte 
Urſachen ſtehen. Hieraus geht dann für ihn, den unbefan— 
gen aufrichtig Suchenden die Ueberzeugung hervor, daß 
dabei wirklich ein hiſtoriſcher Entwickelungsprozeß thätig 
iſt, der hier, wo es ſich nicht um abſolute, ſondern nur um 
relative Wahrheiten handelt, feinen eigenen Geſetzen fol— 
gend, unabwendlich zu gewiſſen Reſultaten hinleitet. 

Daraus erwächſt dann für Jeden, der es wahrhaft 
wohl mit ſeinem Lande und Volke meint, der nicht ſich und 
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die Befriedigung eigener Gelüſte ſucht, die entſchiedene Ver— 
pflichtung, zu einem Abſchluſſe mit dieſen hiſtoriſchen Noth— 
wendigkeiten zu gelangen. Seine individuellen Sympathien 
und Antipathien mag er dabei bewahren ; fie entſpringen 
aus Quellen, die nur mit dem Leben verfiegen. Aber er 
wird ſie zu unterordnen wiſſen der höheren Pflicht, und 
nach dieſer handeln, wo er dazu berufen iſt. 


Die Nothwendigkeiten. 


Ich wiederhole es: man kann nicht genug die hohe 
Verpflichtung hervorheben, zwiſchen den individuellen Zu— 
neigungen und Abneigungen und den Geboten zu unter— 
ſcheiden, welche aus dem Wohl und Weh ſeines Landes 
und Volkes erwachſen. Gewöhnlich werden die Handlun— 
gen Solcher, die der offenkundigen Wirklichkeit und den 
daraus hervorgehenden Pflichten ins Angeſicht ſchlagen, 
nur aus perſönlichen Intereſſen, aus ſelbſtſüchtigen Trie— 
ben abgeleitet und hierin der zureichende Grund gefunden, 
weshalb ſonſt vernünftige Menſchen ſo unvernünftig, ſonſt 
Redliche ſo unredlich handeln können, ihrem Vaterlande 
zum äußerſten Verderben. Aber eine faſt eben ſo bedeu— 
tende Stelle nehmen hierbei jene politiſchen Liebhabereien 
ein, die man Doctrinen zu nennen beliebt, und die ſehr 
unverfänglich, ja anmuthig ſeyn könnten, wenn 10 nicht ſo 
verderblich würden. 
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Ich habe von jeher eine beſondere Abneigung gegen die 
Eiſenbahnen empfunden; dies unheimliche Weſen was jetzt 
ganz Europa überzieht, erſchien mir als unſchön an ſich, 
zerſtörend für die Unabhängigkeit des Reiſenden, der da— 
durch an Stunde, Richtung, und Geſellſchaft gefeſſelt, ſeine 
Perſönlichkeit aufgiebt und zur Sache wird, vernichtend für 
jeden wahren Eindruck und Gewinn aus dem durchflogenen 
Landſtriche, in Summa ſcheußlich durch und durch. Ja 
ſelbſt an andern, nicht blos den Einzelnen treffenden Nach— 
theilen, an Schäden, welche der Geſellſchaft überhaupt 
hieraus erwachſen, fehlt es nicht. 

Und dennoch, wer kann ſich gegen die zwingende Ge— 
walt dieſer großen Umänderung anſtemmen? Wer wird 
es wollen ohne ſich lächerlich zu machen, wer wird die— 
ſes Transportmittel meiden, ohne ſich ſelbſt empfindlichen 
Schaden zuzufügen? Ja, was noch weit ernſter iſt, wer 
darf ſich der Pflicht entziehen, wenn er dazu berufen iſt, 
aus allen Kräften die Vervielfältigung und die beſtmögliche 
Entwickelung eben dieſer Neuerung zu fördern? 

Er mag ſeine Antipathien bewahren, aber weshalb 
darf und kann er nicht demgemäß feindſelig, ſtörend, hem— 
mend gegen die ihm widerwärtige Veränderung auftreten? 
Weil ſie eine Nothwendigkeit geworden, weil ſie in den 
Kreis der Bedürfniſſe, Gefühle und Bedingungen des le— 
benden Geſchlechtes dauernd übergegangen iſt. So auch 
der moderne Staat. 
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1851. 
Politiſcher Fanatismus. 

Eine beſonders ſchmerzliche Erfahrung iſt mir in den 
letzten Jahren mehrfach nahe getreten. Ich kenne Män⸗ 
ner und zwar genau, von denen ich weiß, daß ſie in allem, 
was ſie perſönlich angeht, nach den Geboten ſtrengſter Ge— 
wiſſenhaftigkeit handeln, niederen, ſelbſtſüchtigen Motiven 
ganz fremd ſind, das reinſte und tugendhafteſte Privatleben 
führen. Von denſelben Menſchen habe ich da, wo es ihre 
politiſchen Intereſſen anging, Handlungen geſehen, die ſchon 
mit dem Maaßſtabe der natürlichen Rechtſchaffenheit und 
Ehrenhaftigkeit gemeſſen, mit jeder Sünde befleckt waren, 
von der gemeinen Intrigue an, durch die Lüge, die Ver- 
läumdung, die Heuchelei hindurch bis zum wirklichen Ver⸗ 
brechen, zum Landesverrathe. Und zwar iſt hier nicht die 
Rede von bloßen Gerüchten und Wahrſcheinlichkeiten oder 
von ſolchen Vorgängen, über die etwa verſchiedene Anſich— 
ten möglich wären, ſondern von Thatſachen, über die lei— 
der in keiner Hinſicht ein Zweifel geſtattet iſt. 

Wie iſt dies zu faſſen, zu erklären? Halte einem Sol— 
chen ſeine Handlungen vor, ſo wird er Dir folgendermaßen 
antworten: | 

Wenn du einen aus Egypten ziehenden Israeliten ge- 
fragt hätteſt: wie kommſt Du dazu Deinem Hausgenoſſen 
die goldenen und ſilbernen Gefäße mitzunehmen? Das iſt 
ja Diebſtahl. Oder, wenn du Abraham gefragt hätteſt: 


2 221 » 


wie darfſt Du Sarah für Deine Schweſter ausgeben? das 
iſt ja Lüge! Oder Jacob, wie darfſt Du Deinem Vater 
vorſpiegeln, Du ſeieſt Eſau? Das iſt ja Betrug! So wür- 
den Dir alle dieſe und zwar mit Recht erwiedert haben: 
Sünde iſt nur die Abkehr des menſchlichen Willens von 
Gott; wer Gottes Willen vollführt, ſündigt nicht. Wir 
aber haben nur gethan, was Gott geboten, alſo kann da— 
bei von Lüge, Betrug, Raub keine Rede ſeyn. 

Aber ebenſo argumentirten die Puritaner, als ſie das 
Königthum in England ſtürzten und Carl J. auf das 
Schaffot brachten. 

Ja auch auf der entgegengeſetzten Seite begegnen wir 
demſelben Gedankengange. Wer es vermocht hätte wäh— 
rend der Schreckenszeit in das Inwendige ſo mancher von 
denen zu ſchauen, die Frankreich in Blut tauchten, der 
würde gewahr geworden ſeyn, wie auch hier der politiſche 
Begriff ſich zum Götzen geformt hatte, dem man die Men— 
ſchenopfer zu bringen ſich nicht blos berechtigt, ſondern 
ſelbſt verpflichtet erachtete. 

Ueberall dieſelbe Erſcheinung! In den politiſchen Din— 
gen ſind die ewigen Gebote, die dort wie bei allen Vor— 
gängen des irdiſchen Lebens den unwandelbaren Kern aus— 
machen, auf Geſtaltungen hingewieſen, die ihrer Natur nach 
wandelbare, vorübergehende ſind und daher immer nur 
eine relative Wahrheit in Anſpruch nehmen können. Die 
Partheien aber erheben ihre beſondere Auffaſſung der je— 


desmaligen politiſchen Aufgabe zur abſoluten Wahr: 
heit, und nehmen dadurch den eigentlichen Charakter der 
Secte an. Daher jene gottesläſterliche Identificirung ih— 
res Programms mit dem göttlichen Gebote und die hier— 
aus geſchöpfte Befreiung von der Moral des natürlichen 
Menſchen. 

Dieſe Betrachtung, die ich ſo oft und in nächſter Nähe 
anzuſtellen gedrungen war, erhöht den Schmerz über die 
Zerriſſenheit der Zeiten, ſie ſteigert die Abneigung gegen 
das Treiben der Partheien, aber ſie ſchützt vor der Gehäſ— 
ſigkeit gegen den Einzelnen in ihnen. 


Sympathien und Pflichten. 


Nicht im Ziele liegt der Gegenſatz der Partheien, ſon— 
dern in dem Wege dazu. Gerechtigkeit und Ordnung be— 
haupten Alle zu wollen, aber die Form des Staates, die 
ihren Neigungen, Theorien und Intereſſen entſpricht, dieſe 
erklären ſie für die einzige, die das Ziel verbürgt, oder 
vielmehr dieſe ihre Form identificiren ſie mit dem Weſen 
des Staates. Der ordinäre Abſolutismus verlangt ein 
unumſchränktes Hof-, Polizei- und Beamten-Regiment, 
das Junkerthum einen König mit ſeinem Adel umgeben, 
die abſtract Conſtitutionellen eine parlamentariſche Allge— 
walt, die Demokraten eine aus dem ſouveränen Volke un⸗ 
mittelbar hervorgehende Regierung. 
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Jede dieſer Formen kann ihre Zeit und ihren Ort ha— 
ben, jede daher in einem beſtimmten hiſtoriſchen Momente 
und in einem beſtimmten Lande diejenige ſeyn, welche eine 
dem Weſen des Staates entſprechende Obrigkeit darzu— 
ſtellen berufen iſt. Die Unterſuchung über den Werth die— 
ſer Formen an dem höchſten Maßſtabe der chriſtlichen 
Lehre oder des ſpeculativen Gedankens gemeſſen, iſt ein 
hiervon ganz geſondertes Gebiet und ſtets nur relativ. 
Noch mehr ſind es die Neigungen oder Abneigungen gegen 
die eine oder die andere jener Geſtalten der Obrigkeit; ich 
ſelbſt bin dieſen gegenüber nichts weniger als gleichgültig, 
ſondern hege in meinem Herzen ſehr beſtimmte Sympa— 
thien und Antipathien auf dieſem Gebiete. Aber die Frage 
für den zum Handeln berufenen Staatsmann kann ſtets 
nur auf die Realitäten gerichtet ſeyn, aus dieſen muß er 
ſchöpfen. Eben dies iſt es, was ihn von den Partheien 
unterſcheidet, wenn er auch im ſpeciellen Falle mit einer 
oder der anderen zuſammengehen muß oder kann. 


Die Kriſe der Geſellſchaft. 


Wie auf dem politiſchen, ſo auf dem geſellſchaftlichen 
Gebiete: der frühere Zuſtand iſt untergegangen, ein neuer 
noch nicht erſtanden. 

Die Ungleichheit des Beſitzes und Genuſſes hatte früher 
zwei Corrective: ein geiſtliches und ein weltliches. 
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Das erſtere lag im chriſtlichen Gebote. Dieſes lehrt, 
daß es eben nur ein Ziel für den Menſchen gebe: ſelig zu 
werden, daß das irdiſche Leben hierzu das Mittel, und 
dieſe Aufgabe ſeine einzige Bedeutung ſei. Die einzelne 
Geſtaltung dieſes Lebens, ob mehr oder minder glücklich 
oder glücklos im äußeren Sinne, iſt hierbei ganz gleich— 
gültig. Jeder hat in ſeinem eigenen ihm zugewieſenen 
Leben alle Mittel um feine Beſtimmung zu erreichen. es 
der hat gleichviel empfangen, Jeder hat aber auch gleichviel 
Rechenſchaft abzulegen, oder was eigentlich daſſelbe ſagt, 
Jeder wird nach dem gerichtet, was er empfangen hat. 

So erläutert und verklärt das Chriſtenthum das Da— 
ſein des Armen, desjenigen, der „nichts hat.“ Zugleich 
aber wendet es ſich zu dem Reichen und ſagt ihm: Du 
ſollſt haben, als wenn du nichts hätteſt. Alſo du ſollſt nur 
haben für Andere, nicht „beſitzen,“ ſondern verwalten. 

Wo iſt aber jetzt die Macht geblieben, die ſolchergeſtalt 
das Eigenthum zugleich befeſtigte und aufhob? Wer kann 
noch darauf zählen, daß die Armen in dem Bewußtſein 
ihrer Armuth ſich eben ſo reich fühlen als die Reichen? 
und daß die Reichen ihren Reichthum nur als anvertrautes 
Gut für die Armen betrachten? 

In demſelben Maaße, als das Chriſtenthum ſeine 
Gewalt über die Maſſen eingebüßt hat, iſt auch das 
eine der Fundamente gewichen, auf welchem der ſociale 
Bau ruhte. 
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Das andere war in der Organiſation der Geſellſchaft 
ſelbſt zu ſuchen. Der Arme war rechtlich gebunden und 
abhängig als Leibeigener, höriger Tagelöhner, Zunftge— 
ſelle e. Zugleich aber auch durch dieſe organiſche Unter- 
ordnung, unerachtet aller ihrer ſonſtigen Gebrechen, auf 
Schutz und Ernährung durch ſeinen Herrn und Meiſter 
angewieſen und berechtigt. Der heutige Proletarier iſt 
rechtlich unabhängig und gleich, aber auch preisgegeben, 
und ohne jeden Anſpruch auf Hülfe und Erhaltung. Er iſt 
das, was frühere Zeiten vogelfrei nannten. 

Der frühere „arme Mann, diente, der heutige arbei— 
tet, der frühere war in der Knechtſchaft des Menſchen, der 
heutige in der Knechtſchaft des Geldes. Ich ſage durchaus 
nicht, daß der frühere Zuſtand vorzuziehen geweſen, ſon— 
dern daß es unmöglich ſei ihn herzuſtellen. 

Aber in doppelter Weiſe müſſen die Folgen fühlbar 
werden. Niemand hat die Pflicht, den Proletarier um ſei— 
netwillen zu ernähren, und dieſer empfindet dieſe Lage mit 
geſteigerter Schärfe eben durch ſeine politiſche Gleichſtel— 
lung mit dem Reichen. Rechtliche Gleichheit, materielle 
Ungleichheit, das iſt der Ausdruck der peinlichen Wirklich— 
keit, und hierin liegt die große Gefahr. 

Dennoch giebt es kein menſchliches Mittel, um den 
chriſtlichen Kern jener früheren Zuſtände zu beleben. Gott 
allein kann die Herzen der Menſchen wieder mit ſeinem 
Geiſte erfüllen und der Kirche ihre Heilkraft in den See— 

v. Radowitz Schriften. IV. 15 
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len wiedergeben. Die bürgerliche und rechtliche Gleichheit 
zu Gunſten eines Hörigkeitsverhältniſſes umgeſtalten, iſt 
undenkbar. 

Alſo wo hinaus, das iſt die große Frage! 


Die Aufgabe für Deutſchland. 


Noch einmal reſumire ich: 

Deutſchland iſt von zwei Gefahren bedrohet: von der 
Demokratie aus Weſten, und von der auſtro-ruſſiſchen 
Abſolutie aus Oſten. 

Beide ſind für Deutſchland gleich verderblich. 

Mit der heutigen Demokratie kann keine Staatsord— 
nung beſtehen, in keinem europäiſchen Lande. 

Ebenſowenig kann Deutſchland, wie es iſt, durch und 
mit dem brutalen oder dem theokratiſchen Abſolutismus 
regiert werden. 

Welche von beiden Seiten daher auch einen Sieg da— 
von trage, er hat keine Dauer und ruft immer wieder nur 
den Rückſchlag von der entgegengeſetzten Seite hervor. 

Ebenſowenig kann etwa die Gefahr von der einen 
Seite, durch Hingabe an die andere Seite neutraliſirt wer— 
den. Es iſt dies lügenhaft in ſich und verderblich in den 
Folgen. | | 

Einen gefunden und dauerhaften Abſchluß kann Deutfch- 
land daher nur in ſich ſelbſt und durch ſich ſelbſt finden. 


Hierzu gehört zweierlei: 

Daß die Einzelſtaaten ſich aufrichtig auf das monar⸗ 
chiſch⸗conſtitutionelle Princip ſtellen, und: 

Daß Deutſchland ſich in einen nationalen Bundesſtaat 
zuſammenſchließe. 

Damit [hen das erſtere möglich werde und in die rich— 
tige Linie eintrete, muß über den Einzelſtaaten der Ge— 
ſammtſtaat ſtehen. | 

Damit letzteres möglich werde, muß Preußen an die 
Spitze treten, mit Oeſtreich aber der Staatenbund neu be— 
feſtigt werden. 

Dies iſt die Reihenfolge der Gedanken, die ich auch 
heute für unumſtößlich richtig erkenne. 

Weshalb haben ſo Viele, die aufrichtig bei demſelben 
Ziele ankommen wollen, dieſen Weg mißkannt und ge— 
hemmt? 

Weshalb hat die einzige europäiſche Macht, England, 
die hierin wirklich gleiches Intereſſe mit Deutſchland hat, 
ſo gänzlich verkehrt gehandelt? 

Das ſind die beiden ſchmerzlichen Fragen. 


Die Pflichten der Gegenwart. 


Vieles in dem böſen Treiben des Partheiweſens ent— 
ſpringt daraus, daß die Meiſten nicht unterſcheiden wollen 
zwiſchen ihren politiſchen Neigungen und ihrer politiſchen 
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Pflicht. Und doch iſt dies die erſte und oberſte Bedingung. 
Nichts iſt natürlicher, als daß Jeder, je nach ſeinen Em— 
pfindungen, Gewöhnungen, Sympathien, ſich hingezogen 
fühlt zu dieſer oder jener Form des Staatslebens, ſo wie 
dieſe im Laufe der Zeiten ſich kund gegeben haben. Er 
möge dieſe Neigung bewahren, ſie iſt in der ganzen Stu— 
fenleiter von dem theokratiſchen Abſolutismus bis zur de⸗ 
mokratiſchen Autonomie hindurch ebenſo begreiflich, als 
unbedenklich. 

Aber er ſcheide dann ſcharf und klar die oberſte Pflicht, 
die jedem Patrioten, ja jedem ehrlichen Manne obliegt: 
die Pflicht nach dem zu ſtreben, was ſeinem Lande und 
Volke am heilſamſten iſt. Auf ſeine individuelle Neigung 
oder Abneigung kommt es dabei nicht im geringſten an, 
ſondern auf die objective Abwägung der wirklichen Be— 
dingungen, die in einer beſtimmten Zeit, in einem beſtimm— 
ten Lande von der Geſchichte geſtellt ſind. Er darf dabei 
weder die Luſt an vergangenen Zuſtänden, noch den Rauſch 
der unmittelbaren Gegenwart, noch das Streben nach ei— 
ner vorweg gewünſchten Zukunft vorwalten laſſen, ſondern 
ſoll Allen ſein gleichmäßiges Recht bei dieſer Erwägung 
angedeihen laſſen. „Die Gegenwart von der Vergangen— 
heit befruchtet, gebiert die Zukunft!“ 
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Das nationale Princip. 


Das alte Staatsprincip, d. h. das politiſche Princip 
ſeit dem 17ten Jahrhunderte, war das dynaſtiſche. Das 
neue iſt das nationale, und zwar nach doppelter Richtung 
hin, nach der der Stammeseinheit und nach der der volks— 
mäßigen Staatseinheit. Alle beſtehende Staaten ſind in 
dieſen Umgeſtaltungsproceß hineingezogen und werden ihn 
durchmachen müſſen. Aber ſie beſitzen dazu die innere 
Möglichkeit, und die Uebergänge können ohne Zerſtörung 
durchgeführt werden. Nur von der jetzigen öſtreichiſchen 
Monarchie iſt nicht abzuſehen, wie ſie einen ſolchen Ueber— 
gang finden ſoll. Ihr hiſtoriſcher Bildungsproceß iſt ein 
rein und durchaus dynaſtiſcher, mit gänzlicher Beſeitigung 
des nationalen Gedankens ſowohl in Bezug auf die Stam— 
mes⸗ als auch in Bezug auf die Staats-Einheit. Die 
öſtreichiſche Monarchie iſt ein durch Verträge, Heirathen 
und andere publiciſtiſche Erwerbsmittel zuſammengebrach— 
tes Aggregat von Ländern, die nichts mit einander gemein 
haben, weder Sprache noch Geſchichte, noch Sitten, noch 
materielle Intereſſen. Das einzige Band iſt im abſtracte— 
ſten Sinne des Wortes das Regentenhaus. Während die 
Schwierigkeiten, welche der preußiſchen Monarchie aus der 
Verſchiedenheit der Landestheile erwachſen, durch eine ge— 
meinſame Vertretung ſehr verringert und durch ein da— 
nebenſtehendes deutſches Parlament ganz gehoben werden 


können, während hier die geringe polnische Parcelle keine 
Störung verurſacht, ſo iſt dieſes in Oeſtreich völlig un— 
wirkſam. Die heutige öſtreichiſche Monarchie kann weder 
fort beſtehen unter der alten Form der rein dynaſtiſchen 
Herrſchaft, noch übergehen in die neue der parlamentari- 
ſchen Gemeinſchaft. 


Freiwillige Aenderungen. 


Das höchſte Bedürfniß jeder Regierung, wie auch ihre 
Form ſonſt beſchaffen ſei, iſt Autorität. Daher kommt es 
bei politiſchem Syſtems-Wechſel und Uebergängen vor 
Allem darauf an, daß der Regierung die neue Form nicht 
gewaltſam auferlegt worden, ſondern daß ſie ihre freie 
That ſei. Sie muß ſtets den reellen Stand der vorhande— 
nen Bedingungen begreifen und demgemäß vorangehen mit 
der Veranlaſſung zu den erforderlichen Aenderungen. Dies 
iſt offenbar die ſtarke Seite des monarchiſchen Repräſen— 
tativ⸗Syſtemes, wo es wie in England und Belgien wirk— 
lich in der Nation wurzelt. 


Gruppirungen der Partheien. 


Wenn ſich Jemand gegen die verderblichen Thätigkeiten 
der extremen Partheien ausſpricht, ſo liegt es nahe ihm zu 
antworten, daß es ja eben die rechten und linken Extreme 
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ſeien, die ein Centrum möglich machen. Dieſes iſt aber 
ein blos ſpielender Einwand, oder ein rein mechaniſcher. 
Freilich werden ſich auf jedem Felde großer Intereſſen im— 
mer verſchiedene Anſichten und Principien geltend machen, 
die unter ſich eine gewiſſe Stufenleiter bilden. Daraus 
folgt aber keineswegs, weder daß die konkreten Verſchieden— 
heiten in beſtimmten Fällen ſich als abſtracte Partheien 
conſtituiren, noch daß die verſchiedenen Partheien in einer 
Weiſe auseinander gehen, daß man ihre Enden im eigent— 
lichen Sprachgebrauche als Extreme bezeichnen müſſe. 

Man nehme eine beliebige deliberirende Körperſchaft, 
z. B. die jetzige Preußiſche erſte Kammer, und ſchneide da— 
von nach den beiden Seiten, die dort äußerſte Rechte und 
Linke heißen, eine gewiſſe Zahl ab. Was dann als erſte 
Kammer daſteht, wird ſich vorkommenden Falles aller— 
dings immer noch verſchiedenartigen Auffaſſungen hinge- 
ben. Aber einerſeits werden dieſe Verſchiedenheiten nach 
dem jedesmaligen Stoffe wechſeln und daher keine eigent— 
lichen Partheien im gegenwärtigen Sinne bilden. Ande— 
rerſeits wären die Verſchiedenheiten durchaus keine Extreme, 
ſondern hätten ſchon in der Hauptſache den gemeinſchaft— 
lichen Boden unter den Füßen: die aufrichtige Anerkennung 
der conſtitutionellen Monarchie. 

Jede Verſammlung würde hierin etwas andere Er— 
ſcheinungen darbieten. Wenn z. B. dieſer Proceß des Aus- 
ſcheidens der Extreme auf die Frankfurter National-Ver⸗ 
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ſammlung angewendet worden wäre, jo hätte ſich, äußerlich 
betrachtet, auch meine Fraction unter den Ausgeſchiedenen 
gefunden. In Betreff des eigentlich doctrinellen Stoffes, 
des Charakters der Reichsverfaſſung aber, wäre dies nicht 
nöthig geweſen. Hier war nur die damalige Linke, die 
Vertreter der Demokratie, eine extreme Parthei. Wenn 
ſie ausgeſchieden wurde, ſo hätte ſich dann unſerer rechten 
Fraction gegenüber eine geſunde Linke gebildet, d. h. eine 
ſolche, die in der Grundanſchauung auf demſelben Boden 
ſtand und nur in den Modalitäten abwich. 

Nur ſolche „Partheien“ ſind natürlich und wohlthätig, 
weil ſie als Glieder an einem organiſchen Leibe gewach— 
ſen ſind. Und dahin wird es kommen müſſen, denn das 
bisherige Partheiweſen iſt gerichtet, in Deutſchland und 
England unverkennbar, in Frankreich bis zum äußerſten 
Scandale. 


Die Principe des Staates. 


Drei Grundanſichten werden gewöhnlich über die Ent: 
ſtehung und das Weſen des Staates unter den .. 
aufgeſtellt. 

Die erſte ſieht in ihm ein N der Zweck⸗ 
mäßigkeit. 

Die zweite ein Poſtulat des menſchlichen Willens. 

Die dritte eine göttliche Einſetzung. 
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Alle drei führen auf das Beſtehen einer Regierung als 
oberſte Bedingung jedes Staatslebens. 

Die erſte giebt ihr als alleinigen Zweck und Aufgabe 
das Gemeinwohl. Hierzu iſt an und für ſich jede Form 
der Regierung geeignet. Es konnte dieſe daher urſprüng— 
lich eine väterliche ſeyn: der Patrimonialſtaat. Dann eine 
bevormundende: der Beamtenſtaat. Später verlangt das 
Volk weitere Bürgſchaft, daß ſeine Wohlfahrt durch die 
Regierung wirklich beſorgt werde: der Repräſentativſtaat. 

Die zweite der oben aufgeführten Grundanſichten hin⸗ 
gegen muß die Regierung von Hauſe aus als den Aus— 
druck des Geſammtwillens, als die Verkörperung betrach— 
ten, in welcher das Volk Ich ſagt. Sie iſt daher auf die 
abſolute Demokratie hingewieſen, und kann nur durch eine 
fingirte Delegation zur monarchiſchen Geſtalt kommen. 

Für die dritte endlich iſt die Regierung der Statthal— 
ter Gottes zur Handhabung ſeiner Gebote. Auch hierzu 
iſt an und für ſich keine Form abſolut gewieſen; die Ob 
rigkeit in jenem Sinne kann in jeder Geſtalt auftreten; 
immer aber ſo, daß ſie nur dem ewigen Machtgeber ver— 
antwortlich iſt. | | 

Alle drei Auffaſſungen find aber doch an unabwend— 
liche Bedingungen und Schranken gebunden. 

Bei der erſten in ihrer letzten Geſtaltung als Reprä⸗ 
ſentativſtaat iſt klar, daß das Volk und deſſen Vertreter 
ſich auch über ſeine Wohlfahrt irren können, eben weil es 
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ſich hier um eine Vielheit handelt. Daher immer wieder 
Hinweiſung darauf, daß die Regierung auch eigene Kraft 
beſitzen, oder daß in ihr zwei Factoren neben und in ein— 
ander thätig ſeyn müſſen. 

Die andere kann ſich der Erkenntniß nicht entſchlagen, 
daß die abſolute Selbſtbeſtimmung des Einzelnen un— 
möglich iſt, daß daher die Wirklichkeit immer auf die Herr— 
ſchaft wechſelnder Majoritäten hinauslaufen wird. Soll 
ein ſolcher bloßer Partheienkampf nicht ſchlechthin zerſtö— 
rend wirken, ſo wird ſtets ein vermittelndes Element in 
der Regierung nothwendig ſeyn, das von ihnen unberührt 
und unabhängig iſt. 

Die dritte endlich wird ſich der Forderung nicht ent— 
ziehen können, daß die Unterthanen berechtigt ſind, dagegen 
geſichert zu ſeyn, daß der Gehorſam den ſie leiſten, wirk— 
lich den Geboten Gottes und nicht den menſchlichen Verir— 
rungen, ja ſündhaften Anmuthungen des jeweiligen Statt- 
halters dargebracht wird. Da ſie Pflichten gegen ihre 
nächſten, ihnen gleichfalls von Gott zugewieſenen Kreiſe zu 
erfüllen, deren Wohlfahrt nach allen Kräften zu befördern, 
vor Schaden zu hüten haben, ſo können ſie dieſe nicht 
ſchrankenlos der unbedingten Verfügung der immerhin doch 
fehlbaren Obrigkeit hingeben. Iſt jeder Chriſt außerdem 
noch in eine ganz andere Sphäre der Gebote und Pflichten 
geſtellt als die des Staates, iſt er zugleich Glied der Kirche, 
ſo muß er geſchützt ſeyn, daß dieſe höchſten Obliegenheiten 
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nicht durch die Anordnungen der Staatsregierung durch— 
kreuzt, oder gar unerfüllbar gemacht werden. 

Keines der abſtracten Principe in ihrer Vereinzelung 
genügt daher den Anforderungen des Staatslebens, wie ſie 
ſich heute vor unſeren Augen hinſtellen. Es bedarf der 
Verſöhnung, der Ausgleichung, der Ergänzung des einen 
durch das andere, und das iſt die Aufgabe. 


Der politiſche Pendelſchlag. 


Wenn der Pendel auf der einen Seite hochgehoben 
wird, ſo macht er einen eben ſo hohen Rückſchlag nach der 
anderen Seite. Das Gleichgewicht bleibt hierbei immer 
fern. Das Gleichniß iſt freilich ungenügend und vergegen— 
wärtigt nur die eine Seite der Sache: den Wunſch und das 
Bedürfniß, daß der Gang der Uhr durch kurze Schwin— 
gungen auf beiden Seiten der Verticale geregelt werde. 
Aber das iſt ſicher, daß die tolle Ausſchreitung der ſoge— 
nannten Zeitforderungen im Jahre 1848 in vielen Thei— 
len von Europa den jetzigen ebenſo verwerflichen und un— 
haltbaren Rückſchlag nach der anderen Seite erzeugt hat. 
Da dieſer gewiß nicht dauert, ſo haben wir die Ausſicht 
das wilde, verderbliche Spiel wieder durch eine neue, 
leidensvolle Phaſe zu verfolgen. Alles kam darauf an, in 
dem Momente, als der Sieg über die böſen Elemente des 
Jahres 1848 errungen war, nun gerade keine „Reaction 
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eintreten zu laſſen, ſondern ein Syſtem durchzuführen, das 
Ausgleichung verſprach. Oder nach jenem Gleichniß zu 
reden, man mußte den Pendel mit ſtarker Hand ergreifen, 
zwar auf die entgegengeſetzte Seite, durch die Verticale 
hindurch führen, aber nur ſo hoch, daß die folgenden in der 
Natur der Dinge liegenden Oscillationen um die Verticale, 
die hienieden nie fixirt iſt, in den wohlthätigen Schranken 
blieben. 

Die Freiheit bedarf neben ihr der Autorität, denn 
ſonſt wird ſie zur Anarchie. Die Autorität bedarf neben 
ihr der Freiheit, denn ſonſt wird ſie zum Despotismus. 
Im vollen Gleichgewichte werden beide Bedingungen des 
wahren Staatslebens nie ſtehen, denn dies läßt die Man— 
gelhaftigkeit aller irdiſchen Dinge nicht zu. Aber die 
Schwankungen und Abweichungen dürfen nur geringe, in 
beſtimmten Schranken gehaltene ſeyn! 


Preußen als proteſtantiſche Macht. 


Wenn es möglich wäre, Preußens Stellung für die 
große deutſche Zukunft zu Grunde zu richten, ſo würden es 
diejenigen bewerkſtelligen, die von engherzigem Partikularis— 
mus und Proteſtantismus getrieben, nicht müde werden, 
Preußen als den Vorfechter zum Siege des Proteſtantis— 
mus in Deutſchland hinzuſtellen. Selbſt vernünftige und 
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gemäßigte Menſchen verfallen in dieſe ſchlimmen Decla— 
mationen. 

Einen größeren Schaden vermag Niemand der gro— 
ßen Miſſion Preußens zuzufügen, als wenn er ihr dieſe 
Grundlage, dieſes Ziel unterſchiebt. Dann wären die 
öſtreichiſchen und baierſchen, ja die rheiniſchen und weſt— 
phäliſchen Preußenfeinde in ihrem vollen Rechte, wenn ſie 
Alles daran ſetzen, eine Einigung Deutſchlands mit Preu— 
ßiſcher Spitze um jeden Preis zu hindern. Daß ein ſolcher 
Gedanke unter den deutſchen Katholiken in den verfloſſenen 
Jahren Eingang gefunden, das war bereits die Urſache 
der unſäglich ſchmerzlichen Stellung der eigentlich ſoge— 
nannten Katholiſchen Parthei zu der deutſchen Frage: einer 
Thatſache, an der Deutſchland und die katholiſche Kirche 
noch ſchwer zu tragen haben werden. 

Aber er iſt grundfalſch dieſer Gedanke, wie laut er 
auch in beiden Lagern erſchallen möge. Preußens Stellung 
und Aufgabe iſt durchaus keine proteſtantiſche, überhaupt 
gar keine kirchliche, ſondern eine auf die politiſche Einigung 
der Nation ausſchließlich gerichtete. Wer den jammervollen 
und ſtete Gefahr drohenden Zuſtand dieſes großen herr— 
lichen Volkes heilen, wer ein wahres Gemeinweſen im Cen- 
trum von Europa aufrichten, wer hierin die welthiſtoriſche 
Aufgabe der Zukunft löſen will, der wird ſtets von dem 
ebenſowohl factiſchen als berechtigten Nebeneinanderbeſte— 
hen beider Confeſſionen ausgehen, hierauf unwandelbar 
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fußen müſſen. Nirgends mehr als in Deutſchland, und 
ganz beſonders im preußiſchen Staate giebt es für das 
Verhältniß des Staates der Kirche gegenüber, keinen an— 
dern Standpunct, als den der vollkommenſten Unabhängig⸗ 
keit nach beiden Seiten hin. Jeder Verſuch, den Staat und 
ſeine Mittel zu Gunſten der äußeren Machtvergrößerung 
einer der chriſtlichen Confeſſionen zu verwenden, wird ſtets 
und unausbleiblich mit dem Verderben des einen und des 
anderen Theiles enden. 

Wenn doch endlich dieſe Wahrheit durchdränge! Aber 
man bekannte ſie in den Momenten der Gefahr, und läug⸗ 
net ſie jetzt wieder, ſobald irgend ein Anſchein ſich zeigt, 
aus jener Allianz einen Nutzen zu ziehen. 


Das patrimoniale Princip. 


Ich ſcheue mich nicht auszuſprechen: das „patrimo— 
niale“ Princip iſt im monarchiſchen Staate unentbehrlich; 
es hängt untrennbar mit ſeinem innerſten Weſen zuſam⸗ 
men. Sein Gegenſatz iſt das Contractsprincip. Dieſes in 
feiner Schärfe aufgefaßt, drängt zu dem Delegationsver— 
hältniß, wo der Regent nur der erſte Beamte des Volkes 
iſt. Wie man dieſe Staatsform auch ausſtatten möge, ſo 
iſt es immer nur die umhüllte Republik. Man täuſche ſich 
nicht mit dem Hinweis auf die alte Formel: „Der König 
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ift der erſte Diener des Staates; u hier iſt keineswegs 
Staat und Volk identificirt, ſondern Staat als ein Be— 
griff gefaßt, der über dem Volke ſowohl als dem Regen— 
ten ſteht. 

Wird hingegen der Gedanke eines wirklichen Vertrages 
zwiſchen zwei gleich unabhängigen, gleichberechtigten Glie— 
dern: König und Volk zu Grunde gelegt, ſo führt dies 
allerdings zu einem wirklichen Rechtsverhältniß. Die ſo 
normirte conſtitutionelle Monarchie würde aber als nackter 
Pact immer noch keine innere Lebensfähigkeit beſitzen, da 
ein Zwiſt zwiſchen beiden Contrahenten nicht wie bei an— 
deren Verträgen durch Trennung der Genoſſenſchaft gelöſt 
werden kann. Hierin liegt eben das Einſeitige und Unvoll— 
ſtändige der Contractstheorie und das Bedürfniß, auf ein 
anderes Element zurückzugehen. 

Ich wiederhole: hiſtoriſch, rechtlich und zweckmäßig 
wurzelt jede Monarchie in dem patrimonialen Principe. 
Aber die Wurzel iſt nicht der Baum. Hierin liegt eben 
das Unorganiſche und Falſche der verblendeten Beſtrebun— 
gen, welche die naturgemäße, unabänderlich von Gott ge— 
wollte Entwickelung in der menſchlichen Geſellſchaft läug— 
nen, indem ſie auf frühere Zuſtände zurückdrängen. 

Man bleibe zunächſt bei der Analogie des Staates mit 
der Familie ſtehen. Auch in letzterer iſt das Verhältniß 
des Vaters zu den Kindern und den ferneren Familien— 
gliedern kein ſtarres, abftractes, ſondern es geht vermöge 
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der innewohnenden Natur der Dinge durch eine Reihe von 
Zuſtänden hindurch. 

In dem erſten Stadium iſt das theokratiſche und im— 
peratoriſche Element durchaus das vorwaltende. Der Va— 
ter ſoll die Kinder erhalten und erziehen; ſeine Machtvoll— 
kommenheit hat nach ihrer Seite hin keine Beſchränkung, 
ſondern nur das ewige Gebot iſt ſeine Schranke, und deſ— 
ſen eigene Auffaſſung ſeine Richtſchnur. 

Eine durchgreifende Veränderung tritt aber mit allen 
ferneren Stadien ein. Die Kinder entwickeln ſich, werden 
Perſonen, ſchließen neue, eigene Verhältniſſe, erhalten eigene 
Pflichten und daher auch eigene Rechte. Dies führt in im- 
mer weiterer Steigerung bis zu dem Momente, wo eine in 
gewiſſem Kreiſe thätige Selbſtbeſtimmung für die Kinder, 
nicht bloß unwiderſtehlich, ſondern ſchlechthin berechtigt iſt. 
Es kommt dann auch durchaus nicht mehr auf die aus— 
ſchließliche Betrachtung an: was wäre im gegebenen Falle 
das materiell Dienlichſte für das Familienglied, ſondern 
die Beſtimmung darüber muß aus mehr oder minder vor— 
waltenden eigenen Entſchlüſſen hervorgehen. Selbſt wenn 
hierdurch, mit dem bloß äußerlichen Maße gemeſſen, eine 
weniger vortheilhafte Einrichtung getroffen würde, ſo wie— 
gen ſolche Nachtheile nicht die Abweſenheit der Selbſtbeſtim— 
mung auf, die einer höheren Ordnung angehört. 

Welches Bild bietet in dieſen Stadien die Stellung 
des Familienhauptes zu deſſen Gliedern dar? Weder das 


9 241 


theokratiſche Element noch die bevormundende Thätigkeit 
ſchwinden gänzlich, aber ſie ſind nicht mehr abſolut, ſon— 
dern relativ. 

Das Familienhaupt kann bei ſeinen Handlungen nicht 
bloß ſeine individuelle Auffaſſung des göttlichen Gebotes 
zu Grunde legen, ſondern es ſoll und muß die Perſönlich— 
keiten, die Rechtskreiſe, ja die Ueberzeugungen und Anſich— 
ten beachten. Dies iſt für den Vater äußere Nothwendig— 
keit und innere Pflicht. 

Seine Gewalt ruht einerſeits noch auf Fundamenten 
der erſten Einſetzung, andererſeits auf den neu herange— 
bildeten; ſie iſt einerſeits eine rechtliche, andererſeits aber 
eine moraliſche. Das Verhältniß der Familienglieder be— 
ruht einerſeits auf der alten Ehrfurcht und Pietät, ande— 
rerſeits auf der freien inneren und äußeren Zuſtimmung 
zu den Entſchlüſſen und Handlungen des Hauptes. Selbſt 
die Regelung einzelner Verhältniſſe durch Uebereinkunft 
und Vertrag iſt hierbei ganz zuläſſig, und oft für beide 
Theile dienlich. 

Das Familienhaupt hat daher zu trachten, daß es ſeine 
aus der eigenen Erkenntniß fließende Thätigkeit mit den 
Gefühlen und der Erkenntniß der Glieder in Uebereinſtim— 
mung bringe, allerdings nicht mit den augenblicklichen, der 
Leidenſchaft und der Verblendung entſprießenden, ſondern 
mit den dauernden und ächten. 

Dies iſt die öffentliche Meinung und die daraus er— 
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wachſende freie Zuſtimmung zu den Anordnungen und 
Handlungen des Regenten; nur daß deren Conſtatirung im 
Staate nicht ſo einfach wie in der Familie dem täglichen 
Leben zu überlaſſen iſt, ſondern beſonderer Inſtitutionen 
bedarf. Deren Summe nun iſt die Verfaſſung, die über 
dem Regenten und dem Volke ſtehende und beide verbin— 
dende Gewalt, und in dieſem Sinne allein faſſe ich die 
Berechtigung des conſtitutionellen Anſpruches. 


Die ſocialiſtiſche Nothwendigkeit des Repräſentativ⸗ 
ſyſtems. 


Alle ſonſtigen Betrachtungen bezeichnen doch nur eine 
Seite der Herleitung für die unabwendliche Nothwendigkeit 
des Repräſentativſyſtems in der Gegenwart. Die andere 
Seite iſt nicht die politiſche, ſondern die ſociale. 

Die bisherige Organiſation der Eigenthumsverhält⸗ 
niſſe iſt ebenſo unhaltbar, als die bisherige politiſche. Sie 
beruhte auf dem rein abſtracten und formalen Rechte. Ge— 
mildert und umgeben war ſie aber einerſeits durch die 
Macht des Chriſtenthums in den Maſſen, die da geben 
und tragen hieß, andererſeits durch die bürgerliche Orga— 
niſation, die in ihren Unterthänigkeits- ſowohl, als in 
ihren Corporations-Verbänden der abſoluten Iſolirung 
des Individuums abhalf. Beides iſt heut zu Tage zer— 
trümmert; die Macht des chriſtlichen Gebotes zu geben 


243 e 


und zu tragen iſt für die Mehrzahl der Menſchen faſt ge— 
ſchwunden, und die heutige Freiheit hat die völlige Indi— 
vidualiſirung zur nächſten Folge. 

Gleichzeitig iſt nun auch die Ehrfurcht vor dem for— 
malen Rechte faſt zu nichts geworden, am meiſten aber in 
denen, gegen welche es ſich kehrt. 

Was hält alſo jetzt die ſociale Verfaſſung noch zuſam— 
men? Allein die materielle Gewalt. Dies iſt aber weder 
ein geſunder, noch ein dauernder Zuſtand. Man muß her⸗ 
aus, in eine Neubildung hinein, welche das Elend, den 
Mangel, das Unglück vertheilt und ausgleicht, ſo weit als 
überhaupt möglich. Und zwar kann und muß der Staat 
dieſe Aufgabe löſen, wenn er je auf inneren Beſtand rech— 
nen, nicht ſtets am Rande des Abgrundes ſchweben will. 

Ich rede noch nicht von den Modalitäten dieſer Lö— 
ſung, ja ich berühre nicht das unermeßliche Problem. Aber 
wie es auch gelöſt werden möge, immer wird es große 
Opfer fordern und auferlegen, immer nur durch innere 
und freie Zuſtimmung Derer gelingen, welche dieſe Opfer 
bringen müſſen. 

Kann dies eine abſolute oder eine Beamtenregierung 
unternehmen? Niemals, es fehlt ihr Alles dazu. Dies 
allein ſchon führt auf die Nothwendigkeit die Leitung der 
Geſetzgebung ſo zu ordnen, daß ſie aus der Gemeinſchaft 
der Regierung und der Regierten, und zwar der Intelli⸗ 
genten und Beſitzenden hervorgehe. 
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Freilich iſt dann auch die andere Bedingung, daß die 
Regierung, welche eine ſolche Organiſation thatſächlich 
ausführt, eine gewaltige Autorität beſitze, ſowohl materiell, 
als moraliſch. Sonſt ſchlüge der Verſuch nie in etwas an- 
deres als eine Pöbelherrſchaft um. Das eben war das ım- 
heilbare Gebrechen bei den ſocialiſtiſchen Verſuchen, welche 
nach der Februarrevolution in Frankreich auftauchten. 


Meine Auffaſſung der politiſchen Tages-Fragen. 


Ich habe eine beträchtliche Zahl von Artikeln geleſen, 
die ſich die Beurtheilung der „neuen Geſpräche, zum Ge— 
genſtande genommen haben. 

Von vornherein ziehe ich diejenigen ab, die nur alte 
Verunglimpfungen des Verfaſſers zum Ziel und Zwecke 
hatten; ſie haben eben keine andere Waffe, als das unreine 
Element, in dem ſie vegetiren. 

Ferner muß ich die bloßen Partheiſtimmen abziehen, 
die einfach oder in leicht erkennbarer Modulation wieder— 
holen, daß die Gedanken des Buches zu verdammen ſeien, 
da ſie den ihrigen widerſprächen. Du gehörſt nicht zu un— 
ſerer Parthei, haſt nicht ſo gehandelt, ſprichſt jetzt nicht ſo, 
anathema sit! Belehrung habe ich in dieſen Aeußerungen 
nirgends gefunden, immer nur die Wiederholung der alten 
Stichworte; von dieſen geht man als ſelbſtverſtandenen 
unumſtößlichen Wahrheiten aus, kommt alſo natürlich bei 
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den vorausgewollten Schlüffen an. Solche naive Cirkel— 
ſchlüſſe laſſe ich auf ſich beruhen; man wird Niemand über— 
zeugen, der unüberzeugt bleiben will. 

Einem Vorwurfe begegne ich auf verſchiedenen Seiten: 
Du ſtellſt dich über die Partheien anmaßend und thöricht. 
Auch dies iſt ein Irrthum; „außerhalb der Partheien 
ſtehen müſſen, iſt nicht über den Partheien ſtehen wol— 
len.“ Meine Ueberzeugung, geſchöpft aus allen Quellen 
der Erkenntniß, die mir zugänglich ſind, iſt, daß keine der 
vorhandenen älteren Partheien der wirklichen Gegenwart 
allſeitig entſpricht, daß alſo derjenige, der dazu berufen wäre 
die Hand an das Ruder des Staates zu legen, mit keiner 
von Allen zuſammenfallen kann. Ob eine politiſche Ge— 
meinſchaft Gleichgeſinnter in dieſer Richtung ſich jetzt bilden 
könne und werde, weiß ich nicht. Daher muß ich gewiſ— 
ſenshalber ſtets den vorliegenden Fall zur einzelnen Löſung 
bringen, bis eine Gemeinſchaft, die der gegenwärtigen Auf— 
gabe wirklich zu entſprechen vermag, hervortritt, und für 
die Löſung der einzelnen Fälle eine allgemeine Regel hin— 
zuſtellen vermag. 

Der Gedanke, den ich nach meinem Ermeſſen einer 
ſolchen Parthei der Zukunft unterlege, iſt folgender: 

Das Weſen des Staates iſt in den ewigen Geboten 
der Ordnung und Gerechtigkeit unwandelbar begründet. 
Die politiſchen Formen aber ſind wandelbar. Die Geſtal— 
ten, unter welchen der Staat bisher aufgetreten, ſind ver— 
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braucht, die alte Zeit iſt untergegangen, eine neue drängt 
heran, noch form- und geſtaltlos. Die Aufgabe iſt nun, 
dieſes Ziel für jedes Land und für jeden Zeitabſchnitt, mit 
völligem Abſehen von eigenen Neigungen und Abneigungen 
ganz objectiv zu erkennen und den Uebergang zu finden auf 
Wegen des Rechtes und der geſchichtlichen Entwickelung, 
nicht auf denen der rohen Gewalt und eines, wenn auch 
nur vorübergehenden Unrechtes. Daher auch nicht durch 
Mittel entliehen ſolchen Partheien, die zu ganz anderen 
Zielen gelangen wollen; ein ſolches Verfahren iſt unehrlich 
und unvernünftig. Unehrlich, weil es eine bewußte Lüge 
in ſich ſchließt, unvernünftig, weil der Feind im eigenen 
Lager ficht. 

Dieſe Vorderſätze wende ich auf Deutſchland an. 

Hier geht die Aufgabe der Gegenwart in zwei große 
Richtungen: die Verfaſſung der Einzelſtaaten, und die 
Verfaſſung des Geſammtſtaates. In den deutſchen Einzel— 
ſtaaten iſt die abſolute Regierungsform, erſcheine ſie als 
Hof- und Cabinetsregierung, oder als Beamtenregiment, 
auch in ihrer redlichſten und günſtigſten Verwirklichung 
durchaus verlebt. Niemand führt ſie zurück, jeder augen— 
blickliche Rückſchlag macht die Kataſtrophe nur gewaltſa— 
mer und verderblicher. 

Ob der ſtändiſche Staat hierzu genügt, die Regie— 
rungsform, in welcher die althiſtoriſche Gliederung des 
Volkes politiſch dargeſtellt wird, und als ſolche dem Mo— 
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narchen theils zuſtimmend, theils berathend zur Seite ſteht? 
Meine eigenen Sympathien ſind durchaus dafür; ſo wie 
ich die Freiheit und die Ordnung auf Erden verſtand, fin— 
den ſie in dieſer Form mehr Bürgſchaften, als in einer 
anderen. 

Iſt dieſe meine Anſicht und Neigung aber eine ſolche, 
auf welche gegenwärtig der unabweisliche Umgeſtal— 
tungsproceß der deutſchen Staaten hinausgeführt werden 
kann und darf? Im klaren, partheiloſen Ueberblick der 
Geſchichte der letztverfloſſenen Jahre und der unzweifelhaf— 
ten Bedingungen, die uns geſtellt ſind, muß ich entſchieden 
mit Nein antworten. Ich habe dieſe Ueberzeugung ſo aus— 
gedrückt: Die ſtändiſche Monarchie iſt in dem Bewußtſein 
der Maſſen erloſchen — und dadurch eine Sturmfluth von 
Mißverſtändniſſen und Anfeindungen hervorgerufen. Of— 
fenbar habe ich mit dieſem Ausdrucke nichts Anderes be— 
zeichnen wollen, als was man auch mit dem Worte: öffent- 
liche Meinung auszudrücken pflegt. Alles kommt daher auf 
eine nähere Darlegung des Sinnes an, den ich meinerſeits 
mit jenem vielvergötterten und ebenſo vielgeläſterten Worte 
verbinde. 

Das politiſche Bewußtſein, von dem ich rede, iſt jene 
Stimme in dem lebenden Geſchlechte, die in den politiſchen 
Fragen ein ähnliches Amt übt, wie in den ſittlichen Fragen 
das Gewiſſen. Die Stimme, die als Geſammturtheil über 
den Leidenſchaften und Trieben des Einzelnen ſteht, ja auch 
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in dieſem Einzelnen ungeachtet der augenblicklichen Ueber⸗ 
gewalt jener Verirrungen nicht verklingt. Auch darin iſt 
noch die Analogie erkennbar, daß das Gewiſſen zwar das 
oberſte Sittengeſetz vertritt, ſeine Kundgebung im Leben 
aber dennoch an Zeit und Ort gebunden und deren Wech— 
ſel vielfach unterworfen iſt. Aehnliche Wirkung äußert 
jenes „politiſche Bewußtſein der Maſſen,“ es vertritt die 
oberſten Gebote der Gerechtigkeit und Freiheit innerhalb 
der wechſelnden Geſtalt der Zeiten und Völker, und tritt 
daher entgegen einerſeits den Leidenſchaften, andererſeits 
der Verläugnung der Gegenwart. 

So definirt wiederhole ich nun allerdings, daß kein 
politiſches Gebäude aufzurichten iſt, das nicht auf dieſem 
Fundamente ruht. Wo bei den ſchon vorhandenen das 
frühere Fundament gewichen ift, da iſt ein Umbau unab- 
weislich. Ein noch ſchlagenderes Gleichniß iſt jedoch aus 
der organiſchen Natur zu entnehmen, denn im normalen 
Gange ſollen die Veränderungen in der Staatsgeſtaltung 
ebenſo organiſch und allmählig vor ſich gehen, wie die Ver- 
änderungen in jenen Grundlagen. 

Nun ſpreche ich es aus, wie ſchmerzlich es auch meine 
Empfindung berührt: Der altſtändiſche Staat hat keine 
Wurzel mehr in dieſer öffentlichen Meinung. Sie verlangt 
für die Betheiligung der Regierten an der Regierung ans 
dere Vertreter, und für dieſe Vertreter andere Befugniſſe. 
Es kommt mir hier nicht auf eine nähere Zergliederung 
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an; ich kann aber concludiren, daß auch jetzt noch, was ich 
das Bewußtſein der Maſſen nenne, monarchiſch⸗conſer⸗ 
vativ iſt. Auf dieſer Grundlage die conſtitutionelle Mo— 
narchie aufzurichten, das iſt die Aufgabe. Wo dieſes in 
den deutſchen Einzel ſtaaten, wegen der nothwendigen Be— 
dingungen eines öffentlichen Lebens nicht möglich iſt, da 
trete der Geſammtſtaat ein. Die Einheit iſt für Deutſch— 
land das Correlat und zugleich das Moderamen der Frei— 
heit. Dies führt zu der anderen Seite der Aufgabe. 

Ich glaube die wirklich vorhandenen Kräfte und Strö— 
mungen im gegenwärtigen Leben der deutſchen Nation 
ohne vorgefaßte Meinung irgend einer Art beobachtet zu 
haben. Das Reſultat kann ich kurz jo zuſammenfaſſen: 

Weder die bisherige Zerriſſenheit des Volkes, noch eine 
abſolute Einheit deſſelben iſt möglich und heilſam. Es 
können weder die einzelnen Dynaſtien und Staaten in 
ihrer natürlichen, oft aus den verwerflichſten Veranlaſ— 
ſungen erwachſenen Sonderung und Unabhängigkeit ver— 
bleiben, noch können und dürfen ſie vernichtet und in 
ein abſtractes Staatsganze zuſammengeſchlagen werden. 
Deutſchlands Stämme und Lande müſſen ein eigenthüm⸗ 
liches Leben bewahren, hieran hängen ſehr theure Güter 
der Nation — und über dieſe Vielheit muß eine wirkliche 
Einheit geſetzt werden, hieran knüpfen ſich eben ſo hohe 
Güter. Jeder Verſuch nach der einen oder nach der an— 
dern Seite hin, dieſe Linie zu überſchreiten, wird ſich als 
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nichtig erweiſen, den Rückſchlag nach der andern Richtung 
hervorrufen und ſchwer ſtrafen. Erſt, wenn beiden For— 
derungen genügt iſt, hat Deutſchlands Staats- und Na- 
tionalleben eine dauernde Geſtalt wiedergewonnen. 

Dieſe Doppelaufgabe iſt es, die ich auch mir ſtellte, 
wo ich zum Rathen und Handeln berufen wurde, in Frank— 
furt, Berlin und Erfurt. In keiner der vorhandenen Par— 
theien fand ich ſie als Ganzes verkörpert, daher mußte ich 
meinen Weg einſam und allein zu gehen ſuchen. Er hat 
nicht zum Ziele geführt, der Pendelſchlag hat die geſuchte 
Linie des Gleichgewichts wieder durchſchritten und iſt weit 
ausgewichen nach der einen Seite hin. Er wird, wenn er 
die Höhe erreicht hat, zu welcher ihn dieſe Kräfte zu heben 
vermögen, ebenſo wieder zurückkehren, aber nicht um in der 
mittleren Linie zu ruhen, ſondern nach der entgegengeſetzten 
Seite aufzuſteigen. 

Gott allein weiß, ob und wie lange Deutſchland dieſe 
Bewegung auszuhalten im Stande iſt, ob es darunter 
zu Grunde gehen, oder ob die Heftigkeit und Ausdehnung 
der Schwingungen ſich verringern und ſo in kürzerer oder 
längerer Zeit das erſehnte Gleichgewicht gefunden wer— 
den wird! 
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Naturgeſchichte des Staats. 


Eines der weitgreifendſten und wichtigſten Werke wäre 
eine durchgeführte Unterſuchung über die Geſtaltungen des 
Staates unter den Menſchen. Und zwar nach beiden Sei— 
ten hin, einerſeits eine Geſchichte der Wandlungen, durch 
welche der Begriff des Staates im Laufe der Zeiten hin⸗ 
durchgegangen iſt, andererſeits eine Darſtellung der For— 
men des Staatslebens, wie ſie in der Wirklichkeit zur 
Erſcheinung gelangt ſind, durch die ganze Reihe der Jahr— 
hunderte und der Völker hindurch. Es wäre eine Arbeit, 
die ein unermeßliches Studium der Quellen erheiſchte, und 
zwar nicht bloß der rein hiſtoriſchen, ſondern eben ſo ſehr 
aller anderen Schriften und Monumente, aus welchen der 
Geiſt einer Zeit erkannt werden kann. Viel würde ſich 
vorgearbeitet finden, aber das lebendige Verſenken in die 
Realitäten bliebe doch die Hauptſache. 


*. * 
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Wer jene allgemeine Unterſuchung über den Staat 
führen wollte, der müßte damit beginnen, daß er ſeinen 
Schacht tief unter die Schichten hinabſenkte, in welchen die 
Partheianſichten ſtreichen und ſich durchſetzen. Von dort 
aus wird er dann ſeinen Stollen zu treiben haben, und die 
geſammten Waſſer löſen müſſen, die jeden geſunden Bau 
der Staatslehre erſäufen. 
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Revolution und Contrerevolution. 


„Nous ne voulons pas la contrerevolution mais le con- 
traire de la revolution.” 

Auch jetzt iſt dieſes noch mein Motto. Aber deſto noth— 
wendiger tft es, zum richtigen Verſtändniß des Sinnes die⸗ 
ſes Axioms zu gelangen. 

Was iſt Revolution? Ich rede nicht von den jetzt wie⸗ 
der beliebten Conſtructionen dieſes Begriffs, die man weit 
einfacher ſo ausdrücken könnte: Revolution iſt was mir im 
politiſchen Leben mißfällt. 

Ich kenne keine andere Definition als dieſe: Revolu⸗ 
tion iſt jede Veränderung des Verfaſſungszuſtandes außer⸗ 
halb der geſetzlichen Mittel und Wege. Die größere oder 
geringere Anwendung offener Gewalt hierbei, giebt keinen 
principiellen Unterſchied ab. 

In den letzten ſechzig Jahren ſind dieſe rechtswidrigen 
Veränderungen meiſtens nach der „Linken,“ nach der Seite 
der Volksherrſchaft hin gegangen. Daher haben ſich die— 
ſem Sinne auch die Worte angeſchloſſen, und man nennt 
Revolution, revolutionär, was in jene Richtung geht. 

Umgekehrt find dann eben auch aus dieſem Sprach⸗ 
gebrauche die Begriffe: Reaction, Contrerevolution her— 
vorgegangen. Sie bedeuten daher auch nicht blos eine res 
lative Rückkehr zu einem früheren Zuſtande, ſondern eine 
abſolute nach der „Rechten,“ nach der fürſtlichen Macht— 
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vollkommenheit hin. Auch hier iſt das mehr oder minder 
Gewaltſame nur die Nebenſache. 

Dieſe Wort- und Begriffsbeſtimmungen vorausgeſchickt, 
kann ich hieran meine eigenen Gedanken reihen: 

Die Veränderungen in den Staatsverfaſſungen ſind 
unvermeidlich, aber ſie dürfen nur auf den natürlichen 
(hiſtoriſchen) und auf den geſetzlichen Wegen ins Leben tre— 
ten. Die erſteren ſind die organiſchen, ſie ſollen eigentlich 
ſtets vorhergehen. Die letzteren ſollen nur conſtatiren und 
präciſiren, was bereits hiſtoriſch zum Leben gediehen; ſonſt 
droht ſtets die Gefahr, augenblickliche Partheitäuſchungen 
oder bloße Abſtractionen ſtatt der Wirklichkeiten zu le— 
galiſiren. 

Ich tadele alſo die Revolutionen, ganz abgeſehen von 
dem Werthe oder Unwerthe der durch ſie bewirkten Ver— 
änderungen. Ich muß ſie tadeln wegen der angewendeten 
Mittel, und wegen der ſtets eingemiſchten unlauteren Mo— 
tive und verwerflichen Handlungen. 

Eben deshalb verwerfe ich aber auch die Contrerevo— 
lutionen, aus gleichen Gründen, denn der Zweck heiliget 
nicht die Mittel. | 

Ganz hiervon geſondert iſt die Betrachtung über die 
Wirkungen, welche aus einer gelungenen Revolution her— 
vorgehen. Die hieraus erzeugten politiſchen Zuſtände wer— 
den rechtlich, theils unmittelbar, theils allmählig. Wie ſehr 
ich auch die Motive und Handlungen der Revolutionäre 
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verworfen, wie ſehr ich auch nach allen Kräften gegen fie 
geſtritten haben möge, dennoch können die Reſultate rechts— 
beſtändig werden, und die Contrerevolution iſt dann ganz 
eben ſo tadelnswerth. 

Wie ſoll man ſich nun verhalten den revolutionären 
und contrerevolutionären Beſtrebungen gegenüber, wie ſol— 
len ſich insbeſondere diejenigen verhalten, die zum Han- 
deln Namens der Staatsgewalt berufen ſind? 

Die Hauptantwort iſt: niemals blos negativ! Das 
bloße Geſchehenlaſſen, ebenſo wie das bloße Abwehren iſt 
unrecht und unvernünftig. Stets und in jeder Revolution 
ſind zwei Elemente oder Partheien thätig. Die eine, an— 
geregt durch wirkliche und aufrichtige Beſchwerden, die ans 
dere durch den Vorſatz der Zerſtörung. 

Es iſt daher jederzeit ſcharf zu prüfen, was in den 
Veranlaſſungen, wegen welcher die Revolutionen drohen, 
berechtigt oder unvermeidlich iſt. 

Erſteres ſoll die Regierung ſtets ſelbſt thun, frei und 
ungezwungen. Letzteres muß ſie in die geſetzlichen Wege 
leiten. Ueber Beides aber offene aufrichtige Ausſprache, 
nichts Halbes, Verdecktes, Widerwilliges. 

Nur dann wenn Beides geſchehen, dann kann und 
muß der Revolution die nackte Gewalt entgegengeſtellt 
werden, ſchonungslos, unbeugſam bis zum Aeußerſten hin. 
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Ständiſche — Conſtitutionelle Verfaſſung. 

Die innere Frage ſteht jetzt ſo: 

Sollen die Stände die Provinzen oder den Staat ver— 
treten? 

Sollen ſie aus den Einzel-Elementen hervorgehen, 
und dieſe darſtellen oder die Geſammtheit? 

Sollen ſie neben der Regierung berathend oder be— 
ſchließend ſtehen? 

Im Jahre 1840 und auch ſpäter noch, wenn ich mei— 
nen ſubjectiven Neigungen folgte, würde ich ohne Weiteres 
die erſte Kategorie der Antworten gegeben haben. 

Jetzt gebe ich nach innerſter Ueberzeugung die zweite. 
Und zwar nicht bloß weil die Vorfrage bereits entſchieden, 
Preußen bereits rechtskräftig ein conſtitutioneller Staat 
geworden iſt, ſondern auch hiervon unabhängig, aus Ver— 
nunft. 

Die erſte Antwort auf die obigen Fragen ſchließt die 
große politiſche Bewegung in Preußen nicht ab, ſondern ſie 
würde nur ein Uebergangsſtadium erzeugen. Und zwar 
kein dienliches, vorbereitendes, ſondern ein ſchädliches, weil 
der weitere Fortſchritt kein freiwilliger, ſondern ein er— 
zwungener ſeyn würde. 

Alles dieſes führt immer wieder auf die allgemeinſte 
Betrachtung zurück: 

Jede große politiſche Bewegung hat zwei Seiten: eine 

hiſtoriſche, aus dem Entwickelungsgange der politiſchen und 
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geſelligen Verhältniſſe organisch herausgebildete, und eine 
augenblickliche, von den Leidenſchaften, Intereſſen und Vor— 
urtheilen des Momentes erzeugte. 

Die wahre Aufgabe der Regierung iſt daher auch eine 
doppelte: 

Die Forderungen der erſteren ſelbſt zu erfüllen, in 
naturgemäßer Ueberleitung und Continuität der Rechtszu⸗— 
ſtände. 

Die Forderungen der zweiten mit voller Energie zu 
bekämpfen und zurückzuweiſen. N 

Nicht das, was eine Regierung in freier, uneinge— 
ſchüchterter, unbedrohter Selbſtbeſtimmung vornimmt, kann 
ihre Autorität, die wahre Grundlage jeder ſtarken Regie— 
rung vermindern, ſondern allein das abgezwungene, ſei es 
durch offene, ſei es durch verhüllte Gewalt. 


Der 2te Dezember. 


Der neueſte Hergang in Paris ſchließt eine Reihe von 
hiſtoriſchen Thatſachen, die ſeit drei Jahren den Beweis 
für den Satz liefern, daß im heutigen Europa (England 
ausgenommen) nur zwei materielle Kräfte wirklich wirk— 
ſam ſind: die Armee und die Demokratie. Nur dieſe beide 
vermögen ſichtbare Umwälzungen hervorzubringen; ſobald 
diejenigen, die ſich ihrer bedienen wollen, die moraliſchen 
Elemente einfach negiren, ſind dieſe auch faktiſch annullirt. 
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Gegen Demokraten helfen nur Soldaten: hieß der Spruch. 
Das tief Schmerzliche iſt, daß manche Mittel-Partheien, 
ja daß ein großer Theil der conſtitutionellen Maſſe, wel— 
cher deutlich gezeigt worden, welche Ohnmacht allen Rechts— 
und Vertragsverhältniſſen inne wohnt, bald genug ver- 
ſucht ſeyn kann zu ſagen: Gegen Soldaten helfen nur 
Demokraten! 


Louis Napoleon und die Partheien. 


Wenn mich Jemand fragt, wie ich die verſchiedenen 
Partheien, die ſich in Frankreich bekämpfen, beurtheile, ſo 
antworte ich, daß Jeder unter den Gegnern des Präſi— 
denten mehr Recht für ſich hat, als er. Jede ſchließt ein 
höheres Princip in ſich, rechtlich wie ſittlich, jede, ſowohl 
die legitimiſtiſche, als die orleaniſtiſche, als die blaue (re— 
publique honnéte, Cavaignac) ruht auf einem beſſeren Bo⸗ 
den. Die Baſis des Präſidenten iſt durchaus nichts als 
die unreinſte, tadelnswertheſte, die perſönliche Ambition 
eines Menſchen. 

Wenn mich derſelbe weiter fragt: wem wünſcheſt du 
den Sieg, ſo muß ich antworten: dem Präſidenten. Es iſt 
dies vollkommen klar; keine jener relativ berechtigten Par— 
theien kann wirklich ſiegen, d. h. Frankreich auf ihren Bo— 
den ſtellen. Wenn der Präſident unterliegt, ſo ſind die 
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Rothen, die ich wohl von den Demokraten im alten Wort: 
ſinne unterſcheide, Herren von Frankreich. In dieſer ge— 
wiſſenhaften Antwort liegt aber auch mein ganzes Gefühl 
über die Gegenwart. Recht, Vernunft, Sittengeſetz haben 
völlig ihre Macht verloren, nur die rohe, materielle Ge— 
walt bleibt oben. Was Carl X., Louis Philipp nicht ver⸗ 
mocht, was keine der wirklichen partes in Frankreich ver- 
mag, das erreicht Louis Napoleon, wenn auch für noch ſo 
kurze Zeit. 

Sind aber unſere Erfahrungen der letzten Jahre in 
Deutſchland weſentlich andere? Wer hat in dem Be— 
ſitze der inneren Macht gewechſelt? Die Demokratie und 
die Reaction. Diejenigen, welche nach einem wahrhaft 
rechtlichen und vernünftigen Abſchluß ſtrebten, blieben 
ohnmächtig. Wer hat in der Deutſchen Frage geſiegt? 
Wer hat die Geſchicke von Schleswig und Heſſen ent— 
ſchieden? a 

Und allem dieſem gegenüber mußten die Vertreter der 
Ideen des Rechts, der Nationalität, der Ehre ihre voll— 
kommene Ohnmacht bekennen. 

Kein Wunder, wenn man den Sieg der Gewalt über 
die „Phraſe“ feiert! 
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Provincial⸗ und Gejammt-Bertretung, 

Ich gehe davon aus, daß Jeder die frühere abſolute 
Beamtenregierung in Preußen für unmöglich zurückzufüh— 
ren hält, und daß Niemand, der es mit der Gegenwart 
und Zukunft dieſes Staates wahrhaft wohl meint, an de— 
ren Stelle einen modernen Cäſarismus, eine bloße Herr— 
ſchaft der Gewalt aufzurichten gedenkt. 

Dann iſt es unabweislich, daß eine geordnete Gemein— 
ſchaft zwiſchen dem Regenten und den Regierten beſtehe, 
daß das Land ſeinem Könige gegenüber vertreten ſei, um 
ſeine Stimme abgeben zu können. 

Wie aber iſt dieſe Vertretung anzuordnen, wie iſt ſie 
auszuſtatten? 

Ich ſehe hierbei zunächſt von dem bereits rechtlich und 
factiſch Beſtehenden ab und will Alles noch als freie Frage 
betrachten! 

Zuvörderſt wäre dann hier die Vorfrage zu beantwor— 
ten: Ob organiſches Aggregat von Einzellanden, die durch 
die Dynaſtie zuſammengehalten werden, oder geſchloſſene 
und centraliſirte Monarchie? 

Deer erſteren Vorausſetzung entſpricht die Einſetzung 
der Provincialvertretungen. 

Der zweiten die Einſetzung einer Geſammtvertretung. 

Daraus, ob die Vorfrage in der einen oder der ande— 
ren Weiſe beantwortet worden, fließen aber auch weitere 


Folgerungen. 
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Die Provincialvertretung iſt am naturgemäßeſten nach 
Ständen gegliedert; das Princip der Sonderthümlichkeit 
iſt für beides maßgebend. Die Provincialvertretung iſt 
ihrem Weſen nach nur berathend. Die Aufgabe aus dieſen 
verſchiedenen Gutachten der Einzellande dann den Beſchluß 
zu ziehen, bleibt Sache der Regierung. Ein ebenſo natür⸗ 
liches als dienliches Mittelglied hierbei iſt ein Staatsrath, 
der füglich auch Notablen in ſich aufnehmen kann. 

Die Geſammtvertretung muß ebenſo naturgemäß aus 
einer Wahlthätigkeit des Volkes als eines Geſammtkörpers 
hervorgehen. Dienliche Abſtufungen und Beſchränkungen 
werden hierdurch nicht ausgeſchloſſen. Die Geſammtver— 
tretung kann nur als mitbeſchließend gedacht werden; ſie 
wird immer der eine freie Factor, die Regierung der an— 
dere freie Factor bei allen Anordnungen ſeyn, aus welchen 
für die Staatsangehörigen Laſten oder Verpflichtungen er— 
wachſen. 

Sind nun beide Inſtitutionen zu vereinigen? Können 
ſie neben einander beſtehen? | 

In ihrer vollen Weſenheit, nein. Eine von beiden 
wird das eigentliche Princip der Volksvertretung dar— 
ſtellen, die andere, wenn ſie daneben beſteht, lediglich Aus— 
hülfe ſeyn. So können in dem Syſteme der Geſammtver— 
tretung dennoch die Gegenſtände des reinen Lokal- und 
Provincialintereſſes einer Provincialvertretung anheimfal— 
len. So können in dem Syſteme der Sondervertretung 
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aus den einzelnen Körpern Ausſchüſſe zur Verhandlung 
über allgemeine Fragen hervorgehen. Immer aber wird 
der Character ihres Urſprungs vorwalten und für alle 
Folgerungen beſtimmend ſeyn. Dies muß klar eingeſehen 
und offen eingeſtanden werden. 


Politiſche Erfahrungen. 


„Aus der Geſchichte lernt man eben nur Geſchichte,“ 
hat einſt Hegel geſagt! Ich gehe noch weiter: nicht blos 
Geſchehenes überhaupt, ſondern gerade das am eigenen 
Leibe Geſchehene, das eigene Erlebte belehrt und warnt 
nicht. Die Leidenſchaft iſt allemal ſtärker als die Er— 
fahrung. 

Nur die einigermaßen entfernt Stehenden, die mit er— 
lebt aber nicht an ſich ſelbſt den vollen Aerger, die volle 
Mißhandlung, den vollen Schaden durchgemacht haben, 
nur dieſe ziehen zuweilen einigen Nutzen aus dem, was 
vor ihren Augen vorgegangen. Die weiter Entfernten 
ſehen und hören nicht, und bei allen unmittelbar Betroffe- 
nen überwiegt ſtets der Verdruß und die Rache alle Er— 
wägungen und Belehrungen. „Sie lernen nichts und ver— 
geſſen nichts,“ dies bleibt ewig wahr! 
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1852. 
Das Selfgovernment. 


Ich bin zu allen Zeiten aus Sympathie und Reflexion 
ein Anhänger der weiteſten Privatfreiheit, des Selfgovern— 
ments in größter Ausdehnung geweſen. Die falſche Frei- 
heit kann nur durch die wahre bekämpft werden! Aber es 
iſt um ſo mehr Pflicht, ſich auch unbefangen und lebhaft 
zu vergegenwärtigen, wo die Grenzen gezogen ſind, jenſeits 
welcher das geordnete und geſicherte Staatsleben in das 
bloße Nebeneinanderſtehen einzelner Menſchen, wie es jede 
Horde der Wilden zeigt, übergehen würde. Das Nothrecht 
des Staates iſt es, auf deſſen entſchiedene Begründung 
und ſichere Handhabung es durchaus ankommt. 

Wer die Kehrſeiten des bloßen Gehenlaſſens der Pri- 
vatthätigkeit kennen lernen will, der findet ſchon in dem 
ſonſt jo vortrefflichen engliſchen Staate reichliche Gelegen- 
heit. Es ſind dort Dinge der rein individuellen Thätigkeit 
oder vielmehr der bloßen Gewinnſucht und unbegrenzten 
Speculation preisgegeben, bei welchen, wie z. B. das Ei— 
ſenbahnweſen, die Geſammtheit den Schaden und die Ge— 
fahr tragen muß. 

Der Gipfel dieſer Betrachtung liegt aber in den ver— 
einigten Staaten von Nord-Amerika. Eine umfaſſende, 
eindringende und anſchauliche Darſtellung der dortigen 
Zuſtände, ſowohl im öffentlichen als Privatleben wäre von 
ganz unſchätzbarem Werthe, und würde zur politiſchen 
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Aufhellung mehr beitragen, als alle doctrinellen Bücher. 
Schon Halliburton und Dickens haben dazu reichliches 
Material geliefert. 


Politiſche Moral. 


An Louis Napoleon's Staatsſtreich kann man am 
frappanteſten die gewöhnliche Theorie der politiſchen Mo— 
ral bloslegen, der Moral, bei der blos der Erfolg ent— 
ſcheidet. Mißlang ſein Unternehmen, ſo wurde er als 
Verbrecher gerichtet. Es iſt gelungen, und nun preiſet im 
In⸗ und Auslande die Mehrzahl feine That. Man frage 
ſich, wo hier der Unterſchied etwa mit einem gelungenen 
und mißlungenen Einbruche beſtehet? Weßhalb ſoll dieſer 
noch als Sünde gelten, wenn er glücklich durchgeführt wor— 
den? Doch nur, weil dann über den beſiegten Eigenthümer 
noch die unbeſiegte Polizeigewalt übrig bleibt. Unterliegt 
auch dieſe, ſo iſt der Einbruch gerechtfertigt. 

Die ganze Summe dieſer politiſchen Moral läßt ſich 
auf die beiden Sätze zurückführen: 

1) Das Wohl des Staates iſt das höchſte Gebot, und 
daher das abſolute Ziel. 

2) Wer das Ziel will, muß auch die Mittel wollen. 


% 264 » 
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Es iſt eine intereſſante Wahrnehmung, daß heutigen 
Tages unter Denjenigen, welche nach „Abſchaffung der 
Verfaſſungen / ſchreien, die überwiegende Mehrzahl frühere 
Liberale, ja Radikale ſind. Sie gehören der Beamtenwelt, 
dem kleineren Bürgerthume und dem Scribentenhaufen an, 
und ihr Ideal iſt entweder das Ruſſiſche Czarenthum oder 
der Cäſarismus. 

Ebenſo nachweisbar iſt die Thatſache, daß unter denen, 
welche jetzt die Aufrechthaltung der Verfaſſungen verlan- 
gen, eine beträchtliche Zahl wirklicher „Royaliſten“ iſt. Ja 
die Mehrzahl der alten Royaliſten, mit Ausnahme einer 
ganz verſchrobenen, halb irrſinnigen Minderheit, will eine 
Verfaſſung, ein beſtimmtes Rechtsverhältniß zwiſchen den 
Fürſten und den Unterthanen, und der Zwieſpalt liegt nur 
in der Art dieſer Verfaſſung. 


Nochmals die ſociale Aufgabe und das Repräſen⸗ 
tativſyſtem. 


Ich muß immer wieder auf daſſelbe Thema zurückkom⸗ 
men. Unſere Zeit zermartert und zerreibt ſich in den Käm⸗ 
pfen um die politiſchen Geſtaltungen unter den Menſchen. 
Innerhalb und neben dieſem endloſen Getreibe, das Ver— 
faſſungen macht und umwirft, Partheien zur höchſten Höhe 
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der Gewalt hebt und in die tiefſte Tiefe der Ohnmacht 
hinunterſchleudert, regt ſich aber den Meiſten unbemerkt 
die ſociale Frage, die Frage ob die Organiſation und Be— 
rechtigung der Eigenthumsverhältniſſe, wie ſie uns die Ver— 
gangenheit überliefert hat, ferner dauern könne und werde. 
Kann dies irgend ein wahrhaft aufmerkſamer Beobachter 
bejahen, kann er wähnen, daß, nachdem die beiden großen 
Pfeiler gewichen ſind, auf welchen die frühere Gemeinſchaft 
ruhte, nachdem die beiden großen Kräfte, die Rechtsidee 
und die Kirchenzucht ihre Gewalt über die Maſſen einge— 
büßt, daß es nun noch möglich ſeyn werde, den abſtracten 
und ſchrankenloſen Eigenthumsbegriff aufrecht zu halten? 
Ich ſage Nein; der Staat wird dazu getrieben werden, der 
ſocialen Aufgabe zu genügen, oder ſie wird ihn über den 
Haufen werfen. Es kommt hier nicht auf die Einzelheiten 
der Löſung an. Das unermeßliche Problem wird minde— 
ſtens ebenſoviel Syſteme und Partheien hervorrufen, als 
das politiſche. Aber daß es in dem jetzigen Staatstreiben 
ſo gut als völlig ignorirt wird, daß man dem kläglichſten 
Gezänke über politiſche Formen den hundertfachen Werth 
beimißt, in Vergleich zu den Rieſenfragen über den Pau— 
perismus, das Proletariat, die Solidarität des Unglücks, 
das Verhältniß des Capitals und der Arbeit, das iſt ein 
ſehr bedenkliches Zeichen. Greift der Staat nicht in Zei⸗ 
ten, wo die beſtehenden Autoritäten noch im Beſitze voller 
Macht ſind, nach der Löſung der ſocialen Aufgabe, ſo wird 
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fie ihm in Zeiten aufgedrungen werden, wo die Obrigkeit 
ohnmächtig und hülflos einer Anarchie gegenüber ſtehen 
wird, gegen welche die politiſchen Kämpfe nur als mattes 
Vorſpiel erſcheinen. 

Welche Wege aber auch eine Regierung bei richtiger 
Erkenntniß der ungeheuern Gefahren der Zukunft einſchla— 
gen möge, immer iſt klar, daß große Opfer, tiefe Aende— 
rungen in den beſtehenden Rechtsverhältniſſen erforderlich 
ſind. Dieſe aber aufzufinden und durchzuführen, dazu 
reicht auch der intelligenteſte und kräftigſte Abſolutismus 
nicht hin. Nur dadurch, daß Alle diejenigen zu Rath und 
That hinzugezogen werden, welche jene Opfer zu brin— 
gen haben, iſt hier etwas Eingreifendes und Gedeihliches 
möglich. Eine größere Aufgabe iſt nie geſtellt worden, 
nie eine, bei welcher die volle Verſtändigung und Zuſtim⸗ 
mung aller Betheiligten nothwendigere Vorbedingung ge— 
weſen wäre. 

Schon dieſe eine Erwägung führt auf die ſchlechthin⸗ 
nige Nothwendigkeit des Repräſentativſyſtems für die Ge⸗ 
genwart. 

Daß damit nicht alle Theorien des „vulgären“ Con— 
ſtitutionalismus beſtätigt ſind, verſteht ſich von ſelbſt. 
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Die Umwandlung in den Partheien. 


Es iſt unzweifelhaft, daß der Conſtitutionalismus jetzt 
an Anhängern verliert, d. h. diejenige politiſche Auffaſſung, 
die zwiſchen der Freiheit und der Ordnung, der Selbſt— 
beſtimmung und der Unterwerfung, der Regierung und 
den Regierten eine Vermittelung ſucht, und dieſe in einer 
feſten Vereinbarung zwiſchen Beiden, in einer Verfaſ— 
ſung ſucht. 

Es geht damit umgekehrt wie im Jahre 1848. Da— 
mals fielen allerdings auch viele ſogenannte „Liberale! 
ab; ein Theil, beſonders aus den höheren Ständen, gereizt 
und beſchädigt, ſchloß ſich an die reactionäre Parthei an; 
ein anderer, mehr den unteren Schichten angehöriger, an 
die Demokratie. Dagegen aber wendeten ſich viele „Roya— 
liſten,“ die bis dahin dem Repräſentativſyſtem Widerſtand 
geleiſtet, durch die Ueberzeugung von deſſen ſchlechthiniger 
Nothwendigkeit geleitet, zu demſelben hin, und es bildete 
ſich der conſtitutionell-conſervative Monarchismus. 

Jetzt zeigt die durch den Sieg der Reaction herbeige— 
führte neue Phaſe die entgegengeſetzten Erſcheinungen. 

Die monarchiſch-conſtitutionelle Auffaſſung verliert an 
Kopfzahl, einerſeits durch den Abfall in dem kleinen Mit— 
telſtande, der von der Dürftigkeit der jetzigen Erſcheinung 
und der zu Tage tretenden Reſultate ergriffen, und dabei 
mit vielem Erfolge bearbeitet, in die reactionäre Richtung 
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hineingetrieben wird, und nach der Unbeſchränktheit einer 
abſoluten Regierung ſchreit. 

Andererſeits aber löſen ſich manche der Altliberalen⸗ 
von der conſtitutionellen Grundlage ab, und wenden ihre 
Hoffnungen zum Wiederaufleben der Demokratie hin; de— 
ren Sieg ſoll zunächſt rächen und dann weitere Ausſichten 
eröffnen. 

Es wird dahin kommen, daß die Vertreter des mo— 
narchiſchen Repräſentativſyſtems überwiegend aus früheren 
„Royaliſten - beſtehen werden, die hierin den Schutz zu⸗ 
gleich gegen die Revolution wie gegen den Abſolutismus 
ſuchen. 

Die Partheigeſchichte der Cavaliere, der Rundköpfe 
und der Independenten, mit ihren parallelen kirchlichen 
Geſtaltungen als Episcopalen, Puritaner und Cameronier 
zeigt von 1640 bis 1688 ähnliche Umwandlungen. 


Zwei Syſteme. 


Alles kam und kommt darauf an, wie man die Her- 
gänge des Jahres 1848 betrachtet. 

Im Großen und Ganzen gab und giebt es in dem 
Lager, welches ich ſummariſch „die rechte Seite“ nennen 
will, zwei Haupt⸗Anſichten hierüber. 

Nach der einen Meinung waren jene Hergänge nur 
Erzeugniß der Sünde, des Schlechten in allen Geſtalten; 


* 269 + 


verwerflich in den Zielen, verbrecheriſch in den Mitteln. 
Die verſchiedenen Partheien und Menſchen, die dabei her— 
vorgetreten, ſind dann nur durch mehr und minder unter— 
ſchieden, ja die moraliſche Zurechnung ſogar oft im umge— 
kehrten Verhältniß zu deren ſonſtigen Eigenſchaften und 
Handlungen. 

Nach der anderen Meinung ſind jene ſträflichen 
Urſachen, allerdings in ſehr hohem Grade mitwirkend ge— 
weſen. Aber neben ihnen auch ganz andere: die politiſchen 
Gebrechen und Sünden der Regierungen ſeit 1815. In 
den Einzelſtaaten die Willkühr des Beamtenregiments und 
die Plage des Polizeitreibens, in dem Geſammt-Deutſch— 
land die Verläugnung und Verletzung der nationalen Be— 
dürfniſſe und Anſprüche. Auf Deutſchland laſtend das 
Uebergewicht der despotiſchen Politik der beiden öſtlichen 
Cabinette. Alle dieſe Gebrechen noch fühlbarer ſeit den 
halben Capitulationen, zu welchen ſich die meiſten Klein— 
ſtaaten durch die Gefahr von 1830 hingedrängt gefunden 
hatten. 

Daraus ſind begründete Beſchwerden und Strebun— 
gen hervorgegangen, und zwar in doppelter Richtung: 
in Bezug auf die Einzelnſtaaten und in Bezug auf 
Deutſchland. 

Vor 1848 find dieſe Richtungen faſt durchweg mit den 
revolutionären zuſammengefloſſen; ſie bildeten vereint die 
Oppoſition in ſämmtlichen deutſchen Staaten. 
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Im März 1848 wirkten fie daher von Haufe aus zu⸗ 
ſammen gegen die beſtehenden Regierungen und überwäl— 
tigten dieſe. Sobald aber ihre Ziele, die conſtitutionellen 
ſowohl als die nationalen, geſichert ſchienen, trennte ſich 
die conſtitutionell- nationale Parthei ſofort von der revo— 
lutionären. 

Aus dieſer Verſchiedenheit der Auffaſſungen der näd)- 
ſten Vergangenheit mußten auch nothwendig zwei verſchie— 
dene Syſteme für die Behandlung der politiſchen Fragen 
hervorgehen, als im Jahre 1849 die Regierungen wieder 
in den Beſitz der materiellen Gewalt gelangt waren. 

Nach dem einen handelte es ſich lediglich um die Ver— 
nichtung der Hervorbringungen der Revolution von 1848 
und die Rückführung auf die früheren Zuſtände ſowohl 
in den einzelnen Staaten, als im deutſchen Bunde. Zur 
Sicherung gegen die Wiederkehr ähnlicher Erſchütterungen 
aber Verſtärkung der Regierungsgewalt und ſolidariſche 
Gemeinſchaft aller Regierungen, im Vorkehren und Han— 
deln der Revolution gegenüber. 

Nach der anderen konnte dieſer Weg nicht eingeſchla— 
gen werden, zunächſt ſchon, weil er den Wortbruch in. 
ſich ſchloß. 

Abgeſehen hiervon, aber auch, weil er nicht als wahr— 
haft vernunftgemäß erachtet wurde. Als Aufgabe wurde 
ſtatt deſſen hingeſtellt die Revolution zu ſchließen, indem 
die wahrhaft berechtigten Forderungen durch freie Acte der 
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Regierungen erfüllt und die hieraus erwachſende politiſche 
Ordnung nach unten und oben geſichert wurde. 

Alſo in den Einzelſtaaten: die Repräſentativ- Monar- 
chie; freie Fürſten, freie Völker in untrennbarer Gemein— 
ſchaft. 

In Deutſchland: ein nationaler mächtiger Bundes⸗ 
ſtaat, mit Aufrechthaltung und Sicherung der Exiſtenz der 
Einzelſtaaten. 

Dieſe Doppelaufgabe für Deutſchland zu löſen war 
in dieſem Syſteme der Beruf Preußens, derſelbe, in deſſen 
Erfüllung auch ſein eigenes Heil lag. Hierzu mußten die 
Wege eröffnet, und die entſprechenden Stützpuncte und 
Verbündeten geſucht werden. 

Das zweite Syſtem iſt unterlegen, das erſte hat 
geſiegt. 


Zur Geſchichte des Staates. 


In jeder Staatsform, wie ſie auch geordnet ſeyn möge, 
handelt es ſich ſtets um Regierung und Regierte. 
Der Beruf der Regierung kann aber verſchieden— 
artig abgeleitet und begründet werden: 
aus dem patrimonialen Verhältniſſe: die Familie und 
ihr Haupt; 
aus dem theokratiſchen: das Volk und der von Gott ge— 


ſetzte Herrſcher; 
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aus dem kriegeriſchen: das Heer und fein Feldherr; 
aus dem delegirten: die Staatsbürger, und die von 
ihnen berufene Verwaltung ihrer Angelegenheiten. 

In der hiſtoriſchen Erſcheinung ſind dieſe Grundlagen 
mehr oder minder in Verbindung getreten und haben die 
Form des Staates beſtimmt. 

In der Urwelt waltet das patrimoniale Princip als 
patriarchaliſches vor. 

Im Orient eine Verbindung des patrimonialen mit 
dem theokratiſchen in dem alten Königthume. 

In Rom, ſeit Cäſar eine Verbindung des Kriegsherrn 
mit der Volksdelegation als Imperatorenthum. 

Im germaniſchen Mittelalter zuerſt hauptſächlich der 
Heerführer, dann bei Conſolidirung der Staaten tritt 
hierzu das patrimoniale Element, und bildet den Landes⸗ 
herren. 

Im 17ten Jahrhundert conſtituirt ſich die Territorial- 
Herrſchaft aus dem patrimonialen und theokratiſchen Ele— 
mente, nicht ohne mannigfache Verzerrung. 

In der Monarchie Ludwig XIV. und deren Nachbil⸗ 
dungen, tritt hierzu noch die Lehre von einer präſumtiven 
Volksdelegation. 

Im 18ten Jahrhundert wird der Staat theoretiſch 
faſt ganz auf dieſes Princip einer vorausgeſetzten Ueber— 
tragung Seitens der Staatsbürger, und eine dem ent— 
ſprechende Contractstheorie begründet. 


273 » 


Der Napoleoniſche Staat iſt eine dazwiſchentretende 
Anomalie, indem er wieder das Element des Kriegsherrn 
mit hineinträgt. 

Die neueſten Verſuche, als natürlicher Rückſchlag ge⸗ 
gen die Lehren des 18ten Jahrhunderts, gehen nun dahin, 
den Staat unter den Menſchen auf eine Verbindung des 
theokratiſchen und des patrimonialen Princips zu begrün— 
den (Haller, Maiſtre und deren Nachfolger). 

Eine zweite Betrachtung richtet ſich auf das Verhält— 
niß der Regierten in dieſen verſchiedenen Geſtaltungen 
des Staats. 

Die antike Republik beruht auf einem wirklichen Ge— 
meinweſen aller Bürger, das ſich ſelbſt regiert. 

Das Königthum des Orients beruht auf dem unum— 
ſchränkten Herrn und ſeinen unbedingten Unterthanen, die 
hierdurch bis zu eigentlichen Sklaven herabſinken können. 
Sitte und Religion bilden die einzigen Schranken und 
Bürgſchaften, ſo lange ſie der Herrſcher beachtet. 

In dem Staate des Mittelalters ſtehen die Kriegs— 
genoſſen dem Heerführer als freie Leute zur Seite; bei 
der feſteren Begründung werden auch ſie zu Territorial— 
herren innerhalb des Patrimonial- Staates, früher als 
freie Beſitzer, ſpäter als Lehnsleute. Die Städte treten 
ihnen mit eigener Berechtigung zur Seite. Die Geiſtlich— 
keit ſteht gleichfalls ſowohl an ſich als in ihrem Beſitze auf 
eigenem Rechte. Hieraus erwächſt das ſtändiſche Syſtem, 
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in welchem der Landesherr an die Zuſtimmung feiner 
Stände gebunden iſt, in fofern er von ihnen etwas ver- 
langt oder ihnen etwas auferlegt. 

Aus dem altſtändiſchen Staat geht der Repräſentativ⸗ 
ſtaat hervor, in mannigfachen Abſtufungen. Sein eigent— 
lichſtes Weſen iſt, daß die Stände nicht blos ſich ſelbſt und 
ihre Rechte, ſondern das geſammte Volk vertreten und daß 
ihre Zuſtimmung nicht blos in dem, was die Rechte un— 
mittelbar berührt, ſondern bei allen Regierungshandlungen 
erforderlich iſt. 

In den erſten Geſtaltungen, wie ſie ſich zumal in Eng— 
land bilden, treten dieſe letzten Folgerungen nur theilweiſe 
hervor. Erſt die neuere Zeit bildet dort, wie in weiterer 
Nachahmung auf dem europäiſchen Continente, das ab— 
ſtracte Repräſentativſyſtem aus. 

Der Regierung bleibt hier nur die Ausführung deſſen, 
was die Volksvertretung entweder aus eigenem Ermeſſen 
beſchloſſen, oder wozu ſie auf Vorſchlag der Regierung ihre 
Bewilligung gegeben. 

Ob dieſe Regierung an ein Fürſtengeſchlecht erblich 
geknüpft wird oder nicht, iſt hierbei nur eine Frage der 
Praxis. Von den Einſichtigen wird ſie allerdings immer 
für die Erblichkeit entſchieden werden. 

Auch der Umfang und die Art der Ausübung der 
Regierungsgewalt gehört in das Gebiet der practiſchen 
Erwägung. Immer hat die Regierung hierbei kein eige— 


4 275 » 


nes Recht, ſondern fie übt lediglich ein durch die Staats- 
Angehörigen anvertrautes Amt aus. 

Im Weſentlichen ſtellt der abſtracte Repräſentativſtaat 
alſo eine Republik dar, mit einem erblichen oberſten Be— 
amten an der Spitze der Regierung. 

Ich weiß, daß das Wort Repräſentativſyſtem feines- 
weges immer in dieſer Weiſe aufgefaßt und von vielen 
aufrichtig Strebenden dieſe äußerſten Folgerungen nicht 
gezogen werden. Schon die Aufnahme eines abſoluten 
Veto, das eine entſchiedene Anomalie hierin iſt, legt Zeug⸗ 
niß ab. Aber das Grundprincip des Syſtems führt aller— 
dings zu dieſen extremen Sätzen hin. 

Wenn ich meine eigenen Gedanken den oben angedeu— 
teten gegenüber ſtellen will, ſo müßte ich freilich weit aus— 
holen. Ich kann, wenn ich alle mir zugänglichen Erfennt- 
nißquellen erwäge, weder bei dem bloßen Naturprozeſſe, 
noch bei einer hier ausnahmsweise, nicht auch bei al— 
len anderen Verhältniſſen, ſtattfindenden göttlichen Anord— 
nung noch bei einer Inſtitution der Zweckmäßigkeit und 
des Nutzens, noch ſelbſt bei der neuerdings hingeſtellten 
Realiſirung der ſittlichen Idee ſtehen bleiben, ſondern muß 
die Syntheſe dieſer im Staate untrennbaren Elemente 
fordern. 

Die Beſtimmung des Staates unter den Menſchen iſt 
die Verwirklichung des Rechts. Das Recht tritt in der Er⸗ 
ſcheinung in zwiefacher Geſtalt auf: als Freiheit, und als 
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Ordnung. Der Staat foll einen freien und geordneten 
Zuſtand darſtellen. 

Dieſe beiden Bedingungen zu verbürgen und zu hand— 
haben, iſt der Beruf der Obrigkeit. 

Sie erfüllt dieſen Beruf ſtets aus eigenem Rechte, oder 
richtiger geſagt aus eigener Pflicht; dies conſtituirt das 
eigentliche Weſen der Obrigkeit. Ob ſie dieſe Berechtigung 
aus dem Erbgange in einem Fürſtengeſchlechte ſchöpft, oder 
aus der Wahl in irgend einer Form, iſt an und für ſich 
gleichgültig. Auch der Gewählte oder die Gewählten find 
Obrigkeit im obigen Sinne, nicht Beamte, die einen ans 
deren Willen blos auszuführen hätten. Daß die Obrigkeit 
bei der Handhabung ihres Berufes nicht andere Rechte 
verletze, andere Befugniſſe ſich anmaße, dies iſt die fer— 
nere Bedingung. Die Summe der Anordnungen, wie die 
Obrigkeit berufen werde und wo und wie ſie bei der Re— 
gierung an die Mitwirkung oder Zuſtimmung der Regier— 
ten gebunden iſt, dies macht die Verfaſſung eines Staa— 
tes aus. 

Was dabei in einem gegebenen Falle das richtige ſei, 
hängt durchaus von Zeit und Ort ab, oder wie man es 
auch ausdrücken kann: es iſt den natürlichen Bedingungen 
hingegeben. Eine allgemeine Vorſchrift hierüber kann we— 
der aus der Vernunft und ebenſo wenig aus unmittelbaren 
göttlichen Geboten entnommen, ſondern nur in dem jedes— 
maligen Falle aus den Thatſachen erkannt werden. Dies iſt 
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kein Widerſpruch gegen die göttliche Weltregierung, denn 
dieſe ſpricht ſich eben in der Geſchichte der Völker aus. 

Für unſer Preußen und für die Mitte des 19ten 
Jahrhunderts ſteht mir die »indicirte“ Staatsgeſtalt im 
Allgemeinen deutlich genug vor Augen, wenn auch nicht 
im Einzelnen. 

Die hier in Betracht kommenden beſonderen Elemente 
ſind: 

Die preußiſche Monarchie iſt hervorgegangen aus der 
Intelligenz und den Waffen; ſie iſt weniger naturwüchſig 
als geſchaffen. 

Daher einerſeits ferner von den Bedingungen des Pa— 
trimonialſtaats. Andererſeits mehr auf eine centralifirte 
Regierung hingewieſen. 

Was der preußiſchen Monarchie an materieller Stärke 
abgeht, in Vergleich zu den anderen Gliedern der Pen— 
tarchie, muß fie durch ſtete Bereitſchaft aller Staatskräfte 
erſetzen. Auf die Finanzen und das Heer fällt dabei der 
Accent, ſie müſſen ſtets verfügbar ſeyn. 

Hieraus fließt eine zweifache Nothwendigkeit: einer⸗ 
ſeits eine ſtarke Regierung, andererſeits deren ſtetes Zu— 
ſammengehen mit den Regierten. 

Gerade hierdurch wird für Preußen, das die Kräfte 
aller ſeiner Angehörigen mehr als jeder andere Staat an— 
zuſpannen in die Lage kommt, das Beſtehen einer Yandes- 
vertretung ſegensreiche Lebensbedingung. 
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Das Ziel einer Verfaſſung für Preußen fließt aus die— 
ſen Vorderſätzen: ein freies Volk unter einem freien Könige. 

Wenn die Frage weiter geht, ſo richtet ſie ſich zunächſt 
auf die Zuſammenſetzung der Vertretung. Ich ſtehe 
nicht an zu behaupten, daß die wahre Ariſtokratie allemal 
die richtige Volksvertretung iſt. 

Kann dieſes aber jetzt die altſtändiſche ſeyn? 

Darauf antworte ich mit der Hand auf das Herz, 
Nein. Und zwar: weil die alten Stände verwiſcht ſind 
und weil die neuen Provinzen Preußens ganz andere Ele— 
mente darbieten. 

Die heutige Ariſtokratie ruht auf drei Dingen: dem 
Amte, der Intelligenz und dem Beſitz. 

Das erſtere kann aus naheliegenden Gründen nur ein 
beiläufiger Beſtandtheil der Vertretung, der Regierung 
gegenüber, ſeyn. Hier gilt das: nicht weil, ſondern ob— 
gleich, und es iſt ein gefährlicher Mißgriff, dieſe Sätze zu 
verwechſeln. 

Das zweite bedarf einer näheren Zergliederung um 
ſeine richtige Stelle zu finden; ich überlaſſe dies einer an— 
derweitigen Betrachtung. 

Bei dem dritten endlich iſt der Grundbeſitz gewiß das 
bedeutſamſte Moment. Aber man verläugne nicht, daß 
der Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land, zwiſchen Gewerbe 
und Ackerbau nicht mehr der frühere, ſondern, daß er in 
einer tiefgehenden Umwandlung begriffen iſt. 
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Die zweite Frage iſt auf die Befugniſſe der Volks— 
vertretung zu richten. 

Ich unterſcheide die directe, legale und die indirecte, 
moraliſche Wirkſamkeit. Ueber die erſtere findet in weitem 
Kreiſe Uebereinſtimmung ſtatt. Die Vertretung nimmt 
gleichberechtigten Theil an der Geſetzgebung, ohne die Zu— 
ſammenſtimmung beider freien Factoren erhält nichts ge— 
ſetzliche Kraft. Die Vertretung bewilligt Alles, was aus 
den Taſchen der Staatsangehörigen fließt. Von hoher 
Wichtigkeit für das Staatsleben Preußens, wäre hier eine 
richtige Abgränzung zwiſchen den ordentlichen Bedürf— 
niſſen, die ſtets auf längere Zeit feſtzuſtellen wären und 
den außerordentlichen Ausgaben, welche jeder Sitzungs— 
periode vorbehalten ſind. Der Gang des Preußiſchen 
Staatslebens darf nie ſtocken, dies iſt oberſte Forderung 
und ſteht daher über den Zwiſten des Augenblicks. 

Schwierig iſt dagegen die Definirung der indirecten 
Wirkſamkeit der Vertretung, wobei es ſich hauptſächlich um 
die äußere Politik handelt. Gegen die wahre öffentliche 
Meinung ſeines Volks kann der König nicht handeln, kann 
er nicht die großen Geſchicke Preußens ordnen wollen. 
Aber es kommt auf deren Kundgebung an, ſo daß weder 
die bloß vereinzelte Partheiſtimme, noch auch die bloße 
Aufregung des Momentes ſich dafür auszugeben vermögen. 
Hierzu ſind die Kammern offenbar nur eines der Elemente, 
ein anderes die Preſſe; ja alle Organe, in welchen ſich die 
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Volksſtimme auszuſprechen vermag, haben gleiches Recht 
beachtet und abgewogen zu werden. 

Hierüber äußere Verfaſſungsbeſtimmungen zu geben, 
dieſe tiefſte aller Beziehungen zwiſchen Regierung und Re— 
gierten auf Formeln zurückführen zu wollen, iſt undenkbar. 
Der beiderſeitige gute Wille iſt hierin durch nichts zu er— 
ſetzen. Die Verfaſſung kann und ſoll nur die Mittel ver— 
vielfältigen und verbürgen, damit die öffentliche Stimme 
ſich frei und rein kundgebe, aber Zwang nach der einen 
oder anderen Seite hin, kann ſie nicht anordnen, ohne die 
preußiſche Monarchie zu zerſtören. 


Zweck und Mittel. 


Wer den Zweck will, der muß auch die Mittel wollen! 
Das iſt eigentlich die Summe der Anforderungen, welche 
an die Männer der politiſchen That geſtellt werden, und 
zugleich der Maßſtab für die Kritik ihrer Handlungen. 

Jede Parthei übt regelmäßig dieſe Kritik gegen die— 
jenige, die vor ihr die Gewalt in den Händen hatte, und 
im Ziele aber nicht in den angewandten Mitteln mit ihr 
übereinſtimmte. 

Das merkwürdige iſt aber, daß eben derſelbe Vorwurf 
wenigſtens in der Geſchichte der letzten Jahre ganz gleich— 
mäßig Alle trifft; keiner von dem man annimmt, daß er 
das Steuer führte, hat der Forderung entſprochen. 
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Die Hinderniſſe, die ſich deren unbedingter Be— 
folgung entgegenſtellen, ſind zweifacher Natur. Die einen 
entſpringen aus Gewiſſensbedenken, die anderen aus mau— 
gelnder Thatkraft, die nie vollkommen iſt, ſei es in Be— 
zug auf Zeit oder Conſequenz. 

Bei den Richtungen, die von 1848 bis 1850 in der 
deutſchen Sache ſich ablöſten, iſt dies leicht nachzuweiſen. 

Die Demokraten waren unmittelbar nach dem 
März-Umſturze offenbar Herren Deutſchlands; alles 
Andere war zurückgetreten, die Regierungen lagen am Bo— 
den, die Monarchiſten traten ins Dunkel zurück; die Alt- 
liberalen waren noch ohne Organiſation und über einen 
Sieg ſolcher Art faſt beſtürzt. Das Ziel der Demokraten 
war die Republik, die Mittel dazu mußten ohne allen und 
jeden Verzug ergriffen, und bis zum Aeußerſten hin raſtlos 
und ſchrankenlos fortgeführt werden. Organiſation eines 
Revolutionsheeres, das die Bürgerwehren meiſterte, und 
Auflöſung der ſtehenden Heere war die erſte Nothwendig— 
keit. Dem wirklichen Kriegerſtande gegenüber hat keine 
Revolution eine Dauer; beide ſchließen ſich einander ihrem 
Weſen nach aus. Einſetzung eines Conventes und eines 
Regierungsausſchuſſes mußte die erſte Maßregel ſeyn; for— 
melle Abſetzung der deutſchen Fürſten die zweite. — Von 
allem dieſem geſchah nichts; die Verſuche dazu blieben ganz 
vereinzelt, die Parthei zerſplitterte ihre Beſtrebungen in 
den Frankfurter, Wiener und Berliner Kammern, als 
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ſchon kein Reſultat mehr zu erzielen und im Gegentheil 
nur die Mittelſtände durch dieſe Velleitäten erſchreckt, und 
der zur Macht gelangten altliberalen Parthei in die Hände 
getrieben wurden. Als die Demokratie ein Jahr ſpäter in 
Sachſen, Pfalz und Baden dasjenige unternahm, was 
Ende März 1848 ihr ganz Deutſchland unterworfen 
hätte, da konnte es nur enden, wie geſchehen. Sie hatten 
den Zweck gewollt, aber nicht die Mittel gebraucht. 

Ebenſo die große Parthei der früheren Altliberalen, 
die man ſpäter als Gothaner bezeichnet hat. Ihre Ziele 
waren: ein ſcharf centraliſirtes Deutſchland unter parla- 
mentariſcher Regierung mit monarchiſcher Spitze, daſſelbe 
Princip in den Einzelſtaaten geltend, letztere jedoch auf ein 
Geringſtes an Selbſtändigkeit zurückgeführt. — Auch hier 
lagen die Mittel klar vor. Vom Mai bis Auguſt 1848 
war die Gewalt ſowohl in der National-Verſammlung 
als in den Einzelſtaaten ganz unzweifelhaft in ihren Hän⸗ 
den. Sie konnten und mußten ihre Verfaſſung verkünden 
und jeden etwaigen vereinzelten Widerſtand niederſchlagen. 
Es geſchah nicht; man wollte den Zweck, aber gebrauchte 
nicht die Mittel. | 

Die Führung der deutſchen Sache kam nun in die 
Hände Derer, die ich die Unioniſten nennen will. Ihr 
Ziel iſt durch den Verfaſſungs-Entwurf vom 26. Mai 
1849 und die gleichzeitigen Anerbieten in Wien bekannt 
genug: ein engerer, nationaler Bundesſtaat und ein wei⸗ 
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terer Bund mit Oeſtreich; Regierungsprincip für das 
Ganze und für die Einzelſtaaten eine repräſentative Mo— 
narchie. — Auch die Mittel ſind klar: Oeſtreich konnte 
keinen Widerſtand leiſten; von den deutſchen Mittelſtaaten 
waren Sachſen und Würtemberg ohne alle Eigenkraft, 
Hannover für ſich nichts, Bayern ohne Oeſtreich ohnmäch— 
tig. Vom Mai bis Auguſt jenes Jahres war Preußen 
durchaus vorwaltend, ſeine Stimme wäre überall gehört, 
ſeine Macht überall beſtimmend geweſen, wenn ſie ohne 
Schranke und Rückſicht im alleinigen Hinblicke auf das 
Ziel angewendet wurde. Es geſchah nicht; man wollte 
nicht jedes Mittel zu dem gewollten Zwecke! 

Es kommt mir hier nicht auf die Unterſuchung an, 
wieviel und was in dieſen drei ſucceſſiven Fällen in das 
Gebiet des Gewiſſens oder der mangelnden Energie fällt, 
und wie ſich dieſe und andere Hemmungen auf die dabei 
wirkſamen Elemente und Perſonen vertheilen. Noch weni— 
ger will ich natürlich dieſe drei Fälle als gleichberechtigt 
betrachten, aber ein Gemeinſchaftliches geht allerdings hin— 
durch. Belehrend genug! Aber ob nicht immer dieſes 
Geſetz ſich geltend macht, ob nicht auch die politiſchen Sy— 
ſteme, die hierauf gefolgt find, gleichen Hinderniſſen ver- 
fallen? 
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Materielle und politiſche Verträge. 


Der hannöverſche Zollvertrag wird als eine große poli— 
tiſche That des heutigen Syſtems geprieſen, ja ſelbſt Viele, 
die mit Recht oder Unrecht das moraliſche Sinken Preußens 
und Deutſchlands ſeit dem Jahre 1850 beklagten, möchten 
gern hierin eine Art von Ausgleichung erblicken. Großer 
Irrthum, wenn nicht ſelbſtbewußte Täuſchung! Verträge 
ſolcher Art können ihren hohen und unläugbaren Nutzen 
für die Finanzen, für die Erleichterung des Verkehrs, und 
manche andere materiellen Vortheile haben, und dieſe ſind 
gewiß nicht gering anzuſchlagen. Aber als politiſche und 
principielle Einigung Deutſchlands, als Erhöhung des 
moraliſchen Einfluſſes Preußens, ſind ſie völlig Null. 
Wer den Geiſt der hannöverſchen Regierung, die Geſin— 
nung feines Herrſcherhauſes, das Weſen der „Stüvianer⸗ 
kennt, kann dies a priori behaupten. Aber auch der Rück⸗ 
blick auf die bisherige Geſchichte des Zollvereines muß den 
Leichtgläubigſten enttäuſchen. Allerdings hegten die Grün— 
der des Zollvereins ſolche Gedanken, aber der wirkliche 
Verlauf hat nicht das Geringſte davon beſtätigt. Die 
Zollvereinsſtaaten haben in den Bundesangelegenheiten 
nach keiner Seite hin eine politiſche Gemeinſchaft darge— 
ſtellt; Preußens politiſcher Einfluß auf dieſe Höfe hat nicht 
allein keinerlei Zuwachs daraus gezogen, ſondern die un— 
ausbleiblichen materiellen Differenzen, die hieraus erwuch— 
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fen, haben unſere Stellung, zumal in Südweſt-Deutſch⸗ 
land, häufig genug beeinträchtigt. Jeder, der mit der in— 
neren Geſchichte der deutſchen Politik in dem Jahrzehnt 
vor 1848 bekannt iſt, wird dies beſtätigt gefunden haben. 
Aus der Zollvereinigung war auch nicht das geringſte po— 
litiſche Band erwachſen; die Handlungen Bayerns und 
Würtembergs, ja auch Sachſens in den beiden letzten Jah— 
ren reichen wohl hin, um zu zeigen, was hierauf in den 
wahren Momenten der Entſcheidung zu zählen iſt. 

Materielle Einigungen fließen ſtets von ſelbſt aus vor— 
hergegangenen politiſchen, und ſind dann gewiſſermaßen 
als Verkörperung der Lebensgemeinſchaft von hohem 
Werthe. Aber ſie ſchaffen nie eine politiſche Einigung, 
ja ſie können ſie im vorkommenden Falle ebenſowohl er— 
ſchweren als fördern. 


Die alte und die neue Welt. 


„Die alte Welt iſt untergegangen, die neue ſteht noch 
nicht,“ ſagte [hen Napoleon auf Helena. Dies iſt nur zu 
wahr; die politiſchen Formen der hinter uns liegenden 
Zeit ſind untergegangen; es iſt unmöglich vor dieſer That— 
ſache die Augen zu ſchließen, und verderblich ſich dagegen 
aufzulehnen, ſei es um die Geſtalt des altſtändiſchen Pa— 
trimonialſtaates oder die des Beamtenregiments wieder 
aufzurichten. 
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Aber die Bauſtücke ſind geblieben, dies iſt eine eben 
ſo große politiſche Thatſache, eine ſolche, die eine entſchie— 
dene Anerkennung und Berückſichtigung fordert. Jeder 
Verſuch des Neubaues, der dieſen Vorderſatz ignorirt, iſt 
allein dadurch ſchon dem ſicheren Mißlingen hingegeben. 
Nur ein politiſcher Bau, in welchem alle wirklich gege— 
benen Beſtandtheile ihre natürliche Stelle finden, und ſich 
mit den neu hinzugekommenen organiſch verbinden, ver— 
heißt Dauer. | 

Die nähere Unterſuchung iſt allerdings bei jedem Lande 
eine andere; man darf ſchlechterdings nicht generaliſiren. 
Für Preußen zähle ich zu den wirklich lebendigen Ele— 
menten des älteren Staates: Die Macht der Krone, den 
Landadel der alten Lande, das Beamtenthum und das ſte— 
hende Heer. | 

Daher zerfielen die Verſuche vom Jahre 1848, weil 
ſie dieſe Beſtandtheile läugneten oder beſeitigen wollten. 

Aber auch ein umgekehrter Verſuch, aus jenen Elemen— 
ten wiederum die ältere Staatsform zu reſtauriren, wird 
nicht gelingen, denn er ignorirt die neuen Elemente und 
Bedürfniſſe des actuellen politiſchen Lebens. 


England und der Continent. 


Der Gegenſatz zwiſchen dem engliſchen Volke und faſt 
allen Continental-Völkern iſt eigentlich noch ſchroffer, als 
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es der Augenſchein zeigt. In Frankreich ſoll erwieſener— 
maßen, und in Deutſchland behauptetermaßen nur der Ab— 
ſolutismus wirkliches Leben haben; ſei es, daß er von 
einem Regenten, von der Volksmaſſe, oder den Kammern 
geübt werde. In England beſteht der Nationalgeiſt eben 
darin, daß er den Abſolutismus in gar keiner Form dul— 
det; der König, das Parlament, die Ariſtokratie, das Bür— 
gerthum, die Gerichte alles dieſes ſind lebendige Elemente, 
aber keines kann nach abſoluter Geltung ſtreben. Immer 
würden die anderen vereinigt ſich dagegen ſchaaren. Ja 
ſelbſt wenn mehrere unter ihnen Hand in Hand gingen, 
abſolute Herrſchaft üben wollten, würde ſich immer noch 
für die übrig bleibenden eine „öffentliche Meinung bilden 
und ausſprechen, und einen Damm ziehen. 


Die altſtändiſche Verfaſſung. 


Wie ſehr mich meine individuellen Neigungen nach der 
altſtändiſchen Verfaſſung hinziehen, ſo konnte ich doch die 
Augen nicht gegen die Erkenntniß verſchließen, daß ſie nicht 
herzuſtellen iſt. Ganz abgeſehen von der allgemeinen Be— 
trachtung über die Unzuläſſigkeit jedes hiſtoriſchen Rück— 
ſchritts, leuchtet auch ein, daß die Beſtandtheile der alt— 
ſtändiſchen Gliederung: Edelleute, Bauern, Bürger in 
jener früheren Bedeutung nicht mehr beſtehen und 
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ebenſo wenig als Gegenſatz in ſachlicher Form: Rittergut, 
Bauerngut, Stadt. 

Wodurch wäre ein durchgreifender Unterſchied zwiſchen 
Rittergut und Bauerngut jetzt zu rechtfertigen? Nicht mehr 
durch die Größe; es giebt ſo kleinen Beſitz der erſten Art, 
daß er gewiß nicht mehr als „großer Grundbeſitz“ bezeich— 
net werden kann. Nicht mehr durch die perſönliche Eigen— 
ſchaft des Beſitzers, da in vielen Landestheilen die über— 
wiegende Zahl dieſes Beſitzes längſt aus den Händen des 
Adels gekommen iſt. Nicht mehr durch das Alter, die Be— 
feſtigung des Beſitzes, da dieſer wie jede Waare, oft durch 
die mannigfachſten Hände gegangen iſt. 

In Summa, ſeitdem die Rittergüter theilbar und je— 
dem Käufer zugänglich ſind, und ſeitdem die Bauern nicht 
mehr unfrei ſind, kann jener Standesgegenſatz nicht mehr 
durchgeführt werden. Es giebt keine durchgreifenden Son— 
derintereſſen für den großen und den kleineren Landbeſitz. 

Ebenſo unhaltbar iſt der ſtändiſche Gegenſatz zwiſchen 
Stadt und Land. Einerſeits haben ſich die Gewerbe auch 
auf das Land gezogen; die Brennerei und Rübenzucker— 
fabrication ſind faſt überwiegend an den großen Landbeſitz 
geknüpft. Andererſeits iſt ein großer Theil der kleinen 
Städte geradezu ackerbauend. Wo bleiben da die ſtändi— 
ſchen Gliederungen? 
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Zur Lehre vom Staate in Preußen. 


Ich will noch einmal meinen Gedankengang über das 
Princip des Staates im Allgemeinen und deſſen Anwen— 
dung auf Preußen in kürzeſtem Umriſſe zuſammenſtellen: 

Der Einzelne iſt ſtets unvollkommner Menſch, abge— 
ſehen von ſeinen individuellen Mängeln, denn er kann 
Vieles an ſich Mögliche mit ſeinen einzelnen Kräften nicht 
verrichten. Die Vereinzelung iſt alſo nicht der Natur- 
zuſtand, wie die Afterphiloſophie des 18ten Jahrhunderts 
wähnte. 

Der Menſch wird demnach erſt vollkommen im Staate. 
Alſo iſt der Staat nichts Willkührliches, ſondern Noth— 
wendiges, nicht Contract, ſondern Organismus. 

Die Aufgabe und Beſtimmung des Staates iſt zu lei- 
ſten, was der Einzelne nicht vermag. 

Die beiden oberſten Begehren des Einzelnen ſind 
Schutz und Förderung. 

Hieraus erwachſen die beiden Richtungen des Staates: 
Schutz des Rechtes und Förderung der Wohlfahrt. 

Sie correſpondiren den beiden Geboten: 

Du ſollſt deinem Nächſten nichts entziehen (nicht 
ſtehlen); 
Du ſollſt deinen Nächſten lieben (fördern). 

Beide Gebote find in das Gewiſſen des Einzelnen ein— 

geſchrieben, und in den Offenbarungen artikulirt. 


v. Radowitz Schriften. IV. 19 
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Im Staate geben ſie die beiden oberſten Normen: Ge— 
rechtigkeit und Ordnung. 


5 = 
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Dies iſt das Weſen des Staates, für alle Völker und 
alle Zeiten daſſelbe. 

Die Art aber, wie jenen oberſten Forderungen ent— 
ſprochen wird, dies beſtimmt die Form des Staates. 

Hier, in den Formen, kommt nun der Wechſel, der 
Uebergang, der Untergang, die Neubildung zum Vor— 
ſchein. 

Die Elemente, aus welchen die jedesmalige Form her— 
vorgeht, ſind aus der Vergangenheit und der Gegenwart 
entnommen. 

In der Vergangenheit wurzeln die Eigenthümlichkeiten 
des Volksſtammes und deſſen geſchichtliche Erlebniſſe. 

In der Gegenwart die materiellen Intereſſen und die 
vorherrſchenden Meinungen. 

Bei dem Urtheile über die angemeſſene Form in einem 
gegebenen Momente kommt es daher auf die Abwägung: 
einerſeits der Verhältniſſe der Vergangenheit zu denen der 
Gegenwart, andererſeits auf das Verhältniß der materiel— 
len Bedingungen zu den Ideen an. | 

Nur diejenige Form, die aus dem Zuſammenwirken 
aller dieſer Elemente geboren wird, iſt die naturgemäße, 
organiſche und daher relativ dauerhafte. 


Das Gewiſſen der Einzelnen und die geoffenbarte 
Wahrheit geben an und für ſich über die Form des Staa— 
tes keinen Aufſchluß, denn es ſind nicht abſolute, ſondern 
durchaus relative und wechſelnde Bedingungen, aus wel— 
chen ſie hervorgehen muß. 

In dieſem Prozeſſe liegt die Entſtehung und das We— 
ſen der heutigen Partheien. Sie repräſentiren immer nur 
eine Seite der Anforderungen; dieſe identificiren ſie mit 
dem Ganzen. Das Relative wird für ſie zum Abſoluten. 

Daß die verſchiedenen Seiten der Aufgabe auch durch 
Menſchen vertreten werden, gewährt unverkennbare Vor— 
theile. Hierin liegt der Nutzen der Partheien, hierin aber 
auch ihre Gefahr, wo ſie zur Herrſchaft gelangen. 
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Wende ich die Vorderſätze auf Preußen an, ſo zeigt 
ſich als die frühere Form der Regierung, ſeitdem Preußen 
in die Reihe der größeren Staaten eingetreten iſt, der Ab— 
ſolutismus nach der Form: Alles für das Volk, nichts 
durch das Volk. 

Er hat zwei Stadien durchlaufen. Zuerſt unter den 
früheren Herrſchern als monarchiſche Alleingewalt. Unter 
den ſpäteren als Beamten-Regiment. 

In den Händen der Beamten lag die Entſtehung der 
Geſetze, ihre Ausführung, das Finanzweſen, das Kirchen— 
und Schulregiment. 

19 * 
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Bei dem Vergleiche aber mit andern abſoluten Staa— 
ten, mit Frankreich, Oeſtreich, Rußland, tritt Preußen in 
ein ſehr günſtiges Licht. Es hat nie eine eigentliche Hof— 
oder Cabinetsregierung im engeren Sinne des Wortes 
gekannt. 

Als Vorzüge ſeiner Organiſation zeigen ſich: 

der Beamtenſtand Jedem zugänglich, kein Nepotis- 
mus, keine Hofintriguen. Daher gewiſſermaßen in 
der Regierung auch eine Vertretung des Geiſtes der 
Zeit, der Volksideen und Bedürfniſſe. 

Die Tugenden des preußiſchen Beamtenſtandes er— 
wachſen hieraus, und aus deſſen Anſchluß an den über— 
wiegend ſoldatiſchen Charakter der Monarchie: Intelligenz, 
Rechtſchaffenheit, Dienſtehre. Preußen war auch in jenen 
Epochen der beſtregierteſte Staat des modernen Europas, 
derjenige, in welchem die Gerechtigkeit und Ordnung die 
größten Bürgſchaften beſaßen. 


* * 
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Dieſes Syſtem iſt in den letzten beiden Jahrzehnten 
des vorigen, und in dem erſten Jahrzehnt des jetzigen 
Jahrhunderts in ſeinen Fundamenten erſchüttert worden. 
Allgemeine und beſondere Urſachen wirkten hierzu zu— 
ſammen. q 

Die allgemeinen liegen in den Ideen, welche das 18te 
Jahrhundert in weiten Kreiſen verbreitete: Selbſtbeſtim— 
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mung des Menſchen — Socialvertrag als Quell des 
Staates — Freiheit und Gleichheit nach den Begriffen 
der Zeit. 

Die beſonderen Urſachen entſprangen aus der Nieder— 
lage des Jahres 1806. Vor aller Augen wurde blos— 
gelegt, daß die Regierung nicht mit dem Volke lebendig 
zuſammenhänge, alſo hülflos ſei, ſobald die Federn der 
Maſchine gebrochen. 

Aus dieſer Erkenntniß gingen die Reformen der Jahre 
1807 bis 1811 hervor, eben ſo viel Einbrüche in das 
frühere Syſtem. 

Die Berufung an die unmittelbaren Kräfte des Volks 
im Jahre 1813 gab die offenkundige Erklärung, daß das 
bisherige Syſtem des Regierungsabſolutismus die Auf— 
gabe des preußiſchen Staates nicht ferner zu erfüllen 
vermöge. 


* . 
* 


Nach dem Siege im Jahre 1815 wurde demunerachtet 
unternommen in die alten Formen und Zuſtände zurückzu— 
kehren. Die inneren Zwieſpälte und Aufregungen in den 
Jahren 1815 bis 1820 zeigten, welche Wirkungen dieſer 
Verſuch hervorbrachte; und dabei kam doch nur der über— 
aus kleinere Theil des Widerwillens zu Tage. Das Volk 
war in ſeinen tiefſten Empfindungen verletzt, mißſtimmt 
und gereizt; es bedurfte nur des Anſtoßes. 

Was hätte ſtatt deſſen geſchehen ſollen? 
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Unumwunden erkennen, daß die alte Staatsform nicht 
wieder herzuſtellen ſei, da ſie in weſentlichen materiellen 
Bedingungen alterirt, und in den herrſchenden Ideen ver— 
klungen war. 

Alſo eine neue Form, aber welche? 

Als oberſtes Princip läßt ſich hinſtellen: das Volk mit 
heranziehen an die Regierung. 

Die beiden ſich hierin zunächſt darbietenden Richtun— 
gen ſind: 

Das Selfgovernment; — die unteren Kreiſe und 
Stufen regieren ſich ſelbſt; der Staat iſt nur die oberſte 
Stufe. 

Das Repräſentativſyſtem; — das Volk als Ganzes iſt 
überall mitregierend. 

Beide Inſtitutionen führen in ihrer abſtracten Con— 
ſequenz zum republikaniſchen Staate. Denn das Extrem 
des erſteren iſt, daß der König nur quantitativ, nicht qua— 
litativ von den Vorſtehern der Gemeinden und Corpora— 
tionen verſchieden iſt. 

Das Extrem des andern macht den Monarchen nur 
zum Präſidenten einer Executivgewalt. 

Beide ſind in Preußen nicht zuläſſig, ohne das Weſen 
dieſes Staates von Grund aus zu zerſtören. 

Preußens Stellung in der Geſchichte ſowohl, als 
in der heutigen Beſchaffenheit des europäiſchen Staaten— 
ſyſtems, iſt nur aufrecht zu erhalten durch ſeine Armee und 
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ſeine Finanzen, nämlich durch ſtrenge Bewahrung deſſen, 
was hiervon vorhanden iſt. 

Beides ſetzt Centraliſation, und erſteres außerdem noch 
ein ſtarkes monarchiſches Centrum voraus. 

Daher war weder das Selfgovernment noch das Re— 
präſentativſyſtem in ihren abſtracten Forderungen in Preu— 
ßen anzuwenden, ſondern der nächſte Weg ging darauf 
hinaus, nach einer Abſtufung und Durchdringung beider 
Richtungen zu trachten. Das Volk konnte an die Regie— 
rung heran-, aber nicht hineingezogen werden. 

Dies war der Gedanke des ſtändiſchen Syſtems, wie 
es im Jahre 1847 verſucht wurde. 

Gelingen konnte dieſer Weg nur, wenn er volles Ver— 
trauen vorfand. 

Aber auch dann ſchwächte die Modification der bis— 
herigen unumſchränkten Regierung zunächſt die intenſive 
Machtſtellung Preußens in Europa. 

Beides, das mangelnde Vertrauen zu erzeugen und die 
momentane Schwächung auszugleichen, hierzu gehört die 
Wiedergeburt Deutſchlands und die innigſte Verſchmelzung 
Preußens damit. | 

Es erheiſcht eine genaue Unterſuchung ob dieſer Weg, 
rechtzeitig und offen betreten, der Revolution von 1848 
vorbeugen und feſten Boden gewinnen konnte. 

Ich bejahe es auch jetzt noch. 


+ + 
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Das Jahr 1848 brachte nicht blos eine momentane Stö— 
rung, ſondern eine weſenhafte Umwandlung der Elemente, 
und zwar im öffentlichen Rechte ſowohl, als in den Ideen. 

Die eben noch als genügend bezeichneten Formen des 
Staates reichten nicht mehr aus; es mußten andere ge— 
funden werden. 

Die Grundlage, auch nachdem die Revolution in ihrer 
äußeren Erſcheinung zu Boden geſchlagen war, konnte jetzt 
nur das conſtitutionelle Princip ſeyn. Die Gründe des 
Rechtes und die Gründe der Vernunft forderten es. 

Soll aber Preußen dieſes Preußen bleiben, ſo muß die 
Anwendung des Princips den gegebenen Bedingungen ent— 
ſprechen. 8 

Parlamentariſche Geſetzgebung, aber keine parlamen- 
tariſche Regierung. 

Eine ſtarke, freie monarchiſche Spitze. Um dieſe zu 
ſichern, reichen die Formen nicht aus; fie dürfen dem We⸗ 
ſen nur nicht entgegenſtehen. Aber es muß der Geiſt hin— 
zukommen: Vertrauen und Erkenntniß von unten, mo— 
raliſche Autorität von oben. 

Die fernere Bedingung des Gelingens war, daß Preu— 
ßen die deutſche Nation wieder in's Leben einführte und an 
ihre Spitze trat. 

Darin lag nach Außen hin die materielle und die mo— 
raliſche Stärkung. Darin auch die innere Kräftigung des 
monarchiſchen Elementes in Preußen ſelbſt. 
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Aus beiden mußte die neue Aera hervorgehen. 

Das Unternehmen iſt geſcheitert. Wiederum ſteht die 
Zukunft tief verhüllt; noch iſt kein Pfad erkennbar, am 
wenigſten für denjenigen, der den Schein von der Wirklich— 
keit zu unterſcheiden weiß. 


Der Kreislauf der Revolutionen. 


Der Geiſt des 18ten Jahrhunderts war die Negation 
des Weſens der Dinge, d. h. desjenigen Ganzen, in wel— 
chem ſich die Idee und die Realität durchdringen. Es ſetzte 
an deſſen Stelle die Forderungen einer blos verſtändigen 
Abſtraction. 

In den politiſchen Dingen zeigte ſich dieſes als dop— 
pelte Tendenz: 

a. Aufgehen der einzelnen Perſönlichkeit im Staate. 
b. Aufgehen der Nationen in der Menſchheit. 

In beiden Forderungen liegt ein Beſtandtheil der 
Wahrheit. Ueber der Exiſtenz der Einzelnen, der Fami- 
lie, der Corporation, ſteht die Exiſtenz des Staates, aber 
als organiſche und gegliederte Gemeinſchaft. Ueber der 
einzelnen Nation ſteht die Menſchheit, aber dieſe geſtaltet 
ſich eben in der hiſtoriſchen Nationalität. Ueber den irdi— 
ſchen und wechſelnden Berechtigungen ſteht überhaupt das 
göttliche und ewige Gebot. Aber nicht dieſes, ſondern die 
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Reſultate des einſeitigen, dürftigen und hierin unwahren 
Menſchenverſtandes werden als oberſte Norm hingeſtellt 
und über jene hiſtoriſchen Bildungen erhoben. 

Der Verſuch das auch äußerlich und gewaltſam hin— 
zuſtellen, was als vorherrſchende Meinung bisher durch 
Lehre und quaſilegale Mittel Geltung erſtrebte, das iſt die 
Revolution von 1789. 

Sie, das heißt ihre äußere Conſolidirung, unterlag 
an der unabweislichen Unmöglichkeit, die konkrete Menſch— 
heit als Abſtractum zu behandeln. Ihre Forderung des 
abſoluten Aufgehens der Individuen hatte ſie durch die 
Schreckensherrſchaft, ihre Forderung nach abſolutem Auf— 
gehen der Nationen in Napoleons Continentalherrſchaft zu 
realiſiren geſucht. Beiden war ziemlich das höchſte Maß 
irdiſcher Gewalt verliehen geweſen, beide brachen dennoch 
zuſammen. 

Den letzten Stoß dagegen gab die Wiederaufrichtung 
des nationalen Elementes. Zunächſt die engliſche Nation, 
dann die ſpaniſche, ja die ruſſiſche Nation; die deutſche 
Nation warf am Schluſſe Napoleon zu Boden. 

Was geſchah nun bei der ſogenannten Reſtauration? 
Sie behielt bei, was aus der revolutionären Lehre für die | 
eigenen Zwecke dienlich erſchien, und verläugnete die gerech— 
ten aber unbequemen Folgerungen aus derſelben Vergan— 
genheit. Eine gänzlich egoiſtiſche, unhiſtoriſche Politik trat 
an die Stelle der überwundenen. 
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Man behielt den abſtracten Staatsbegriff bei, ver— 
warf aber die unmittelbare Volksherrſchaft, ebenſowohl 
wie deren Verkörperung in einem Imperator. Statt deſ— 
ſen wurde der abſolute Staat durch die Cabinette vertre— 
ten und durch das Beamtenthum regiert. 

Man gab der nationalen Forderung keinerlei Erfüllung. 
Nicht blos die alten juriſtiſchen, unhiſtoriſchen Staaten— 
bildungen verblieben, ſondern neue, ähnlicher Art, wurden 
geſchaffen, wie das Königreich der Niederlande. Von Po— 
len und Italien, von einer billigen Löſung dieſer großen 
und gefährlichen Probleme war keine Rede, ja auch nicht 
von Deutſchland, das den Welteroberer bezwungen hatte 
und feinen nationalen Lohn verlangte. Nur Quadratmei— 
len und Seelen als Ziel, nur Protokolle und Verträge 
als Mittel! Der deutſche Bund iſt das Product dieſes 
Gedankens und die Verkörperung der blos negativen Ten— 
denzen. 

Die neue Revolution von 1848 entſprang in Deutſch— 
land aus zwei verſchiedenen Quellen. 6 

Die eine iſt die bloße Wiederholung der Velleitäten 
und Handlungen von 1789. Abſtracte Demokratie, und 
abſtracte Menſchheit. Dieſen Character hat die Parthei 
von Hauſe aus getragen, und durch die weiteren Phaſen 
von 1848 bis 1850 beibehalten; wo ſie ſich der anderen 
Stichwörter bediente, waren es nur Mittel zu ihrem 
Zwecke. 
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Die zweite Quelle aber entſprang aus tiefen Bedürf⸗ 
niſſen. Auf der einen Seite die Forderung nach der Ge— 
ſtaltung des Staates als eines organiſchen Ganzen, in 
welchem die Privatfreiheit neben der Staatsgewalt, das 
Volk neben der Regierung, Vertretung und Berechtigung 
erheiſcht. Ich weiß, wieviel Verkehrtheit und Mißver— 
ſtändniß hierin gemiſcht war, aber im tieferen Grunde 
war dies doch das Ziel der conſervativen Conſtitutionellen. 
Dieſelben waren es auch, die die Forderung des nationa— 
len Staates an die deutſchen Einzelſtaaten ſtellten und als 
höchſtes Ziel verfolgten. 

In dieſen principiellen Kampf miſchten ſich nun die 
reellen Gegenſätze der deutſchen Stämme und die tiefe con— 
feſſionelle Spaltung; beide nahmen den politiſchen Charak— 
ter an. 

Lehnten ſich dieſe an die dynaſtiſchen Hintergedanken 
und Gegenſtrebungen, ja an die oben bezeichneten anti— 
nationalen demokratiſchen Kräfte, ſo ſuchte die national— 
conſtitutionelle Parthei auch ihrerſeits in demſelben Lager 
Verbündete auf. Daran hauptſächlich ging das Werk der 
Frankfurter Verſammlung zu Grunde. | 

Was in Preußen vom Mai 1849 an geſchah, war der 
Verſuch der Vermittelung; es war dies Preußens natür— 
liche Aufgabe, ſowohl die hiſtoriſche, als die politiſche. 
Ebenſo ſieht ſich Oeſtreich auf die entgegengeſetzte hin⸗ 
gewieſen. | 
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Inzwiſchen waren aber alle reactionären Elemente in 
Deutſchland und Preußen wieder erſtarkt; im eigenen La— 
ger der ſtete Abfall, im feindlichen der ſtete Zuzug der 
Genoſſen. Daher die Niederlage. 

Die Reaction hat geſiegt; Deutſchland ſteht wieder auf 
dem Puncte, von dem es 1815 ausging. 


Der preußiſche Katholik. 


Wer der katholiſchen Kirche und Preußen zugleich an— 
gehört, beiden aus vollſter Ueberzeugung und tiefſter Seele, 
der wird vor der Welt einen ſchweren Stand haben. Iſt 
es ihm beſchieden, daß er handelnd eingreifen, daß er in 
großen Momenten mit ſeiner Perſon hervortreten muß, ſo 
wird er dem Argwohne, der Mißdeutung, der Gehäſſigkeit 
auf jedem ſeiner Schritte begegnen. Nicht die ſtrengſte 
Gewiſſenhaftigkeit, nicht die beſonnenſte Vorſicht wird ihn 
ſchützen, vielmehr nur das Mißtrauen ſteigern und ver— 
breiten. 

Allerdings hat dieſe trübſelige Erſcheinung ihren Sitz 
nicht da, wo erkannt wird, was der Kirche und was Preu— 
ßen wahrhaft frommt. Aber wie ſelten iſt dieſe Erkennt— 
niß, wie vereinzelt unter der Maſſe des Irrthums, wie 
verhallend in dem Getöſe des Partheitreibens. Auch die 
höchſten Wahrheiten können als Partheiprogramm aufge— 
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faßt und betrieben werden; ſie verfallen dann dem Geſchicke 
alles Partheiweſens. 

Die katholiſche „Parthei“ wird jenem preußiſchen Ka— 
tholiken vorwerfen, er opfere die Intereſſen der Kirche dem 
Ruhme und der Größe Preußens. Auch diejenigen, die an 
ſeiner kirchlichen Aufrichtigkeit nicht irre geworden, werden 
mindeſtens betrauern, daß er ſich nicht zur Höhe „katholi— 
ſcher Weltanſchauung , erheben wolle oder könne. 

Die preußiſche „Parthei“ wird denſelben katholiſchen 
Preußen verdächtigen, er ſuche ſtatt des Vortheiles ſeines 
Staates nur die Verherrlichung ſeiner Kirche. Sollte 
auch einer von dieſen Anklägern ſelbſt von der Nichtig- 
keit des Verdachtes vollauf Kenntniß haben, er wird im 
Intereſſe der Parthei ſich dieſe bequeme Waffe nicht ver— 
ſagen. 

Die ſonderbarſte Betrachtung aber und zugleich die be— 
lehrendſte für die tiefe Unſittlichkeit dieſer Partheimanöver 
iſt, daß ſich dieſe ſcharf entgegenſtehenden Anklagen nicht 
ausſchließen, ſondern zu demſelben Zwecke vereinigen. Und 
das ſogenannte Publikum iſt in der Sphäre aller Ver— 
dächtigungen belehrungsfähig genug, um nach jeder Seite 
hin ein Ohr zu öffnen und gleichzeitigen Eingang zu ge— 
ſtatten. Man wird eher zu den geheimnißvollſten Combi— 
nationen ſeine Zuflucht nehmen, als zu dem naheliegenden 
Schluſſe, daß eine von beiden Anklagen entſchieden falſch 
ſeyn müſſe. Ich verſteige mich noch nicht einmal zu dem 
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Urtheile, daß beide Anklagen ſchlechthin falſch ſind, denn 
dieſes Urtheil iſt zu einfach, weil es wahr iſt. 


Der Kampf der Extreme. 


Das iſt richtig, die conſtitutionellen Partheien ſind ge— 
genwärtig in einem Zuſtande relativer Ohnmacht. Was 
die altſtändiſche Parthei an jene Stelle als Vermittelung 
zwiſchen den beiden ſtaatlichen Extremen ſetzen möchte, wird 
nie zu Leben gedeihen. Der Abſolutismus in ſeinen beiden 
Formen, als Abſolutismus des Regenten und als Abſolu— 
tismus der Maſſen ſtehen ſich rein und unmittelbar gegen— 
über. So viel iſt allerdings klar: der Kampf iſt dadurch 
vereinfacht, das Schlachtfeld freier, manche Waffe ſogar 
ſchneidender. Iſt dies aber Alles? Die Mittelſtände, der 
Kern der conſtitutionellen Parthei, ſind jetzt mundtodt; 
ſind ſie aber deswegen als verſchwunden anzunehmen? 
Gewiß nicht. Wohin wird ſich die in ihnen verkörperte 
Macht des Beſitzes und der Intelligenz aber wenden, wenn 
der Kampf auf Tod und Leben zwiſchen jenen beiden Ex— 
tremen wieder beginnt? Für Jeden, der außer der For— 
derung der rechtlichen Freiheit auch die der Ordnung als 
unentbehrlich im Staate erkennt, könnte freilich kein Zwei— 
fel ſeyn, wohin er ſich in dem verhängnißvollen Kampfe zu 
ſtellen hätte. Aber es gehört eine hohe Selbſtverläugnung, 
ein gänzliches Abſehen von allem Groll gegen Perſonen 
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und Dinge dazu. Und dieſe Eigenſchaften vereinigen im- 
mer nur Wenige. In ihrer Mehrzahl wird die conſtitu— 
tionelle Parthei in jenem Kampfe ganz paſſiv bleiben, in 
ihrer Minderzahl ſogar mit Hand anlegen an den Sturz 
der Regierungen. 


Die Selbſtvernichtung der Partheien. 


Unter den acht Millionen, die für Louis Napoleon 
votirten, iſt eine Anzahl Solcher, die ſich immer an den 
Quell der Gnaden und Vortheile halten, ein anderer Theil, 
der dem Götzendienſt des Namens Bonaparte huldigt, end⸗ 
lich eine große Zahl ſolcher, die nie wiſſen was ſie thun. 

Dieſe abgezogen, bleibt aber immer ein beträchtlicher 
Reſt, der nicht auf jene Motive zurückzuführen iſt, ſondern 
aufrichtig für Frankreichs Wohlfahrt zu handeln überzeugt 
war. Was iſt deſſen Ideengang? 

Frankreich war oder iſt von einem allgemeinen »ſocia⸗ 
len Kampfe bedroht, von einem Kampfe, bei dem es ſich 
um alle Güter der Welt, um Eigenthum, Gerechtigkeit, 
Ordnung, um alle moraliſchen Grundlagen der Geſellſchaft 
handelt. Um dieſen Kampf ſiegreich beſtehen zu können, 
muß eine wahrhaft ſtarke Regierung vorhanden ſeyn. 
Dieſe Regierung kann unter den vorliegenden Umſtänden 
nur Louis Napoleon ſichern, daher müſſen wir uns zu ihm 
ſchaaren. 
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Die Antwort liegt nahe: Zugegeben Eure beiden Vor— 
derſätze, der vorhandenen Gefahr und der nothwendigen 
ſtarken Regierung. Wodurch aber wird die Regierung 
ſtark? Doch dadurch, daß ſie alle Männer des Rechts und 
der Ordnung mit ſich vereinigt, auf dieſe moraliſche Macht 
ihre phyſiſche Macht ſtützt. Was hat aber ſtatt deſſen 
Louis Napoleon gethan? Er hat die drei wirklichen Par— 
theien der Ordnung: die Legitimiſten, die Orleaniſten und 
die republique honnéte, zertreten; den eigentlichen Conſer— 
vatismus in ſeinen Vertretern zu Boden geſchlagen. War 
das der Weg zu einer ſtarken Regierung in Eurem Sinne? 

Dieſer Einwurf erſcheint uns als unwiderleglich und 
als hinreichend, um die Auffaſſung jener Franzoſen zu ver— 
dammen. Wie aber nun, wenn ſie antworten: Allerdings 
glauben wir, daß Louis Napoleon um eine ſtarke Regie— 
rung zu conſtituiren, jene Partheien die Ihr nennt, vor- 
her vernichten mußte. Mit ihnen war aber gar keine Re— 
gierung möglich, die Frankreichs Wohlfahrt zu ſichern im 
Stande wäre. Jede von jenen Partheien ſuchte nur ſich 
ſelbſt und ihre Zwecke, ihre Wege und Mittel. Sie konn— 
ten nie ein wahrer Verbündeter in einem Kampfe ſeyn, 
den Louis Napoleon allerdings für ſich ſelbſt, aber auch 
für Frankreich führt. Das erſte hätte ſtets überwogen, 
und die Partheien nicht blos zu ſchadenfrohen Zuſchauern, 
ſondern zu inneren Feinden gemacht. Sie mußten zu 
Boden geſchlagen werden, damit dieſer Boden frei würde. 
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Verhält es ſich ſo, und wer kann dies unbedingt ver— 
neinen, ſo liegt hierin zugleich der vollſte Beweis für das, 
was ich über die Partheien unſerer Zeit denke. In ei— 
nem andern, wenn auch nicht jo craſſen Sinne, iſt es in 
Deutſchland vielleicht ebenſo. 


Reviſion der Verfaſſung. 


In gefunden politiſchen Zuſtänden entſtehen die Ver— 
faſſungen wie die Geſetze; ſie ſchaffen nicht das öffentliche 
und bürgerliche Recht, ſondern ſie conſtatiren und präci— 
ſiren es; ſie verhalten ſich zum Leben, wie die Grammatik 
zur Sprache. Daß geſchriebene und beſchworene Conſtitu⸗ 
tionen an und für ſich ohne Wurzel, und daher ohne 
Widerſtandsfähigkeit gegen jedweden Sturm ſeyn können, 
davon haben die letzten Jahre mehr als genügenden Be— 
weis geliefert; der 2te December reicht hierzu allein hin. 

Wie aber nun, wenn die Rechtscontinuität gewaltſam 
unterbrochen worden, wenn der Staat aus ſeinen Fugen 
gehoben worden iſt, und ſeine unentbehrliche Ordnung auf 
neuen Grundlagen wieder aufgebaut werden ſoll und 
muß? Dann kann der Anfang nur mit dem Ende gemacht, 
oder vielmehr zu dem Ende der Anfang geſucht werden; 
die fertigen Normen müſſen hingeſtellt und in dieſe dann 
das Leben eingeführt werden. 
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Ich theile ganz die Anſicht, daß die beliebten allgemei— 
nen Sätze ohne dieſes Leben ſind, in ruhigen Zeiten daher 
überflüſſig, in unruhigen Gefahren bereiten, in entſcheiden— 
den Kriſen todt hinſinken. Und dennoch ſind ſie unver— 
meidlich, wo der organiſche Entwickelungsprozeß in der 
politiſchen Geſchichte zerriſſen worden, wo die neue Staats- 
ordnung nicht als eine fertige, noch weniger als eine be— 
reits erlebte, aus dem Haupte der Zeit hervorſpringen 
kann. Hier hindert nicht, ſondern fördert die geſchriebene 
Conſtitution das Werk der Wiedergeburt, wenn ſie ein 
Volk mit ſeiner Regierung ſo lange zu gemeinſamem Han— 
deln vereint, bis ſie ſelbſt ſich wieder in ihre organiſchen 
Beſtandtheile: die Einzelſtatute, Ordnungen und Geſetze, 
aufzulöſen vermag. 

Aber weder dieſer Gang, noch ein anderer kann ir— 
gend zum Ziele führen, wo nicht die Regierung wahre 
Autorität, Einſicht und Vertrauen beſitzt, um das Werk 
zu vollbringen. Wie ſie dieſe erwirbt, das iſt die tiefe 
Frage, die in jeder Zeit eine beſondere Antwort erheiſcht. 

Diejenigen aber, die jetzt ohne Rückſicht darauf, ob den 
oberſten Bedingungen wirklich genügt iſt, vorgehen wollen, 
geben den gefährlichſten Rath. Daß es ihnen eben nur 
darauf ankäme, die beſtehende Verfaſſung zu vernichten, 
darf nicht angenommen werden. Niemand wird blos eine 
Bahn eröffnen wollen zu zerfleiſchenden Kämpfen. Ebenſo, 
daß ſie verblendet genug ſeien zu wähnen, es gäbe wirklich 
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jetzt ein Geſammtbewußtſein, aus dem als Quelle für das 
neue Verfaſſungsrecht zu ſchöpfen ſei, ja als beſtehe nur 
in irgend einem Hauptpuncte genügende Uebereinſtimmung 
in den Vorderſätzen und genügende Autorität zur Aus— 
führung. 

Alſo müſſen ſie annehmen, es reiche hin, die ihnen 
verhaßte „Conſtitution“ wegzuräumen, damit auf dem 
freigewordenen Boden das Alte wieder zum Leben erſtehe. 
Aber welches? Soll vor 1848, vor 1806, vor die eben- 
falls allgemeinen Sätze des Landrechts zurückgegangen 
werden? 

Es giebt einen gefährlichen, politiſchen Aberglauben, 
der das politiſche Leben als unzertrennlich von dem Vor— 
handenſein einer formulirten Verfaſſungsurkunde wähnt, 
aber einen eben ſolchen, der es als unvereinbar mit einer 
ſolchen betrachtet. 


Unabhängigkeit und Parität. 


Nichts iſt belehrender, als die letzte Verordnung der 
engliſchen Regierung, durch welche ſie Prozeſſionen und 
das öffentliche Tragen des Prieſtergewandes unterſagt. 
Hier kann man mit Händen greifen, daß die Unabhängig— 
keit der Kirche vom Staate zu deren wahrhafter Befreiung 
nicht genügt, ſondern daß hierzu noch die andere Bedin— 
gung kommen muß: die Ablegung des confeſſionellen 
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Charakters Seitens des Staates. Was man unter recht— 
licher Unabhängigkeit verſteht, deſſen genießt die katholiſche 
Kirche in England mehr als ſonſtwo in Europa, aber weil 
der Staat dort als ein proteſtantiſcher ſich gerirt, und es 
auch verfaſſungsmäßig iſt, ſo erfolgen ſolche tyranniſche 
Anordnungen, wenn auch in conſtitutionellſter Form. 

Das bloße Paritätsprincip genügt nicht, denn hierbei 
iſt der Staat nicht gehindert, die ganze Zuchtruthe des ſo— 
genannten Staatskirchenrechts zu handhaben. Aber eben 
ſo wenig genügt das bloße Unabhängigkeitsprincip der 
Kirche gegenüber, ſondern der Staat muß den confeſſio— 
nellen Charakter ablegen, und das ſeyn wozu er eingeſetzt 
iſt: der Schutz der weltlichen Ordnung unter den Menſchen. 

Was dagegen eben jetzt eine Parthei vorbringt, iſt So— 
phism und Schwindelei. 


Form und Weſen. 


Was ſind die Gegenſtände der Verfaſſungskämpfe weit 
und breit? Ob geſchriebene Conſtitution oder traditionelle, 
ob ſtändiſche Zuſammenſetzung oder allgemeine Wahlen, 
ob eine oder zwei Kammern, ob Zuſtimmung oder blos 
Beirath, ob blos Steuerbewilligung oder auch Steuerver— 
weigerung, u. ſ. w. u. ſ. w. 

Alles dieſes ſind gewiß wichtige Fragen und Stoff zu 
ernſtlichen Verſchiedenheiten in Auffaſſung und Durchfüh— 
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rung. Immer aber doch blos Form im Verhältniß zum 
Weſen; der Gegenſatz liegt weit tiefer. 

Sobald es feſtſteht, daß in einem Staate eine Ver— 
ſammlung zuſammentritt, die als Organ des Landes und 
Volkes gelten darf und ſoll, und daß dieſe ihre Anſichten 
frei kundgeben kann, fo iſt die Hauptſache, das Weſen, be- 
reits begründet. Einem Verlangen oder einer Weigerung 
die auf dieſe Weiſe als beſtimmte Meinung des Landes 
und Volkes wirklich kund gegeben iſt, kann in Deutſchland, 
insbeſondere in Preußen, auf die Dauer keine Regierung 
widerſtreben. Wie die Verſammlung im beſonderen zu— 
ſammengeſetzt iſt, auf welche mehr oder minder verbindende 
Beſtimmungen der Verfaſſung ſie ſich ſtützt, welche formelle 
Befugniſſe der Regierung dagegen zuſtehen, Alles dieſes 
ſind immer nur Nebenpuncte. Im weſentlichen ſteht ſo— 
fort feſt, daß neben einer ſolchen Inſtitution eine abſolute 
Regierung, eine ſolche, die nur aus ſich ſelbſt, aus dem 
Regenten und ſeinen Beamten die Motive ihrer Handlun— 
gen ſchöpft, geradezu unmöglich iſt. Die Regierung iſt 
auf Uebereinſtimmung mit der »öffentlichen Meinung 
hingewieſen; ſie kann dieſer in kleineren Dingen, und auf 
gewiſſe Friſten hin, widerſtreben, in größeren aber und 
auf die Dauer hinaus, muß die Gemeinſchaft immer wie— 
der geſucht und gefunden werden. 

Allerdings müſſen mehre Bedingungen zuſammentref— 
fen, damit dieſer politiſche Zuſtand Realität habe. Es ge- 
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hört dazu ein Land und Volk von gewiſſer Beſchaffenheit, 
und eine Inſtitution, die kein Trug, ſondern in ſich Wahr— 
heit iſt. 

Die erſte Bedingung mangelt ganz in einem Staate, 
wie Rußland; dort kann der Kaiſer wirklich annehmen, 
daß er das Volk allein vertrete, und daher Niemandes Zu— 
ſtimmung bedürfe. In Oeſtreich will man auf Aehnliches 
hinaus oder wieder zurück; für einzelne Theile der Mo— 
narchie iſt dies jedoch ein der Natur der Dinge und der 
Rechtsgeſchichte widerſtrebendes, daher verderbliches Be— 
ginnen. 

Die zweite Bedingung erheiſcht, daß die Verſammlung, 
wie auch ſonſt ihre Zuſammenſetzung und Berechtigung be— 
ſchaffen ſei, eine Wahrheit, keine Lüge iſt. 

Letzteres wird ſie entweder dadurch, daß ihre Glieder 
nur Menſchen ſind, die die Regierung bezeichnet und be— 
fehligt. Darauf läuft die neue Kurheſſiſche Verfaſſung bei 
der Mehrzahl hinaus, und ähnliche werden nachfolgen. 

Oder man fügt auch noch die Vorſicht hinzu, daß eine 
ſolche Verſammlung ihre Anſichten weder frei noch öffent— 
lich auszuſprechen vermag. Dies iſt das Verfahren Louis 
Napoleons. 

Dann allerdings bleibt der Abſolutismus unbehindert 
von ſolchem Truggebilde, und er wird ſein Werk an 
ſo lange es eben geht. 
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Die Strömungen, 


Wer ernſt und unbefangen in den Hergang der Zeiten 
blickt, der muß ſich ſagen, daß gewiſſe Strömungen hin- 
durch gehen, deren Anläſſe allerdings ziemlich vollſtändig 
zu bezeichnen ſind, deren weiterer Verlauf aber einen vom 
individuellen Wollen und Thun unabhängigen Naturprozeß 
darſtellt. 

Im Jahre 1848 waltete die Richtung gegen das „Be— 
ſtehende , vor, ſowohl im Einzelnen, als im Ganzen. Ich 
habe die demokratiſchen ſowohl als die nationalen Beſtand— 
theile, das Berechtigte und das Schlechte dabei genugſam 
betrachtet und mir deutlich zu machen geſucht. | 

Jetzt ift die entgegengeſetzte Strömung vorwaltend, die 
daher allerdings die reactionäre genannt werden kann. 
Von Portugall durch Spanien, Frankreich, Belgien, Eng- 
land, Italien, Deutſchland, Oeſtreich hindurch zieht eine 
Gewalt, die hier in die altſtändiſche Richtung, dort in den 
Patrimonialſtaat, anderswo in den nackten Cäſarismus 
hineindrängt. 

Wer kann und will verkennen, daß hier ein allgemei- 
nes Geſetz thätig iſt, dem man mit Schelten und Aergern 
über Einzelnes und Einzelne nicht beikommt? 

Dieſe Betrachtung richtig gefaßt, ſchirmt vor manchen 
Täuſchungen. Wer im Jahre 1848 die Länder Mittel- 
europa's durchzog, der mußte glauben, das ganze Men— 
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ſchengeſchlecht fei in dieſen Landen von einer demokratiſchen 
Raſerei befallen worden, und die Bedingungen der Au— 
torität auf immer, oder wenigſtens auf lange hinaus zer— 
trümmert. Wer jetzt dieſe europäiſche Tour macht, der 
kann zu der umgekehrten Meinung kommen, daß überall 
nur die dynaſtiſchen Intereſſen und Gedanken lebendig, 
und im Alleinbeſitze der Zukunft, ſo daß die entgegenſte— 
henden Intereſſen und Leidenſchaften völlig verklungen 
ſeien. Keines von beiden iſt wahr, aber die Strömung, 
die allein ſichtbare, täuſcht über den wirklichen Beſtand. 

Dieſe Betrachtung führt überall zu dem Weſen der 
Dinge hin, und lenkt von den Perſonen ab. Sie mindert 
den Aerger, aber mehrt die Trauer. 


Die preußiſche Verfaſſung. 


Ich erkenne in der preußiſchen Verfaſſung mehrfache 
Mängel, und wünſche, daß dieſe zur richtigen Zeit und im 
gerechten Wege gehoben werden mögen. 

Aber ich frage: welche heilſame Maßregel iſt in den 
verwichenen drei Jahren durch jene mangelhaften Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen gehindert worden? Ich ſehe nur um— 
gekehrt, daß manches Schädliche durch die Verfaſſung 
nicht gehindert worden iſt. 

Ich frage ferner: welches politiſche Gift iſt ſeither aus 
dem Wirken der Verfaſſung in das Volk gefloſſen? Ich 
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ſehe umgekehrt nur, daß eben durch deren Handhabung die 
Meinung nach manchen Richtungen hin einen reactionä— 
ren Umſchlag erfährt. 

Eine Regierung kann kräftig und ſegensreich regieren 
mit jeder Verfaſſung, ſobald ſie wahre Autorität hat. 
Ohne dieſe regiert ſie ſchlecht mit jeder Verfaſſung. Es 
iſt dies kein vitiöſer Cirkel, wie man wähnen könnte, denn 
die Verfaſſung an und für ſich kann die Autorität weder 
erzeugen noch hindern. 


Sieg und Niederlage der Partheien. 


Politiſche Partheien ſind nur geſchloſſen und einig, 
wenn ſie kämpfen und ſo lange ſie kämpfen. Nach erlang— 
tem Siege zerfallen ſie in ſich, begreiflich genug, weil dann 
die Theilung des Errungenen und hiermit die Intereſſen 
der Perſonen in erſte Linie treten. 

Sie zerfallen aber auch nach gänzlicher Niederlage, 
und zwar in demſelben Maße als dieſe nur eine geringe 
und entfernte Ausſicht auf glücklichere Zeiten übrig läßt. 
Dies iſt die Geſchichte aller Emigrationen, wo die unglück— 
lichen Verbannten ſich heftiger unter einander anfielen als 
ihre Gegner. Dies iſt auch die Geſchichte der heutigen 
Demokratie. 

Daher ſagte in den Jahren, welche dem Ruſſiſchen 
Aufruhr von 1825 vorhergingen, Murawiew ſehr richtig: 


3 315 » 


keine Verſchwörung hat einen Sinn, wenn ſie nicht ein 
wahres und greifliches Ziel vor ſich hat. Sonſt iſt ſie ſtets 
der eigenen Sache verderblich, und man laſſe ſtatt deſſen 
die Zeit und Stimmung walten. 

Aus dieſer Betrachtung geht ein ſehr bedeutungsvoller 
Unterſchied zwiſchen den politiſchen Partheien und den reli— 
giöſen Secten hervor. Letztere werden in dem Maße ſtark, 
kräftig und feſtgeſchloſſen, als ſie erliegen und leiden. Nur 
im Siege folgen auch ſie dem Geſchicke der politiſchen Par— 
theien; ihre Spaltungen gehen dann aber mehr aus den 
Subdiviſionen der Meinungen, als aus den Strebungen 
der Führer hervor. 


Die Erſcheinungen des Staates. 


Der Gegenſatz der heutigen Zeit iſt und bleibt: Ab— 
ſolutismus oder Conſtitution. Nur muß man Worte und 
Begriffe dabei richtig auffaſſen. Statt deſſen, wie neuer— 
dings wieder verſucht worden, die Gegenſätze der Zeit nur 
als Königthum von Gottes Gnaden und Revolution zu be— 
zeichnen, iſt entſchieden falſch. Allerdings iſt die Frage, ob 
die Obrigkeit ihre Gewalt im Namen Gottes oder des 
Volkes übt, eine überaus tiefe, aber für die Wirklichkeiten 
in den politiſchen Kämpfen der Gegenwart iſt ſie nicht 
allein beſtimmend, ſondern für das Bewußtſein der un— 
ermeßlichen Mehrzahl eher latent. Der practiſche Ge— 
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genſatz bleibt, ob die Gewalt der Regierung eine verfaſ— 
ſungsmäßig beſchränkte oder eine unbeſchränkte ſei. Erſtere 
kann beſtehen mit dem Königthum von Gottes Gnaden wie 
in England; letztere kann fundirt ſeyn in dem Königthum 
von Volkes Gnaden wie in Frankreich. 

Die verfaſſungsmäßigen Schranken der Regierungen 
können in ſehr mannigfaltiger Art daſtehen. Daß man 
den Begriff: conſtitutionell ſo eng gefaßt und mit einer 
einſeitigen Theorie identificirt hat, dies iſt ein großes Un— 
glück. Conſtitutionell iſt eine Regierung, deren Befugniſſe 
dem Lande gegenüber feſt geregelt ſind, ſo daß die gegenſei— 
tige Stellung von keinem Theile verletzt und nur mit ges 
genſeitiger Zuſtimmung verändert werden kann. Wie weit 
die Befugniſſe jedes Theiles dabei reichen, wie ſie von der 
Regierung ausgeübt werden, wie und durch wen das Land 
ihr gegenüber ſeine Rechte wahrt, das ſind die Beſonder— 
heiten. Dieſe ſind von Zeit und Volk abhängig, Producte 
der inneren und äußeren Geſchichte des Landes. 

Dem gegenüber ſteht die abſolute Regierung. Sie 
ruht entweder auf dem Familien- und theokratiſchen Prin— 
cipe, oder auf dem factiſchen Beſitze der unzweifelhaften 
Gewalt, dieſe ſtütze ſich nun dabei auf das präſumirte 
Gemeinwohl oder blos auf die Militär- und Polizei- 
macht: Patrimonialſtaat, Cäſarismus — Rußland iſt am 
meiſten erſteres, Frankreich letzteres; Oeſtreich ſteht zwi— 
ſchen beiden, möchte erſteres ſeyn, iſt aber jetzt letzteres. 
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Meine Ueberzeugung geht einfach dahin, daß alles 
Scheines vom Gegentheil ungeachtet, die Zukunft der eu— 
ropäiſchen Staaten dem Verfaſſungs-Principe gehört. 
Aber überall gehörig der beſondern Aufgabe ſich anſchlie— 
ßend und individualiſirt! 


Die Schwäche der conſtitutionellen Parthei. 


Wie Viele glaubten, daß in der conſtitutionellen Staats— 
form bereits der Abſchluß für die politiſchen Kämpfe und 
Krämpfe in Deutſchland gefunden und befeſtigt ſei! Wer 
aber lernen will, daß nicht die Form, ſondern der Geiſt 
allein es iſt, der die Erſcheinungen des politiſchen Lebens 
beſtimmt, der betrachte den wirklichen Zuſtand der Gegen— 
wart, und zwar möge er ſich dabei völlig auf den Stand— 
punct des „eigentlichen Conſtitutionalismus ſtellen. 

Die große Mittelparthei die in allen Verſammlungen 
ſtets die Mehrzahl ausmachen wird, ſtand am Ende des 
Jahres 1850 einer ſehr ſchwierigen Wahl gegenüber. Trat 
ſie entſchieden und offenſiv gegen das Perſonal und das 
Syſtem der Regierung auf, ſo mußte ſie annehmen daß 
daraus der Uebergang in die Hände der äußerſten Reac— 
tionsparthei, und in deſſen Folge ein offener Bruch mit der 
Verfaſſung folgen werde. Die Leiter der Mittelparthei ha— 
ben dieſe Verantwortung nicht auf ſich nehmen wollen; ſie 
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haben zwar ihre Mißbilligung des eingeſchlagenen Weges 
an den Tag gelegt, aber nicht allein keine Folgen daran 
geknüpft, ſondern dem Fortgange in dieſer Richtung ſelbſt 
Vorſchub geleiſtet. 

Die Gefahr, die von ihrem Standpuncte aus hier— 
durch auf der einen Seite vermieden wurde, iſt aber auf 
der anderen in demſelben Maße hervorgetreten. Die au— 
genfällige Thatſache, daß ein politiſches Syſtem, das nach 
Innen und Außen mit den allgemeinen Wünſchen und Ge— 
fühlen im Widerſpruche ſtand, dennoch ſeinen Weg unge— 
ſtört verfolgen konnte, lieferte für die Mehrzahl der Zu— 
ſchauer den unzweifelhaften Beweis von der Ohnmacht des 
ganzen conſtitutionellen Princips. 

Der Rückſchlag auf die öffentliche Meinung iſt nicht 
ausgeblieben. Außer den leicht zu unterſcheidenden Kund— 
gebungen der Parthei der Contrerevolution haben ſich auch 
in der Preſſe und den Adreſſen Stimmen genug erhoben, 
die von dem Ekel an den vorhandenen Zuſtänden bis zu 
verbitterter Verachtung der Staatsform hingetrieben wor— 
den, aus welcher ſie ihrer Meinung nach erwachſen ſind. 
Das conſtitutionelle Syſtem hat in der Meinung der Ge— 
genwart einen tiefreichenden Stoß davongetragen. 

Aehnliches iſt ungefähr überall in Deutſchland vorges 
kommen. Die Regierungen der Mittelſtaaten, ſelbſt mans 
cher kleineren, ſind ungehemmt auf Wegen fortgeſchritten, 
auf denen ſie ohne allen und jeden Zweifel die unermeßliche 
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Mehrzahl der Staatsangehörigen durchaus gegen ſich hat— 
ten. So iſt der deutſche Bundesſtaat zu Grabe gegangen, 
die ſchlimmen Zeiten des Polizeiregimentes wieder neu be— 
lebt worden, ſo ſteht Deutſchland jetzt vielleicht vor der Zer— 
trümmerung des Zollvereins, an den ſich die dringendſten 
und wichtigſten Intereſſen eben in den Ländern knüpfen, 
deren Regierungen ſich ohne Rückſicht darauf an die ent— 
gegengeſetzte Politik gekettet haben. 

Iſt aber dies eine Erſcheinung welche Dauer ver— 
ſpricht? Wird wirklich dasjenige, was der conſtitutionellen 
Meinung abfällt, dagegen der abſolutiſtiſchen zuwachſen 
und dieſer ein dauerndes Leben verbürgen? 

Die Zahl der wirklichen Convertiten iſt gering. — 
Eine weit größere der früheren Conſtitutionellen iſt aller— 
dings in ſtumpfe Gleichgültigkeit verſunken oder vielmehr 
in fataliſtiſche Hingebung. Aber dies iſt keine geſunde, 
keine haltbare Stimmung; es iſt ein Betäubungsſchlummer 
aus welchem das Erwachen nicht ausbleibt. — Noch ein 
Theil endlich geht entſchieden in das demokratiſche Lager 
über, wenige wohl nur aus wirklichem Ueberzeugungswech— 
ſel, viele aber aus Rachegefühl oder aus dem Gedanken, 
daß nur auf dieſem Wege der gemeinſame Feind zu über— 
winden ſei. 

Wenn nun ein Moment des Wechſels herankommt, ſei 
es woher es wolle, wie dann? Wo iſt die große, durch 
Zahl und bürgerlichen Einfluß mächtige Parthei, die ſich 
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vom April 1848 an zwiſchen die Throne und deren re— 
publikaniſche Beſtürmer ſtellte? 

Was man auch urtheilen möge von dem Werthe oder 
Unwerthe jener „altliberalen“ Parthei, die es eben hier— 
durch möglich machte, daß die monarchiſche Ordnung durch 
ſtärkere Hände wieder aufgerichtet werden konnte, wieviel 
Dank oder Undank ihr dafür gebühren möge, — daß ſie 
in kommenden Zeiten nicht wieder aufzufinden ſeyn wird, 
bleibt eine ernſthafte Betrachtung. 


Zweifel und Wünſche. 


Die verbrecheriſchen Gewaltthaten des Jahres 1848 
hatten das politiſche Gebäude von Deutſchland in Trüm— 
mern geſchlagen. Als nun die Regierungen wiederum zur 
Kraft gelangten, da trat Allen, welche die Hand anzulegen 
hatten die Frage entgegen, was zu thun ſei: 

um eine neue rechtliche Ordnung aufzurichten, und: 
um die Wiederkehr ſolcher Kataſtrophen zu verhüten. 

Für diejenigen, welche ſich von den Partheifeſſeln 
wahrhaft freigemacht, fiel die Antwort dahin aus: 

in den Einzelſtaaten eine verfaſſungsmäßige Ordnung 
aufzurichten, welche die Rechte der Regierung und 
der Regierten feſt abgränze; 

in dem Geſammtdeutſchland einen Bundesſtaat herzu— 
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ſtellen, der der Nation gewähre, was die Einzelſtaa⸗ 
ten nicht vermögen. 

Beides jedoch mit ſorgſamſter Bewahrung der hiſtori— 
ſchen und organiſchen Grundlagen, daher: 

mit voller Sicherung der Autorität der Kronen; und 
mit Aufrechthaltung der Sonderthümlichkeit in Stäm⸗ 
men und Staaten. 

Dies war der Weg, der 1849 und 1850 betreten 
wurde. Es kommt hier nicht darauf an, zu erörtern, wes— 
halb und woran er geſcheitert iſt; dies gehört der Ge— 
ſchichte an. | 

Nach dem Falle dieſes politiſchen Syſtems hat das an 
ſeine Stelle getretene zunächſt ſich zum Ziele geſetzt, die 
früheren Zuſtände in den Einzelſtaaten und dem Bunde 
aus den Trümmern wieder aufzurichten. 

Nächſt dieſer reſtaurirenden Aufgabe wirken ferner zwei 
Geſichtspuncte beſtimmend: 

die Gefahr des Wiederauftretens der Demokratie; und 
die Gefahr einer franzöſiſchen Invaſion. 

Durch dieſe Geſichtspuncte wird die innere und äußere 
Politik der meiſten Cabinete im Weſentlichen beſtimmt. 

Zu bedenken bleibt dabei: 

ob auch unter obigen Vorausſetzungen, der eingeſchla— 
gene Weg wirklich der richtige zur Abwehr jener Ge— 
fahren ſei; 

ob, wenn dieſes der Fall, die Aufgabe der Zukunft hier— 

v. Radowitz Schriften. IV. 21 
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mit gelöft ſei, da jene beiden Vorderſätze rein negati- 
ver Natur ſind. 

An Beiden iſt geſtattet zu zweifeln. Aber es iſt nicht 
geſtattet das Mißlingen zu wünſchen oder gar zu beför— 
dern. Jeder wahre Patriot ſoll ſich von ſeinen Sympa— 
thien und Antipathien für Perſonen und Meinungen frei 
machen, und allein den Nutzen und Schaden ſeines Landes 
zum Maßſtabe ſeiner Wünſche machen. 


Die Bedingungen jeder Regierung. 


Zwei Bedingungen beſtehen für jede Regierung: daß 
ſie rechtmäßig ſei, und daß ſie Autorität beſitze. 

Die erſte, damit ſie aus Gottes Ordnung hervorge— 
gangen ſei, die zweite, damit ſie Gottes Ordnung unter 
den Menſchen handhaben könne. 

Die erſte, die Obrigkeit von Gottes Gnaden, fällt 
nicht mit dem Begriffe der unumſchränkten Herrſchaft zu— 
ſammen. Die engliſche Krone iſt, ich wiederhole es, von 
Gottes Gnaden, aber beſchränkt. Louis Napoleon iſt von 
Volkes Gnaden, aber unumſchränkt. 

Die zweite, die Autorität, erwächſt aus Macht und 
Vertrauen. Die Macht iſt erforderlich um den Gehorſam 
zu ſichern, die Furcht als die erſte Stufe zur Ehrfurcht. 
Allein genommen, ohne das moraliſche Element ſchafft ſie 
aber keine Obrigkeit, ſondern nur einen Cäſarismus. 


Das Vertrauen beruht auf der Zuverſicht des Landes 
in die Weisheit, Ehrenhaftigkeit und Feſtigkeit der Re— 
gierung. 

Alles Andere iſt nur Form, nicht Weſen der Regie— 
rung. Dieſe Formen ſind nicht weſentlich, aber auch nicht 
gleichgültig; ſie müſſen ſtets aus den gegebenen Realitäten 
herauswachſen, nicht aus den Leidenſchaften des Augen— 
blicks oder aus Doctrinen. 


Der Mangel an Krieg. 


Unter den beſtimmenden Urſachen des Ganges der 
neueren europäiſchen Geſchichte ſteht oben an, daß ſeit 
1815 kein großer Krieg dieſen Welttheil bewegt hat. Sie— 
ben und dreißig Jahre ſind verfloſſen, ſeitdem Europa nach 
dem Sturze des Eroberers ſich zu einer Ruhe begeben hat, 
die auch die ſtärkſten Anläſſe nicht zu ſtören vermochten. 

Die Thatſache iſt ebenſo unbeſtreitbar als ihre inneren 
Gründe ſchwierig darzulegen, ihr Einfluß dagegen unab- 
ſehlich iſt. 

Alle europäiſchen Großmächte ſind gleichmäßig dieſem 
Wege gefolgt: wie entſchieden auch ihre höchſten politiſchen 
Intereſſen dabei gefährdet werden mochten. England hat 
1823 die franzöſiſche Intervention in Spanien, und zwan⸗ 
zig Jahre ſpäter dort die orleaniſchen Heirathen ohne Wi— 
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derſtand ergehen laſſen. Frankreich hat 1840 den äußer⸗ 
ſten Bankerutt ſeiner Pläne und Abſichten in der orientali⸗ 
ſchen Kataſtrophe hingenommen. Beide Weſtmächte gingen 
in der krakauiſchen Sache nicht über wirkungsloſe Pro- 
teſtationen hinaus. Oeſtreich hat der conſequenten, raſt⸗ 
loſen Unterwühlung des türkiſchen Reiches und der ruſſi⸗ 
ſchen Bewältigung der Donau⸗-Lande keine Schranke geſetzt. 
Oeſtreich, Preußen und England ſtellten der franzöſiſchen 
Invaſion in Belgien 1832 nichts entgegen. Alle Oſt⸗ 
mächte zuſammengenommen ließen zuletzt ruhig geſchehen, 
daß das ihnen feindliche Princip in der Schweiz ſich eine 
Citadelle anfrichtete. 

Jeder dieſer Anläſſe und noch zehn andere gering— 
fügigere, ja ſchon die bloßen Wechſel in der politiſchen 
Gruppirung, hätten im 18ten Jahrhundert internationale 
Kriege hervorgerufen. Daß ſie ſtatt deſſen ziemlich vermie⸗ 
den oder umgangen worden ſind, iſt dies unbedingt als 
ein Vorzug unſerer Zeit, als ein Gewinn für die Menſch⸗ 
heit zu betrachten? Ich beantworte die Frage entſchieden 
mit Nein! Le diable n'y a rien perdu und Elihu Burritt 
hat nichts dabei gewonnen. 

Der Kampf mit den Waffen, die Schlichtung der Zer- 
würfniſſe durch die Gewalt, alſo der Krieg, iſt ganz ebenſo 
naturgemäß in dem Weſen des gefallenen Menſchen be= 
gründet, als der Frieden. Wird er von dem äußeren Ge— 
biete hinweggewieſen, ſo entbrennt er auf dem inneren; an 
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die Stelle des Krieges mit dem fremden, tritt der Krieg 
mit dem inneren Gegner, die Revolution. 

Wir werfen dem 18ten Jahrhundert ſeine äußeren 
Kämpfe vor, es kann darauf mit unſeren inneren antwor- 
ten. Was hat Spanien und Portugall 1820 und ſeitdem 
in zehnfacher Geſtalt erlebt? Was Frankreich dreimal in 
den 21 Jahren von 1830 bis 1851? Was Italien 1820 
und 1848? Die Schweiz 1847 und ſchon vorher? Was 
Deutſchland 1848 und 1849? Was Oeſtreich in Ungarn, 
der Lombardei, Siebenbürgen und den Erblanden 1848 
und 1849? Was Polen 1830, 1846 und 1848? Was 
Schleswig-Holſtein? Was ſelbſt Rußland 1825? 

Wo die Waffen der Großmächte in dieſem ganzen Zeit— 
raume innerhalb Europa, aber außerhalb ihrer eigenen 
Grenzen auftraten, waren es ſtets nur Interventionen in 
dieſer Richtung. So Frankreich in Spanien, Oeſtreich in 
Mittel- und Unter⸗Italien, Rußland in Ungarn, Preußen 
in Sachſen und Baden. Kaum könnte für den ruſſiſch⸗ 
türkiſchen Krieg 1828 und 1829 eine Ausnahme ange— 
nommen werden, und auch dieſer iſt der griechiſchen Bewe— 
gung verwandt. 

Wer kann ſagen, wie viele von jenen das Leben der 
Völker unendlich tief zerrüttenden inneren Kämpfen unter⸗ 
blieben wären, wenn nicht der äußere Krieg als das allei— 
nige Uebel angeſehen und um jeden Preis bei Seite ge— 
ſchoben worden wäre? Keine von allen Streitfragen, die 
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aus dem Zuſammenleben der Menſchen ſtets und unab- 
weislich erwachſen, iſt gelöſt; ſie ſtehen alle noch da, rieſen— 
groß, die inneren wie die äußeren. 

Europa wird ſeine dauernde Neugeſtaltung erſt am 
Ende eines welterſchütternden Krieges finden. Nur dieſer 
kann das blinde verderbliche Treiben der politiſchen Par⸗ 
theien enden und zugleich die partikulariſtiſche Selbſtſucht 
brechen. Bis dahin leben wir nur in Proviſorien. 
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